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Das zukünftige Einkommensteueraufkommen hängt außer von der Ausgestaltung 
des Steuersystems auch von der zahlenmäßigen und strukturellen Entwicklung 
der Bevölkerung ab. Anders als die Problematik der langfristigen Finanzierbarkeit 
der sozialen Sicherungssysteme wurde die Entwicklung des Steueraufkommens 
aufgrund des demographischen Wandels bisher kaum thematisiert. Ausgangspunkt 
der Arbeit ist daher die Darstellung der Entwicklung von Demographie und 
Erwerbsbeteiligung in Deutschland. Dafür werden neben den Determinanten der 
Bevölkerungsentwicklung (Geburtenrate, Lebenserwartung, Zuwanderung) auch 
Definitionen zur Messung der Erwerbsbeteiligung untersucht. Auf dieser Basis erfolgt 
eine Analyse der Steueraufkommens- und Verteilungswirkungen verschiedener 
aktueller Steuerreformvorschläge. Dabei kommt ein Mikrosimulationsmodell und 
die Methode der Generationenbilanzierung zur Anwendung.
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Einleitung 

1 Einleitung 
Seit es Steuern gibt, wurden wieder und wieder Reformvorschläge vorgelegt, die das 
Steuersystem einfacher und gerechter gestalten sollten. Was dem Steuerzahler aber 
unter diesem Leitbild schmackhaft gemacht wurde, führte im Ergebnis häufig zum 
schlichten Gegenteil der Intention: Das deutsche Steuersystem hat sich zu einem der 
kompliziertesten Steuersysteme weltweit entwickelt. Dieses Dickicht zu entflechten 
war bereits 1998 erklärtes Ziel der damals neu gewählten rot-grünen Bundes-
regierung. Durch eine entsprechende Steuerpolitik sollte neben Transparenz vor 
allem Wirtschaftswachstum geschaffen und damit mehr Beschäftigung ermöglicht 
werden. Parallel dazu hatte sich die Bundesregierung schon damals zu einem nach-
haltigen Abbau der Staatsverschuldung verpflichtet. 

Bereits kurz nach der Wahl 1998 beschloss die Regierung daher zunächst das 
Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002, das bald darauf durch die Steuerreform 
2000 ergänzt wurde. Beide Reformen brachten Steuererleichterungen für Haushalte 
und Unternehmen und sollten so den Weg für eine Belebung der Konjunktur ebnen. 
Mit Beginn des Jahres 2005 trat die letzte Stufe der von der rot - grünen Bundesre-
gierung initiierten Steuerreform in Kraft. Unabhängig davon wurden in den vergange-
nen drei Jahren immer wieder Steuerreformvorschläge vorgelegt und erörtert. So 
wurde beispielsweise im Wahlkampf 2005 der Vorschlag von Paul Kirchhof zur Ein-
führung einer so genannten Fiat Tax kontrovers diskutiert. Die aktuelle große Koaliti-
on hat nun die Priorität auf die Reform der Unternehmensbesteuerung, die zum 
1. Januar 2008 in Kraft treten soll, gelegt. Entsprechend wurden bei der Einkom-
mensbesteuerung mit dem Steueränderungsgesetz 2007 lediglich Modifikationen im 
bestehenden System, wie beispielsweise die Kürzung der Pendlerpauschale und der 
Sparerfreibetrags, vorgenommen. 

Die Vielzahl an beschlossenen bzw. diskutierten Reformvorschlägen zeigt, dass 
das Ziel eines gerechten, einfachen und wachstumsfreundlichen Steuersystems 
noch (lange) nicht erreicht ist. Darüber hinaus sollte das jeweilige Steuersystem im 
internationalen Wettbewerb bestehen können, denn die fortschreitende Globalisie-
rung bringt Veränderungen in der Kapitalmobilität mit sich. Das hat insbesondere 
weitreichende Implikationen für die Besteuerung von Kapital, aber auch für die Höhe 
der Kostenbelastung des Faktors Arbeit. Dass Reformen der Steuer- und Transfer-
systeme dringend notwendig sind, wird aus den genannten Gründen auch von einer 
gesellschaftlichen Mehrheit so gesehen. 

Geht es jedoch an deren Umsetzung, so ist kaum ein Konsens abzusehen. So ver-
suchen alle betroffenen Gruppen möglichst, ihre - vermeintlich zu Recht erworbenen 
- Besitzstände zu wahren. Dies dürfte allerdings kaum möglich sein, weil eine Re-
form fast zwangsläufig Änderungen in der Steuerlast und damit in der Einkommens-
verteilung mit sich bringt - zumindest dann, wenn auch Ausnahmetatbestände abge-
schafft werden. Derartige Maßnahmen zur Gegenfinanzierung sind zwingend 
notwendig, um Aufkommensverluste auch kurzfristig in Grenzen zu halten. In diesem 
Zusammenhang ist es auch wichtig, sich nicht von kurzfristigen konjunkturellen 
Schwankungen, wie sie aktuell zu beobachten sind, blenden zu lassen. 

Ob die von der Regierung im Steueränderungsgesetz 2007 beschlossenen Maß-
nahmen tatsächlich ihre Wirkung entfalten und langfristig und nachhaltig zu höheren 
Steuereinnahmen führen, bleibt abzuwarten. Darüber hinaus muss auch die geplante 
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und dringend notwendige Unternehmenssteuerreform noch finanziert werden. So 
scheint die im April 2007 formulierte Forderung des Bundeswirtschaftsministers 
Michael Glas, die Steuersätze zu senken, zu früh zu kommen, da die bisher realisier-
ten Mehreinnahmen im Wesentlichen aus der guten Konjunktur resultieren. 

Handlungsbedarf im Bereich der Steuerpolitik besteht aber nicht allein aufgrund 
der bisher genannten Aspekte. Die seit Jahrzehnten bekannte demographische Ent-
wicklung der Bundesrepublik Deutschland zwingt ebenfalls zum Handeln. In den 
kommenden Jahrzehnten zeichnet sich in Deutschland und vielen anderen Ländern 
ein gravierender demographischer Wandel ab. Die deutsche Bevölkerung schrumpft 
und wird dabei im Durchschnitt immer älter. So wird die Einwohnerzahl bis 2020 mit 
über 80 Millionen Menschen ungefähr konstant bleiben, danach jedoch rasch sinken. 
Der Alterungsprozess der Bevölkerung hat bereits eingesetzt und wird langfristig zu 
einer signifikanten Erhöhung des Durchschnittsalters in Deutschland führen. Dies ist 
am Anstieg des Altenquotienten abzulesen. Die zwei wesentlichen Ursachen dieser 
Entwicklungen sind die gestiegene und weiter steigende Lebenserwartung sowie der 
seit den 1970er Jahren anhaltende Rückgang der Geburten. Aufgrund dieser beiden 
Phänomene - niedrige Geburtenrate und Verlängerung der Lebenserwartung - wird 
auch häufig von einem doppelten Alterungsprozess gesprochen. Dieser führt dazu, 
dass Deutschland im internationalen Vergleich mit zu den am stärksten von der 
Alterung der Bevölkerung betroffenen Ländern zählt. An dieser Situation kann zu-
mindest kurzfristig nichts geändert werden, denn die Mütter der zukünftig lebenden 
Kinder sind bereits geboren und ihre Zahl reicht nicht aus, um die Gesellschaft „von 
unten" aufrecht zu erhalten. 

Der doppelte Alterungsprozess hat somit unmittelbare Konsequenzen für die Ent-
wicklung der Staatsfinanzen. Insbesondere die umlagefinanzierten Systeme der 
staatlichen Sozialversicherungen, welche hauptsächlich von den immer weniger 
werdenden jungen Generationen finanziert werden, geraten angesichts dieser Ent-
wicklung in massive Schwierigkeiten. Die Politik versucht, dem mit einer Vielzahl von 
Reformen Herr zu werden. Vor allem im Bereich der gesetzlichen Rentenver-
sicherung zeigen diese Anstrengungen erste Erfolge. Handlungsbedarf besteht je-
doch weiterhin bei der Kranken- und Pflegeversicherung. Hieran arbeitet die Politik in 
verschiedenen Expertenausschüssen. 

Anders als die Problematik der langfristigen Finanzierbarkeit der sozialen Siche-
rungssysteme wurde die längerfristige Entwicklung des Steueraufkommens aufgrund 
des demographischen Wandels bisher kaum thematisiert. Das zukünftige Einkom-
mensteueraufkommen hängt allerdings außer von der Ausgestaltung des Steuer-
systems auch von der demographischen Entwicklung ab. Letztere hat verschiedene 
Wirkungen auf Zahl und Altersstruktur der Steuerzahler und damit auf Struktur und 
Höhe des Steueraufkommens. So wird mit dem Rückgang der Bevölkerung auch die 
Zahl der Menschen sinken, die Einkommensteuer zahlen. Darüber hinaus sorgt der 
doppelte Alterungsprozess dafür, dass sich der Anteil der älteren Menschen erhöht, 
deren durchschnittliche Steuerzahlung zumindest heute noch deutlich niedriger ist, 
als die der jüngeren, erwerbstätigen Generationen. Diese ungleiche intergenerative 
Steuerlastverteilung resultiert aus der (bisher noch) unterschiedlichen steuerlichen 
Belastung von Erwerbs- und Alterseinkünften. Aufgrund der Bevölkerungsentwick-
lung würde eine derart unterschiedliche Belastung zwangsläufig zu einem geringeren 
Steueraufkommen führen. Dieser negative Effekt wird durch die mit dem Altersein-
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künftegesetz eingeführte nachgelagerte Besteuerung bis 2040 abgemildert; und das, 
obwohl die Auswirkungen auf das zukünftige Steueraufkommen bei der Diskussion 
um das Alterseinkünftegesetz erstaunlicherweise kaum thematisiert wurden. 

Der Rückgang der Erwerbspersonen und deren Alterung wird aber auch zu ver-
änderten Gegebenheiten auf den Arbeitsmärkten führen. Längere Lebensarbeitszei-
ten, wie sie z.B. durch die Rente mit 67 induziert werden, sowie eine höhere Er-
werbsbeteiligung von bestimmten Personen- und Altersgruppen - es wird vor 
allem eine höhere Erwerbsbeteiligung von Frauen und älteren Menschen erwartet -
sind die Folge. Auch dies hat Konsequenzen für das zukünftige Steueraufkommen. 
Ziel der vorliegenden Arbeit ist es, die komplexen Zusammenhänge zwischen 
Demographie, Erwerbsbeteiligung, Steuerreformen und Steueraufkommen sowohl in 
der kurzen als auch in der langen Frist zu analysieren. In der kurzfristigen Betrach-
tung stehen dabei die Aufkommens- und Verteilungswirkungen der Steuerreformen 
der letzten Jahre im Mittelpunkt, während in der langen Frist hauptsächlich der Ein-
fluss der Demographie auf das Steueraufkommen herausgearbeitet wird. 

Ausgangspunkt der Arbeit ist die Darstellung der Entwicklung von Demographie 
und Erwerbsbeteiligung in Deutschland. Dafür wird zunächst die historische Entwick-
lung der Determinanten der Bevölkerungsentwicklung (Geburtenrate, Lebenserwar-
tung sowie Zuwanderung) untersucht. Diese Parameter bestimmen die Ergebnisse 
der im weiteren Verlauf der Arbeit benötigten Bevölkerungsvorausberechnungen. 
Darüber hinaus werden in Kapitel 2 Definitionen zur Messung der Erwerbsbeteiligung 
beschrieben, die es ermöglichen, ihre historische und zukünftige Entwicklung zu 
beschreiben. Kapitel 3 dient der Vorstellung der für die späteren Berechnungen der 
Steueraufkommens- und Verteilungswirkungen verwendeten Modelle. 

In Kapitel 4 werden zunächst die theoretischen Grundlagen des deutschen Steuer-
systems, sowie die zwischen 1998 und 2005 erfolgten steuerlich relevanten 
Gesetzesänderungen erläutert. Auf dieser Basis wird der gesetzliche Status quo des 
Jahres 2005 als Ausgangspunkt für die weiteren Untersuchungen definiert. Abschnitt 
2 des vierten Kapitels dient der Vorstellung der Steuerreformvorschläge, die in den 
letzten drei Jahren diskutiert wurden. Im Einzelnen handelt es sich um die Vorschlä-
ge der Unionsparteien, den Berliner Entwurf der FDP, den im Wahlkampf 2005 kon-
trovers diskutierten Vorschlag von Paul Kirchhof, die Einfachsteuer des Heidelberger 
Steuerkreises, den Vorschlag einer dualen Einkommensteuer des Sachverständigen-
rats zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung sowie den Vorschlag 
der Stiftung Marktwirtschaft. 

Im ersten Abschnitt des Kapitels 5 werden abgesehen vom Vorschlag der Stiftung 
Marktwirtschaft und der dualen Einkommensteuer die oben genannten Vorschläge im 
Rahmen des Mikrosimulationsmodells umgesetzt und hinsichtlich ihrer kurzfristigen 
Aufkommens- und Verteilungswirkungen untersucht. In einem Exkurs werden dar-
über hinaus die Aufkommens- und Verteilungswirkungen aktueller Steuerrechts-
änderungen - Kürzung der Pendlerpauschale und des Sparerfreibetrags sowie der 
,,Reichensteuer" - untersucht. In einem zweiten Exkurs wird kurz auf die Reformvor-
schläge zur Unternehmenssteuerreform eingegangen. Der erste Abschnitt schließt 
mit einem Zwischenfazit, in dem die Ergebnisse der kurzfristigen Betrachtung zu-
sammengefasst werden. Im zweiten Abschnitt des Kapitels 5 werden die mittel- und 
langfristigen Auswirkungen von Steuerreformen betrachtet. Dabei geht es zunächst 
allgemein um die Effekte, die die Entwicklung von Demographie und Erwerbsbeteili-
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gung auf das Steueraufkommen haben. In einem zweiten Schritt werden dann die 
Auswirkungen der Einführung der nachgelagerten Besteuerung der Alterseinkünfte 
analysiert. Die Ergebnisse werden mit Hilfe des Mikrosimulationsmodells und der 
Generationenbilanzierung berechnet. Die Arbeit schließt in Kapitel 6 mit einer Zu-
sammenfassung der Ergebnisse und einem Ausblick. 
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2 Demographie und Erwerbsbeteiligung 
Das Steueraufkommen der Einkommensteuer wird außer von der Steuergesetz-
gebung entscheidend von der Zahl der Steuerpflichtigen determiniert. Ihre Zahl hängt 
somit zunächst grundsätzlich von der Entwicklung der Gesamtbevölkerung ab. Dar-
über hinaus spielt aber vor allem die Entwicklung der Erwerbsbeteiligung eine 
wichtige Rolle im Hinblick auf das Steueraufkommen. Daher sollen in Abschnitt 2.1 
zunächst die Determinanten der Bevölkerungsentwicklung in Deutschland analysiert 
werden. In Abschnitt 2.2 werden dann auf Basis dieser Determinanten Bevölke-
rungsvorausberechnungen durchgeführt und diskutiert. In Unterkapitel 2.3 wird 
schließlich die Entwicklung der Erwerbsbeteiligung in Deutschland untersucht. Die 
Ergebnisse dienen als Grundlage für die Berechnungen in Kapitel 5. 

2. 1 Determinanten der Bevölkerungsentwicklung in Deutschland 
Die Bevölkerungsentwicklung in Deutschland ist im Wesentlichen durch eine niedrige 
Geburtenrate und einen Anstieg der Lebenserwartung gekennzeichnet. Die Konse-
quenz daraus ist ein doppelter Alterungsprozess der Bevölkerung: Zum einen sinkt 
aufgrund der geringen Fertilität der Anteil der jungen Menschen in der Bevölkerung, 
zum zweiten wird die Gruppe der älteren Menschen relativ zur Gesamtbevölkerung 
immer größer und aufgrund der steigenden Lebenserwartung gleichzeitig immer 
älter. Die Folge ist eine schrumpfende und gleichzeitig alternde Bevölkerung. 

Neben den beiden genannten Einflussfaktoren Fertilität und Lebenserwartung 
hängt die Bevölkerungsentwicklung vom Saldo aus Zu- und Fortzügen über die 
Grenzen Deutschlands ab. Diese insgesamt drei Determinanten werden in den Ab-
schnitten 2.1.1 bis 2.1.3 detailliert beschrieben. 

2.1.1 Geburtenentwicklung 
Geburtenziffern dienen in der Statistik als Indikator für die Geburtenentwicklung 
eines Landes. Unterschieden wird dabei zwischen altersspezifischen, kohortenspezi-
fischen und periodenspezifischen Geburtenziffern. Die altersspezifische Geburten-
ziffer gibt Auskunft über die Zahl der Kinder, die Frauen gleichen Alters in einem 
bestimmten Jahr zur Welt bringen. So kamen z.B. im Jahr 2003 auf 1.000 30jährige 
Frauen in Deutschland 94,8 lebendgeborene Kinder, also 0,0948 Kinder pro Frau.1 

Die kohortenspezifische Geburtenziffer hingegen gibt an, wie viele Kinder Frauen 
eines bestimmten Geburtsjahrganges im laufe Ihres Lebens gebären. Mit einer Ver-
zögerung von ca. 45 Jahren gibt sie daher Auskunft über die endgültige Kinderzahl 
von Frauen eines bestimmten Jahrganges. Die 1935 geborenen Frauen z.B. haben 
im Durchschnitt noch 2, 16 Kinder zur Welt gebracht, wohingegen 15 (20) Jahre spä-
ter geborene Frauen nur noch durchschnittlich 1,69 (1,57) Kinder geboren haben.2 

Die gängigste Maßzahl ist jedoch die so genannte periodenspezifische zusam-
mengefasste Geburtenziffer3, die aus der Summe der alterspezifischen Geburten-
ziffern der 15 bis 49jährigen Frauen eines Betrachtungsjahres ermittelt wird. Sie gibt 

' Vgl. Statistisches Bundesamt (2005a). 
2 Vgl. Statistisches Bundesamt (2005a) und Schulz (2000). 
3 Im folgenden kurz als zusammengefasste Geburtenziffer bezeichnet. 
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an, wie viele Kinder eine Frau zwischen ihrem 15. und 49. Lebensjahr durchschnitt-
lich zur Welt bringen würde, wenn die Verhältnisse des betrachteten Jahres konstant 
blieben.4 Um die derzeitige Bevölkerungszahl aufrecht zu erhalten, müsste die zu-
sammengefasste Geburtenziffer bei 2, 1 Kindern pro Frau liegen.5 Dieser Wert wurde 
im früheren Bundesgebiet zuletzt, wie in Abbildung 2-1 zu sehen ist, Anfang der 50er 
Jahre erreicht. 

In der DDR lag die Geburtenrate im gleichen Zeitraum mit 2,3 bis 2,4 Kinder pro 
Frau deutlich über diesem Niveau. Ab 1956 stieg die zusammengefasste Geburten-
ziffer dann im Westen kontinuierlich bis 1964 an und erreichte in diesem Jahr den 
Wert von 2,54 Kindern pro Frau. Mit insgesamt 1,36 Millionen Kindern war dies der 
bisher geburtenstärkste Jahrgang in Deutschland nach dem zweiten Weltkrieg. Im 
Osten hingegen fiel die zusammengefasste Geburtenziffer 1957 auf 2,3 Kinder und 
blieb bis 1970 unter dem Niveau im Westen. Im früheren Bundesgebiet folgt auf den 
„Babyboom" der 60er Jahre der „Pillenknick", der sich durch die zunehmende 
Verbreitung der Antibabypille in Westdeutschland seit ihrer Einführung 1961 erklären 
lässt. In der Folge nimmt die zusammengefasste Geburtenrate im Westen bis Ende 
der 70er Jahre kontinuierlich ab und sinkt 1978 erstmals unter den Wert von 1,4 
Kinder je Frau. Mitte der 80er Jahre erreicht sie dann kurzzeitig mit unter 1 ,3 Kinder 
je Frau ihren Tiefstand und liegt seither immer bei etwa 1,4. Im Osten kommt die 
„Pille" erst vier Jahre später, 1965, auf den Markt, was die leichte Verzögerung beim 
Rückgang der zusammengefassten Geburtenziffer erklärt. Anders als im Westen hält 
diese Entwicklung im Osten nur bis Mitte der 70er Jahre an. Danach folgt bis Anfang 
der 80er Jahre ein zweiter „Babyboom", der sich durch die aktive Familienpolitik 
dieser Zeit in der DDR erklären lässt. Neben der flächendeckenden Versorgung mit 
Kindergrippen bevorzugte der Staat junge Familien bei der Wohnungsvergabe. 
Jungen Ehepaaren unter 30 Jahren wurde darüber hinaus ein zinsloser staatlicher 
Kredit6 in Höhe von 7.000 Mark gewährt, der sich bei der Geburt des ersten Kind um 
1.000, beim zweiten um 1.500 und beim dritten um 2.500 Mark reduzierte.7 In den 
80er Jahren griffen diese Maßnahmen aber zunehmend weniger, so dass sich die 

4 Vgl. Statistisches Bundesamt (2003a). 
5 Von Bestandserhaltung wird gesprochen, wenn pro Frau ein Mädchen geboren wird. Um dieses Ver-
hältnis zu erreichen ist eine Geburtenziffer leicht oberhalb von Zwei notwendig, weil im Durchschnitt auf 
100 Mädchengeburten ca. 106 Jungengeburten kommen, die so genannte Sexualproportion also etwas 
über Eins liegt. Weitere wichtige Maßzahlen im Zusammenhang mit der Bestandserhaltung einer Bevöl-
kerung sind die Brutto- und Nettoreproduktionsrate. Dabei misst die Nettoreproduktionsrate, inwieweit 
eine Frauen- bzw. Elterngeneration durch ihre Nachkommen (ohne Wanderungen) ersetzt wird. Sie wird 
anhand der Zahl der Mädchen, die bei einem bestimmten Niveau der Mortalität pro Frau geboren wer-
den, gemessen. Ist die Nettoreproduktionsrate kleiner (größer) als Eins, schrumpft (wächst) die Bevölke-
rung. Bei der Bruttoreproduktionsrate bleibt lediglich der Einfluss der Mortalität auf die Zahl der Geburten 
unberücksichtigt. Vgl. Statistisches Bundesamt (2005b). 
6 In der ehemaligen DDR wurde umgangssprachlich vom .Ehekredit" mit der Möglichkeit zum .Ab-
kindern" gesprochen. 
7 Eine Gegenüberstellung familienorientierter Transferleistungen in der DDR und der Bundesrepublik 
findet sich in Bundesministerium für Familie und Senioren (1991 ). Die Vielfalt der Leistungen hat nach 
Meinung von Demographen ein Vorziehen von Geburten zur Folge gehabt, was das niedrige Alter bei 
der Erstgeburt in der DDR in diesem Zeitraum unterstreicht. Nicht mehr beantworten lässt sich die 
Frage, ob dieses Niveau dauerhaft gehalten worden wäre, oder ob in höherem Alter dann umso weniger 
Geburten gefolgt wären. Vgl. Kreyenfeld/Konietzka (2004). 
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zusammengefasste Geburtenziffer bis zur Wende an das Westniveau angeglichen 
hat. Danach bricht sie zunächst völlig ein und sinkt auf einen Wert kleiner Eins. 

Als Gründe für diesen so genannten „Wendeknick" werden oft die zunehmende 
soziale und ökonomische Unsicherheit oder auch ein Wertewandel hin zu mehr 
Selbstverwirklichung genannt. Ein klares Indiz für die zweite These ist der Anstieg 
des Alters bei der Erstgeburt zwischen 1991 und 2000 um fast vier Jahre auf 28,4 
Jahre8 und damit fast auf den Wert von 28,9 Jahren im Westen.9 In der DDR hatten 
die meisten Frauen bis in die 8Oer Jahre hinein sogar bereits mit 22 Jahren eine 
Familie gegründet.10 In einer solchen Situation führt die zusammengefasste Gebur-
tenrate aufgrund ihrer Definition als Summe aller altersspezifischen Geburtenziffern 
eines Kalenderjahres zu verzerrten Schlussfolgerungen, weil die Voraussetzung 
langfristig konstanter altersspezifischer Geburtenraten nicht mehr gegeben ist. Man 
spricht in diesem Zusammenhang von so genannten „Tempoeffekten". 11 In diesem 
Fall ist die kohortenspezifische Geburtenziffer der bessere Indikator. Das durch die 
zusammengefasste Geburtenziffer gezeichnete Bild verkehrt sich nämlich ins Gegen-
teil: Die kohortenspezifische Geburtenziffer von ostdeutschen Frauen mit Geburtsjahr 
1960 und später ist durchgehend oberhalb der ihrer westlichen Altersgenossinnen. 
Ob es dabei bleibt, kann zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht abschließend beurteilt 
werden, da sich die betrachteten Jahrgänge noch in ihrer reproduktiven Phase be-
finden.12 

Auch die zusammengefasste Geburtenziffer im Osten stieg seit Mitte der 9Oer Jah-
re wieder kontinuierlich an und lag 2004 mit 1,31 nur noch knapp unter dem West-
niveau (1,37). Die gesamtdeutsche zusammengefasste Geburtenziffer betrug 2004 
(2005) 1,36 (1,34) Kinder pro Frau.13 

Dies gilt gleichermaßen für die Geburtenhäufigkeit der in Deutschland lebenden 
Ausländer, die sich während der 9Oer Jahre an das gesamtdeutsche Niveau ange-
glichen hat und 1999 bei einem Wert von 1,36 lag.14 Repräsentative kohortenspezifi-

8 Das angegebene Alter gilt jeweils für das erste ehelich geborene Kind. 
9 Eine saubere Ost-West-Trennung existiert nur bis einschließlich 2000. Grund hierfür ist die Zusammen-
fassung der ehemals 23 zu 12 neuen Bezirken in Berlin. Hierbei wurden auch ehemalige Ost- und 
Westberliner Stadtteile, wie z.B. Friedrichshain und Kreuzberg zusammengelegt, vgl. Statistisches 
Landesamt Berlin (2001). Theoretisch könnte zwar eine Einteilung nach Bundesländern vorgenommen 
werden und Berlin entweder den neuen oder den alten Bundesländern zugerechnet werden. Dies schei-
tert jedoch daran, dass auf Länderebene nicht alle notwendigen demographischen Kennziffern, wie z.B. 
die alterspezifische Geburtenverteilung erfasst werden. Deshalb werden ab 2001 nur noch Werte für 
Deutschland statistisch ausgewiesen. So waren verheiratete Frauen im Jahr 2004 bei der Geburt des 
ersten Kindes durchschnittlich 29,6 Jahre alt. Nicht verheiratete Frauen waren im Durchschnitt 1,7 Jahre 
jünger. Dabei ist interessant, dass in den alten Bundesländern noch immer über 80 Prozent der Kinder in 
einer Ehe geboren werden. Vgl. Pötzsch (2005). 
10 Vgl. Huinink/Kreyenfeld (2004), Kreyenfeld (2004) und Büttner/Lutz (1990) für eine ausführliche 
Diskussion. 
11 Eine Ausführliche Diskussion der Tempoeffekte findet sich in Bongaarts/Feeney (1998). 
12 Vgl. KreyenfeldVKonietzka (2004). 
13 Vgl. Statistisches Bundesamt (2006a). 
14 Werte für die zusammengefassten Geburten der in Deutschland lebenden Ausländer liegen nur bis 
1999 vor. Seit Inkrafttreten des neuen Staatsangehörigkeitsrechtes im Jahre 2000 gilt in Deutschland 
unter bestimmten Voraussetzungen das Geburtsortprinzip. Somit erhält ein Teil der von Ausländerinnen 
geborenen Kinder automatisch die deutsche Staatsangehörigkeit. Sie gelten daher als Deutsche und 
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sehe Geburtenziffern von Ausländerinnen in Deutschland zu erfassen, ist aufgrund 
von starken Wanderungsbewegungen kaum möglich.15 

Als Ergebnis ist festzuhalten, dass sich die gesamtdeutsche zusammengefasste 
Geburtenziffer in den letzten Jahren zwischen 1,3 und 1,4 Kinder pro Frau einge-
pendelt hat und dass dies auf absehbare Zeit auch so bleiben wird. 16 

Abbildung 2-1 : Entwicklung der zusammengefassten Geburtenziffer in Deutschland seit 1950 17 
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Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Darstellung. 

2.1.2 Lebenserwartung 
Der zweite wichtige Indikator für die Beurteilung der Bevölkerungsentwicklung eines 
Landes ist neben der Geburtenziffer die Lebenserwartung der Menschen. Sie wird 
anhand von Sterbetafeln berechnet.18 So beschreibt die Sterbetafel 2003/2005 z.B. 
die alters- und geschlechtsspezifischen Sterbefälle der drei Jahre 2003 bis 2005 
bezogen auf die entsprechenden Bevölkerungen und gibt somit Auskunft über die 
Sterblichkeitsverhältnisse dieser Periode. Wichtigster Indikator der Sterbetafel ist die 
Lebenserwartung bei der Geburt. Neben der Lebenserwartung von Neugeborenen 

werden deshalb auch in Beziehung zu den deutschen Frauen gesetzt, was deren Geburtenziffer rechne-
risch erhöht. Vgl. Staatsangehörigkeitsgesetz (SIAG), § 4. 
15 Vgl. Schulz (2004). 
16 Ob und wie man diesen Zustand durch geeignete familienpolitische Maßnahmen ändern könnte und 
welche gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen dies hätte, soll hier nicht weiter diskutiert werden. Vgl. 
hierfür Berkel et al. (2004) und Rürup/Gruescu (2003). 
17 Ergebnisse ab 2001 für die neuen Bundesländer ohne Berlin-Ost und für das frühere Bundesgebiet 
ohne Berlin West. Für eine Erklärung vgl. Fußnote 9. 
18 Im Englischen wird der positiver klingende Begriff .life table" verwendet. 
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(0jährigen) kann auch für alle Altersklassen die so genannte fernere Lebenserwar-
tung bestimmt werden. Sie gibt an, wie lange eine Person im Durchschnitt noch lebt, 
nachdem sie bereits ein gewisses Alter erreicht hat.19 Die Summe aus erreichtem 
Alter und fernerer Lebenserwartung ist immer größer als die Lebenserwartung der 
0jährigen, weil bereits ein gewisses Alter erreicht wurde und daher weniger Risiken 
in die Berechnung eingehen. 

Im Folgenden soll zunächst die Entwicklung der Lebenserwartung von Frauen und 
Männern in Deutschland seit Ende des 19. Jahrhunderts betrachtet werden. Wie in 
Abbildung 2-2 klar zu erkennen ist, verlief der Anstieg der Lebenserwartung von 
Frauen und Männern nahezu parallel, wobei Frauen immer älter wurden als Männer. 
Des Weiteren fällt auf, dass sich die Lebenserwartung von Frauen und Männern in 
den gut 100 Jahren zwischen Ende des 19. Jahrhunderts und 1988 verdoppelt hat. 
Verantwortlich hierfür ist im Wesentlichen die Verbesserung der Lebensbedingungen 
und der medizinischen Versorgung in Deutschland. Danach verläuft der Anstieg der 
Lebenserwartungen beider Geschlechter relativ flach und erreicht 2004 (2005) für 
Frauen eine Lebenserwartung bei der Geburt von 81,5 (81,8) Jahren. Die der Män-
ner liegt bei 75,9 (76,2) Jahren. 

Abbildung 2-2: Entwicklung der Lebenserwartung Neugeborener in Deutschland seit 1871 20 
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Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Darstellung. 

19 Die fernere Lebenserwartung spielt in der Praxis eine große Rolle und bildet u.a. die Grundlage für 
Versicherungsverträge und Rentenzahlungen. Sie lag z.B. für 65jährige Frauen (Männer) im Jahr 2003 
bei 19,6 (15,8) Jahren. Von einem weiteren Anstieg wird im Allgemeinen ausgegangen, vgl. Bundes-
ministerium für Gesundheit und Soziale Sicherung (2003). 
20 Auf Grundlage der jeweiligen Sterbetafeln. 
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Wie schon bei der Fertilität, gibt es auch bei der Entwicklung der Lebenserwartung 
Unterschiede zwischen Ost- und Westdeutschland, die in Abbildung 2-3 zu sehen 
sind. Es fällt auf, dass die Lebenserwartung von Neugeborenen in den neuen Bun-
desländern ab 1977 deutlich niedriger war als im Westen. Davor wurden Männer im 
Osten sogar leicht älter als im Westen. Seit Anfang der 90er Jahre verringert sich der 
Abstand zumindest bei den Frauen wieder und liegt momentan bei einem halben 
Jahr. Bei den Männern wird der Unterschied erst seit Mitte der 90er Jahre kleiner, 
beträgt aber immer noch 1 ,5 Jahre. 

Insgesamt kann daher von einem weiteren Anstieg der Lebenserwartung von 
Frauen und Männern in Deutschland ausgegangen werden. Wie stark er ausfallen 
wird, soll in Abschnitt 2.2.2 im Rahmen der Vorstellung der Ergebnisse der 10. koor-
dinierten Bevölkerungsvorausberechnung erläutert werden. 

Abbildung 2-3: Entwicklung der Lebenserwartung Neugeborener in Ost- und Westdeutschland 
seit 1960 
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Quelle: The Human Mortality Database, eigene Darstellung. 

2.1.3 Zuwanderung 
Der dritte wichtige Einflussfaktor auf die Entwicklung der Bevölkerung eines Landes 
ist die Zuwanderung oder genauer gesagt der Saldo aus Zu- und Fortzügen.21 Dabei 
kann es sich um deutsche und ausländische Staatsbürger handeln. Vor allem die 

21 Dieser Saldo wird im Folgenden kurz Wanderungssaldo genannt. Des Weiteren ist zu beachten, dass 
die Wanderungsstatistik nur An- und Abmeldungen bei den Einwohnermeldeämtern erfasst. Sie gibt 
daher keine Auskunft über die Dauer des Aufenthalts von Zuwanderern in Deutschland. Es kann des-
halb durchaus auch zu einer mehrfachen Erfassung von Personen, die nur kurz in Deutschland bleiben, 
innerhalb eines Jahres kommen. 
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Zahl der Zuzüge ist stark von der jeweils gültigen Gesetzeslage abhängig. Der Wan-
derungssaldo ist daher mit Sicherheit die am stärksten durch die Politik beeinflussba-
re Determinante der Bevölkerungsentwicklung.22 In Abbildung 2-4 ist der Wande-
rungssaldo für die Jahre 1991 bis 2004 getrennt nach Deutschen und Ausländern 
dargestellt. Dabei fällt auf den ersten Blick auf, dass die Zahl der Zuwanderer insge-
samt stark gesunken ist. Kamen in der ersten Hälfte der 90er Jahre noch zwischen 
gut 300.000 und knapp 800.000 Menschen nach Deutschland, so waren es 2004 
gerade noch knapp über 80.000 Menschen. Als Zweites fallen die Jahre 1997 und 
1998 auf, in denen mehr Ausländer Deutschland verlassen haben als nach Deutsch-
land kamen. Im Saldo war die Zuwanderung daher mit knapp 50.000 Menschen 1998 
am geringsten. Der dritte Punkt, der auffällt, ist die hohe Zahl von deutschen bzw. 
deutschstämmigen Zuwanderern, die zwischen 1991 und 2002 nach Deutschland 
(zurück)gekommen sind.23 Die meisten von ihnen sind so genannte Spätaussiedler 
aus Russland und Osteuropa.24 Die Aussiedler aus dem Gebiet der ehemaligen 
Sowjetunion, die so genannten Russlanddeutschen, stellen dabei mit Abstand die 
größte Gruppe.25 

Die sehr hohe Zuwanderung von Ausländern Anfang der 90er Jahre ist vor allem 
auf den Krieg im ehemaligen Jugoslawien zurückzuführen. So sind zwischen 1991 
und 1995 allein 345.000 bosnische Kriegsflüchtlinge nach Deutschland gekommen. 
Mit ihrer Heimkehr nach Ende des Krieges ist auch der negative Wanderungssaldo 
der Ausländer in den Jahren 1997 und 1998 im Wesentlichen zu erklären.26 Der 
starke Rückgang der Zuwanderung von Ausländern ab 1993 ist mit dem Abebben 
der Flüchtlingswelle aus dem ehemaligen Jugoslawien und die im Asylkompromiss 
vom 6. Dezember 1992 zwischen CDU, CSU, SPD und FDP beschlossenen Ände-
rungen des Asylrechts zu begründen.27 So ist die Zahl der Asylanträge seit ihrem 
Höchststand von 438.191 Anträgen 1992 auf 127.210 Anträge im Jahr 1994 zurück-

22 Auch die Geburtenziffer ist in gewisser Weise über familienpolitische Maßnahmen von der Politik 
beeinflussbar. Die Wirkung ist aber indirekt und damit schlechter steuerbar. 
23 In den Jahren 1988 bis 1991 stellten Polen mit über 500.000 die größte Gruppe unter den Aus-
siedlern. Vgl. Bundesverwaltungsamt (2004). 
24 Vgl. Bundesregierung (2003) für eine detaillierte Darstellung der Zahl und Struktur der Spätaussiedler. 
25 Anders als die Aussiedler aus anderen Ländern müssen die Russlanddeutschen auch nach Inkraft-
treten des Kriegsfolgen-Bereinigungsgesetz Anfang 1993 ihr Kriegsfolgeschicksal nicht individuell nach-
weisen. Seit 1996 müssen sie jedoch einen Sprachtest bestehen, der nicht wiederholt werden kann und 
deshalb für viele eine unüberwindbare Hürde darstellt. Die rückläufige Zahl der Aussiedler aus der 
ehemaligen Sowjetunion bestätigt dies. Vgl. Bundesregierung (2003) und Bundesverwaltungsamt 
(2004). 
26 Vgl. Statistisches Bundesamt (2003a) und Bundesministerium des Innern (2006). 
27 Wichtigste Punkte dieses Kompromisses waren die heftig diskutierte Änderung des Grundgesetztes 
und zum anderen Neuregelungen beim Asylverfahren. So wurde zum 1.7.1993 Art. 16 Abs. 2 Satz 2 GG 
gestrichen und durch Artikel 16a GG ersetzt. Darin wird das Grundrecht auf Asyl in zwei Punkten einge-
schränkt: Erstens ist die Einreise über sichere Drittstaaten nicht mehr möglich, d.h. im ersten sicheren 
Land, das erreicht wird, muss Asyl beantragt werden, und zweitens wird dem Gesetzgeber die Möglich-
keit eingeräumt, eine Liste von sicheren Herkunftsstaaten zu erstellen, in denen dem Asylbewerber 
keine politische Verfolgung droht. Diese beiden Vorgaben wurden zeitgleich im Asylverfahrengesetz 
(AsylVfG) umgesetzt (Drittstaatenregelung in § 26 a und sichere Herkunftsländer in § 29 a ). Vgl. Wol-
lenschläger (2003). 
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gegangen. Seit 1998 werden pro Jahr weniger als 100.000 Asylanträge in Deutsch-
land gestellt. 28 

Abbildung 2-4: Entwicklung des Wanderungssaldo von 1991 bis 2005 
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Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Darstellung. 

Ein weiterer wichtiger Punkt bei der Analyse der Zuwanderung ist die Altersstruktur 
der Menschen, die nach Deutschland kommen. In Tabelle 2-1 sind die Zuwanderer in 
fünf Altersgruppen aufgeteilt. Betrachtet man die Zahlen, so fällt auf, dass vor allem 
junge Menschen unter 25 Jahren nach Deutschland einwandern. Seit 1997 stellen 
die 18 bis 25jährigen die absolut größte Zuwanderergruppe dar. Im Jahr 1998 kamen 
sogar mehr Menschen dieses Alters nach Deutschland als insgesamt im Saldo über 
alle Altersgruppen. Auch 2003 und 2004 ist die Gruppe der 18 bis 25jährigen ein-
deutig am stärksten besetzt. 2004 beträgt ihr Anteil am Wanderungssaldo 75 Pro-
zent. Eine Erklärung hierfür liefert ein Blick auf die Entwicklung der Zahl der auslän-
dischen Studienanfänger in Deutschland, die sich zwischen 1997 und 2003 fast 
verdoppelt hat. So haben im Studienjahr 200329 insgesamt 60.113 so genannte Bil-
dungsausländer in Deutschland angefangen zu studieren.30 Bildungsausländer sind 
Studenten, die ihre Zugangsberechtigung zum Besuch einer deutschen Hochschule 
im Ausland erworben haben.31 

28 Vgl. Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (2005). 
29 Das Studienjahr 2003 entspricht dabei dem Sommersemester 2003 und dem Wintersemester 
2003/04. 
30 Vgl. Deutscher Akademischer Austauschdienst (2005). 
31 Außerdem haben 2003 noch 10.777 ausländische Studenten in Deutschland angefangen zu studie-
ren, die ihre Zugangsberechtigung in Deutschland erworben haben und daher sogenannte Bildungs-
inländer sind. Vgl. Deutscher Akademischer Austauschdienst (2005). 



Demographie und Erwerbsbeteiligung 13 

Demgegenüber nahm der Überschuss der Zuzüge bei den drei restlichen Alters-
gruppen nach einem hohen Stand 2001 in den darauffolgenden Jahren kontinuierlich 
ab. Bei den über 40jährigen überwiegen in 2004 die Fortzüge (negativer Saldo} mit 
insgesamt knapp 13.000 Personen sogar deutlich. In 2005 ist der Wanderungssaldo 
mit 78.953 Personen sogar noch niedriger. Darüber hinaus haben 2005 erstmals 
16.764 Deutsche das Land verlassen als zugezogen sind. Dies liegt aber nicht an 
der hohen Auswanderung, die im Vergleich zum Vorjahr um 5.852 Personen auf 
144.815 gesunken ist, sondern an dem massiven Rückgang der Zuzüge um 49.642 
Personen. 

Tabelle 2-1: Altersspezifische Aufteilung des Wanderungssaldo für die Jahre 1991 bis 2004 

Jahr unter 18 Jahre 
von 18 bis von 25 bis von 40 bis 65 und mehr 

Insgesamt 
unter 25 Jahre unter 40 Jahre unter 65 Jahre Jahre 

1991 181 .899 139.396 187.014 75.917 16.461 600.687 

1992 208.678 194.679 268.055 98.991 17.622 788.025 

1993 148.304 119.024 136.526 48.220 19.071 471.145 

1994 110.691 82.399 79.148 41 .828 15.445 329.511 

1995 126.202 104.100 104.410 49.269 13.954 397.935 

1996 95.924 89.835 67.288 22.180 6.970 282.197 

1997 42.897 63.682 ·4.172 ·11 .128 2.385 93.664 

1998 13.263 65.414 ·16.020 -15.151 -408 47.098 

1999 63.745 80.094 38.874 15.374 3.888 201.975 

2000 33.038 77.915 37.427 16.275 2.465 167.120 

2001 66. 161 104.222 76.846 23.292 2.202 272.723 

2002 52.594 90.361 56.848 17.877 1.608 219.288 

2003 36.476 75.099 26.829 4.855 -614 142.645 
2004 21 .886 61 .545 12.001 -6.233 ·6.656 82.543 

Quelle: Statistisches Bundesamt. 

2.2 Ergebnisse der Bevölkerungsvorausberechnungen 
Mit Hilfe der drei in den vorangegangenen Abschnitten dargestellten Determinanten 
der Bevölkerungsentwicklungen kann die zukünftige Bevölkerung berechnet werden. 
Das Statistische Bundesamt veröffentlicht hierzu in regelmäßigen Abständen die so 
genannten koordinierten Bevölkerungsvorausberechnungen. Im Rahmen der vorlie-
genden Arbeit wird die im Jahr 2003 erschienene 10. koordinierte Bevölkerungsvor-
ausberechnung, die auf dem Bevölkerungsstand zum 31.12.2001 aufsetzt, verwen-
det. 

In Abschnitt 2.2.1 wird zunächst die Struktur der Bevölkerung zum 31.12.2004 kurz 
dargestellt und der den Vorausberechnungen zugrunde liegenden Bevölkerung vom 
31.12.2001 gegenübergestellt. Des Weiteren wird ein Vergleich zum Bevölkerungs-
aufbau von 1950 vorgenommen. Abschnitt 2.2.2 dient der Vorstellung der Ergebnisse 
der 10. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung. In Unterkapitel 2.2.3 wird 
dann abschließend noch der Zeitraum bis 2100 betrachtet, da dieser für die Analysen 
in Kapitel 5 der Arbeit benötigt wird. 
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2.2.1 Die Bevölkerung Deutschlands am 31.12.2004 
In Tabelle 2-2 ist die am 31.12.2004 in Deutschland gemeldete Bevölkerung getrennt 
nach Gebietsstand32 und Geschlecht für Altersgruppen von jeweils fünf Jahren dar-
gestellt. Demnach lebten zu diesem Zeitpunkt insgesamt 82,5 Millionen Menschen in 
Deutschland - 13,4 Millionen in den neuen Ländern, 65,7 Millionen in den alten Län-
dern und 3,4 Millionen in Berlin. Von den 82,5 Millionen Menschen waren 7,3 Millio-
nen Ausländer. Diese Aufteilung der Gesamtbevölkerung war in den letzten vier 
Jahren weitestgehend konstant, wie aus Tabelle 2-3 hervorgeht. Nach einem leichten 
Anstieg der Bevölkerung im Jahr 2002 ist seither wieder ein leichter Rückgang zu 
erkennen. Die Schwankungen liegen jedoch im Promillebereich. Etwas stärker als im 
bundesdeutschen Durchschnitt ist der Rückgang der Bevölkerung in den neuen Bun-
desländern. 33 

Betrachtet man die Zahlen für Frauen und Männer, so fällt auf, dass in Deutsch-
land insgesamt 1,8 Millionen mehr Frauen als Männer leben. Das entspricht einem 
Frauenanteil von 51 Prozent an der Gesamtbevölkerung. Der Frauenüberschuss 
besteht jedoch nur bei den über 50jährigen und wird mit zunehmendem Alter immer 
deutlicher. In den Altersgruppen zwischen Null und 50 Jahren hingegen gibt es ohne 
Ausnahme immer mehr Männer als Frauen. 

Tabelle 2-2: Altersstruktur der deutschen Bevölkerung am 31.12.2004 

Im Alter Frauen Minn"' 
GHa ml- 1 Auolin<hche von ... bl• 

ln•geHmtl 
Neue 

1 Alle Uncler 1 ln1-9H•mt l 
Neue 1 Altolind..- 1 

bevölkerung Bev6Ikeruno 
unter ... Jllhrlffl 

linder Berlin Linder 
8 e,lln 

..i 1.000 

0-5 1.78 2 240 1 474 69 1.874 252 1.550 72 3.656 2 12 

5- t 0 1.935 217 1 653 65 2040 229 1.743 68 3.975 423 

10- 15 2.090 242 1.781 67 2.203 255 , .an 72 4.293 438 

15-20 2.333 443 1.801 88 2.455 475 1.888 92 4.788 462 

20-25 2.409 412 1.882 11 5 2.481 4n 1.893 111 4.890 631 

2S<K> 2.335 342 1.870 122 2.410 405 1 883 123 4.745 809 

30-35 2.593 355 21 1s 120 2.696 407 2.162 128 5.289 848 

35-40 3.375 483 2746 146 3.562 522 2.882 158 6 .938 745 

40-45 3.475 573 2.753 149 3.642 607 2.874 161 7.117 601 

45-50 3.034 527 2.387 11 9 3. 134 551 2.457 125 6 .167 478 

50-55 2.793 520 2.157 117 2.785 532 2.140 113 5.578 430 

55-60 2.255 351 1.808 96 2.243 346 1 803 94 4 ,498 412 

60-65 2.643 498 2.024 121 2.554 464 1 973 118 5.198 305 

65-70 2.717 5 10 2.098 109 2.475 447 1.932 96 5.19 1 217 

70-75 1.984 376 1 536 72 1.628 293 12 78 57 3.612 122 

75-80 1.824 330 1.432 62 1.183 189 958 36 3.007 69 

80-85 1.504 256 1. 197 51 641 95 528 18 2.146 42 

85-90 587 91 47 1 24 203 27 169 7 790 18 

90 md!ller 480 n 378 24 142 17 11 8 6 622 24 

Insgesamt 42.147 6 .844 33.569 1.735 40.354 6.590 32.111 1.653 82 .501 7.288 

Quelle: Statistisches Bundesamt. 

32 Berlin wird seit 2001 getrennt ausgewiesen, vgl. Fußnote 9. 
33 Hauptgrund hierfür ist die Abwanderung aus den neuen in die alten Bundesländer. Der Wanderungs-
saldo ist aber seit 2001 rückläufig und lag 2003 (2004) bei 58.400 (51.700) Menschen. Vgl. Statistisches 
Bundesamt (2005c). 
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Tabelle 2-3: Vergleich der Bevölkerungen zum 31.12 der Jahre 2001 bis 2004,.. 

FraJen Minn"' 

Bc11'6lkerung 

Insgesamt 1 1 Alte Lind"' I ln•geumt 1 1 AH• Linder 1 
Gouml• 1 Auallndioche 

Neuo Neue bev~k.,.ung Bev6lk1ttU119 
zum 

Lina.. 
8"'11n Linde, Berlin 

in 1.000 

37.258 42. 166 7.014 33.412 X 40.275 6.715 31 .9 11 X 82.440 7.318 

37.621 42.192 6 .948 33.502 1.74 1 40.345 6.669 32.025 1.651 82 .537 7.348 

37.986 42.176 6 .893 33.545 1.737 40.356 6.631 32.074 1.651 82 .532 7.342 

38.352 42.147 6 .844 33.569 1.735 40.354 6 .590 32.111 1.65:3 82.501 7.288 

Veränderung in Prozent 

2001 zu 2002 0,06 X X X 0 ,17 X X X 0,12 0 ,41 

2002 zu 2003 -0,04 -0,79 0.13 -0,21 0 .03 -0 .57 0,15 -0,02 -0,01 -0,08 

2003 zu 2004 -0,07 -0,72 0,07 -0,14 -0,01 -0,82 0,12 0.11 -0,04 -0,73 

Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen. 

Besser als in Tabelle 2-2 ist dies anhand der gestrichelten Linien in Abbildung 2-5 zu 
erkennen, da sie einfach das .Spiegelbild" der Frauen auf der Seite der Männer und 
andersherum darstellen. Es fällt auf, dass die Kohorten der 50 bis 60jährigen beider 
Geschlechter teilweise schwach aber nahezu gleich besetzt sind. Es handelt sich 
dabei um die Jahrgänge 1944 bis 1954, wobei der Jahrgang 1945 mit 718.000 Über-
lebenden in 2004 der kleinste ist. 

Der massive Frauenüberschuss bei den über 60jährigen hat im Wesentlichen zwei 
Gründe: Zum einen sind dies die Folgen des zweiten Weltkrieges in dem über drei 
Millionen deutsche Soldaten, zumeist junge Männer, gefallen sind.35 Der zweite 
Grund ist die generell höhere Lebenserwartung von Frauen, die vor allem in den 
ältesten Kohorten zum tragen kommt. Der Männerüberschuss rührt daher, dass seit 
Anfang des 20. Jahrhunderts auf 100 geborene Mädchen ca. 106 Jungen kommen.36 

Deshalb ist der Überschuss bei den 35 bis knapp über 40jährigen, also den ge-
burtenstarken Jahrgängen 1962 bis 1969 absolut am größten. Insgesamt ist der von 
den Babyboomergenerationen verursachte „Bauch" in Abbildung 2-5 sehr deutlich 
sichtbar und die Konsequenzen für den Arbeitsmarkt, das Steueraufkommen und die 
sozialen Sicherungssysteme in spätestens 25 Jahren, wenn diese Altersjahrgänge 
aus dem aktiven Arbeitsleben ausscheiden, sind absehbar.37 

Des Weiteren ist in Abbildung 2-5 an der schwachen Besetzung der Kohorten 
zwischen null und zehn Jahren klar zu erkennen, auf welch niedrigem Niveau sich 
die Geburtenrate in den letzten Jahren eingependelt hat. Wie eine Pyramide sieht die 
abgebildete Bevölkerungsstruktur daher schon lange nicht mehr aus. Das Bild er-
innert eher an einen .nicht ganz gesunden Tannenbaum". 

34 Ber1in wird seit 2001 getrennt ausgewiesen, vgl. Fußnote 9. 
35 Als letzter Jahrgang wurden 1945 kurz vor Kriegsende noch die Männer des Geburtsjahrganges 1929 
zur Wehnnacht eingezogen. Vgl. Absolon (1995). 
36 Vgl. Statistisches Bundesamt (2005b). 
37 Die Konsequenzen in Bezug auf das Steueraufkommen werden in Kapitel 5 dieser Arbeit genauer 
er1äutert. 
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Abbildung 2-5: Bevölkerungspyramide für das Jahr 2004 
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Männer Frauen 

90 
- Bevölk..-ung 2004 

80 

70 

60 

40 

30 

20 

10 

-800 -800 -400 ·200 200 400 600 600 

Anzahl in Tausend 

Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Darstellung. 

Abbildung 2-6: Bevölkerungspyramide für das Jahr 1950 und 2004 

100 ---------------- --------------~ 
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Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Darstellung. 
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Schon 1950 konnte aber aufgrund der kriegsbedingten Einschnitte bei den damals 
30jährigen (Erster Weltkrieg) und den 1950 5jährigen (Zweiter Weltkrieg) nicht mehr 
von einer Pyramide gesprochen werden, wie in Abbildung 2-6 zu sehen ist. Aller-
dings war die Besetzung in den jungen Kohorten - abgesehen von dem durch den 
zweiten Weltkrieg verursachten Knick - noch deutlich höher. Aufgrund der nied-
rigeren Lebenserwartung gab es 1950 sehr viel weniger alte und so gut wie keine 
über 90jährigen Menschen.38 Sichtbar ist auch, dass die Bevölkerungszahl insge-
samt zwischen 1950 und 2004 angestiegen ist. So lebten 1950 insgesamt 69,4 Milli-
onen Menschen in beiden Teilen Deutschlands, 2004 waren es 82,5 Millionen (vgl. 
Tabelle 2-2). 

2.2.2 Ergebnisse der 10. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung 
Die 10. koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung setzt auf der Bevölkerung zum 
31.12.2001 auf und schreibt sie bis ins Jahr 2050 fort. Es werden jeweils drei An-
nahmen zu Lebenserwartung und Wanderung getroffen und miteinander kombiniert, 
so dass sich insgesamt neun Varianten ergeben. Die Geburtenhäufigkeit wird über 
den gesamten Prognosezeitraum und für alle Varianten als konstant mit durchschnitt-
lich 1,4 Kindern pro Frau anienommen. In Tabelle 2-4 sind die Annahmen der neun 
Varianten zusammengestellt. 9 

Tabelle 2-4: Varianten der 10. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung 

Geburtenhäufigkeit wird in allen Varianten während des gesamten Prognosezeitraums 
als konstant angenommen (durchschnittlich 1,4 Kinder pro Frau). 

Annahmen zur Lebenserwartung (LE) im Jahr 2050 bei Geburt 
(bzw. im Alter von 60 Jahren) 

Annahmen zum langfristigen Außenwan- M:78,9 M:81 ,1 M:82,6 

derungssaldo bis zum Jahr 2050 (fernere LE:22,0) (fernere LE:23, 7) (fernere LE:24,9) 

W: 85.7 W:86,6 W: 88.1 
(fernere LE:27,7) (fernere LE:28,2) (fernere LE:29,4) 

Deutsche Ausländer/ L 1 L2 L3 
innen 

Variante 1 Variante 7 
100 000 W1 (niedrigste Bevölke- Variante 4 (.relativ alte" Bevöt-

Schrittweiser Abbau 
rungszahl) kerung) 

des Wanderungs- Variante 5 
überschusses von 200 000 W2 Variante 2 (.mittlere" Bevölke- Variante 8 
jährlich 80 000 bis rung) 
zum Nullniveau im 
Jahr 2040 (gilt für 200 000 

alle Varianten) ab dem 
Variante 3 Variante 9 

Jahr2011 
W3 (. relativ junge· Variante 6 (höchste Bevölke-

300 000 
Bevölkerung) rungszahl) 

Quelle: Statistisches Bundesamt (2003). 

38 Vgl. Abschnitt 2.1.2 zur Entwicklung der Lebenserwartung. 
39 Für eine detaillierte Beschreibung der Annahmen vgl. Statistisches Bundesamt (2003a). 
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Im weiteren Verlauf werden die Ergebnisse der Variante 5 zunächst mit Variante 1 
und 9, dann mit den Varianten 4 und 6 verglichen. In Tabelle 2-5 und Tabelle 2-6 
sind die Auswirkungen der unterschiedlichen Annahmen auf die Altersstruktur der 
Bevölkerung dargestellt. 

Tabelle 2-5: Bevölkerungsentwicklung in Deutschland nach Altersgruppen zwischen 2004 und 2050 

Altersgruppen Variante 1 Variante 5 Variante 9 Variante 1 Variante 5 Variante 9 

in Millionen Struktur in Prozent 

2004 

0- 20 16,78 16.84 16,84 20,3% 20,3% 20,3% 
20-65 50,49 50,65 50,65 61,2% 61 ,2% 61 ,2% 

65 und älter 15,29 15.30 15,30 18,5% 18,5% 18,5% 
Insgesamt 82,56 82.79 82,79 100,0% 100.0% 100,0% 

0 - 20 15,31 15,52 15,52 18,7% 18,7% 18,7% 
20-65 50,24 50,95 50.96 61 ,3% 61,3% 61 ,3% 

65 und älter 16,46 16,59 16,61 20,1 % 20,0% 20,0% 
Insgesamt 82,01 83,07 83 ,09 100,0% 100,0% 100,0% 

2020 

0-20 13,95 14,55 14,78 

1 

17,4% 17,6% 17,6% 
20-65 48,33 50,05 50 ,92 60,4% 60,4% 60,6% 

65 und älter 17,77 18,22 18,37 22,2% 22,0% 21 ,9% 
Insgesamt 80,05 82,82 84 ,07 100,0% 100,0% t00 ,0% 

2030 

0-20 12,96 13,93 14,47 l 16,9% 17,1% 17,2% 
20 - 65 42,91 45,68 47,44 56,0% 56,2% 56,5% 

65 und älter 20,80 21 ,62 22,05 27,1% 26,6% 26,3% 
Insgesamt 76,67 81 ,22 83,95 100,0% 100,0% 100,0% 

2040 

0 · 20 11 ,67 12,87 13,67 16,2% 16,4% 16,5% 
20-65 38,99 42,88 45,55 54,0% 54 ,6% 55,0% 

65 und älter 21 ,56 22,79 23,68 29,9% 29,0% 28,6% 
Insgesamt 72,22 78,54 82,90 100,0% 100,0% 100,0% 

2050 

0-20 10,64 12,09 13,07 15,9% 16,1% 16,1% 
20-65 36,05 40,76 44,33 53,8% 54,3% 54 ,6% 

65 und älter 20,35 22,24 23,85 30,3% 29,6% 29,4% 
Insgesamt 67,05 75,12 81 ,25 100,0% 100,0% 100,0% 

Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen. 

In Tabelle 2-5 fällt zum einen auf, dass sich die prozentualen Anteile der Alters-
gruppen an der Gesamtbevölkerung in den Varianten 1, 5 und 9 bis 2020 kaum un-
terscheiden. Zum anderen ist aber deutlich zu erkennen, dass der Anteil der Gruppe 
der Null bis 20jährigen in diesem Zeitraum um knapp drei Prozentpunkte sinkt, wo-
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hingegen der Anteil der über 65jährigen um mehr als drei Prozentpunkte zunimmt. 
Die Gruppe der 20 bis 65jährigen bleibt in diesem Zeitraum noch relativ konstant, da 
die starken Kohorten der Babyboomer erst nach 2020 zu der Gruppe der über 
65jährigen zählen werden. Ab dem Jahr 2030 steigt daher der Anteil dieser Gruppe 
an der Gesamtbevölkerung auf 26,6 Prozent in Variante 5 an, wohingegen die Grup-
pe der 20 bis 65jährigen kleiner wird und nur noch 56,3 Prozent der Bevölkerung 
ausmacht. In den Jahren 2040 und 2050 setzt sich dieser Trend fort und der Anteil 
der Gruppe der über 65jährigen liegt in Variante 5 bei 29,6 Prozent, in Variante 4 
sogar bei 31,5 Prozent (Vgl. Tabelle 2-6). 

Tabelle 2-6: Bevölkerungsentwicklung in Deutschland nach Altersgruppen zwischen 2004 und 2050 

Altersgruppen Variante4 Variantes Variante 6 Variante4 Variantes Variante 6 

in Millionen Struktur in Prozent 

2004 

0-20 16.79 16,84 16,84 20,3% 20,3% 20,3% 
20-65 50,49 50,65 50,65 61,1% 61,2% 61,2% 

65 und älter 15,30 15,30 15,30 18,5% 18.5% 18,5% 
Insgesamt 82,58 82,79 82,79 100,0% 100,0% 100,0% 

2010 

0 -20 15,31 15,52 15,52 18,6% 18,7% 18,7% 
20-65 50,49 50,95 50,95 61,2% 61 ,3% 61 ,3% 

65 und älter 15,30 16,59 16,59 20,2% 20.0% 20.0% 
Insgesamt 82,58 83 ,07 83,07 100,0% 100,0% 100,0% 

2020 

0-20 13,96 14,55 14,78 17,3% 17,6% 17.6% 
20-65 48,43 50,05 50,89 60,1 % 60,4% 60,6% 

65 und älter 18.23 18.22 18,25 22,6% 22,0% 21,7% 
Insgesamt 80,62 82,82 83,92 100,0% 100.0% 100,0% 

2030 

0 - 20 12,99 13,93 14,46 16,7% 17,1% 17,3% 
20-65 43,05 45,68 47,38 55,5% 56,2% 56,7% 

65 und älter 21,57 21,62 21,70 27,8% 26,6% 26,0% 
Insgesamt 77,61 81,22 83,55 100,0% 100,0% 100,0% 

2040 

0-20 11,71 12,87 13,66 15,9% 16.4% 16,6% 
20 · 65 39,16 42,88 45,47 53,3% 54,6% 55,4% 

65 und älter 22,58 22,79 23 ,0 1 30,7% 29,0% 28,0% 
Insgesamt 73,45 78,54 82 ,15 100,0% 100,0% 100,0% 

2050 

0-20 10,69 12,09 13,06 15,6% 16,1% 16,3% 
20-65 36,26 40,78 44,21 52,9% 54 ,3% 55.2% 

65 und älter 21,55 22,24 22,76 31,5% 29.6% 28,4% 
Insgesamt 68,49 75,12 80,03 100,0% 100,0% 100,0% 

Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen. 
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Ein guter Indikator für die Verschiebung der Altersstruktur ist der so genannte Alten-
quotient, der die beiden beschriebenen Altersgruppen in ein Verhältnis bringt. Dieser 
Quotient ist im Folgenden als „Altenquotient 65+" definiert und in Tabelle 2-7 für alle 
neun Varianten der Bevölkerungsvorausberechnung für die Jahre 2004, 2010, 2030 
und 2040 ausgewiesen. Er gibt also an, wie viele über 65jährige, potentiell nicht 
mehr erwerbstätige, auf 100 20 bis 65jährige, potentiell erwerbstätige, Menschen 
kommen. Zwischen 2004 und 2050 steigt dieser Quotient massiv an und erreicht 
Werte zwischen 48,9 in Variante 3 (relativ junge Bevölkerung) und maximal 62,2 in 
Variante 7 (relativ alte Bevölkerung). Zusätzlich ist in Tabelle 2-7 der Altenquotient 
60+ ausgewiesen, der das Verhältnis der über 60jährigen zu den 20 bis 60jährigen 
zum Ausdruck bringt. Angesichts des durchschnittlichen Renteneintrittsalters von 
derzeit ca. 60 Jahren in Deutschland gibt er eine realistischere Auskunft über die aus 
der Verschiebung der Altersstruktur resultierenden Belastungen der sozialen 
Sicherungssysteme und des Staatshaushaltes allgemein. Er erreicht im Jahr 2050 
Werte zwischen 70,7 in Variante 3 und 87,9 in Variante 7.40 Die Altenquotienten für 
die anderen Varianten liegen jeweils zwischen diesen beiden Extremwerten. 

Tabelle 2-7: Altenquotient 2004 bis 2050 bei verschiedenen Varianten der Bevölkerungsvor-
ausberechnung 

Altenquotient 60+ Altenquotient 65+ 

2004 2010 2030 2050 2004 2010 2030 2050 

Variante 1 45,3 46,3 73,4 80,9 30,3 32,8 48,5 56,4 

Variante 2 45.1 45,7 69,0 74,6 30,2 32,3 45,8 51,8 

Variante 3 45,1 45,7 66,5 70,7 30,2 32,3 44 ,3 48,9 

Variante 4 45,3 46,6 75,5 84,5 30,3 33,0 50,1 59,4 

Variante 5 45,1 46,0 70,9 77,8 30,2 32,6 47,3 54,5 

Variante 6 45,1 46,0 68,4 73,7 30,2 32,6 45,8 51 ,5 

Variante 7 45,3 46,7 76,4 87,9 30,3 33,1 50,8 62,2 

Variante 8 45,1 46,0 71 ,7 80,8 30,2 32,6 48,0 57,0 

Variante 9 45,1 46,0 69,2 76,5 30,2 32,6 46,5 53,8 

Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen. 

Gleichzeitig geht die Gesamtbevölkerung in Variante 1 (4) im Jahr 2030 auf deutlich 
unter 80 Millionen Menschen zurück. Gemäß Variante 1 (niedrigste Bevölkerungs-
zahl) leben im Jahr 2050 nur noch 67 Millionen Menschen in Deutschland, wohinge-
gen es nach Variante 9 (höchste Bevölkerungszahl) weiterhin 81,3 Millionen Men-
schen sind. Das ist ein Unterschied von mehr als 14 Millionen Menschen, der aus 
den unterschiedlichen Annahmen zu Lebenserwartung und Wanderungssaldo resul-
tiert (Vgl. Tabelle 2-5 und Tabelle 2-6). 

Die Bevölkerungszahl in den anderen betrachteten Varianten liegt zwischen diesen 
beiden Extremwerten. In Variante 5, der .mittleren Variante", z.B. wird im Jahr 2050 
mit 75, 1 Millionen Menschen in Deutschland gerechnet. Es wird dabei eine Erhöhung 
der heutigen Lebenserwartung von Frauen (Männern) bei der Geburt von 81,5 (75,9) 
Jahren um gut fünf Jahre auf 86,6 (81, 1) und ein langfristiger Wanderungssaldo von 

40 Nicht alle 20 bis 65jährigen sind erwerbstätig, so dass das Verhältnis real noch schlechter ist. Für eine 
genaue Definition vgl. Abschnitt 2.3.1 . 
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200.000 Menschen unterstellt. Auf den Annahmen dieses mittleren Szenarios basie-
ren die Berechnungen in Kapitel 5. 

2.2.3 Projektion der Bevölkerung über das Jahr 2050 hinaus 
Für die langfristige Betrachtung der Auswirkung von Steuerreformen mit Hilfe der 
Methode der Generationenbilanzierung in Kapitel 5 sind Bevölkerungsprognosen 
über das Jahr 2050 hinaus nötigt, die im Folgenden kurz betrachtet werden. Die 
Zahlen entstammen eigenen Berechnungen auf Basis der Bevölkerung vom 
31.12.2002 und den Annahmen der 10. koordinierten Bevölkerungsvorausberech-
nung.41 In Abbildung 2-7 ist die Entwicklung der Bevölkerungszahl zwischen 1950 
und 2100 beispielhaft für die Varianten 1, 5 und 9 illustriert. In allen drei Varianten 
geht die Bevölkerungszahl nach 2050 weiter zurück. 

Abbildung 2-7: Entwicklung der Bevölkerungszahl zwischen 1950 und 2100 in verschiedenen 
Varianten 
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Quelle: Statistisches Bundesamt und eigene Berechnungen. 

So leben gemäß der Variante 5 im Jahr 2100 noch 62,4 Millionen Menschen in 
Deutschland. Das sind sieben Millionen Menschen weniger als 1950.42 Variante 1 (9) 
markiert mit 46,5 (77,8) Millionen Menschen das untere (obere) Ende der Skala. Der 
Unterschied von mehr als 30 Millionen Menschen ist ein weiterer Anhaltspunkt dafür, 
welchen enormen Einfluss die in den Abschnitten 2.1.1 bis 2.1.3 vorgestellten Para-
meter langfristig auf die Entwicklung der Bevölkerungszahl haben. 

41 Für eine Beschreibung des zugrunde liegenden Bevölkerungsprognosemodells vgl. Bonin (2001 ). 
42 Die Bevölkerungszahl von 1950 wird 2073 nochmals erreicht. 
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Für die im Rahmen dieser Arbeit untersuchten langfristige Entwicklung der Staats-
finanzen im Allgemeinen und des Steueraufkommens im Besonderen ist die Entwick-
lung der Gesamtbevölkerung von nachrangiger Bedeutung. Weitaus wichtiger ist die 
Entwicklung der Altersstruktur, die sich mit Hilfe des Altenquotienten beurteilen lässt. 
Aus Tabelle 2-7 in Abschnitt 2.2.2 gehen die Werte des Altenquotienten 60+ und 65+ 
bis 2050 hervor. Danach steigt der Altenquotient je nach Variante noch bis ca. 2060 
leicht an und sinkt danach langsam aber kontinuierlich ab (vgl. Tabelle 2-8). Im Jahr 
2100 erreicht der Altenquotient 60+ (65+) z.B. in Variante 5 den Wert von 73,2 
(53,4). 

Tabelle 2-8: Altenquotient 2060 bis 2100 bei verschiedenen Varianten der Bevölkerungsvor-
ausberechnung 

Altenquotient 60+ Altenquotient 65+ 

2060 2070 2080 2100 2060 2070 2080 2100 
Variante 1 81 ,1 79,4 79,1 77 ,0 58,5 57,6 56,6 55,7 

Variante 2 73,0 71 ,2 70,9 69,3 52,6 51,7 50,7 50,1 

Variante 3 66,8 65,4 65,2 64,6 47 ,9 47,5 46,6 46,6 

Variante 4 85,8 84,0 83 ,8 81,6 62,4 61 ,5 60,6 59,5 

Variante 5 77,0 75,1 75 ,0 73,2 56,0 55,0 54,1 53,4 

Variante 6 70,3 68,8 68 ,8 68,1 50,9 50,4 49,6 49,5 

Variante 7 90,5 88,6 88,7 86,2 66,4 65,4 64,6 63,4 

Variante 8 81 ,1 79,1 79 ,2 77,2 59,5 58,4 57,6 56,8 

Variante 9 74,0 72,3 72,5 71 ,7 54,0 53,4 52,7 52,6 

Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen. 

Abbildung 2-8: Altersaufbau der deutschen Bevölkerung 2005 bis 2100 für Variante 5 
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Quelle: Statistisches Bundesamt und eigene Berechnungen. 
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langfristig kann daher von einer leichten Verbesserung der Altersstruktur in Deutsch-
land ausgegangen werden. Von dem Idealbild der Bevölkerungspyramide ist aber 
auch der in Abbildung 2-8 dargestellte Bevölkerungsaufbau der Variante 5 noch weit 
entfernt. Die Form erinnert eher an eine „Urne" (welche die Vergreisung der Gesell-
schaft auch bildlich widerspiegelt) oder einen „Dönerspieß". Die Kohorten der Null bis 
25jährigen sind aufgrund der konstant niedrigen Fertilität noch sehr schwach besetzt. 

2.3 Entwicklung der Erwerbsbeteiligung 
Thema der vorangegangenen Abschnitte war die nach Geschlecht, Gebietsstand und 
Staatsangehörigkeit differenzierte Gesamtbevölkerung Deutschlands und deren 
Entwicklung in der Zukunft. Für die Analyse demographischer Einflüsse auf das 
Steueraufkommen ist neben der allgemeinen Bevölkerungsentwicklung aber vor 
allem das zukünftige Ausmaß der Erwerbsbeteiligung entscheidend. Um die 
Wirkungszusammenhänge richtig untersuchen zu können, müssen zunächst einige 
Begrifflichkeiten klar definiert werden und die verschiedenen in Deutschland existie-
renden Statistiken zur Erwerbsbeteiligung - das sind der Mikrozensus, die EU-
Arbeitskräfteerhebung (AKE), die Erwerbstätigenrechnung (ETA) im Rahmen der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung (VGA), die Arbeitsmarktstatistik der Bundes-
agentur für Arbeit (BA) und die „ILO-Arbeitsmarktstatistik" - voneinander abgegrenzt 
werden. Die „ILO-Arbeitsmarktstatistik" veröffentlicht seit Januar 2005 gemäß den 
Kriterien der International Labour Organisation {ILO) erhobene Daten. Nach diesem 
rein definitorischen Schritt in Abschnitt 2.3.1 geht es in Unterkapitel 2.3.2 um die 
zahlenmäßige Entwicklung relevanter Personengruppen in der Vergangenheit, bevor 
in Abschnitt 2.3.3 Annahmen für die zukünftige Entwicklung der Erwerbsbeteiligung 
getroffen werden. 

2.3.1 Definitionen zur Messung der Erwerbsbeteiligung 
Zur Messung der Erwerbsbeteiligung in Deutschland existiert zunächst der Mikro-
zensus in dem statistische Informationen über die Bevölkerung und den Arbeitsmarkt 
sowie die Wohnsituation der Haushalte erfasst werden.43 Die Daten des Mikrozensus 
werden mittels einer repräsentativen Befragung von ca. 390.000 Haushalten 
(830.000 Personen) - das entspricht ungefähr einem Prozent der Haushalte (Bevöl-
kerung) in Deutschland - erhoben.44 Die Erhebung dieser amtlichen Repräsentativ-
statistik wird vom Statistischen Bundesamt organisiert. Die Befragung erfolgt jedoch 
dezentral durch die Statistischen Landesämter.45 Bis zum Erhebungsjahr 2004 bezog 
sich die Befragung auf eine Berichtswoche im Frühjahr, so dass die Ergebnisse des 
Mikrozensus eine Momentaufnahme darstellten.46 Dies ist ein Grund dafür, dass die 

43 Der Mikrozensus ist eine gesetzlich angeordnete Stichprobenbefragung, die seit 1957 durchgeführt 
wird. Vgl. Hin (2005). 
44 Im Normalfall werden die Daten in direkten Interviews erhoben. Es besteht aber auch die Möglichkeit, 
die Fragen schriftlich zu beantworten. Außerdem können in Mehrpersonenhaushalten unter bestimmten 
Voraussetzungen volljährige Personen Auskünfte über die anderen Haushaltsmitglieder erteilen. Vgl. 
Statistisches Bundesamt (2005d), Anhang A. 
45 Vgl. Statistisches Bundesamt (2006b). 
46 Normalerweise fand die Befragung in der letzten feiertagsfreien Woche im April statt. Eine Ausnahme 
stellen die Jahre 2003 und 2004 dar. 2003 wurden die Daten erst im Mai erhoben, 2004 hingegen schon 
im März. 
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Zahlen des Mikrozensus bis 2004 nur bedingt mit den Ergebnissen anderer Statisti-
ken, wie z.B. der Erwerbstätigenrechnung im Rahmen der VGA zu vergleichen 
sind.47 

Seit 1.1.2005 wird das Befragungsvolumen auf alle Wochen des Jahres verteilt, 
wobei immer die letzte Woche vor der Befragung als Berichtswoche festgelegt ist. 
Durch die kontinuierliche Erhebungsform mit gleitender Berichtswoche werden 
saisonale Einflüsse auf das Ergebnis vermindert und damit eine bessere Vergleich-
barkeit der Ergebnisse des Mikrozensus gewährleistet. Außerdem besteht nun die 
Möglichkeit, Monats- und Quartalsergebnisse zu publizieren und somit schneller als 
bisher Daten zur Verfügung zu stellen.48 Darüber hinaus ist die EU-Arbeitskräfte-
erhebung in den Mikrozensus integriert.49 Dies ist möglich, da beide Befragungen auf 
dem so genannten „Labour-Force-Konzept'.so der ILO beruhen und Fragebögen und 
Erhebungsmethode daher in Kernbereichen weitestgehend übereinstimmen. 

Auch die Erwerbstätigenrechnung im Rahmen der VGA basiert auf den Normen 
der ILO.51 In sie gehen inklusive des Mikrozensus 48 erwerbstatistische Quellen ein. 
Aufgrund der extrem umfangreichen, aufwendig aufbereiteten und kontrollierten 
Datenbasis gilt die im Rahmen der VGA veröffentlichte Erwerbstätigenzahl als si-
cherster Indikator für die Bestimmung der Gesamterwerbstätigkeit in Deutschland. 
Dennoch unterliegen die in der VGA publizierten Jahresdurchschnittswerte zur Er-
werbstätigkeit noch über längere Zeit leichten Schwankungen, da die Ausgangsdaten 
teilweise noch aktualisiert und korrigiert werden. Deshalb liegen erst nach zwei bis 
drei Jahren endgültige Zahlen vor.52 Ergänzt um die seit 1.1.2005 monatlich durchge-
führte ILO-Telefonerhebung53 zur Ermittlung der Zahl der (sofort verfügbaren) Er-
werbslosen nach dem „Labour-Force-Konzept", bildet die ETA seither das Bericht-
system der „ILO-Arbeitsmarktstatistik".54 

Eine weitere Arbeitsmarktstatistik wird an der Bundesagentur für Arbeit55 in Nürn-
berg seit Anfang der 50er Jahre regelmäßig erstellt und zur Verfügung gestellt. Dazu 

47 In Abschnitt 2.3.2 werden die Zahlen beider Statistiken gegenüber gestellt. 
48 Bis einschließlich 2004 kann der Mikrozensus daher vor allem Auskunft über die Erwerbsstruktur 
geben. Mit dem ab 2005 gültigen neuen Mikrozensusgesetz (MZG 2005), in dem der unterjährige Mikro-
zensus geregelt ist, hat sich dies geändert. 
49 Die EU-Arbeitskräfteerhebung wird seit 1968 im Rahmen des Mikrozensus durchgeführt. 
50 Das Labour Force Konzept ist ein standardisiertes Konzept der ILO in Genf zur Messung des Er-
werbsstatus. Es wurde 1982 auf der 13. Internationalen Konferenz der Arbeitsstatistiker entwickelt und 
beschlossen und zuletzt 1998 auf der 16. Internationalen Konferenz der Arbeitsstatistiker überarbeitet 
und teilweise ergänzt. Für eine detaillierte Beschreibung und Diskussion, vgl. Rengers (2004). 
51 Diese Normen stehen im Einklang mit den Definitionen im Europäischen System der Volkswirtschaftli-
chen Gesamtrechnung (ESVG) 1995, auf denen die VGA basiert. Vgl. Statistisches Bundesamt (2005e). 
52 Die Abweichungen sind jedoch gering, vgl. Statistisches Bundesamt (2005e). 
53 Es werden monatlich bundesweit 10.000 Personen befragt. Vgl. Kiesl (2005) für eine genaue Be-
schreibung der Methode. 
54 Zur Entstehungsgeschichte und Notwendigkeit dieser Statistik, vgl. Riede (2003). Mittelfristig soll die 
ILO-Telefonerhebung jedoch durch Schnellauswertungen des kontinuierlichen Mikrozensus ersetzt 
werden. Vgl. Janke/Riede/Sacher (2005). 
55 Diesen Namen trägt die Institution erst seit 1. Januar 2004. Davor hieß sie zwischen ihrer Neugrün-
dung 1952 und 1969 .Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung" und seit 1969 
dann .Bundesanstalt für Arbeit". 



Demographie und Erwerbsbeteiligung 25 

gehört z.B. die monatlich veröffentlichte Arbeitslosenstatistik, in der die an einem 
Stichtag in Deutschland registrierten Arbeitslosen erfasst werden.56 Diese Zahl stößt 
in der Offentlichkeit auf großes Interesse und spielt daher eine wichtige Rolle in der 
politischen Diskussion. Auf ihre Entwicklung wird in Abschnitt 2.3.2 eingegangen. 

Mit dieser Vielzahl erwerbstatischer Quellen werden verschiedene Bevölkerungs-
gruppen erfasst, die im Folgenden kurz abgegrenzt werden sollen. Nicht alle Grup-
pen sind allerdings eindeutig definiert. Die Gesamtbevölkerung Deutschlands lässt 
sich zunächst ganz grob in zwei fast gleich große Gruppen teilen: Die Erwerbsperso-
nen und die Nichterwerbspersonen. Die Gruppe der Erwerbspersonen setzt sich aus 
Erwerbstätigen und Erwerbslosen zusammen und umfasst alle Personen mit Wohn-
sitz in Deutschland, die mindestens 15 Jahre alt sind und eine auf Erwerb gerichtete 
Tätigkeit ausüben oder ausüben wollen. Dabei spielt es keine Rolle, ob mit der Tätig-
keit der Lebensunterhalt bestritten wird oder nicht. Irrelevant ist auch der zeitliche 
Umfang der Arbeit. Eine obere Altersgrenze gibt es z.B. im Mikrozensus nicht, 
wohingegen sie für die ILO-Telefonerhebung auf 74 Jahre festgelegt wird.57 Der 
prozentuale Anteil der Erwerbspersonen an der Bevölkerung ist als Erwerbsquote 
definiert.58 Alle anderen Personen gehören zur Gruppe der Nichterwerbspersonen. 

Zusätzlich gibt es nach der Definition des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsfor-
schung (IAB) innerhalb dieser Gruppe noch entmutigte Arbeitskräfte, Frührentner, 
Schüler und Studenten, die ihren Abschluss hinauszögern, sowie Teilnehmer be-
stimmter arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen.59 Sie werden zur stillen Reserve ge-
zählt und bilden zusammen mit den Erwerbspersonen nach dem !AB-Konzept das 
Erwerbspersonenpotential.60 Dieses Konzept definiert gewissermaßen die Ober-
grenze des in der Bevölkerung vorhandenen Arbeitskräfteangebots, wohingegen die 
sonst in den amtlichen Statistiken ausgewiesenen Erwerbspersonen die Untergrenze 
definieren. Vor allem für langfristige Prognosen, wie in Abschnitt 2.3.3, ist diese Ab-
grenzung sehr wichtig. 

Unabhängig von der Definition stellen die Erwerbstätigen die größte Untergruppe 
dar. Zu ihnen zählen die abhängig Beschäftigten (hierzu gehören auch Beamte, 
Auszubildende und Soldaten), die Selbständigen und die mithelfenden Familienan-
gehörigen. Nicht zu der Gruppe der Erwerbstätigen werden Menschen gezählt, die 
lediglich eine ehrenamtliche Tätigkeit ausüben. Die zweite Untergruppe der Erwerbs-
personen sind die Erwerbslosen, die sich im Wesentlichen aus registrierten Arbeits-
losen und einem Teil der stillen Reserve zusammensetzen. Alternativ können die 
Erwerbslosen auch in sofort und nicht sofort verfügbare Erwerbslose unterteilt wer-
den, wie dies z.B. im Mikrozensus geschieht. Daran wird schon deutlich, dass die 
Erwerbslosen nicht eindeutig aufgeteilt werden können. So gehören z.B. einige 
registrierte Arbeitslose nach dem „Labour-Force-Konzept'' der ILO zu den Erwerbs-
tätigen, weil sie mehr als eine Stunde pro Woche arbeiten und nicht jeder Erwerbs-
lose ist als arbeitslos registriert. Steht er dem Arbeitsmarkt gleichzeitig nicht sofort 

56 Die Statistik der BA basiert auf dem Sozialgesetzbuch (SGB). 
57 Vgl. Rengers (2004). 
58 Für die Ermittlung der Erwerbsquote werden jedoch oft nur Personen im Alter zwischen 15 und unter 
65 Jahren berücksichtigt. 
59 Vgl. Fuchs/Walwei/Weber (2005). 
6° Für eine genaue Definition vgl. Fuchs (2002). 
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zur Verfügung, gehört er zur stillen Reserve. Auf der anderen Seite kann es aber 
auch registrierte Arbeitslose geben, die nach obiger, an der kurzen Frist orientierten 
Definition, nicht erwerbslos sind, da sie nicht aktiv und zeitnah auf der Suche nach 
Arbeit sind und sich nur pro forma gemeldet haben, um Transfers beziehen zu kön-
nen.61 Die beschriebenen Gruppen werden in Abbildung 2-9 stilisiert dargestellt. 

Abbildung 2-9: Aufteilung der Gesamtbevölkerung in verschiedene Gruppen 
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Quelle: Eigene Darstellung. 

Die Gruppe der Erwerbslosen muss noch näher betrachtet werden, um die Gemein-
samkeiten und Unterschiede in der Definition von Erwerbs- und Arbeitslosigkeit auf-
zuzeigen. Der Begriff der Erwerbslosigkeit ist mit der ILO-Arbeitsmarkstatistik ver-
bunden, wohingegen Arbeitslosigkeit ein Begriff der Arbeitsmarktstatistik der BA ist.62 
Beiden Definitionen gemeinsam ist, dass nur Menschen die unfreiwillig keiner Er-
werbstätigkeit nachgehen können, als erwerbs- bzw. arbeitslos gelten. Schüler und 
Studenten, Rentner und Pensionäre sowie Frauen und Männer, die ihre Kinder er-
ziehen und deshalb freiwillig keiner Erwerbsarbeit nachgehen, zählen deshalb nicht 
zu den Arbeits- bzw. Erwerbslosen.63 In beiden Messkonzepten muss man dem 
Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen und zählt solange als erwerbs- bzw. arbeitslos, 
bis man eine Arbeit aufgenommen hat. Damit sind die Gemeinsamkeiten jedoch 
bereits genannt. 

61 Man spricht in diesem Fall auch von sozialrechtinduzierter Arbeitslosigkeit. Für eine ausführliche 
Diskussion der Problematik vgl. Hartmann/Riede (2005) sowie Sauermann (2005). 
62 Eine dritte Quelle für die Zahl der Erwerbslosen stellt der Mikrozensus dar, der bei der Erhebung der 
Erwerbslosenzahlen über das Labour-Force-Konzept hinaus geht und neben den sofort verfügbaren 
Erwerbslosen auch die nicht sofort verfügbaren Erwerbslosen erfasst. Aus diesem Grund weichen die 
Ergebnisse des Mikrozensus von den Zahlen der ILO-Arbeitsmarktstatistik ab. Da dieser Anfang 2005 
eine grundlegende Veränderung erfahren hat sind in Zukunft geringere Unterschiede zu erwarten. Die 
zahlenmäßigen Unterschiede werden in Abschnitt 2.3.2 dargestellt und erläutert. 
63 Sie können jedoch zumindest Teilweise zur stillen Reserve gehören. 
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Tabelle 2-9: Unterschiede zwischen Erwerbslosen und registrierten Arbeitslosen 

Erwerbslose (ILO) Registrierte Arbeitslose (SGB) 

Erhebungsform Telefonische Stichprobenbefra-
Totalerhebung, Registrierdaten gung 

Alter 15 bis 74 Jahre 15 bis 65 Jahre 

Derzeitige Tätigkeit Weniger als eine Stunde pro Weniger als 15 Stunden pro 
Woche gearbeitet Woche gearbeitet 

Suchstrategie Aktive Arbeitssuche in den ver- Persönlich bei einer Agentur für 
gangenen vier Wochen Arbeit arbeitslos gemeldet 

Verfügbarkeit Sofort innerhalb zwei Wochen Steht der Arbeitsvermittlung zur 
verfügbar Verfügung 

Tätigkeit (selbständig oder ab- Sozialversicherungspflichtige 
Gesuchte Tätigkeit hängig) von mind. einer Stunde Tätigkeit mit mind. 15 Stunden 

pro Woche pro Woche 

Quelle: Eigene Darstellung. 

Umfangreicher sind die Unterschiede, die aus der Auflistung der bestimmenden 
Merkmale beider Gruppen in Tabelle 2-9 hervorgehen. Neben dem generellen Unter-
schied in der Datenerhebung sind weitere grundlegende Abweichungen in den Krite-
rien „Suchstrategie" und Verfügbarkeit sowie beim Umfang der gesuchten Tätigkeit 
festzustellen. Die weiter definierte Altersgruppe nach ILO-Kriterien hingegen spielt 
kaum eine Rolle, da die Besetzung der Altersgruppe der 65 bis 74jährigen nicht sehr 
groß ist.64 Beim Vergleich der Zahlen in Abschnitt 2.3.2 ist daher Vorsicht geboten 
und zu beachten, dass sie jeweils einen völlig unterschiedlichen Informationsgehalt 
haben. 

Die ILO-Arbeitsmarktstatistik hat den großen Vorteil, dass sie nach einem interna-
tional einheitlichen Konzept erhoben wird und damit internationale und intertempo-
rale Vergleichbarkeit gewährleistet. Außerdem wird sie aus dem gleichen Grund nicht 
direkt von Änderunien der Sozialgesetzgebung beeinflusst, wie dies bei der BA-
Statistik der Fall ist. Die SGB-Arbeitsmarktstatistik ist deshalb der bessere Indikator 
für die Beurteilung der mit der Arbeitslosigkeit verbundenen sozialen Problematik und 

64 Vollständig nach Alter geschichtete Werte zum Umfang der Erwerbspersonen findet sich nur im Mik-
rozensus, der auch auf dem Labour-Force-Konzept der ILO basiert und bei seiner Erhebung keine 
Altersgrenze berücksichtigt. Aus den Ergebnissen geht hervor, dass es nur 6.000 über 65jährige Er-
werbslose gibt. Vgl. Statistisches Bundesamt (20051), Tabelle 1.2. 
65 Vor allem die Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe zum 1. Januar 2005 hatte massiven 
Einfluss auf die Zahl der registrierten Arbeitslosen. Vgl. zum .Hartz IV-Effekt'' Bundesagentur für Arbeit 
(2005a). Eine Beurteilung der Hartz-Refonnen sowie ein weiterführender Refonnvorschlag finden sich in 
Krimmer/Raffelhüschen/Seiler (2005). 
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der daraus resultierenden Kosten. Sie erfasst nämlich auch die Menschen als 
arbeitslos, die einer Beschäftigung von weniger als 15 Stunden pro Woche nachge-
hen oder mangels Erfolgsaussicht aktuell nicht nach Arbeit suchen, aber trotzdem 
staatliche Transfers erhalten. 

Das gesamte Maß der Unterbeschäftigung in Deutschland wird aber durch beide 
Statistiken nicht erfasst. Es fehlen die „verdeckt Arbeitslosen", die temporär an einer 
Arbeitsbeschaffungs- oder Ausbildungsmaßnahme teilnehmen oder einen der neu 
geschaffenen Ein-Euro-Jobs angenommen haben. Ihre Zahl ist durch die Regelun-
gen des Hartz IV-Gesetzes massiv gesunken, da erstmals alle arbeitsfähigen frühe-
ren Sozialhilfeempfänger sowie Arbeitslose über 58 Jahren in der Statistik auftauch-
ten. Die Einführung der Ein-Euro-Jobs hingegen hat ihre Zahl wieder erhöht. Noch 
umfassender ist das bereits beschriebene Konzept der stillen Reserve des IAB.66 

Insgesamt liegt die tatsächliche Zahl der Arbeitslosen daher deutlich über den von 
der BA für 2005 ausgewiesenen 4,9 Millionen im Jahresdurchschnitt registrierten 
Arbeitslosen.67 Der Sachverständigenrat zur Beurteilung der wirtschaftlichen Entwick-
lung (SVR), der beide Konzepte in seinen Gutachten berücksichtigt, beziffert die Zahl 
der offen und verdeckt Arbeitslosen für 2005 auf 6, 1 Millionen Menschen.68 

Neben den absoluten Zahlen spielen bei der Beurteilung und im internationalen 
Vergleich die Arbeits- und Erwerbslosenquoten eine wichtige Rolle. Auch hier gibt es 
viele unterschiedliche Definitionen die im Folgenden kurz dargestellt werden sollen. 
Zunächst gibt es die Arbeitslosenquoten der BA. Für sie wird einmal die Zahl der 
registrierten Arbeitslosen zu der Summe aus registrierten Arbeitslosen und abhängig 
zivilen Erwerbstätigen ins Verhältnis gesetzt. Soldaten, Selbständige und mithelfende 
Familienangehörige werden in dieser Definition nicht berücksichtigt. Alternativ wer-
den die registrierten Arbeitslosen zu den zivilen Erwerbspersonen bzw. den Er-
werbspersonen insgesamt ins Verhältnis gesetzt. Neben der Quote aus Originalda-
ten des jeweiligen Berichtszeitraumes wird darüber hinaus auch die um saisonale 
Einflüsse bereinigte Quote ausgewiesen. Dies ist vor allem für die Vergleichbarkeit 
der Monatsdaten von entscheidender Bedeutung.69 

In der ILO-Arbeitsmarktstatistik wird die Erwerbslosenquote als Verhältnis von Er-
werbslosen nach ILO-Telefonerhebung und Erwerbspersonen nach Abgrenzung der 
Erwerbstätigenrechnung im Rahmen der VGR ausgewiesen. Letztere Gruppe um-
fasst alle erwerbstätigen Inländer und die Erwerbslosen der Telefonerhebung. Auch 
diese Quote wird als Originalwert und als saisonbereinigter Wert ausgewiesen.70 

Abweichend hiervon wird vom Statistischen Amt der Europäischen Gemeinschaften 
(Eurostat) eine für die Mitgliedstaaten „harmonisierte Arbeitslosenquote"71 ausgewie-
sen. Sie basiert auf im Rahmen der EU-Arbeitskräfteerhebung gewonnenen Daten, 

66 Vgl. Fuchs (2002) und Fuchs/Walwei,Weber (2005). 
67 Vgl. Bundesagentur für Arbeit (2005a). 
68 Vgl. Sachverständigenrat (2005). 
69 Vgl. Bundesagentur für Arbeit (2005a). 
70 Vgl. Rengers (2005). 
71 Teilweise wird auch von der EU-standardisierten Erwerbslosenquote gesprochen. Dieser Begriff ist 
eigentlich treffender, da es sich um Daten in Abgrenzung der ILO handelt, nach der Erwerbslose erfasst 
werden. 
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die für die ganze EU in gleicher Weise aufbereitet werden, um die Vergleichbarkeit 
zu gewährleisten. Dabei werden auch saisonale Einflüsse herausgerechnet.72 

Abschließend sei noch erwähnt, dass auch aus den Daten des Mikrozensus eine 
Erwerbslosenquote ermittelt werden kann. Diese weicht bis 2004 aus diversen -
bereits weiter oben beschriebenen Gründen - von der Arbeitslosenquote der BA und 
der ILO-Erwerbslosenquote ab. Da im Mikrozensus jedoch sehr viele sonst nicht 
vorhandene Merkmale erfasst werden, sind diese Daten vor allem zur Untersuchung 
genereller Strukturen der Erwerbslosigkeit sehr gut geeignet.73 

2.3.2 Entwicklung der Erwerbsbeteiligung in der Vergangenheit 
Nachdem in Abschnitt 2.3.1 ein Überblick über die verschiedenen Indikatoren zur 
Messung der Erwerbsbeteiligung und deren Definition gegeben wurde, soll im vorlie-
genden Abschnitt die zahlenmäßige Entwicklung der Erwerbspersonen, Erwerbstäti-
gen sowie Arbeits- und Erwerbslosen in unterschiedlichen Abgrenzungen dargestellt 
und verglichen werden. In Abbildung 2-10 auf der nächsten Seite sind die Erwerbs-
personenzahlen zwischen 1991 und 2005 nach Abgrenzung der Erwerbstätigenrech-
nung im Rahmen der VGA und des Mikrozensus abgebildet. Es fällt auf, dass sich 
die Zahlen ab Mitte der 90er Jahre stark unterschiedlich entwickeln. So steigt die 
Zahl der im Mikrozensus erfassten Erwerbspersonen leicht von 40,1 Millionen auf 
40,6 Millionen Menschen an, wohingegen in der VGA im gleichen Zeitraum ein An-
stieg um 2, 1 Millionen Erwerbspersonen zu beobachten ist. Dieser eklatante Unter-
schied ist zu einem Teil damit zu begründen, dass es sich beim Mikrozensus bis 
2004 um eine Momentaufnahme einer Berichtswoche im Frühjahr eines jeden Jahres 
handelt und damit saisonale Schwankungen nicht ausgeglichen werden können. 

Ein größerer Teil des Unterschieds ist aber durch die massive Untererfassung der 
(ausschließlich) geringfügig Beschäftigten im Mikrozensus zu erklären.74 Diese wur-
de seit Ende der 90er Jahre vom Arbeitskreis „Erwerbstätigenrechnung der Statisti-
schen Ämter des Bundes und der Länder" mehrfach nach oben korrigiert.75 Grund für 
die Korrekturen war die 1999 erstmals von der BA veröffentlichte Statistik zur gering-
fügigen Beschäftigung, die mit der Einführung der Sozialversicherungspflicht und 
Besteuerung dieser Arbeitsverhältnisse zum 1. April 1999 möglich wurde und seither 
bei der BA geführt wird.76 Der erneute starke Anstieg der Erwerbspersonen nach 
VGA-Abgrenzung im Jahr 2003 ist mit der Einführung der Mini-Jobs und der damit 
einhergehenden Anhebung der Geringfügigkeitsgrenze von 325 Euro auf 400 Euro 
zu begründen. So stieg die Zahl der ausschließlich geringfügig Beschäftigen zwi-
schen 2003 und 2004 um 420.000 Personen an.77 Ein weiteres Indiz für eine Ent-
wicklung hin zu mehr geringfügigen Beschäftigungsverhältnissen ist der Rückgang 
der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung um knapp eine Million zwischen 

72 Beide Quoten weichen nicht stark voneinander ab. Daher kommt im weiteren Verlauf nur die im Rah-
men der ILO-Arbeitsmarktstatistik ausgewiesene ILO-Erwerbslosenquote zur Anwendung. Für eine 
detaillierte Beschreibung der Unterschiede vgl. Rengers (2004). 
73 Vgl. Breiholz (2005). 
74 Eine ausführliche Analyse dieser Problematik liefert Fuchs/Söhnlein (2003). 
75 Vgl. Statistisches Bundesamt (1999) und Fuchs (2002). 
76 Vgl. Rudolph (1999) und Bundesagentur für Arbeit (2001 ). 

n Vgl. Bundesagentur für Arbeit (2005b). 
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2002 und 2004 auf 26,6 Millionen Beschäftigte.76 Auch 2005 ist ihre Zahl noch einmal 
leicht gesunken. Erst seit 2006 steigt die Zahl der sozialversicherungspflichtig Be-
schäftigten wieder leicht an.79 Die Zahlen der Erwerbspersonen für das Jahr 2005 
zeigen, dass der Unterschied durch die neue, über das Jahr verteilte Erhebungs-
methode des Mikrozensus deutlich kleiner wird. So ist der Unterschied 2005 um 
mehr als eine Million geringer geworden und liegt bei nunmehr 1,5 Millionen Er-
werbspersonen und es ist mit einer weiteren Verringerung der Differenz zu rechnen. 
Die Zahl der Erwerbspersonen im Mikrozensus liegt 2005 bei 41, 15 Millionen. 

Abbildung 2-10: Zahl der Erwerbspersonen zwischen 1991 und 2005 in verschiedenen Abgren-
zungen 

43,00 ~----------------------------, 

39.50 

-Erwerbspersonen nach VGA Abgrenzung - ... nach Mikrozensus 

39,00-1------------------- ------------i 

36,50-l----~-----~-~-~-~--------------i 
1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 

Jahr 

Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Darstellung. 

Die Erwerbspersonen setzen sich, wie im vorherigen Abschnitt erläutert, aus Er-
werbstätigen und Erwerbslosen zusammen. Es ist daher interessant, wie sich diese 
beiden Gruppen im gleichen Zeitraum verändern. In Abbildung 2-11 auf der folgen-
den Seite ist daher zunächst die Zahl der Erwerbstätigen nach Abgrenzung des Mik-
rozensus und der VGA für die Jahre 1991 bis 2005 dargestellt, die sich auf den ers-
ten Blick relativ parallel zueinander entwickeln. So sinkt die Zahl der Erwerbstätigen 
zunächst Anfang der 90er Jahre und steigt zwischen 1997 und 2001 wieder an, um 
danach erneut zu sinken. Dieser erneute Abwärtstrend hält im Mikrozensus bis 2004 
an, wohingegen die Zahl der Erwerbstätigen nach VGA-Abgrenzung im Jahr 2004 
leicht ansteigt und im Jahr 2005 erneut leicht sinkt. 

78 Vgl. Vgl. Bundesagentur für Arbeit (2005b). 
79 Vgl. Bundesagentur für Arbeit (2006a). 
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Im Mikrozensus ist im Jahr 2005 aufgrund der neuen Erhebungsmethode ein mas-
siver Anstieg um mehr als eine Million Erwerbstätige zu verzeichnen. Der absolute 
Unterschied zwischen beiden Statistiken beträgt für 2004 über drei Millionen und 
sinkt 2005 auf gut zwei Millionen Menschen. Er ist damit deutlich größer als bei der 
Zahl der Erwerbspersonen. Darüber hinaus fällt auf, dass die Zahl der Erwerbstäti-
gen im Mikrozensus zwischen 1991 und 2004 um 1,8 Millionen gesunken ist, wohin-
gegen nach VGA-Abgrenzung 2004 ca. 100.000 mehr Erwerbstätige als 1991 ge-
zählt werden. Noch höher war die Zahl der Erwerbstätigen in der VGA nur in den 
Jahren 2000 bis 2002. Hauptgrund für die seit Ende der 90er Jahre unterschiedlichen 
Trendverläufe sind, wie bereits erwähnt, die geringfügig Beschäftigten. Der absolute 
Unterschied hingegen lässt sich nur zu einem Teil damit erklären. Der andere Teil 
kann aus der in Abbildung 2-12 dargestellten Entwicklung der Erwerbslosenzahlen 
abgeleitet werden. 

Abbildung 2-11: Zahl der Erwerbstätigen zwischen 1991 und 2005 in verschiedenen Abgren-
zungen 
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Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Darstellung. 

Auffällig in Abbildung 2-12 auf der nächsten Seite ist zunächst, dass im Mikrozensus 
über den gesamten Zeitverlauf deutlich mehr Erwerbslose erfasst sind als nach Ab-
grenzung der ILO-Telefonerhebung, was sich mit den bereits in Abschnitt 2.3.1 an-
gedeutetem Unterschied in der Abgrenzung von Erwerbslosigkeit in beiden Statisti-
ken erklären lässt.80 Zum einen werden im Mikrozensus zusätzlich zu den sofort 
verfügbaren Erwerbslosen auch solche erfasst, die nicht sofort verfügbar sind. Im 
Jahr 2004 waren dies immerhin 559.000 Menschen, was den Unterschied zwischen 

80 Vgl. Fußnote 62. 
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den Erwerbslosenzahlen von knapp über einer Million Menschen zu 55 Prozent er-
klärt. Zum anderen handelt es sich bei den ILO-Zahlen um Jahresdurchschnitte und 
somit um saisonbereinigte Werte, wohingegen im Mikrozensus 2004 hochgerechne-
te, unbereinigte Werte einer Berichtswoche im März veröffentlicht wurden. Auch in 
der ILO-Telefonerhebung lag der unbereinigte Märzwert im Jahr 2004 mit 
4,10 Millionen Erwerbslosen um 170.000 Personen über dem Jahresmittelwert. Da-
mit sind über 70 Prozent des Unterschiedes zu erklären.81 

Abbildung 2-12: Zahl der Erwerblosen zwischen 1991 und 2005 in verschiedenen Abgrenzungen 
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Quelle: Statistisches Bundesamt und Bundesagentur für Arbeit, eigene Darstellung. 

Neben den Erwerbslosenzahlen nach ILO und Mikrozensus ist in Abbildung 2-12 
noch die Zahl der registrierten Arbeitslosen im Zeitraum 1991 bis 2005 als gestrichel-
te Linie abgetragen. Es fällt auf, dass ihre Zahl in den Jahren 1996 bis 2005 nicht 
wesentlich von den Erwerbslosen nach Mikrozensus abweicht. Einzige Ausnahme 
bildet das Jahr 2003 in dem sich beide Werte kurzfristig auseinander entwickeln.82 Im 
Jahr 2005 ist die Zahl der registrierten Arbeitslosen um mehr als 500.000 Personen 
auf 4,9 Millionen Arbeitslose im Jahresdurchschnitt angestiegen. Grund hierfür ist der 
in Abschnitt 2.3.1 bereits beschriebene „Hartz IV-Effekt".83 Im Januar und Februar 
2006 ist die Zahl der registrierten Arbeitslosen dann kurzfristig noch über die fünf 

81 Die restliche Differenz ist z.B. durch die abweichende Befragungsmethode zu erklären. So wird für 
den Mikrozensus jeweils eine Person des Haushaltes zu allen Haushaltsmitgliedern befragt, wohingegen 
in der ILO-Telefonerhebung jeder Befragte nur Auskunft über sich selbst gibt. 
82 Grund hierfür ist, dass der Mikrozensus 2003 nicht wie sonst im April, sondern erst im Mai erhoben 
wurde und somit weniger saisonal bedingte Arbeitslosigkeit erfasst wurde. Vgl. Statistisches Bundesamt 
(2003b). 
83 Vgl. Bundesagentur für Arbeit (2005a). 



Demographie und Erwerbsbeteiligung 33 

Millionenmarke gestiegen. Seit dem sinkt die Zahl der Arbeitslosen kontinuierlich und 
lag im Jahresdurchschnitt 2006 unter 4,5 Millionen.84 Tabelle 2-10 auf der nächsten 
Seite liefert einen zusammenfassenden Überblick über alle relevanten Zahlen der 
besprochenen Statistiken. 

Als Zwischenfazit ist festzuhalten, dass sowohl die Zahl der Erwerbspersonen, als 
auch die Zahl der Erwerbslosen in beiden betrachteten Statistiken im Zeitraum von 
1991 bis 2005 angestiegen ist. Die Veränderungen sind jedoch sehr unterschiedlich, 
was an der Zahl der Erwerbstätigen abzulesen ist. So liegt die Zahl der Erwerbstäti-
gen nach VGA-Abgrenzung im Jahr 2004 knapp über dem Wert von 1991, wohinge-
gen sie im Mikrozensus um 1,8 Millionen gesunken ist. Mit dem neuen Mikrozensus 
ändert sich dies seit 2005. Dies macht deutlich, dass der Mikrozensus zumindest bis 
2004 keine gesicherte Auskunft über die Erwerbsbeteiligung insgesamt geben kann. 
Aufgrund der Vielzahl der abgefragten Merkmale ist er jedoch als Informationsquelle 
für strukturelle Entwicklungen unersetzlich. So liefert der Mikrozensus nach Region, 
Geschlecht und Alter differenzierte Daten, die im weiteren Verlauf dieser Arbeit eine 
wichtige Rolle spielen, um z.B. die zukünftige Erwerbsbeteiligung von Frauen ab-
schätzen zu können. 

In Abbildung 2-13 auf der übernächsten Seite ist die Entwicklung der Erwerbstäti-
gen zwischen 1991 und 2005 daher getrennt nach Frauen und Männern dargestellt. 
Es ist klar erkennbar, dass die Erwerbsbeteiligung der Männer bis 2004 tendenziell 
abgenommen hat, wohingegen die Erwerbsbeteiligung der Frauen zwischen ihrem 
Tiefststand 1993 und 2003 kontinuierlich zugenommen hat. 2004 war einmalig ein 
leichter Rückgang zu verzeichnen. Aus der in Abbildung 2-14 dargestellten Zahl der 
Erwerbslosen in den Jahren 1991 bis 2005 geht darüber hinaus klar hervor, dass seit 
1996 deutlich mehr Männer als Frauen erwerbslos sind.85 Besonders groß ist der 
Unterschied in den Jahren 2002 bis 2004. Ein ähnliches Bild liefert die Zahl der re-
gistrierten Arbeitslosen in Abbildung 2-15. 

84 Vgl. Bundesagentur für Arbeit (2006b). 
85 Laut Untersuchungen des IAB ist das von Frauen geleistete Arbeitsvolumen zwischen 1991 und 2004 
jedoch nicht angestiegen, sondern wird nur auf mehr Köpfe verteilt, vgl. Wagner (2005). 
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Tabelle 2-10 : Erwerbspersonen, Erwerbstätigen und Erwerbslosen in Abgrenzung verschiedener Statistiken im Überblick 

1 1991 1 1992 1 1993 1 1994 1 1995 1 1996 1 1997 1 1998 1 1999 · 1 2000 1 2001 1 2002 1 2003 1 2004 1 2005 

Volkswlrtschaftllche Gesamtrechnungen (VGR) 
Jahresdurchschnitt in 1000 

Erwerbspersonen 40.636 40.385 40.324 40.463 40.413 40.567 40.893 41 .180 41.451 41 .918 42.109 42.223 42.334 42.723 42.619 

Erwerbstätige (Inländer) 38.664 38.066 37 .541 37.488 37.546 37.434 37.390 37.834 38.339 39.038 39.209 38.994 38.631 38.792 38.726 0 
Selbstständige'' 3.520 3.577 3.625 3.725 3.749 3.742 3.816 3.865 3.857 3.915 3.983 4.003 4.073 4.222 4.356 (D 

Arbeitnehmer 35.144 34.489 33.916 33.763 33.797 33.692 33.574 33.969 34.482 35.123 35.226 34.991 34.558 34.570 34.370 3 
Erwerbslose (nach ILO) 1.972 2.319 2.783 2.975 2.867 3.133 3.503 3.346 3.112 2.880 2.900 3.229 3.703 3.931 3.893 0 

(C 

Mikrozensus (MZ) iil 
Bestand im März/April des Jahres in 1000" 

"C ::r 
Erwerbspersonen 40.087 40.126 40.179 40.236 40.083 39.985 40.280 40.262 40.509 40.326 40.550 40.607 40.195 40.046 41.150 (ij" 

Erwerbstätige 37.445 36.940 36.380 36.076 36,048 35.982 35.805 35.860 36.402 36.604 36.816 36.536 36.172 35,659 36.566 C 
:::, 

Selbständige 3,037 3.091 3.175 3.288 3.336 3.409 3.528 3,594 3.594 3.643 3.632 3.654 3.744 3.852 4,080 a. 
mithelfende Familienangehörige 521 527 483 488 480 383 360 390 311 327 441 414 386 402 421 m 
Beamte 2.511 2.492 2.483 2.471 2.446 2.461 2.455 2.405 2.389 2.311 2.263 2.224 2.244 2.242 2.224 i 
Angestellte , Arbeiter 31.376 30,830 30.239 29.829 29.786 29.729 29.462 29.471 30.108 30,323 30.480 30.244 29.798 29.163 29.841 (D 

Erwerbslose 2.642 3.186 3.799 4.160 4.035 4.003 4,475 4.402 4.106 3.722 3.734 4.071 4.022 4.388 4.583 a-rn 
Beschäftigtenstalistlk (BA) CT 
Jahresdurchschnitt in 1000 * Sozialversichenmgspflichlig Beschäftigte 

1 26J 2.97il 3J 3.6~1 

28.20~1 27.68~1 27.28~1 27.31~1 27.5871 27,9311 27,8991 27 ,5831 26.9741 26.563 26.237 <0" 
ausschließlich geringfügig Beschäftigte 3,805 4.064 4.126 4.150 4,364 4.787 4,785 C 

Registrierte Arbeitslose 3.612 3.965 4.384 4.281 4.100 3.890 3.853 4.061 4.377 4,381 4,861 :::, 
(C 

Nachrichtlich: Erwerbslosenquoten 

Erwerbslosenquote (ILO)'1 

1 

4,9%1 5,7%1 6,9%1 7,4%1 7,1%1 7,7%1 8,6%1 8,1%1 7,5%1 6.9%1 6.~1 7,6%1 8,7%1 9,2%1 9,1% 
Arbeitslosenquote (nationales Konzept)31 6.4% 7,4% 8,5% 9,1% 8.9% 9,8% 10,7% 10,4% 9,9% 9,3% 9,1% 9,6% 10,3% 10,3% 11,4% 
Erwerbslosenquote (MZ) 6,6% 7,9% 9,5% 10,3% 10,1% 10,0% 11 ,1% 10,9% 10,1% 9,2% 9,2% 10,0% 10,0% 11 ,0% 11 ,1% 

11 inkl. ll'lthelfende Familiena~hö~ - ?i 2005 Jahresdurchschnitt - 31 Erwerbslose !ILOl bez2ien auf Erwerbspersonen ~VGR! - 4l R~~lrierte Arbeitslose iBA) bez~n auf Erwerbspersonen {VGR 

Quellen: Statistisches Bundesamt und Bundesanstalt für Arbeit (BA), eigene Berechnungen. 
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Abbildung 2-13: Erwerbstätige Frauen und Männer nach Mikrozensus zwischen 1991 und 2005 
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Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Darstellung. 

Abbildung 2-14: Erwerbslose Frauen und Männer nach Mikrozensus zwischen 1991 und 2005 
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Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Darstellung. 
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Abbildung 2-15: Registrierte Arbeitslose Frauen und Männer bei der BA zwischen 1991 und 2005 
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Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Darstellung. 

2.3.3 Zukünftige Entwicklung der Erwerbsbeteiligung 
Für den weiteren Verlauf der Arbeit werden alters- und geschlechtsspezifische Er-
werbsquoten für die Jahre bis 2050 benötigt, die im Folgenden auf Basis vorhande-
ner Projektionen des IAB und des IFO-lnstituts ermittelt werden sollen. Bevor die 
Projektionen des IAB aus dem Jahr 2005 und des IFO-lnstituts aus den Jahren 2001 
und 2005 näher erläutert werden,86 soll zunächst die zahlenmäßige Entwicklung der 
Bevölkerung im Alter zwischen 15 und 65 bzw. 70 Jahren für die in Abschnitt 2.2.2 
bereits vorgestellten Varianten 1, 5 und 9 der 10. koordinierten Bevölkerungsvoraus-
berechnung betrachtet werden (vgl. Abbildung 2-16 und Abbildung 2-17). Durch 
diese so genannte Erwerbsbevölkerung ist die obere Grenze der zukünftigen Er-
werbspersonenzahl definiert. In den Varianten 5 und 9 bleibt die Gruppenstärke in 
beiden Abgrenzungen bis 2020 nahezu konstant, nimmt dann aber langfristig bis 
2050 signifikant ab. In Variante 1 setzt der starke Rückgang jeweils bereits ab 2010 
ein und übertrifft den der beiden anderen Varianten in 2050 deutlich. So sinkt die 
Zahl der 15 bis 65jährigen in diesem Szenario mit der niedrigsten Bevölkerungszahl 
innerhalb der betrachteten 36 Jahre um mehr als 16 Millionen. In der mittleren Vari-
ante 5 hingegen ist der Rückgang mit gut 11 Millionen um einiges moderater. Aller-
dings verringert sich auch in diesem mittleren Szenario der Anteil der betrachten 
Bevölkerungsgruppe an der Gesamtbevölkerung um acht Prozentpunkte von 67 auf 
59 Prozent, so dass die Erwerbsbevölkerung stärker zurück geht als die Gesamtbe-
völkerung.87 

86 Vgl. Fuchs/Dörfler (2005), Werding/Blau (2001 ), sowie Werding/Kaltschütz (2005). 
87 Vgl. Fuchs/Söhnlein (2005), S. 21ft. 
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Abbildung 2·16: Entwicklung der Bevölkerung zwischen 15 bis 65 Jahren bis 2100 
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Durch eine Erweiterung der Gruppe um die 66 bis 70jährigen kann der Anteil der 
Erwerbsfähigen bis 2050 mit 65 Prozent fast konstant gehalten werden.88 Anders 
ausgedrückt, könnte durch eine Ausweitung der Erwerbsbeteiligung älterer Men-
schen die Zahl der potentiell Erwerbsfähigen konstant gehalten werden. Zu berück-
sichtigen ist jedoch, dass nicht jeder Erwerbsfähige direkt den Erwerbspersonen 
zugerechnet werden kann.89 Die in Abschnitt 2.3.1 bereits angesprochene stille Re-
serve spielt hierbei eine entscheidende Rolle, da sie alle diejenigen Personen um-
fasst, die arbeitsfähig sind, dem Arbeitsmarkt aber nicht zur Verfügung stehen. Ge-
nau diesen Ansatz verfolgt das IAB bei seiner Projektion des Erwerbspersonen-
potentials und den daraus abgeleiteten Potentialerwerbsquoten. Dabei setzt sich das 
Erwerbspersonenpotential aus Erwerbstätigen, Erwerbslosen und der stillen Reserve 
zusammen und ergibt bezogen auf die Gesamtbevölkerung die Potentialerwerbs-
quote an.90 Dabei werden die Potentialerwerbsquoten innerhalb eines Modells alters-
und geschlechtsspezifisch für Deutsche, getrennt nach Ost und West sowie Auslän-
der ermittelt.91 Demzufolge geht das Erwerbspersonenpotential bis etwa 2015 nur 
leicht zurück und kann durch Zuwanderung ausgeglichen werden. Danach entfaltet 
die demographische Entwicklung ihre volle Dynamik und das Erwerbspersonenpo-
tential geht spätestens ab 2020 massiv zurück. Gleichzeitig nähern sich die gebur-
tenstarken Jahrgänge dem Rentenalter, was eine Verschiebung der Altersstruktur 
am Arbeitsmarkt bewirkt und zu einer steigenden Erwerbsbeteiligung der älteren 
Kohorten führen wird. Der Anstieg der Potentialerwerbsquoten aller Frauen und 
Männer zwischen 60 und 65 Jahren bestätigt dieses Ergebnis. Des Weiteren steigt 
die Erwerbsbeteiligung westdeutscher Frauen über 30 Jahren stark an und erreicht 
langfristig das Niveau nahe der 100 Prozentmarke im Osten. Bei den Männern zwi-
schen 30 und 49 Jahren liegen die Potentialerwerbsquoten in Ost und West schon 
heute nahe der 100 Prozentmarke, so dass kein weiterer Spielraum nach oben be-
steht. Gleiches gilt für ausländische Männer dieses Alters. Die Potentialerwerbsquo-

88 Die Ausweitung des Personenkreises kann z.B. durch die lange diskutierte und jüngst im Kabinett 
verabschiedete Erhöhung des gesetzlichen Rentenzugangsalters auf 67 Jahre bzw. eine darüber hi-
nausgehende Flexibilisierung des Renteneintrittsalters erfolgen. 
69 Ein gewisser Teil der Personen im erwerbsfähigen Alter ist aus gesundheitlichen Gründen nicht ar-
beitsfähig und fällt somit von vornherein aus. Zusätzlich befinden sich vor allem in den jüngeren Kohor-
ten viele Personen noch in der Ausbildung. Sie stehen dem Arbeitsmarkt noch nicht zur Verfügung. In 
den älteren Kohorten gibt es Menschen die aus Altersgründen nicht mehr arbeiten können. Diese Per-
sonengruppen können nicht direkt zur stillen Reserve gezählt werden. Zusammen genommen stellen sie 
laut Mikrozensus 2004 ungefähr die Hälfte der Nichterwerbspersonen im Alter zwischen 15 und 65 
Jahren, vgl. Statistisches Bundesamt (20051). Setzt man für 2004 die 42,5 Millionen Erwerbspersonen 
nach VGA-Abgrenzung zu den 55,2 Millionen 15 bis 65jährigen ins Verhältnis, erhält man einen Anteil 
von 77 Prozent, vgl. Tabelle 2-2 und Abbildung 2-10. 
90 Eine weitere Prognose von Potentialerwerbsquoten hat auch die Kommission für die Nachhaltigkeit in 
der Finanzierung der sozialen Sicherungssysteme (im Folgenden kurz Rürup-Kommission genannt) auf 
Basis der IAB Zahlen vorgenommen, vgl. Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Sicherung 
(2003). 
91 Generell greift das IAB hierfür auf die Erwerbsquoten des Mikrozensus zurück, die um geringfügige 
Beschäftigung korrigiert wurden (vgl. Fuchs/Söhnlein (2003)). Die Schätzung der für die Ermittlung der 
Potentialerwerbsquoten entscheidenden Entwicklung der stillen Reserve setzt auf diesen korrigierten 
Zahlen auf und erfolgt auf Basis von Regressionsanalysen. Für eine detaillierte Darstellung der zugrun-
deliegenden Annahmen und eine Beschreibung des Modellaufbaus, vgl. Fuchs/Weber (2005 a und b) 
sowie Fuchs/Dörfler (2005). 
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ten der 20 bis 30jährigen ausländischen Männer liegen hingegen klar oberhalb der 
deutscher Männer. Die Potentialerwerbsquoten ausländischer Frauen bleiben über 
den gesamten Projektionszeitraum hinweg auf relativ niedrigem Niveau.92 

Die eben skizzierte Entwicklung des Arbeitskräftepotentials liefert jedoch lediglich 
eine Erklärung für die zukünftige Entwicklung des Arbeitskräfteangebots.93 Aussagen 
über den tatsächlichen Umfang der zukünftigen Erwerbstätigkeit sind nicht möglich, 
da ihr Umfang von der zukünftigen Nachfrage nach Arbeitskräften abhängt.94 Aus 
diesem Grund können die vom IAB bereitgestellten Daten nur ein Anhaltspunkt für 
die zukünftige Entwicklung der Erwerbsbeteiligung sein und müssen für die weiteren 
Berechnungen modifiziert werden. Um zu tatsächlichen Erwerbsquoten zu kommen, 
müssen die Potentialerwerbsquoten wieder teilweise um die stille Reserve bereinigt 
werden. Genau diesen Weg wählt das IFO-lnstitut in seinen beiden Studien aus den 
Jahren 2001 und 2005.95 Qualitativ kommen die Autoren jedoch in beiden Studien zu 
den gleichen Ergebnissen wie das IAB.96 Generell steigt die Erwerbsbeteiligung 
älterer Menschen aufgrund geänderter Rahmenbedingungen für den vorzeitigen 
Rentenzugang an. Darüber hinaus nimmt die Erwerbsbeteiligung von Frauen mittle-
ren Alters aufgrund eines veränderten Rollenverhaltens zu. Dagegen sinkt die Er-
werbsquote der unter 25jährigen leicht, da es aufgrund gestiegener Anforderungen 
einen Trend zu höherwertigen - und damit meist auch längeren - Ausbildungsgän-
gen gibt.97 Aufgrund der Nichtberücksichtigung der stillen Reserve unterscheiden 
sich die Ergebnisse hingegen quantitativ deutlich. 

Die Tatsache, dass die aktuellen Projektionen des IFO-lnstituts und des IAB be-
reits um die gestiegene geringfügige Beschäftigung (nach oben) korrigiert sind, ist für 
die Untersuchung von Steuerreformmaßnahmen, die in Kapitel 5 erfolgt, nicht von 
Vorteil, da geringfügig Beschäftigte im Regelfall keine Steuern bezahlen und somit im 
steuerlichen Zusammenhang eine vernachlässigbare Rolle spielen.98 Aus diesem 

92 Für eine detaillierte Darstellung der Ergebnisse, vgl. Fuchs/Dörfler (2005). 
93 Nur in einer Situation der Vollbeschäftigung, wie es sie in Deutschland zuletzt in den 60iger Jahren 
gab, könnten die angegebenen Potentialerwerbsquoten tatsächlich erreicht werden. 
94 Projektionen des Arbeitskräftebedarfs nimmt das IAB im Rahmen des IAB/INFORGE-Modells vor, 
dessen Aufbau in Lutz et al. (2002) ausführlich beschrieben ist. Der Prognosezeitraum endet jedoch 
aktuell im Jahr 2020. Vgl. Fuchs/Schnur/Zika (2005) und Schnur/Zika (2005). 
95 Die Zahlen der aktuellen IFO-Studie basieren grundsätzlich auf den Annahmen der Studie aus dem 
Jahr 2001, so dass die grundsätzlichen Trends in beiden Studien gleich sind. Aufgrund neuerer Informa-
tionen und Änderungen am aktuellen Rand - hierzu gehört z.B. auch die Anpassung an die deutlich 
gestiegene geringfügige Beschäftigung - weichen die absoluten Ergebnisse jedoch voneinander ab. In 
der Studie von 2005, die im Auftrag des Bundesministeriums der Finanzen angefertigt wurde, wird 
darüber hinaus bezüglich der zukünftigen Entwicklung der Erwerbstätigkeit zwischen einer Ausgangsva-
riante, die auf Zahlen der Rürup-Kommission basiert und einer Risikovariante, die sich auf Annahmen 
des IFO-lnstituts stützt, unterschieden, vgl. Werding/Kaltschütz (2005). 
96 Außer den genannten Projektionen der Erwerbsbeteiligung gibt es auch vom Deutschen Institut für 
Wirtschaftsforschung (DIW) in Berlin Annahmen zur Erwerbsbeteiligung (vgl. Bach et al. (2002)), die im 
weiteren Verlauf der Arbeit aber nicht berücksichtigt werden. 
97 Vgl. Werding/Blau (2001). 
98 Dies gilt für alle ausschließlich geringfügig Beschäftigten, die neben den maximal 400 Euro aus ihrem 
Minijob keine steuerpflichtiges Einkommen mehr haben. Sie bleiben mit einer Verdienstmöglichkeit von 
maximal 4.800 Euro pro Jahr unterhalb des steuerlichen Grundfreibetrags und müssen daher keine 
Steuern bezahlen. Ansonsten besteht seit 1. April 1999 die Möglichkeit einer pauschalen zweiprozenti-
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Grund eignen sich die Zahlen des Mikrozensus 2004 in zweierlei Hinsicht als Aus-
gangsbasis für die weitere Verwendung im Rahmen dieser Arbeit: Sie liegen erstens 
in der notwendigen Differenzierung nach Alter und Geschlecht vor und sie enthalten 
zweitens nur wenig geringfügig Beschäftigte. Darüber hinaus bestätigen die Zahlen 
der vergangenen Erhebungen des Mikrozensus die oben genannten generellen 
Trends, so dass im weiteren Verlauf der Arbeit auf die Erwerbsquoten des Mikrozen-
sus 2004 zurückgegriffen wird und diese im Zeitablauf mit den Veränderungen der 
Erwerbsquoten aus der aktuellen IFO-Studie angepasst werden (vgl. Tabelle 2-11, 
Tabelle 2-12 und Tabelle 2-13).99 

Tabelle 2-11: Erwerbsquoten des Mikrozensus 2004 für Frauen und Männer 

Tabelle 2-11 : Erwerbsquoten des Mikrozensus 2004 für Frauen und Männer 

Alter von ... Erwerbsquoten in Prozent Aller von ... Erwerbsquoten in Prozent 
bis unter ... bis unter ... 

Jahren Frauen Männer Jahren Frauen Männer 

15 - 16 2,6 3,9 41 - 42 83,1 96,5 
16 - 17 8,9 13,9 42 - 43 83,4 96,1 
17 - 18 25,7 34,6 43 - 44 83,6 96,1 
18 - 19 40,6 52,3 44 - 45 83,9 95,9 
19 - 20 52,5 62,4 45 - 46 83,4 95,6 
20 - 21 61 , 1 72,7 46 - 47 83,8 95,8 
21 - 22 64 ,0 73,6 47 - 48 82,5 95,1 
22 - 23 66,0 73,3 48 - 49 81 ,6 94,7 
23- 24 68,1 75,6 49 - 50 81 ,8 94,4 
24 - 25 70,3 75,2 50- 51 81 ,0 93,1 
25 - 26 72,5 80,1 51 - 52 79,8 93,1 
26 - 27 74,2 83,1 52 - 53 77,3 91 ,8 
27 - 28 75,1 86,7 53 - 54 75,7 90,6 
28 - 29 75,1 90,1 54 - 55 72,9 89,3 
29 - 30 76,5 92,1 55 - 56 70,8 87,8 
30 - 31 77,4 94,0 56 - 57 67,4 85,3 
31 - 32 76,9 95,3 57 - 58 62,0 82,4 
32 - 33 78,2 96,0 58 - 59 58,5 78,1 
33- 34 78,2 95,4 59 - 60 55,3 75,4 
34 - 35 78,9 96,2 60 - 61 38,3 62,0 
35 - 36 79,0 96,7 61 - 62 30,4 52,7 
36 - 37 79,1 96,7 62 -63 17,2 41,4 
37 - 38 79,4 97,2 63 - 64 12,4 27,4 
38 - 39 80,9 96,9 64 - 65 9,0 17,9 
39 - 40 81 ,5 96,9 65+ 1,8 4,4 
40 - 41 81,7 96,7 

gen Besteuerung. In diesem Fall ist die Steuer vom Arbeitgeber abzuführen. Auf der Seite des Arbeit-
nehmers spielt dieser pauschal versteuerte Lohn bei der Einkommensteuerveranlagung keine Rolle. 
99 Vgl. Bach/Schulz (2003) für eine detaillierte Diskussion der Effekte anhand einer langen Reihe von 
Mikrozensusdaten. 
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Tabelle 2-12: Erwerbsquoten in der Ausgangsvariante für Frauen und Männer im Zeitraum 2005 
bis2050 

Alter von ... bis Erwerbsquoten in Prozent 

unter ... Jahren 2005 2010 2015 2020 2025 2030 2035 2040 2045 2050 

15--19 
w 34.8 35.4 35,3 35,7 36,1 36,8 37,4 37,5 37,5 37,5 

m 38,6 38,8 38,6 38,5 38,3 38,5 39,2 39.4 39,5 39,3 

20-24 
w 69,2 69,2 69,0 69,3 69,6 70,1 70,4 70,4 70.4 70.4 

m 77,2 77,1 76,8 76,9 76,9 77,0 77,2 77,3 77,4 77.4 

25--29 
w 76,6 77,4 77,8 78,6 79,5 80,6 81 ,0 80,9 81 ,0 81 ,0 

m 86,8 87,1 87,3 87.4 87,6 87,8 88,0 88,0 88,0 88,0 

30-34 
w 78,5 79,4 79,9 81 ,0 81 ,9 83,3 83,6 83,6 83,7 83,7 

m 94,8 94,8 94,7 94,9 95,1 95.4 95,5 95,5 95,5 95,5 

35--39 
w 81,3 81 ,9 82,7 83,8 84,8 85,9 86,2 86,2 86,2 86,2 

m 95,9 96,0 96,0 96,1 96,2 96.4 96,5 96,5 96,5 96,5 

40-44 
w 82,1 82,6 83,2 85,2 86,9 88,8 89,3 89,3 89,3 89,3 

m 96,0 96,0 95,9 96,1 96,2 96.4 96,5 96,5 96,5 96,5 

45--49 
w 81.4 82,2 82,7 84,6 86,5 88,5 89,1 89,1 89,1 89,1 

m 94,8 94,7 94,6 94,7 94,7 94,7 94,8 94,8 94,8 94,8 

50-54 
w 75,3 76,5 77,7 79,2 80,9 82,9 83,4 83.4 83,4 83.4 
m 91,6 91 ,9 92,2 92,6 93,0 93,6 93,7 93,7 93,6 93,6 

55--59 
w 57,2 59,7 61 ,4 64,6 67,7 71 ,2 71 ,8 71,8 71,8 71,8 

m 77,9 79,3 80,5 81,2 81 ,8 82,7 83,1 83,2 83,2 83,1 

60-64 
w 22,0 28,0 33,6 35,9 38,2 40,6 41 ,2 41 ,2 41 ,2 41 ,2 

m 39,8 47,7 54,8 56,8 58,6 60,7 61 ,3 61 ,3 61,3 61 ,3 

65-{;9 
w 4,2 4,1 4,1 4,0 3,9 3,8 3,8 3,8 3,8 3,8 

m 7,3 7,2 7,0 6,8 6,7 6,5 6,6 6,6 6,6 6,5 

70-74 
w 4,2 4,1 4,1 4,0 3,9 3,8 3,8 3,8 3,8 3,8 

m 7,3 7,2 7,0 6,8 6,7 6,5 6,6 6,6 6,6 6,5 

Für die Berechnungen in Kapitel 5 werden jeweils die Quoten der IFO-Studie, die in 
Fünfjahresgruppen vorliegen, mit den Jahresdaten des Mikrozensus verknüpft, so 
dass im Ergebnis für die Jahre 2004 bis 2050 nach Altersjahren und Geschlecht 
differenzierte Zahlen vorliegen. Wendet man die so ermittelten Erwerbsquoten nun 
auf die Daten der in Abschnitt 2.2 beschriebenen Bevölkerungsvorausberechnungen 
an, erhält man die Zahl der Erwerbspersonen, die sich aus Erwerbstätigen und Er-
werbslosen zusammensetzen. Um die Erwerbstätigkeit abzubilden, bedarf es daher 
noch einer langfristigen Prognose der Erwerbslosenquote. 

Bei der langfristigen Entwicklung der Erwerbslosigkeit ist, aufgrund des starken 
Rückgangs der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter ab 2020 (vgl. Abbildung 2-16 
und Abbildung 2-17 auf Seite 37), mit einem deutlichen Absinken der Erwerbslosen-
quote auf das Niveau der natürlichen bzw. strukturellen Arbeitslosigkeit zu rechnen. 
Ihre Höhe ist jedoch schwer zu bestimmen, so dass selbst die publizierten Ergebnis-
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se zur Entwicklung der NAIRU in der Vergangenheit zu nicht nur quantitativ unter-
schiedlichen Ergebnissen kommen.100 

Tabelle 2-13: Erwerbsquoten in der Ris ikovariante für Frauen und Männer im Zeitraum 2005 bis 
2050 

Aller von ... bis 
Erwerbsquoten in Prozent 

unter ... Jahren 2005 2010 2015 2020 2025 2030 2035 2040 2045 2050 

w 34,5 31 ,5 31 ,6 31 ,8 31 ,9 32,1 32,2 32,3 32,4 32,5 
15--19 

m 39,2 37,5 37,6 37,8 38,0 38,2 38,3 38,4 38,5 38,6 

w 71 ,8 71 ,5 70,8 70,1 69,6 69,0 69,2 69,4 69,6 69,8 
20-24 

m 77,3 76,6 75,7 74,8 74,0 73,2 73,4 73,4 73,6 73,7 

w 80,6 81 ,6 82,5 83,4 83,5 83,7 83,9 84,0 84,1 84,3 
25--29 

m 87,8 88,2 88,5 88,8 88,8 88,9 88,9 88,9 88,9 89,0 

30-34 
w 79,8 81 ,8 83,6 85,4 85,7 86,0 86,2 86,3 86,5 86,6 

m 95,8 96,1 96,2 96,3 96,4 96,4 96,4 96,5 96,5 96,5 

35--39 
w 79,7 82,4 84,7 86,9 87,2 87,6 87,7 87,9 88,0 88,2 

m 96,7 97,0 97,0 97,1 97,2 97,3 97,4 97,5 97,5 97,6 

40-44 
w 82,7 85,9 88,8 91 ,6 92,0 92,3 92,5 92,7 92,8 93,0 

m 96,0 96,2 96,2 96,3 96,4 96,5 96,6 96,6 96,7 96,8 

w 81 ,2 84,1 86,9 89,6 90,0 90,5 90,7 90,9 91 ,1 91 ,3 
45--49 

m 94,7 94,9 94,9 94,9 95,0 95,1 95,1 95,1 95,2 95,2 

w 73,3 75,8 78,0 80,2 82,2 84,1 84,4 84,5 84,7 84,9 
50-54 

m 91 ,7 91 ,8 91,9 91 ,9 92,0 92,1 92,2 92,2 92,3 92,4 

w 58,3 60,9 62,8 64,7 66,7 68,7 68,9 69,1 69,4 69,6 
55--59 

m 79,1 80,6 81 ,7 82,9 84,1 85,4 85,6 85,7 85,8 86,0 

w 19,0 21 ,3 21 ,8 22,2 22,9 23,8 24,4 24,7 25,1 25,7 
60-64 

m 33,9 41,3 42,3 43,3 44 ,8 46,5 47,7 48,5 49,5 50,6 

w 6,4 6,4 6,3 6,3 6,3 6,3 6,4 6,4 6,5 6,6 
65--69 

m 10, 1 10,0 9,8 9,6 9,5 9,4 9,5 9,5 9,6 9,6 

70-74 
w 3,1 3,0 3,0 2,9 2,9 2,9 2,9 2,9 3,0 3,0 

m 5,7 5,6 5,4 5,3 5,2 5,2 5,2 5,2 5,2 5,3 

Quelle: IFO-lnstitut, eigene Darstellung. 

Die Bandbreite der langfristigen Schätzungen für die Arbeitslosenquote ist daher 
groß. So rechnet z.B. die Rürup-Kommission mit einer Arbeitslosigkeit nach nationa-
lem Konzept (also registrierte Arbeitslose bezogen auf alle Erwerbspersonen) von 
7,0 Prozent im Jahr 2020 und 3,7 Prozent im Jahr 2040.101 In der aktuellen Studie 

100 Die strukturelle Arbeitslosigkeit wird meist als langfristige mit einer konstanten Inflationsrate vereinba-
re Arbeitslosigkeit definiert und als natürliche Arbeitslosigkeit bezeichnet. Hinter der Definition steht das 
Konzept der „Non Accelerating Inflation Rate of Unemployment'' (NAIRU). Vgl. Beissinger (2003) für eine 
Vorstellung verschiedener Schätzergebnisse sowie eine Zusammenfassung der aktuellen Diskussion 
über diesen Ansatz. Eine Kritik des NAIRU-Ansatzes findet sich in Franz (2003). Nach seiner Auffassung 
muss die NAIRU mit weiteren ökonometrischen Analyseinstrumenten kombiniert werden, um Ergebnisse 
zur politischen Diskussion betragen zu können. 
101 Vgl. Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Sicherung (2003). 
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des lfo-lnstituts aus dem Jahr 2005 kommen diese Annahmen als Ausgangsvariante 
verwendet, in der ab 2040 eine Erwerbslosenquote von 3,3 Prozent unterstellt wird. 
Zusätzlich wird in der Risikovariante unterstellt, das die Erwerbslosenquote langfristig 
einen Wert von 5,9 Prozent annimmt (vgl. Tabelle 2-14). 

Tabelle 2-14: Prognose der Erwerbslosenquote im Zeitraum 2005 bis 2050 

Jahr Ausgan~ svariante Risikovariante 
Erwerbslosenauote Arbeitslosenauote Erwerbslosenauote Arbeitslosenauote 

2005 9,2% 11 ,4% 9,2% 11 ,4% 

2010 7,3% 8,8% 7,2% 8,6% 

2015 7,0% 8,1% 7,2% 8,5% 

2020 6,3% 7,0% 7,0% 8,4% 

2025 5,3% 6,0% 6,8% 8,1 % 

2030 3,9% 4 ,4% 6,5% 7,8% 

2035 3,3% 3,7% 6,3% 7,6% 

2040 3,3% 3,7% 6,2% 7,4% 

2045 3,3% 3,7% 6,1% 7,2% 

2050 3,3% 3,7% 5,9% 7,0% 

Die Quoten sind jeweils bezogen auf alle Erwerbspersonen 

Quellen: BA, IFO-lnstitut, Rürup-Kommission, Statistisches Bundesamt, eigene Darstellung. 

2.4 Demographie und Erwerbsbeteiligung im Überblick 
In den Abschnitten 2.1 und 2.2 wurde die demographische Entwicklung in Deutsch-
land und ihre Einflussfaktoren analysiert sowie Bevölkerungsvorausberechnungen für 
unterschiedliche Projektionszeiträume durchgeführt. Ergebnis dieser Projektionen 
war, dass die Bevölkerung in Deutschland in Zukunft zahlenmäßig abnimmt und 
gleichzeitig altert. Konkret heißt dies, in Deutschland werden insgesamt immer weni-
ger Menschen leben, die zudem im Durchschnitt deutlich älter sind als heute. 

Darüber hinaus wurde in Abschnitt 2.3 die Entwicklung der Erwerbsbeteiligung in 
Deutschland untersucht. Dafür war es notwendig, einige Definitionen zur Messung 
der Erwerbsbeteiligung vorzunehmen, um auf dieser Basis Aussagen über ihre zu-
künftige Entwicklung treffen zu können. Dabei ist aufgefallen, dass die Zahl der Er-
werbspersonen nach VGA-Abgrenzung, die sich aus Erwerbstätigen und Erwerbs-
losen zusammensetzt, seit 1993 angestiegen ist und aktuell bei über 42,6 Millionen 
Menschen liegt. Die Zahl der Erwerbstätigen in VGA-Abgrenzung hingegen ist nur 
zwischen 1997 und 2001 auf über 39,3 Millionen gestiegen. Danach ist sie zunächst 
leicht zurückgegangen und seither relativ konstant zwischen 38,7 und 38,9 Millionen 
Personen. Die Gruppe der Erwerbslosen hat sich im betrachteten Zeitraum entspre-
chend entwickelt und ist seit 2001 von 2,9 Millionen um rund eine Million Menschen 
angestiegen. Auf Basis dieser Zahlen und der in den Abschnitten 2.1 und 2.2 ge-
wonnen Erkenntnisse zur demographischen Entwicklung, konnte in Abschnitt 2.3.3 
die zukünftige Entwicklung der Erwerbsbeteiligung untersucht werden. Dabei hat sich 
gezeigt, dass die Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter massiv zurückgeht. Abhängig 
von den unterstellten Annahmen um bis zu 30 Prozent (vgl. Abbildung 2-16 und 
Abbildung 2-17). Dieser Rückgang kann jedoch durch höhere Erwerbsquoten und ein 
Absinken der Erwerbslosigkeit teilweise aufgefangen werden. Vor allem die Er-
werbsbeteiligung von Frauen und älteren Menschen wird daher in Zukunft ansteigen 
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müssen, um dieses Ziel zu erreichen. Hiervon wird in den vorgestellten Prognosen 
ausgegangen. 

Beides, demographische Entwicklung und Erwerbsbeteiligung bestimmen letztlich 
die Zahl der Steuerpflichtigen und damit auch zu einem wesentlichen Teil das zu-
künftige Steueraufkommen vor allem der Einkommensteuer. Ihr Aufkommen kann in 
Abhängigkeit der beschriebenen Determinanten mit dem in Abschnitt 3.1 beschrie-
benen Mikrosimulationsmodell für verschiedene steuerrechtliche Rahmenbedingun-
gen ermittelt werden. Darüber hinaus werden mit diesem Modell die, für die in Ab-
schnitt 3.2 beschriebene Methode der Generationenbilanzierung notwendigen, 
altersspezifischen Steuerzahlungsprofile ermittelt. 
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3 Simulationsmodelle und empirische Grundlagen 
In der vorliegenden Arbeit kommen zur Beurteilung von Steuerreformmaßnahmen 
zwei Modelle zur Anwendung: Zum einen ein Mikrosimulationsmodell, mit dessen 
Hilfe die steuerliche Veranlagung privater Haushalte in verschiedenen Steuersyste-
men simuliert werden kann und zum zweiten ein Modell zur Berechnung von Genera-
tionenbilanzen mit dessen Hilfe die fiskalische Nachhaltigkeit von Reform-
maßnahmen beurteilt werden kann. Die Ergebnisse des eher auf die kurze und 
mittlere Frist (bis 2050) ausgelegten Mikrosimulationsmodells gehen dabei in Form 
alterspezifischer Steuerlastprofile in die Generationenbilanzierung ein, mit deren Hilfe 
die lange Frist über 2050 hinaus abgebildet werden kann. 

In Abschnitt 3.1 sollen daher zunächst die grundlegenden Merkmale des Mikro-
simulationsmodells beschrieben werden. Im Unterkapitel 3.2 wird dann die Methode 
der Generationenbilanzierung beschrieben. 

3. 1 Das Mikrosimulationsmodell 
Mikroanalytische Simulationsmodelle verwenden grundsätzlich einzelne Mikroein-
heiten als Simulationsgrundlage, z.B. Haushalte, Personen oder Unternehmen.102 Sie 
sind daher besonders geeignet, differenzierte individuelle Bedingungen abzubilden, 
soweit die Datenbasis dies zulässt. Das hier verwendete modifizierte Potsdamer 
Mirkosimulationsmodell basiert auf umfangreichen Einzeldatensätzen (Mikrodaten), 
die ein repräsentatives Abbild der sozio-ökonomischen Verhältnisse privater Haus-
halte in Deutschland bieten.103 

In der Regel basieren mikroanalytische Simulationsmodelle auf Stichproben, die im 
Idealfall einen repräsentativen Querschnitt der zu analysierenden Gruppe darstellen. 
Um Ergebnisse für die gesamte Population abzuleiten, wird die Stichprobe entspre-
chend den statistischen Vorgaben der gesamtwirtschaftlichen Aggregate gewichtet 
und hochgerechnet, so dass sie die Grundgesamtheit repräsentiert. Ein durch politi-
sche Maßnahmen ausgelöster sozio-ökonomischer Prozess wird dann für die in der 
Stichprobe vorhandenen Mikroeinheiten nachgezeichnet. Die Hochrechnung der 
Stichprobe erlaubt letztlich Rückschlüsse auf verschiedene Gruppen der Gesamt-
population oder auf die zu erwartenden Effekte des Maßnahmenbündels. 

In Abhängigkeit von der zeitlichen Dimension, die ein Simulationsmodell berück-
sichtigt, kann zwischen statischen und dynamischen Modellen unterschieden wer-
den. Am häufigsten sind gegenwärtig statische Simulationsmodelle zur Evaluation 
von steuer- und transferpolitischen Reformen anzutreffen.104 Das im Rahmen dieser 
Arbeit verwendete Modell gehört zu dieser Klasse. 

102 Vgl. Spahn et al. (1992). 
103 Zur detaillierten Beschreibung der Konstruktion des Simulationsmodells vgl. Bork (2000). 
104 Einen aktuellen Überblick über Simulationsmodelle zur Evaluation von Steuerreformen bietet Peichl 
(2005). 
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3.1.1 Basismodell und Datengrundlage 
Das „Potsdamer Mikrosimulationsmodell" kann alle wichtigen Steuern und öffentli-
chen Transferleistungen in der Bundesrepublik Deutschland detailliert abbilden, so-
weit sie private Haushalte betreffen. Dies sind die direkten Steuern, die Sozialbeiträ-
ge, die indirekten Steuern sowie die Sozialtransfers, z.B. Kindergeld, 
Erziehungsgeld, BAföG usw. Für diese Steuern, Abgaben und Transfers können 
Aufkommens-, Verteilungs- und teilweise auch Lenkungswirkungen bestimmt wer-
den_1os 

Einen Überblick über den Aufbau des Simulationsmodells gibt Abbildung 3-1. Als 
Datengrundlagen dienen im Wesentlichen drei Mikrodatensätze: die Einkommens-
und Verbrauchsstichprobe des Statistischen Bundesamts (EVS), das Sozioökonomi-
sche Panel (GSOEP) des DIW und ein mit den Finanzbehörden abgeglichener Steu-
erdatensatz des Instituts für Angewandte Wirtschaftsforschung (IAW). Diese Daten-
grundlagen werden zu einem integrierten Mikrodatenfile zusammengeführt, das 
insgesamt über 51.536 Datensätze (Steuerpflichtige) und 1.339 Variablen erfasst. 
Diese Daten liegen derzeit originär für das Jahr 1993 vor. Sie wurden jedoch regel-
mäßig an die aktuellen Verhältnisse angepasst.106 

Da nur private Haushalte einbezogen sind, handelt es sich um ein Partialmodell. 
Die staatlichen Aktivitäten werden insofern einbezogen, als über die Steuer- und 
Transferpolitik wesentliche Handlungsparameter des Staates in das Modell einflie-
ßen.107 Effekte staatlicher Maßnahmen auf den Produktionsbereich und deren Rück-
wirkung auf den privaten Sektor werden nicht endogen abgebildet, z.B. die Auswir-
kungen der Rentenreform oder des Übergangs zur nachgelagerten Besteuerung der 
Alterseinkünfte auf Preise, gesamtwirtschaftliche Aggregate und Beschäftigung. Sie 
können jedoch durch Verknüpfung mit Ergebnissen von gesamtwirtschaftlichen Mo-
dellen einbezogen werden. 108 

Das verwendete Mikrosimulationsmodell ist modular aufgebaut, d.h. es verfügt ü-
ber einen Baukasten, der einzelne Berechnungsmodule enthält. 109 Diese ermitteln 
die jeweiligen finanziellen Komponenten des Steuer- und Transfersystems und füh-
ren die Fortschreibung bzw. die Anpassung der Hochrechnung durch. Jedes der 
Module greift auf die für das Berechnungsziel notwendigen Variablen des integrierten 
Mikrodatenfiles zurück. Sämtliche Module sind flexibel einsetzbar. Dabei können 
Aufkommens- und Verteilungswirkungen bestimmter Einzelsteuern, der Sozialversi-
cherungszweige oder des gesamten Steuer- und Transfersystems quantifiziert wer-
den. 

105 Die indirekten Steuern sind zwar im Modell abgebildet, werden aber im weiteren Verlauf der Arbeit 
nicht betrachtet. Gleiches gilt für die Sozialversicherungsbeiträge. 
106 Eine Aktualisierung der EVS und GSOEP Daten auf das Basisjahr 2003 ist geplant. Entsprechende 
Daten stehen jedoch erst seit Ende 2005 zur Verfügung, so dass im Rahmen dieser Arbeit noch mit den 
.alten" Daten gearbeitet wird. Für eine Bewertung des originären Datenfiles vgl. Bark (2000). 
107 Zur Abgrenzung des diesbezüglichen Untersuchungsgegenstandes, vgl. Bark (2000). 
10• Vgl. zu dieser Vorgehensweise Bach et al. (2001 ). 
109 Dies ist erforderlich, um die zum Teil komplexen zusammenhänge des Steuer- und Transfersystems 
hinreichend exakt abbilden zu können, vgl. Harbordt (1974). 
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Abbildung 3-1: Schematischer Aufbau des Mikrosimulationsmodells 

Datengrundlagen 

Mikroeinheiten 

Einkommens- und 
Verbrauchsstichprobe 

1993 
(Statistisches Bun-

desamt) 

Haushalte 

40.230 

Mit Finanzbehörden 
abgeglichene Steuer-

datensätze, Ver-
anlagungszeitraum 

1993 (IAW) 

Steuerpflichtige 

88.460 

Sozio-ökonomisches 
Panel(DIW) 

(versch. Wellen) 

6.637 Haushalte und 
13.179 Personen 

(Welle 10) 

Anzahl der Variablen 137 und 526 

Berechnungsmodule 

Direkte Steuern 

. Lohn- und Ein-
kommensteuer . Kirchensteuer . Solidaritäts-
zuschlag . Kraftfahrzeug-
steuer . Grundsteuer 

Analysemodule Aggregation 

Integrierter Mikrodatenfile 
51.536 Steuerpflichtige 

1.339 Variablen 

Fortschreibung und 
Anpassung der 
Hochrechnung 

Indirekte Steuern Sozialversiche 

Umsatzsteuer 
rungsbeiträge . . Mineralölsteuer . Renten-. Tabaksteuer 

versicherung 

Versicherung-
. Kranken-. versicherung 

steuer 
Alkoholsteuern 

. Arl:Jeitslosen-. versicherung . Pflege-
versicherung 

Transfers 

. Kindergeld . Wohngeld . Kranken-
geld . BAföG . Sozialhilfe . Renten- und . Arbeitslosen 
versicherung 

Aufkommenseffekte Verteilungsindikatoren . Einkommensklassen . Einzelsteuern . Zu versteuerndes . Haushaltsgrößen . Soziale Stellungen . Alter . Geschlecht 

. Sozialversiche-
rungszweige . Transfers . Gesamtsystem 

Aufsplittung der Haushalte in 
Personen zur Ermittlung alterspe-

zifischer Steuerlastprofile 

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Bork (2000). 

Einkommen . Steuerschuld . Verfügbares 
Einkommen 
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Das Modell hat darüber hinaus einen primär statischen Charakter, d.h. Anpassungs-
reaktionen der Wirtschaftssubjekte oder sonstige Veränderungen in den sozio-
ökonomischen Verhältnissen werden nicht endogen abgebildet. Allerdings können 
die Datengrundlagen auf Simulationszeitpunkte fortgeschrieben werden. Dies ist der 
zentrale Anknüpfungspunkt der vorliegenden Untersuchung: Durch eine Neugewich-
tung der Stichprobe wird die künftig zu erwartende Demographie abgebildet, ein-
schließlich der Veränderungen bei Erwerbsbeteiligung und Erwerbstätigkeit (static-
aging). 

Um mit dem Potsdamer Mikrosimulationsmodell das Steueraufkommen bei alterna-
tiven demographischen Strukturen simulieren zu können, sind einige Anpassungen 
erforderlich. In seiner Grundstruktur ermittelt das Modell die individuellen Steuerbe-
lastungen auf der Basis von Steuerpflichtigen; dies können einzelne Personen oder 
aber Ehepaare jeweils mit und ohne Kinder sein. Die demographischen Vorgaben 
liegen jedoch nur für einzelne Personen vor. Für die Haushaltsstrukturen der künfti-
gen Bevölkerung existieren derzeit keine Informationen. Daher ist der Datensatz des 
Modells einschließlich der entsprechenden Steuerlastprofile in Einzelpersonen zu 
transformieren. Auf dieser Grundlage kann eine Neugewichtung entsprechend der 
Vorgaben zu Demographie und Erwerbstätigkeit für die jeweiligen Simulationszeit-
punkte vorgenommen werden. 

Da die Einkommensteuer bei Ehepaaren im Haushaltskontext berechnet wird, 
müssen zuerst die Steuerpflichtigen eines Haushalts mit ihren Steuerlasten zu ihrem 
ursprünglichen Haushalt zusammengefasst werden. Die vollständigen Haushaltssät-
ze lassen sich dann in Einzelpersonen zerlegen und jeder Einzelperson lässt sich 
dann die zuvor ermittelte Steuerlast zurechnen. Dabei erfolgt die Zuordnung der 
direkten Steuern entsprechend dem Anteil der individuellen steuerpflichtigen Einkünf-
te am gesamten steuerpflichtigen Einkommen des Haushalts.110 

3.1.2 Anpassung des Modells an Demographie und Erwerbstätigkeit 
Für die Anpassung des Modells an Demographie und Erwerbstätigkeit für die jeweili-
gen Simulationszeitpunkte muss der Personendatensatz des Mikrosimulationsmo-
dells nach Alter, Geschlecht und Erwerbsstatus zerlegt werden. Die breite statisti-
sche Basis (EVS) erlaubt eine Differenzierung in Einzelaltersjahre bis ins hohe Alter, 
erst die Gruppe der über 90jährigen muss aufgrund der geringen Besetzungszahlen 
in der Stichprobe zusammengefasst werden. Alle Personen mit einem Alter von unter 
16 Jahren gelten prinzipiell als Nichterwerbspersonen. Aufgrund der niedrigen Be-
setzungszahlen bei den Erwerbstätigen mit einem Alter von über 75 Jahren werden 
alle älteren Personen ebenfalls als Nichterwerbspersonen klassifiziert. Per Definition 
gelten alle erwerbslosen Personen, die älter als 64 Jahre sind, als Nichterwerbsper-
sonen. 

Aus dieser Zerlegung resultieren dann rund 400 Zellen, in die sämtliche Personen 
des Mikrodatensatzes eingruppiert werden. Für jede dieser Zellen existiert eine ent-
sprechende Sollbesetzungszahl aus den Annahmen zu Demographie und Erwerbstä-

110 Einkünfte aus Vennietung und Verpachtung sowie aus Kapitalvermögen liegen im Datensatz nicht 
personenbezogen vor; zur steuerlichen Veranlagung wurden diese Einkommenskomponenten ebenfalls 
anhand des Anteils des persönlich zurechenbaren steuerpflichtigen Einkommens am gesamten persön-
lich zurechenbaren Einkommen den Steuerpflichtigen zugerechnet. 
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tigkeit. Der Hochrechnungsfaktor, den jede Person des Datensatzes aus dem ur-
sprünglichen Datenmaterial hat, wird entsprechend der Sollbesetzungszahl der je-
weiligen Zelle linear angepasst. Dadurch werden die Vorgaben zu Demographie und 
Erwerbstätigkeit für das jeweilige Simulationsjahr erreicht. 

Ein besonderes Problem bei der statischen Vorgehensweise ist die derzeitige 
Struktur der älteren Erwerbstätigen mit einem Alter von über 60, insbesondere von 
über 65 Jahren. Derzeit sind dies vor allem Selbständige oder Arbeitnehmer mit 
einem überdurchschnittlichen Einkommen. Wenn künftig die Erwerbsquoten der 
älteren Bevölkerung zunehmen, ist davon auszugehen, dass auch Arbeitnehmer der 
gesamten Einkommensskala länger erwerbstätig sein werden. Folglich würde eine 
proportionale Höhergewichtung der erwerbstätigen Personen mit einem Alter von 
über 65 Jahren im Ausgangsdatenmaterial zu einem überschätzten des Steuerauf-
kommens führen. Daher werden bei der Neugewichtung des Datensatzes Selbstän-
dige mit einem Alter von über 60 Jahren und mit einer jährlichen Steuerschuld von 
über 51.130 Euro bei den direkten Steuern (Einkommensteuer, Solidaritätszuschlag, 
Grundsteuer) nicht angepasst; diese Personen gehen mit unveränderten Gewichten 
in die Hochrechnung ein. Dem liegt die Annahme zugrunde, dass es auch zukünftig 
vergleichsweise gutverdienende Selbständige geben wird. Wenn in den nächsten 
Jahren die Erwerbstätigkeit zunimmt, dürfte dies aber vor allem bei Arbeitnehmern 
mit durchschnittlichen Einkommen stattfinden. 

Ausgangspunkt der Simulationsläufe ist das Basisjahr 2005. Dazu werden die we-
sentlichen Einkommenskomponenten auf Grundlage von VGA-Aggregaten fortge-
schrieben. Für 2005 ist die gesamtwirtschaftliche Entwicklung am aktuellen Rand 
nach den neuesten Ergebnissen berücksichtigt. Die Prognose stützt sich auf Leitda-
ten, die vom Bundesfinanzministerium im Rahmen der mittelfristigen Steuerschät-
zung des Arbeitskreises Steuerschätzungen vom Mai 2005 und der Aktualisierung 
des deutschen Stabilitätsprogramms vom Dezember 2004 zugrunde gelegt wur-
den.111 Die Einkommensteuer wird im Mikrosimulationsmodell als „Bruttogröße" er-
mittelt, d.h., Abzüge von der Steuerschuld werden nicht berücksichtigt. Dies betrifft 
vor allem das Kindergeld, ferner die Eigenheimzulage sowie die Investitionszulage. 
Darüber hinaus sind alle für die steuerliche Veranlagung im Mikrosimulationsmodell 
relevanten Änderungen des Steuerrechts berücksichtigt, die bis Ende 2005 in Kraft 
getreten sind. Sie werden in Abschnitt 4. 1.2 näher erläutert. 

3.2 Die Generationenbilanzierung 
Die gängigen kurzfristigen, in der Regel auf ein Jahr bezogenen Indikatoren der 
Finanzpolitik (wie z.B. das Budgetdefizit), die der Finanzstatistik oder der volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnung (VGA) entnommen werden, können die langfristigen 
Wirkungen der Fiskal- und Sozialpolitik nicht erfassen.112 So wird insbesondere die in 
Kapitel 2.1 und 2.2 aufgezeigte demographische Entwicklung Konsequenzen für die 
staatlichen Finanzen haben. Darüber hinaus wird auch die in Kapitel 2.3 skizzierte 
Entwicklung der Erwerbstätigkeit Einfluss auf die Staatsfinanzen haben. Sowohl die 

111 Vgl. Bundesministerium der Finanzen (2005a) und (2004a). Eine aktualisierte Version des Stabilitäts-
programms der Bundesregierung wurde erst 2006 vorgelegt und kann daher im Rahmen der vorliegen-
den Arbeit nicht berücksichtigt werden. 
112 Vgl. zur Willkür traditioneller Budgetierung auch Raffelhüscherl/Walliser (1996). 
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Einnahmen aus Steuern und Beiträgen als auch die Ausgaben des Staates in den 
umlagefinanzierten Sozialversicherungssystemen sind stark vom Alter und der Er-
werbsstruktur einer Gesellschaft abhängig. So nehmen Lebensrisiken wie Krankheit 
und Arbeitslosigkeit mit steigendem Alter tendenziell zu. Um diese Wirkungen sicht-
bar zu machen, wurde Anfang der neunziger Jahre in den USA die Methodik der 
Generationenbilanzierung von Auerbach, Gokhale und Kotlikoff (1991, 1992, 1994) 
entwickelt. 113 Mit Hilfe dieser Methode ist es möglich, die Fiskal- und Sozialpolitik 
eines Landes auf Nachhaltigkeit und intergenerative Verteilungswirkungen zu analy-
sieren. Fiskalische Nachhaltigkeit ist gegeben, wenn die Fiskal- und Sozialpolitik 
eines Landes so ausgelegt ist, dass sie auf Dauer fortgeführt werden kann, ohne 
zukünftigen Generationen einen Schuldenberg zu hinterlassen. 

3.2.1 Methode der Generationenbilanzierung 
Ausgangspunkt der Generationenbilanzierung ist die intertemporale Budgetrestrikti-
on, die besagt, dass die bestehende explizite Staatsschuld sowie jede Ausgabener-
höhung des Staates später durch Ausgabensenkungen oder Steuererhöhungen 
finanziert werden muss. Saldiert man nun jeweils alle zukünftigen Zahlungen eines 
repräsentativen Individuums mit den Leistungen, die es in Zukunft vom Staat erhält, 
so resultiert daraus die Nettosteuerzahlung über seinen verbleibenden Lebenszeit-
raum. Daraus lassen sich Nettosteuerzahlungen einzelner Geburtsjahrgänge (,,Ko-
horten") bilden, die im Rahmen von Projektionen zur Entwicklung der öffentlichen 
Finanzen nicht nur für lebende, sondern auch für künftige Generationen fortgeschrie-
ben werden. 

Die intertemporale Budgetbeschränkung des Staates kann wie folgt abgebildet 
werden: 114 

D -

B, = LN,,,-,+ LN,.,.,. (1) 
s=O s=I 

Auf der linken Seite dieser Gleichung steht B, für das staatliche Nettovermögen im 
Basisjahr t, das der amtlichen Statistik bzw. der offiziellen mittelfristigen Finanzpla-
nung entnommen wird. Die rechte Seite der Gleichung (1) zeigt die zwei möglichen 

113 In Deutschland wurde die Methode der Generalionenbilanzierung erstmals in einer Sozialversiche-
rungsstudie von BolVRaffelhüschen/Walliser (1994) aufgegriffen. Die erste umfassende Generalionen-
bilanz für Deutschland findet sich in Gokhale/Raffelhüschen/Walliser (1995). Eine kritische Auseinander-
setzung mit den Möglichkeiten und Grenzen der Generalionenbilanzierung liefern Feist/Raffelhüschen 
(2000). Der wissenschaftliche Beirat beim Bundesministerium der Finanzen (2001) setzt sich in seinem 
Gutachten .Nachhaltigkeit in der Finanzpolitik - Konzepte für eine langfristige Orientierung öffentlicher 
Haushalte" mit der Methode auseinander und kommt zu dem Schluss, dass zur Messung der „Nachhal-
tigkeit in der Finanzpolitik" eher eine von Blanchard ( 1990) für die OECD entwickelte Methode geeignet 
erscheint. Neben der Tatsache, dass die im Gutachten belegten empirischen Vergleiche zwischen 
OECD-Konzept und Generalionenbilanzierung weder zulässig noch richtig dokumentiert sind, bleiben 
die Schlussfolgerungen ebenso wie die einseitige Kritik an der Methode der Generationenbilanzierung 
unverständlich. Tatsächlich handelt es sich beim OECD-Konzept letztlich nur um einen Spezialfall der 
Generationenbilanzierung, das auf nahezu den selben Datengrundlagen und Berechnungsansätzen wie 
die Generationenbilanzierung basiert. Vgl. Kitterer (2002) und Raffelhüschen (2002), sowie Benz/Fetzer 
(2006). 
114 Eine alternative Darstellung und Herleitung der Gleichung findet sich in Fetzer (2006). 
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Finanzierungsquellen auf. Dabei stellt die erste Summe die zukünftigen Nettozahlun-

gen aller lebenden Generationen (I'.:0 N,,_,), die zweite Summe die Nettozahlungen 

aller zukünftigen Generationen (I~"1 N,.,J dar. Bei allen Nettozahlungen ( N,,) han-

delt es sich um Barwerte, sie entsprechen den Differenzen aus zukünftigen Steuer-
zahlungen abzüglich der im jeweiligem Jahr erhaltenen Transfers über den gesamten 
Lebenszeitraum einer im Jahr k geborenen Generation. Das maximale Lebensalter 
ist dabei auf D = 100 Jahre begrenzt. Die Transfers umfassen in dieser Konzeption 
neben allen altersspezifischen direkt zuordenbaren Geld- und Sachleistungen auch 
die übrigen staatlichen Konsum- und Investitionsausgaben, die gleichmäßig auf alle 
Köpfe verteilt werden. Damit wird implizit unterstellt, dass alle Personen einen Sach-
transfer in Höhe ihres Pro-Kopf-Staatskonsums erhalten. Die intertemporale Budget-
restriktion des Staates verdeutlicht, dass letztlich jede heutige Ausgabenerhöhung 
durch spätere Ausgabensenkungen oder Steuererhöhungen finanziert werden muss. 

Der Barwert der Nettosteuerzahlungen einer Kohorte k setzt sich bei gegebenem 
Zinssatz rwie folgt zusammen: 

k+D k+IJ 

- '" NI - ""' "' "' (1 )H ""' f f (1 )H N,.t - N,.k + ,.k - ,c_, n.,.k P.,.k + r + ,c_, n.._. P,.k + r . (2) 

ni'.t und n{* bezeichnen dabei die durchschnittliche Nettosteuerzahlung im Jahr s 
durch ein im Jahr k geborenes männliches (m) bzw. weibliches (f) Individuum. Die 
Nettosteuerzahlung im Jahr s wird mit der Anzahl der jeweiligen Überlebenden einer 
Kohorte im Jahr s ( p;\ und p{.*) multipliziert und mit der exogenen Diskontrate rauf 
das Basisjahr abgezinst. 

Um zwischen den einzelnen Typen von Steuern und Transfers unterscheiden zu 
können, indiziert man sie mit i, so dass die jeweils im Jahr s von der in k s t gebore-
nen Kohorte geleisteten Nettosteuerzahlungen als Summe über die Zahlungstypen 
dargestellt werden können (dabei wird im Folgenden aus Gründen der Übersichtlich-
keit auf die Indexierung nach männlichen und weiblichen Individuen verzichtet): 

ns,k = Lh.~-A:.i,J. (3) 

Dabei steht ein positives bzw. ein negatives h,-t,;., stellvertretend für die jeweilige 
Steuerzahlung bzw. den jeweiligen Transfererhalt eines Individuums des Alters 
a = s - k im Jahr s. Da generell davon ausgegangen wird, dass alle Größen mit dem 
allgemeinen Produktivitätsfortschritt g jährlich wachsen, gilt für die durchschnittliche 
Steuerzahlung bzw. den durchschnittlichen Transfererhalt im Jahrs: 

haJ,, = ha,i,t (1 + g y-,' (4) 

Mit Hilfe der Gleichungen (1 )-(4) lassen sich die Nettozahlungen aller heute leben-
den, d.h. in oder vor dem Basisjahr geborenen Individuen, berechnen. Für die kon-
krete Ermittlung der altersspezifischen Durchschnittszahlungsströme im Basisjahr 
werden Paneldaten herangezogen, aus denen hervorgeht, wie hoch die über den 
gesamten Lebenszyklus gezahlten Arbeits- und Kapitaleinkommensteuern, Sozial-
versicherungsabgaben, Mehrwert- und speziellen Verbrauchsteuern sind und welche 
Transfers (Renten-, Krankenversicherungs- und Arbeitslosengeldzahlungen, aber 
auch Sozialhilfe-, Kinder-, Wohngeldbezüge u. v. m.) die Individuen erhalten haben. 
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Solche Längsschnittinformationen sind nur teilweise verfügbar. Daher stützen sich 
die Modelle in der Regel auf Querschnittsinformationen für ein Stichjahr. Für die 
deutsche Generationenbilanz wurden u. a. das GSOEP und die EVS herangezo-
gen.115 Die auf dieser Grundlage ermittelten altersspezifischen Durchschnitte jeder 
Steuer und jedes Transfers werden dann in einem zweiten Schritt so skaliert, dass 
die Summen der Zahlungen aller Wirtschaftssubjekte den im Basisjahr tatsächlich 
realisierten Aggregaten der jeweiligen Zahlungskategorien entsprechen.116 Als Er-
gebnis erhält man Querschnittsprofile, die dann nach Maßgabe der Gleichung (4) auf 
den zeitlichen Längsschnitt angewendet werden, um die zukünftigen Profile zu 
bestimmen. Die Barwerte der Nettosteuerzahlungen werden gemäß der Gleichungen 
(2) und (3) ermittelt. 

Jeder einzelnen Kohorte können nun auf Grundlage dieser aggregierten Größen 
spezifische Konten zugeordnet werden. Diese so genannten Generationenkonten 
(Generational Accounts) dokumentieren den Barwert zukünftiger Nettozahlungen pro 
Kopf der jeweiligen Generation und können formal wie folgt dargestellt werden: 

N,, 
ga,, =-· . 

. P, .. (5) 

Dabei ist P,_, als Kohortenstärke der in k geborenen Generation im Jahr t definiert. 
Ein Vergleich der Belastung verschiedener Jahrgänge ist aufgrund der reinen Zu-
kunftsorientierung nur zulässig, wenn diese über ihrem gesamten Lebenszyklus 
erfasst werden. Dies gilt allein für Generationen, die im Basiszeitraum am Beginn 
ihres Lebens stehen bzw. noch nicht existieren. Generationenkonten der lebenden 
Jahrgänge sind folglich untereinander nicht vergleichbar. 

Anstatt eine generationenspezifische Saldierung der Zahlungsströme durchzufüh-
ren, erlaubt es die Generationenbilanzierung auch, die Zahlungsströme einer jährli-
chen Saldierung zu unterziehen. Dadurch ist es möglich, die zukünftige Ausgaben-
und Einnahmenentwicklung zu bestimmen. Hierzu muss die durchschnittliche Netto-
steuerzahlung eines in k geborenen Individuums im Jahrs analog zu Gleichung (4) 
nach durchschnittlichen Einnahmen und Ausgaben getrennt werden: 

rev~•.k = L hs-k.i.s . für alle i = Einnahmen (6a) 

exp,., = Lh,-u..,. für alle i = Ausgaben (6b) 

Die staatlichen Einnahmen REV, bzw. Ausgaben EXP, für jedes zukünftige Jahr s 
ergeben sich, indem die durchschnittlichen Steuern und Transfers mit den entspre-
chenden Kohortenstärken der im Jahr s lebenden Kohorten summiert werden. Aus 
oben genannten Gründen wird dabei zwischen Männern und Frauen unterschieden. 

1) D 

REV s = L rev:\-a P~\-a + L rev{s-a P{.l'-a · 
a=O a~ 

115 Eine ausführliche Beschreibung der Datengrundlage findet in Abschnitt 3.2.2 statt. 
116 Eine detaillierte Darstellung findet sich in Bonin (2001 ). 

(7a) 
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/) D 

-"" m m "" J J EXP, - ,i..,exp,.,-a P,.,-a + ,i..,exp, .. ,-u P,.,-a· (7b) 
a=O u=O 

Durch die Saldierung sowohl nach generationenspezifischen, als auch nach jährli-
chen Zahlungsströmen ist es nun möglich, ein sehr breites Spektrum an Nachhaltig-
keitsindikatoren auszurechnen. Die im weiteren Verlauf der Arbeit verwendeten Indi-
katoren zur Messung fiskalischer Nachhaltigkeit werden im Folgenden kurz 
vorgestellt. Ein erster Indikator sind die intertemporalen Zahlungsverpflichtungen des 
Staates IPL, (intertemporal public liabilities). Diese können mit Hilfe der zukünftigen 
Nettozahlungsströme aller Kohorten als Residuum der intertemporalen Budgetrestrik-
tion berechnet werden: 

IPL,=B,- LN1,k , 
k=l-D 

(8) 

Nehmen IPL, den Wert Null an, so hält der Staat die Budgetrestriktion ein, die künfti-
gen Einnahmen finanzieren die künftigen Ausgaben und ermöglichen zusätzlich die 
Bedienung der bestehenden Staatsschuld. Nehmen IPL, hingegen einen positiven 
Wert an, gelingt dies nicht und dementsprechend ist eine nachhaltige Situation nicht 
gegeben. Die Kennziffer IPL, drückt also den Barwert des gesamten Schuldenstan-
des der öffentlichen Hand zum Ende eines unendlichen Betrachtungszeitraumes aus. 
Diese Kennziffer dient als Ausgangspunkt zur Messung der Nachhaltigkeit der Fis-
kalpolitik und zur Ableitung der im Folgenden beschriebenen Indikatoren. 

Werden die IPL, in Relation zum BIP des Basisjahres ( Y,) gesetzt, so ergibt sich 
die so genannte Nachhaltigkeitslücke (sustainability gap (SG,)): 

S _ IPL, G,---. 
Y, 

(9) 

Der Indikator entspricht methodisch der bekannten Verschuldungsquote, allerdings 
bezogen auf die gesamte sich ergebende und nicht nur auf die bereits entstandene 
Schuld und ist daher leicht verständlich und interpretierbar. 

Oft wird die Nachhaltigkeitslücke in zwei Komponenten aufgeteilt. Die explizite 

Schuldenquote, .!i, zeigt an, welcher Anteil der neu hinzukommenden Zahlungsver-
Y, 

pflichtungen in der Vergangenheit begründet liegt. 117 Die implizite Schuldenquote, 

- LN1,k 
k=t-D 

Y, 
drückt aus, welche Zahlungsverpflichtungen des Staates zusätzlich zu den 

Zinszahlungen auf die bestehende Staatschuld in der Zukunft zu erwarten sind. Die-
se auf Jägers und Raffelhüschen (1999) zurückgehende Aufteilung der Nachhaltig-
keitslücke veranschaulicht sehr einfach deren zwei Ursachen und hat sich vor allem 
für internationale Vergleichsanalysen als nützlich erwiesen, weil die Gewichtung der 

117 Da theoretisch die bestehende Staatsschuld dem Barwert der darauf zu leistenden Zinszahlungen 
entspricht. 
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Zusammensetzung der Nachhaltigkeitslücke aus impliziter und expliziter Schuld von 
Land zu Land sehr unterschiedlich sein kann. 118 

Die Nachhaltigkeitslücke ist somit zwar definiert, wer aber zu ihrer Schließung he-
rangezogen werden soll, ist im weiteren Verlauf zu klären. Generell sind zwei Varian-
ten denkbar: im ersten Fall muss die Nachhaltigkeitslücke von allen Generationen, 
also lebenden und zukünftigen getragen werden, wohingegen im zweiten Fall allein 
die zukünftigen Generationen zur Schließung der Nachhaltigkeitslücke herangezo-
gen werden. Wie und von wem nun die Last zu tragen ist, kann über verschiedene 
Indikatoren zum Ausdruck gebracht werden. 

So kann die Lücke z.B. durch eine gleichmäßige Erhöhung der Abgaben aller le-
benden und zukünftigen Generationen geschlossen werden. Der hieraus resultieren-
de Indikator ist die nachhaltige Abgabenquote. Dazu wird 0w, berechnet, indem die 
IPL, durch den Barwert aller heutigen und zukünftigen Abgaben geteilt werden, wo-
bei sich die jährlichen Abgaben TAX, analog zu den Gleichungen (6a) und (7a) für 
den Zahlungstyp Abgaben berechnen lassen: 

O = IPL, 
lax ~ l 

"TAX--L., ·' (1 )S-1 .\'""'' +r 

(10) 

Aus der im Basisjahr geltenden Abgabenquote TAX, kann dann die nachhaltige 
Y, 

Abgabenquote (sustainable tax quota (STQ)) wie folgt ermittelt werden: 

( 0 )TAX, 
STQ= l+ la., -y-· 

1 

(11) 

Eine zweite Möglichkeit besteht darin, die nachhaltige Staatsquote zu berechnen. 
Anstatt wie oben eine gleichmäßige sofortige Erhöhung aller Abgaben durchzufüh-
ren, werden hier alle zukünftigen Ausgaben gleichmäßig gekürzt. 0,,p lässt sich dann 
analog zu oben berechnen als: 

0 = IPL, 
exp .... l 

°"'EXP--L.. S (I )H 
.f=I +r 

(12) 

Es sei an dieser Stelle erwähnt, dass 0„p meistens einen negativen Wert annimmt, 
da die im Nenner stehenden Ausgaben negativ sind. Daher gibt 0,,p auch die Aus-
gabenkürzung an. Ausgehend von der im Basisjahr geltenden Staatsquote EXP, 
ergibt sich dann die nachhaltige Staatsquote, SSQ, als: Y, 

SSQ = (1 + 0„P) EXP, . 
Y, 

(13) 

118 Zu diesen vgl. z.B. Jägers/Raffelhüschen (1999) oder Kotlikoff/Raffelhüschen (1999). 
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Beide Indikatoren illustrieren auf relativ einfache Weise das Ausmaß der fiskalischen 
Schieflage, da sie über die Anpassung der Quoten eine bekannte gesamtwirtschaft-
liche Kennzahl abbilden. Gleichzeitig geben sie Auskunft darüber, wie jedes durch-
schnittliche Individuum von einer solchen Maßnahme betroffen wäre. Zudem reagie-
ren beide Indikatoren auf Veränderungen der Parameter Zins und Wachstum relativ 
robust. Allerdings weisen beide Kennzahlen Nachteile auf wenn es gilt, Nachhaltig-
keitswirkungen von Reformen zu bewerten. Werden nämlich bei Reformen die Abga-
ben bzw. die Ausgaben verändert, so ändert sich neben den IPL, im Zähler auch der 
Nenner. Damit wird die Aussagekraft der Wirkungsweise einer Reform mittels dieser 
Indikatoren leicht verzerrt. 

Dieses Problem lässt sich umgehen, indem B; nur für bestimmte Zahlungstypen, 
die von den untersuchten Reformmaßnahmen nicht betroffen sind, verwendet wird. 
Als besonders geeigneter Zahlungstyp hat sich hierbei die Mehrwertsteuer (vat) 
herauskristallisiert, da der Mehrwertsteuersatz in Höhe von momentan 16 Prozent 
eine sehr geläufige Größe darstellt. Zudem wird die Mehrwertsteuer relativ alters-
unspezifisch bezahlt und illustriert deswegen als Maßeinheit eine relativ gleichmäßi-
ge Belastung über alle Generationen hinweg.119 Formal wird für den dritten Anwen-
dungsfall, die Ermittlung des nachhaltigen Mehrwertsteuersatzes, B,01 , analog zu 
Gleichung (10) berechnet als: 

(J = IPL, 
110I ""' 1 

"'vAT--L.,,, , (1 ),-, 
s=J + r 

(14) 

Der nachhaltige Mehrwertsteuersatz ergibt sich dann als: 

SVAT = (1 + B,01 )-16% .120 (15) 

Anstatt die Nachhaltigkeitslücke durch eine gleichmäßige Belastung aller Generatio-
nen zu schließen, kann in einem weiteren Szenario davon ausgegangen werden, 
dass nur zukünftige Generationen dazu herangezogen werden. Zwar erscheint es 
wenig realistisch, dass eine Reaktion der Politik nur zukünftige Generationen betref-
fen wird. Aber durch ein solches Gedankenexperiment lassen sich die Konsequen-
zen heutiger fiskalischer Handlungen auf die morgen geborenen Individuen sehr 
illustrativ aufzeigen. Fiktiv wird dabei angenommen, dass der heutige gesetz-
geberische Status quo für alle lebenden Generationen über deren verbleibenden 
Lebenszyklus Bestand hat. Bei Gültigkeit von Gleichung (1) müssen dann zwangs-
läufig die Nettosteuerzahlungen der zukünftigen Generationen erhöht werden. 

Formal werden nun spezifische Steuerzahlungen oder Transfererhalte h,-u., für 
alle nach dem Basisjahr geborenen Generationen um einen Skalierungsparameter 
P; adjustiert, der wie B; abhängig vom Zahlungs- bzw. Transfertyp i sein kann: 

h.1·-k,i.s = P; h.t-k,i.s • für alle k > t (16) 

119 Zu weiteren Vorteilen der Verwendung der Mehrwertsteuer vgl. Borgmann/Raffelhüschen (2004). 
120 Aus Gründen der Vereinfachung wird dabei implizit eine Preiselastizität von Null bei der Nachfrage 
nach Gütern, auf die der Mehrwertssteuersatz gezahlt wird, angenommen. 
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Um die Belastung zukünftiger Generationen zu veranschaulichen, wird in einem 
ersten Schritt, analog zu B,ax P,a, berechnet, indem die IPL, durch den Barwert aller 
zukünftigen Abgaben der zukünftigen Generationen geteilt werden. Dabei ist jedoch 
zu beachten, dass die Abgaben einer Generation im Jahr s ( tax,., P,.,) nur von den 
zukünftigen, d.h. den nach dem Basisjahr geborenen Generationen zu leisten sind. 
Die modifizierte Form von Gleichung (10) lautet demnach: 

P1ax = - - l 
I Irax,.,P.., -( ),-, 
s=t+lk=t+l } + r 

IPL, 
(17) 

In einem zweiten Schritt werden gemäß Gleichung (13) alle Abgaben aller zukünfti-
gen Generationen mit P,a, multipliziert und mit Hilfe der Gleichungen (2) und (5) wird 
ein neues Generationenkonto des just nach dem Basisjahr geborenen repräsentati-
ven Individuums, ga,_,.1 berechnet. 21 Weil dieses wie auch das im Basisjahr Gebo-
rene über seinen verbleibenden Lebenszyklus erfasst wird, können beide Generatio-
nenkonten verglichen werden. Da Raffelhüschen (1996) gezeigt hat, dass die in 
ersten Generationenbilanzstudien für Vergleichszwecke benutzte relative Mehrbelas-
tung methodische Probleme aufweist, wird in neueren Studien die absolute Mehrbe-
lastung zukünftiger Generationen, fgb (future generations burden), als Indikator ver-
wendet: 

fgb = ga,.,. 1 - ga,.,. (18) 

Alle vorgestellten Arten von Indikatoren können Maßstäbe bei der Erfassung inter-
generativer „Schieflagen" sein.122 Mit Hilfe dieser Indikatoren sollen die Ergebnisse 
der Generationenbilanzierung im weiteren Verlauf der Arbeit beurteilt werden. 

3.2.2 Datengrundlage 
Die Datengrundlage der Generationenbilanzierung bildet das Staatskonto aus der 
volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung, das alle Einnahmen und Ausgaben der Ge-
bietskörperschaften einschließlich der Sozialversicherungen für das Basisjahr erfasst 
und die Zahlungsströme zwischen dem Staat und den Individuen entsprechend ab-
bildet.123 Das Basisjahr im Rahmen dieser Arbeit ist das Jahr 2004, da zum Zeitpunkt 
der Umsetzung noch nicht alle notwendigen Daten für das Jahr 2005 vorlagen. Aller-
dings werden bereits im Rahmen der VGA verfügbare vorläufige Daten für das Jahr 
2005 in den Berechnungen berücksichtigt, so dass letztendlich die Zahlungsströme 
auf Basis dieser Zahlen in die Zukunft fortgeschrieben werden.124 Tabelle 3-1 zeigt 
das Staatskonto der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung für die Jahre 2004 und 

121 W b . ·1 ga,+u+1 o e1g1t: ga,,.1 =--. 
· (l + r) 

122 Weitere Indikatoren zur Messung stellen Benz/Fetzer (2006) und Fetzer (2006) vor. 
123 Als Basis dienen hierfür die zahlen des Statistischen Bundesamtes (2005g) 
124 In das Konto des Staates nicht mit einbezogen werden die Zusatzversorgungssysteme des öffentli-
chen Dienstes, da diese seit Anwendung des ESVG 95 (Europäisches System der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen) nicht mehr dem Staatssektor zugerechnet werden. 



Simulationsmodelle und empirische Grundlagen 57 

2005.125 Tabelle 3-2 zeigt die einzelnen Positionen in Prozent der Gesamteinnahmen 
und -ausgaben für das Basisjahr 2004. 

Bis auf die Position geleistete Vermögenseinkommen - also die Zinszahlungen 
des Staates - gehen alle in Tabelle 3-1 aufgeführten Werte in die Berechnung der 
Generationenbilanz ein. Grund hierfür ist, dass der Barwert aller künftig zu leistenden 
Zinszahlungen der explizit ausgewiesenen Staatsschuld entspricht und diese für die 
Berechnung der Nachhaltigkeitslücke bereits einbezogen ist. Deshalb müssen die 
Zinsen auf die gegenwärtige Staatsschuld aus dem staatlichen Budget herausge-
rechnet werden. Grundlage zur Ermittlung der impliziten Staatsschuld ist demnach 
das, um die geleisteten Vermögenseinkommen bereinigte Staatskonto, das mit ei-
nem primären Finanzierungssaldo abschließt. 

Die Ausgaben in Höhe von 1.038,04 Mrd. Euro im Jahr 2004 (1.049,25 Mrd. Euro 
im Jahr 2005) untergliedern sich in einer ersten Ebene in Vorleistungen, Arbeitneh-
merentgelte, geleistete sonstige Produktionsabgaben, geleistete Transfers, Vermö-
genstransfers, Bruttoinvestitionen, sonstige Ausgaben und geleistete Vermögens-
einkommen (Zinsen). 

Auf der Ausgabenseite bilden die geleisteten Transfers mit über 60 Prozent aller 
Ausgaben - oder in absoluten Werten 653, 78 Mrd. Euro im Jahr 2004 bzw. 661,48 
Mrd. im Jahr 2005 - den wichtigsten Posten. Diese werden in einer zweiten Ebene in 
Subventionen, monetäre Sozialleistungen, soziale Sachleistungen sowie sonstige 
laufende Transfers unterteilt. Zu den monetären Sozialleistungen zählen die Leistun-
gen der Gebietskörperschaften und der Sozialversicherung. Zu den monetären Sozi-
alleistungen der Gebietskörperschaften gehören z.B. die Geldleistungen der Arbeits-
losenhilfe durch den Bund. Unter die monetären Sozialleistungen der 
Sozialversicherung fallen z.B. die Leistungen der Rentenversicherung der Arbeiter 
und Angestellten. 

Tabelle 3-1: Gemeinsamer Haushalt der Gebietskörperschaften und der Sozialversicherung in 
Abgrenzung der VGR für die Jahre 2004 und 2005 

1 20041 2005 1 2004 I 2005 Ausgabenart Elnahmenart 
1 Mrd. Euro 1 Mrd. Euro 

1. Ausgaben 1 038,04 1 049,25 II. Einnahmen 956,84 974,75 
Vorleislungen 89,45 94,37 Verkaufe 41.29 43.82 
Arbeitnehmerentgelte 168,68 167,28 El1'1)fangene VermOgense1nkommen 12,02 13.60 
GeletStele Translers 653,78 661 ,48 Errpfengene Transfers 903,04 916,81 

Subvenhonen 28.95 27. 18 S1euem <181 ,23 491 , 13 
monetäre Sozianeistungen 422,87 430,61 Sozialbeiträge 395,26 396,95 
soziale Sachl&istungen 163,71 167,51 sons11ge laulende T ,ansfers 16,89 18,61 
sonstige laufende Transfers 3825 36, 18 Ve1mOgenslranslers 9.66 10, 12 

Vermögenstransfers 33.84 3'.80 Emlangene sonstige Subvebttonen 0.49 0.52 
Brultomvest1bonen 30,76 29, 19 
Sonstige Ausgaben11 - 1,38 -1,26 III. Flnanzierungasaldo -81 ,20 -74,50 

Geleist41• V•~ko,,wnc,n (Zlf'l:S.n) 62,91 63,39 Ge""5t6'B V~Ott'lll"NH)(Zinurt) -62,91 -63,39 

IV. Primärer Finanz.lerunaaaaldo -1 8,29 - 11 ,11 
1) Geleistete sonshQe Proc:ft..1khonlUll'lnaben und Nenozuaaoo an nteh1Droduz1er1en VermOaensoütem 

Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen. 

125 Darüber hinaus werden einige Ausgabenkategorien mit Hilfe finanzstatistischer Daten stärker diffe-
renziert als es allein auf Basis der VGA-Daten möglich ist. Dies ist notwendig, um für die altersspezifi-
sche Zuordnung wichtige Positionen möglichst weit disaggregieren zu können. Für eine detaillierte 
Beschreibung dieser Aufteilung, vgl. Fetzer (2006). 
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Tabelle 3-2: Gemeinsamer Haushalt der Gebietskörperschaften und der Sozialversicherung in 
Abgrenzung der VGA für das Jahr 2004 mit prozentualen Anteilen der einzelnen Posten 

1 2004 1 2004 
Ausgabenart Elnahmenart 

1 Mrd. Euro I in Prozent 1 Mrd. Euro I In Prozent 
1. Auagaben 1 038,04 100% II . Einnahmen 956,84 100% 

Vorleistungen 89 ,45 9% Vefklule 41 ,29 .... 
Atbeitnerm&ren1gelta 168,68 16% Emplangene VermOgenseinkonvnen 12,02 , ... 
Geleislete Translers 653,78 63"' Emplarl9ene Transfers 903,04 94¾ 

Subventionen 28,95 3o/. Steuern 481 ,23 50'% 
monet.llre Sozialeislungen 422.87 ., ... Soll8lbe1lrAge 395,26 ., ... 
soziakl Sac~tStung&n 163,71 , .... sonstige lautende Translers 16,89 2o/. 

sonstige laufende Translers 38,25 .... Vef'mOgenstranslers 9,66 , ... 
Vermogenslransle<s 33,84 3o/. Emlangene sonstige Sutwebtionan 0,49 Oo/. 
Biuttoinvest1tionen 30,76 3o/. 

Sonstige Ausgaben11 - 1,38 0% III. FlnanzlerungH aldo ·81 ,20 

GBIIHSlflte V~komm«I 62,91 .,. G•Jelstete V~seinkOffV7»n -62,91 

IV. Primärer Flnan2ierunaHaldo -18,29 
1 Geleistele sonstioe Produ~lionsBt>aaben und Nellozuoana an nichtoroduzierten Vermoae....,,,.-,1em. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen. 

Die Einnahmen in Höhe von 956,84 Mrd. Euro im Jahr 2004 (974,75 Mrd. Euro im 
Jahr 2005) untergliedern sich in einer ersten Ebene in Verkäufe, empfangene Ver-
mögenseinkommen, empfangene Transfers und empfangene sonstige Subventio-
nen. Im Gegensatz zu den geleisteten Vermögenseinkommen (Zinsen), sind die 
empfangenen Vermögenseinkommen im staatlichen Konto voll zu berücksichtigen, 
da sie Zinszahlungen auf das staatliche Vermögen repräsentieren und dies später im 
Gegensatz zur explizit ausgewiesenen Staatsverschuldung bei der Nachhaltigkeits-
analyse nicht gesondert erfasst wird. 

Die mit Abstand größte Position auf der ersten Ebene der staatlichen Einnahmen 
stellen die empfangenen Transfers dar. Diese untergliedern sich in einer zweiten 
Ebene in Steuern, Sozialbeiträge, sonstige laufenden Transfers und Vermögens-
transfers. Die größte Position auf dieser zweiten Ebene stellen die Steuern mit ins-
gesamt 481,23 Mrd. Euro im Jahr 2004 bzw. 491, 13 Mrd. im Jahr 2005 dar, was rund 
der Hälfte aller staatlichen Einnahmen entspricht. Die Steuern untergliedern sich in 
einer dritten Ebene zu fast gleichen Teilen in direkte und indirekte Steuern (vgl. 
Tabelle 3-3). Bei den direkten Steuern hat die Lohnsteuer mit einem Anteil von 34 
(33) Prozent an den Steuereinnahmen 2004 (2005) die größte Bedeutung, während 
die Position indirekte Steuern hauptsächlich aus der Umsatzsteuer mit 28 
(28) Prozent der gesamten Steuereinnahmen 2004 (2005) besteht. Allein diese bei-
den Steuern zusammen machen damit über 30 Prozent der gesamten Einnahmen 
des Staates aus. 

Den zweitgrößten Anteil an den Einnahmen haben mit 41 Prozent die Sozialbeiträ-
ge. Sie umfassen im Wesentlichen die Beiträge der privaten Haushalte zur Renten-, 
Kranken-, Arbeitslosen- und Pflegeversicherung. Lediglich die restlichen acht Pro-
zent der Einnahmen kommen aus den sonstigen Einnahmekategorien. Insgesamt 
schließt sowohl das Jahr 2004 als auch das Jahr 2005 mit einem negativen Finanzie-
rungssaldo, der 81,20 bzw. 74,50 Mrd. Euro beträgt. Bei einem BIP in Höhe von 
2.215,7 bzw. 2.245,5 Mrd. Euro entspricht dies einem Haushaltsdefizit in Höhe von 
3,7 Prozent des BIP im Basisjahr 2004 bzw. 3,3 Prozent im Jahr 2005. Damit wird 
das Maastricht Kriterium von drei Prozent für beide Jahre deutlich verfehlt. Wird vom 
Haushaltsdefizit die Position Geleistete Vermögenseinkommen abgezogen, so ver-
bleibt ein Primärdefizit von 18,29 bzw. 11, 11 Mrd. Euro. 
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Tabelle 3-3: Steuereinnahmen des Staates 2004 und 2005 nach Steuerarten absolut und pro-
zentual 

1 2004 I 2005 2004 I 2005 
Steuereinnahmenart 

1 Mrd. Euro in Prozent 

Steuern insgesamt 481 ,23 491 ,13 100% 100% 

Direkte Steuern 259,38 268,28 54% 55% 
Lohnsteuer 165,34 161 ,82 34% 33% 
veranlagte Einkommensteuer 17.44 21 ,58 4% 4% 
Körperschaltsteuer 15,26 18,85 3% 4% 
n. V. St. V. Ertrag 16,39 16,63 3% 3% 

n. v. St. V. Ertrag (KapSt) 4,10 4,16 1% 1% 
n. v. St. V. Ertrag (EKSt) 12,73 12,33 3% 3% 

Zinsabschlag 6,64 7,39 1% 2% 
Zinsabschlag (KapSt) 1,66 1,85 0% 0% 
Zinsabschlag (EKSt) 4,98 5,54 1% 1% 

Gewerbesteuer 28,37 31 ,81 6% 6% 
Grundsteuer A 0,35 0,35 0% 0% 
Grundsteuer B 9,59 9,85 2% 2% 
Sonstige 0,00 0,00 0% 0% 

Indirekte Steuern 221 ,86 222,84 46% 45% 
Umsatzsteuer 134,77 136,52 28% 28% 
Mineralölsteuer 41,71 40,06 9% 8% 
Stromsteuer 6,57 6,48 1% 1% 
Tabaksteuer 13,76 14,34 3% 3% 
Sonstige Verbrauchsteuern 11 ,64 11 ,89 2% 2% 
Versicherungsteuer 8,74 8,76 2% 2% 
Grunderwerbsteuer 4,67 4,79 1% 1% 

Quelle: Slatistisches Bundesamt, eigene Berechnungen. 

Neben den eben beschriebenen Aggregaten sind die alters- und geschlechtsspezifi-
schen Profile essentieller Bestandteil der Methodik der Generationenbilanzierung. 
Insgesamt kommen 30 verschiedene Profile zur Anwendung. 126 Die Daten für die 
Ermittlung der Profile stammen im Wesentlichen aus der EVS 1998.127 Da diese vom 
Statistischen Bundesamt lediglich alle fünf Jahre durchgeführt wird, liegt ein time-lag 
hinsichtlich der Entstehung und der Verwendung der Daten vor. Aus diesem Grund 
und weil die EVS nicht für alle notwendigen Einnahmen- und Ausgabenkategorien 
hinreichend Informationen liefert, werden zusätzlich auch aktuellere Daten zur Ermitt-
lung von Querschnittsprofilen herangezogen. Dies betrifft unter anderem das 
Lohnsteuerprofil. Dieses wird mit Hilfe des in Abschnitt 3.1 beschriebenen Mikrosi-
mulationsmodells ermittelt, um die altersspezifischen Wirkungen der Steuerreform 
möglichst korrekt zu erfassen.128 

126 Für eine vollständige Auflistung der Profile vgl. Fetzer (2006). 
127 Zu dieser vgl. Statistisches Bundesamt (2001). 
128 Die Berechnung dieses Profils im Mikrosimulationsmodell bietet die Möglichkeit, durch Steuerre-
forrnmaßnahmen hervorgerufene Veränderungen der alterspezifischen Steuerzahlungen in der Genera-
lionenbilanz zu berücksichtigen. Das genaue Vorgehen und die Auswirkungen auf die intergenerative 
Lastverteilung wird in Kapitel 5 noch näher untersucht. 
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Generell gilt, dass für die Berechnung der jeweiligen Profile die erhobene Fallzahl 
eines jeden Jahrgangs auf seine Kohortenstärke hochgerechnet und mit den ent-
sprechenden Zahlungen gewichtet werden muss. Durch Division mit der Bevölkerung 
des jeweiligen Jahrgangs werden anschließend altersspezifische Pro-Kopf-Größen 
bestimmt, welche im Querschnitt das gewünschte Zahlungsprofil bilden. Aufgrund 
der teilweise unzureichenden Datengrundlage mussten die Profile partiell durch 
Schätzungen bzw. Annahmen ergänzt werden. Dies gilt insbesondere für die ältere 
Bevölkerung, da Daten für z.B. über 90jährige zumeist nicht verfügbar sind. Hier sind 
entsprechende Annahmen für die Bestimmung der relativen fiskalischen Position 
dieser Bevölkerungsgruppen notwendig. Um statistische Ausreißer und Abweichun-
gen korrekt zu erfassen, wurden die Profile ggf. mittels eines gleitenden Durch-
schnitts über fünf Jahre bereinigt und - sofern nötig - die vorhandenen Daten gruppiert. 

Mit der Zuordnung eines Profils zu einer Position im staatlichen Budget wird immer 
auch unmittelbar eine Transfer- bzw. Steuerinzidenzannahme getroffen. So wird z.B. 
innerhalb der direkten Steuern eine direkte Zahlungsinzidenz unterstellt, d.h. es wer-
den Profile verwendet, welche die altersspezifischen Steuerzahlungen widerspiegeln. 
Bei den indirekten Steuern hingegen wurden die Profile für Umsatz-, Strom-, Mine-
ralöl-, Versicherungs- und Grundsteuer indirekt über die relevanten Ausgabenkatego-
rien der EVS gewonnen. Da es sich bei dieser hauptsächlich um Haushaltsdaten 
handelt, ist bei den meisten Profilen implizit angenommen, dass die altersspezifische 
Zuordnung gemäß dem Alter des Haushaltsvorstandes stattfindet. Für Männer und 
Frauen wird dabei das gleiche Profil unterstellt. Beispielhaft beschrieben impliziert 
diese Annahme, dass die Umsatzsteuer für das Fahrrad eines Kindes altersspezi-
fisch auf dessen Eltern verteilt und nicht von diesem selbst getragen wird. 

Abbildung 3-2: Durchschnittliche altersspezifische Zahlungen und Transfers zwischen den 
Individuen und dem Staat im Basisjahr 2004 
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Quelle: Eigene Berechnungen. 
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Zur Veranschaulichung sind in Abbildung 3-2 die auf die jeweilige Budgetgröße 
reskalierten und summierten altersspezifischen Zahlungen und Transfererhalte dar-
gestellt, die sich auf Grundlage der beschriebenen Daten für das Basisjahr 2004 
ergeben. Es wird deutlich, dass der gesamte fiskalische Sektor Deutschlands im 
Prinzip als ein Dreigenerationenvertrag angesehen werden kann. So finanzieren die 
positiven Nettozahlungen, also die altersspezifischen Zahlungen abzüglich der erhal-
tenen Transfererhalte, der 24 bis 60jährigen die Nettotransfererhalte (die negativen 
Nettozahlungen) sowohl der jüngeren als auch der älteren Jahrgänge. 

Demnach erhält ein im Basisjahr Geborener im ersten Lebensjahr Transfers in Hö-
he von 8.255 Euro, was hauptsächlich mit Kindergeldzahlungen und den hohen mit 
der Geburt verbunden Kosten zu erklären ist.129 Diese Kosten steigen für Ein- bis 
Vierjährige nicht mehr an, so dass die altersspezifischen Transfererhalte auf ein 
Niveau von etwa 6.800 Euro sinken. Aufgrund der beginnenden (vor-)schulischen 
Ausbildung steigen die Transfers für Neun- bis 16jährige auf etwa 10.500 Euro an. 
Danach nehmen sie wiederum auf ein Niveau von etwa 8.500 Euro bei den 17 bis 
55jährigen ab. Die Transfers an diese Kohorten bestehen hauptsächlich aus den 
monetären Sozialleistungen und den sozialen Sachleistungen der Gebietskörper-
schaften und denen der Arbeitslosenversicherung. Danach beginnt ein akzelerieren-
der Anstieg der Transfererhalte auf über 26.000 Euro bei den über 90jährigen, wel-
cher vor allem auf die Leistungen der gesetzlichen Rentenversicherung (GRV), der 
gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) und der gesetzlichen Pflegeversicherung 
(GPV) zurückzuführen ist. 

Die altersspezifischen Zahlungen an den Staat beginnen auf einem Niveau von 
etwa 900 Euro für alle unter 15jährigen. Sie resultieren aus den pro Kopf verteilten 
staatlichen Einnahmen. Mit dem Einstieg ins Erwerbsleben und den damit verbunden 
hohen Steuer- und Beitragszahlungen sind die hohen alterspezifischen Zahlungen 
der über 15jährigen zu erklären. Sie erreichen mit 21.080 Euro für die 48jährigen ihr 
Maximum. Danach nehmen die altersspezifischen Zahlungen wieder sehr schnell ab 
und erreichen ab dem Renteneintritt ein Niveau von etwa 6.000 Euro. 

Neben Aggregaten und Profilen ist für die Berechnung der verwendeten Nachhal-
tigkeitsindikatoren eine reale Wachstumsrate g notwendig, welche den allgemeinen 
technischen Fortschritt widerspiegelt. Ebenso wird eine Diskontrate r benötigt, die 
den Realzins angibt. Für die nachfolgenden Berechnungen wird im Standardfall g mit 
1,5 Prozent und r mit 3,0 Prozent gewählt. Tabelle 3-4 zeigt auf Basis von Daten der 
OECD (2004) über die Entwicklung des realen BIP pro Kopf für Deutschland die 
jährlichen realen Wachstumsraten für die Jahre 1971 bis 2002. Es fällt auf, dass die 
durchschnittlichen realen Wachstumsraten im betrachteten Zeitraum kontinuierlich 
zurückgegangen sind. Seit 1990 beruht der Rückgang hauptsächlich auf den mit der 
Wiedervereinigung einhergehenden Lasten. Über den gesamten Zeitraum beträgt die 
reale jährlich Wachsetumsrate 1,54 Prozent, womit sich die für das Standardszenario 
gewählten 1,5 Prozent gut begründen lassen. 

129 In dem Betrag enthalten sind auch die auf alle Jahrgänge gleich verteilten Leistungen. 
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Tabelle 3-4: Reales Wachstum und Realzins 1971-2002 

Reales BIP Reales BIP Reales BIP 
Jahr pro-Kopf- Real Zins Jahr pro-Kopf- Real Zins Jahr pro-Kopf- Real Zins 

Wachstum Wachstum Wachstum 

1971 2,20% 2,87% 1981 ·0,07% 4,05% 1991 -16,91 % 4,89% 

1972 3,50% 2 ,55% 1982 -0,72% 3,56% 1992 11,62% 3 ,90% 

1973 4,06% 2,46% 1983 1,91 % 4 ,66% 1993 -1,73% 2 ,60% 

1974 0,32% 3,58% 1984 3,24% 5,42% 1994 1,99% 3,85% 

1975 -0,69% 2,50% 1985 2,44% 4,83% 1995 1,43% 4 ,86% 

1976 5,50% 3,42% 1986 2,35% 6,17% 1996 0,48% 4 ,33% 

1977 3,26% 2 ,70% 1987 1,45% 5,71% 1997 1,24% 3,30% 

1978 3,12% 3,27% 1988 3,11 % 4,97% 1998 1,95% 3,52% 

1979 4,10% 3 ,61 % 1989 2,88% 4,25% 1999 1,98% 3 ,59% 

1980 0,94% 3,26% 1990 3,73% 6,12% 2000 2,72% 3 ,52% 

1971-1980 2,61 % 3,02% 1981-1990 2,02% 4 ,97% 1991-2000 0,48% 3,83% 

2001 0,67% 2,26% 

2002 0,01 % 3,24% 

1971 -2002 1,54% 3,86% 

Quellen: OECD (2004), IMF (2004), eigene Berechnungen. 

Die dargestellte Entwicklung des Realzinses basiert auf dem langfristigen Zins auf 
zehnjährige Staatsanleihen, welcher der Statistik des IMF (2004) entnommen wurde. 
Da es sich hierbei aber um nominelle Werte handelt, wurde die Zeitreihe noch mit 
Hilfe des Preisindex für Lebenshaltung aus dem Statistischen Jahrbuch des Statisti-
schen Bundesamtes (2004) deflationiert. Insgesamt ergibt sich ein durchschnittlicher 
jährlicher Realzins von 3,86 über den betrachteten Zeitraum. Da dieser aber zum 
einen hauptsächlich auf die Hochzinsphase der 1980er Jahre zurückzuführen ist und 
zum anderen seit 1997 auf einem Wert von etwa 3,5 Prozent liegt, werden für das im 
Rahmen dieser Arbeit verwendete Standardszenario 3 Prozent gewählt. Um mögli-
chen Variationen des realen BIP-Wachstums sowie Zinsänderungen Rechnung zu 
tragen, können die Ergebnisse mittels alternativer Zins-Wachstums-Kombinationen 
auf ihre Robustheit überprüft werden. 

3.2.3 Anpassung der Generationenbilanzierung an aktuelle Reformen 
Für die Messung fiskalischer Nachhaltigkeit zwingend erforderlich ist eine zeitliche 
Abgrenzung des gesetzlichen Status quo. Hierfür wird in der vorliegenden Arbeit die 
Gesetzeslage im Juli des Jahres 2006 gewählt. Konkret bedeutet dies, dass die 
Streichung der Eigenheimzulage, das im Sommer 2006 beschlossene Elterngeld 
sowie die Maßnahmen des Haushaltsbegleitgesetzes 2006 - also die Erhöhung der 
Mehrwert- und Versicherungssteuer um drei Prozentpunkte auf 19 Prozent sowie im 
Gegenzug die Senkung des Beitrags zur Arbeitslosenversicherung um zwei Prozent-
punkte - noch in die Berechnungen mit eingehen. Im Status quo nicht berücksichtigt 
wird hingegen die Erhöhung des gesetzlichen Rentenzugangsalter auf 67 Jahre, da 
diese Maßnahme im Sommer 2006 noch nicht Gesetzeslage war. 130 Neben diesen 

130 Für weitere Details zu den für das Basisjahr 2004 vorgenommenen Modifikationen in der Generatio-
nenbilanzierung, vgl. Hagist et al. (2006). 
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aktuellen Änderungen werden mittel- und langfristige Wirkungen bereits beschlosse-
ner und im Gesetz verankerter Reformen soweit möglich berücksichtigt. Die mittel-
und langfristigen Wirkungen der Steuerreform 2000 durch eine mittelfristig vom all-
gemeinen technischen Fortschritt g abweichende Wachstumsrate für die Positionen 
Körperschaftssteuer, Gewerbesteuer, nicht veranlagte Steuer vom Ertrag (KapSt) 
und Zinsabschlag (KapSt) gemäß der Schätzung vom Arbeitskreis „Steuerschätzung" 
vom Mai 2006 erfasst. Dadurch können konjunkturelle Einmaieffekte vermieden 
werden. Da für die Positionen Lohnsteuer, nicht veranlagte Steuer vom Ertrag 
(EKSt), Zinsabschlag (EKSt) und veranlagte Einkommensteuer durch die Verwen-
dung des in Abschnitt 3.1 beschriebenen Mikrosimulationsmodells auch langfristige 
Auswirkungen berücksichtigt werden können, sind hier direkt an den entsprechenden 
reskalierten Profilen für die Jahre 2005, 2025 und 2040 die aufgrund der Reform zu 
erwartenden Auswirkungen modelliert, wobei zwischen den genannten Jahren je-
weils lineare Anpassungen vorgenommen wurden. 131 Dadurch ist es möglich, auch 
Veränderungen des altersspezifischen Zahlungsprofils über die Zeit hinweg in der 
Generationenbilanzierung zu berücksichtigen. 

Ebenso ist eine Profilanpassung für die letztgenannten Positionen aufgrund des 
Altersvermögensgesetzes (AvmG) und des Alterseinkünfteqesetzes (AltEinkG) bei 
der Modellierung des gesetzlichen Status quo implementiert. 32 Im Altersvermögens-
gesetz ist zudem die so genannte Riesterrente geregelt. Für deren Modellierung 
werden die fortgeschriebenen reskalierten Profile um die maximal abzugsfähigen 
Beiträge zur Riesterrente für die Ausgabepositionen monetäre Sozialleistungen der 
Rentenversicherungen und die entsprechenden einnahmeseitigen Sozialbeiträge zur 
GKV und zur GPV durch Rentner und die GRV bis zum Jahr 2008 abgesenkt. Die 
Profile der gleichen Positionen werden aufgrund der im Altersvermögensergän-
zungsgesetz geregelten modifizierten Bruttolohnanpassung zusätzlich abgesenkt.133 

Der im Jahr 2004 in Kraft getretene Nachhaltigkeitsfaktor ist über eine Profilanpas-
sung gemäß der Rentenformeländerung ebenfalls für die Positionen monetäre Sozi-
alleistungen der Rentenversicherungen und Sozialbeiträge zur GKV und zur GPV 
durch Rentner und die GRV berücksichtigt. 134 Auch im Bereich der GKV und GPV 
werden aktuelle Gesetze, wie beispielsweise das „GKV-Modernisierungsgesetz" 
(GMG) und der Familienlastenausgleich berücksichtigt. 135 

3.2.4 Die Generationenbilanz im Basisjahr 2004 
Im Folgenden wird die Generationenbilanz des Basisjahres 2004 vorgestellt, die in 
Abschnitt 5.2.3 als Referenzszenario für die Analyse von Steuerreformen dient. 
Abbildung 5-24 illustriert nun beispielhaft die Generationenkonten aller im Basis-

131 Zur Auswirkung der Modellierung der Steuerreform auf die fiskalische Nachhaltigkeit vgl. Krim-
mer/Raffelhüschen (2003) sowie die Ausführungen in Kapitel 5. 
132 Auf die nachgelagerte Besteuerung wird in Kapitel 4 noch ausführlich eingegangen. Daher wir an 
dieser Stelle auf eine Darstellung verzichtet. 
133 Zur Nachhaltigkeitswirkung der Riesterreform und der modifizierten Bruttolohnanpassung vgl. Borg-
mann/Krimmer/Raffelhüschen (2001 ). 
134 Die Effekte der Modellierung des Nachhaltigkeitsfaktors auf die fiskalische Nachhaltigkeit sind in 
EhrentrauVRaffelhüschen (2003) detailliert beschrieben. 
135 Eine ausführliche Diskussion des GMG findet sich in Fetzer (2006). Zur Auswirkung des Familienlas-
tenausgleichs auf die fiskalische Nachhaltigkeit vgl. Häcker/Höfer/Raffelhüschen (2004). 
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jahr 2004 lebenden Kohorten, die sich bei Fortführung der Fiskalpolitik des Status 
quo ergeben. Ein positives Generationenkonto entspricht hierbei einer Nettosteuer-
zahlung. Über den verbleibenden Lebenszyklus betrachtet übersteigen die Steuer-
zahlungen eines repräsentativen Mitglieds der Kohorte also die vom Staat empfan-
genen Transferleistungen. Analog entspricht ein negatives Generationenkonto einer 
Nettotransferleistung des Staates an den Repräsentanten der entsprechenden Ko-
horte. Da alle vor dem Basisjahr geleisteten Zahlungen keine Berücksichtigung fin-
den, können Generationenkonten zwischen lebenden Generationen nicht verglichen 
werden. Sie weisen aber in Abbildung 5-24 ein typisches sinuskurvenförmiges Ver-
laufsmuster auf, das auf die Bestandteile der erhaltenen Transfers und Steuerzah-
lungen einzelner Kohorten rückschließen lässt. So wachsen die Generationenkonten 
anfangs mit steigendem Alter stetig an, da einerseits immer mehr ausbildungsbe-
zogene Transferleistungen entfallen und andererseits die während des Erwerbsle-
bens anfallenden Steuerzahlungen und Sozialversicherungsbeiträge einer schwä-
cheren Diskontierung unterliegen. 

Abbildung 3-3: Generationenbilanz des deutschen Staates - Basisjahr 2004, r=3%, g=1 ,5% 
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Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Hagist et al. (2006). 

Ab dem Alter, in dem ein durchschnittliches Individuum in die Erwerbstätigkeit tritt, 
beginnt sich diese Tendenz umzukehren. Der im Weiteren abfallende Verlauf erklärt 
sich durch das immer näher rückende Ende des Erwerbslebens, was mit einem ab-
nehmenden Barwert der noch zu zahlenden Steuern und Beiträge einhergeht, wäh-
rend gleichzeitig die im Ruhestand empfangenen Transferleistungen einer abneh-
menden Diskontierung unterliegen. Ab dem Zeitpunkt des durchschnittlichen 
Renteneintritts nehmen die Barwerte der verbleibenden Nettotransferleistungen im 
Takt mit der Reduktion der verbleibenden Lebenszeit stetig ab. In Zahlen: Ein im 
Basisjahr geborenes Individuum erhält über den restlichen (gesamten) Lebenszyklus 
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einen Nettotransfer in Höhe von 66.130 Euro. Die maximale Nettosteuerzahlung 
beträgt für einen 25jährigen des Jahres 2004 genau 116.920 Euro. Dagegen ergibt 
sich für den im Basisjahr 60jährigen der höchste Nettotransfer mit einer Höhe von 
268.410 Euro. 

Das Residuum, das sich in der intertemporalen Budgetrestriktion des Staates er-
gibt, wird als Nachhaltigkeitslücke bezeichnet und dient als Indikator für das Ausmaß, 
in dem die Fiskalpolitik des Status quo vom Zustand der Nachhaltigkeit abweicht. 
Aus den Berechnungen für den Status quo im Basisjahr 2004 resultiert daraus in 
Deutschland eine Nachhaltigkeitslücke von 323,7 Prozent des BIP. Mehr als drei 
komplette Inlandsprodukte fehlen also in der intertemporalen Budgetbeschränkung 
des Staates. Weniger als ein Fünftel davon, nämlich 63,2 Prozent des BIP, wird als 
Staatsverschuldung in den offiziellen Statistiken explizit ausgewiesen. Die impliziten 
Ansprüche an die Staatsbudgets der Zukunft betragen daher 260,5 Prozent des BIP 
(vgl. Abbildung 3-4). Bei der Ermittlung dieser Werte wurden ein Zins von 3,0 Prozent 
und eine Wachstumsrate von 1,5 Prozent unterstellt. Da die Nachhaltigkeitslücke auf 
andere Zins-Wachstums-Kombinationen sehr sensitiv reagiert, muss dieser sehr 
anschauliche Indikator mit Vorsicht interpretiert werden. 136 Im weiteren Verlauf wird 
daher auf die drei, neben der Nachhaltigkeitslücke in Abbildung 3-4 ausgewiesenen, 
Indikatoren zurückgegriffen. Diese reagieren deutlich weniger sensitiv auf Änderun-
gen der Zins- und Wachstumsrate. 

Abbildung 3-4: Nachhaltigkeitslücke und -Indikatoren des Status quo - Basisjahr 2004, 
r=3o/o, g:1,5o/o 
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Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Hagist et al. (2006). 

136 Eine ausführliche Sensitivitätsanalyse findet sich in Hagist et al. (2006). 
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Im Einzelnen handelt es sich um die notwendige Abgabenerhöhung, die angibt, um 
wie viel Prozent sämtliche Abgaben für alle Generationen erhöht werden müssten, 
um die intertemporale Budgetrestriktion zu erfüllen. So müssten die Abgaben im 
Basisjahr um 14,7 Prozent erhöht werden. Ein weiterer sehr anschaulicher Indikator, 
der ebenfalls auf der Einnahmenseite ansetzt, ist die notwendige prozentuale Erhö-
hung des derzeitigen Mehrwertsteuersatzes.137 Dieser müsste um 76 Prozent erhöht 
werden, um die bestehende Lücke zu schließen. Der nachhaltige Mehrwertsteuer-
satz müsste dementsprechend 33,4 Prozent betragen. Eine dritte Möglichkeit, die 
intertemporale Budgetrestriktion zu erfüllen, setzt an der Ausgabenseite an. Hier 
werden die staatlichen Transfers gekürzt, bis die nachhaltige Staatsquote erreicht ist. 
Dafür müssten alle heutigen Transfers um 12,4 Prozent gesenkt werden. 138 

137 Da die Erhöhung der Mehrwertsteuer in den Berechnungen bereits berücksichtigt ist, liegt dieser trotz 
des Basisjahrs 2004 bereits bei 19 Prozent. 
138 Vgl. Abschnitt 3.2.1 für eine Definition der Indikatoren. 
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4 Das deutsche Steuersystem im Überblick 
In Kapitel 1 wird zunächst in Abschnitt 4.1 das deutsche Steuersystem in seinen 
Grundzügen beschrieben und der Rechtsstand definiert, der in dieser Arbeit als Sta-
tus quo dient. Der daran anschließende Abschnitt 4.2 dient der Vorstellung von 
Steuerreformvorschlägen die in den letzten drei Jahren diskutiert wurden. Im Einzel-
nen handelt es sich um die Vorschläge der Unionsparteien - hierzu zählt auch der 
Vorschlag von Friedrich Merz - den Berliner Entwurf der FDP, den im Wahlkampf 
2005 kontrovers diskutierten Vorschlag von Paul Kirchhof, die Einfachsteuer des 
Heidelberger Steuerkreises, den Vorschlag einer dualen Einkommensteuer des 
Sachverständigenrats sowie den Vorschlag der Stiftung Marktwirtschaft. 

4.1 Grundzüge des deutschen Steuersystems 
Zum besseren Verständnis der Ausführungen zum Status quo 2005 in Ab-
schnitt 4.1.3 werden in Abschnitt 4.1.1 zunächst die theoretischen Grundlagen des 
deutschen Steuersystems dargestellt. Nach einer Definition der Ziele der Steuerer-
hebung werden die Grundprinzipien der Steuererhebung, mögliche Definitionen der 
Bemessungsgrundlage sowie unterschiedliche Tarifverläufe diskutiert und in Ab-
schnitt 4.1 .2 die steuerlich relevanten Gesetzesänderungen zwischen 1998 und 2005 
dargestellt. Darauf aufbauend wird in Abschnitt 4.1.3 der Rechtsstand des deutschen 
Steuersystems zum 31. Dezember 2005 beschrieben, der im weiteren Verlauf als 
Referenzpunkt für die Beurteilung der Ergebnisse dient. 

4.1.1 Theoretische Grundlagen 
Generell können mit der Erhebung von Steuern drei Ziele verfolgt werden: 139 Erstes 
und in der Regel wichtigstes Ziel ist die Generierung von fiskalischem Aufkommen, 
um öffentliche Güter und Dienstleistungen zu finanzieren. Als zweites Ziel der Be-
steuerung wird oft die Lenkungsfunktion von Steuern, also das Herbeiführen von 
Verhaltensänderungen bei den von der Steuer Betroffenen, genannt. Diesen Len-
kungszweck sollen in erster Linie spezielle Verbrauchsteuern, wie z.B. die Ta-
baksteuer oder die Ökosteuer erfüllen. Erfüllt die Steuer jedoch ihren Zweck, so 
kommt es zu einem Zielkonflikt mit dem primären Ziel der Aufkommensgenerie-
rung.140 Drittens kann aus normativen Überlegungen heraus ein Umverteilungsme-
chanismus in die Steuergesetzgebung eingegliedert sein. Ein Beispiel ist die Gewäh-
rung gruppenspezifischer Freibeträge oder eine entsprechende Tarifgestaltung im 
Bereich der Einkommensteuer. Je nachdem welches dieser Ziele primär verfolgt 
werden soll, ergeben sich unterschiedliche Anforderungen an die Ausgestaltung des 
Steuersystems. Es stellt sich mithin die Frage, wer welche Steuerlast zu tragen hat 
und wie das Aufkommen verteilt werden soll. 

Die Antwort auf diese normative Frage ist eng mit der Interpretation von Gerechtig-
keit verbunden und es kommt daher stark darauf an, welches Prinzip der Abgaben-
erhebung zugrunde gelegt wird. Grundsätzlich existieren zwei .Fundamentalprinzi-

139 Vgl. Homburg (2005a). 
140 Vgl. Andel (1998). 
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pien der öffentlichen Abgabenerhebung": 141 Das Äquivalenz- und das Leistungsfä-
higkeitsprinzip. Das Äquivalenzprinzip besagt, dass die Aufteilung der Steuerlast 
nach Maßgabe des Nutzens aus der individuell in Anspruch genommenen staatli-
chen Leistung erfolgen soll. Die Steuer wird hierbei als Entgelt aufgefasst. Dieses 
Prinzip stößt jedoch im Bereich der Steuern sehr schnell an seine Grenzen, da eine 
konkrete Zurechnung der durch Steuern finanzierten staatlichen Leistungen auf die 
einzelnen Gesellschaftsmitglieder in der Praxis nicht gewährleistet werden kann. 142 

Das Äquivalenzprinzip findet daher vor allem bei der Rechtfertigung und Bemessung 
von Sozialversicherungsbeiträgen und Gebühren für Dienstleistungen der öffentli-
chen Verwaltung seine Anwendung. 143 Aus diesem Grund wird nicht näher auf das 
Äquivalenzprinzip eingegangen.144 

In der heutigen Steuerpraxis dominiert daher das Leistungsfähigkeitsprinzip, das 
besagt, dass es unerheblich ist, wem eine staatliche Leistung zufließt. Nach dieser 
Auffassung stellt die Steuer eine dem Non-Affektationsprinzip folgende Zwangsab-
gabe dar, die von jedem Gesellschaftsmitglied gemäß seiner individuellen Leistungs-
fähigkeit erbracht werden sollte. 145 Für die Bemessung der Leistungsfähigkeit hat 
sich in der Praxis das Einkommen durchgesetzt.146 Eine gerechte Besteuerung liegt 
nach dem Leistungsfähigkeitsprinzip vor, wenn gleiches gleich (horizontale Gerech-
tigkeit) 147 und ungleiches ungleich (vertikale Gerechtigkeit) 148 besteuert wird. Dabei 

141 Haller (1981), S. 9. 
142 Eine Zurechnung könnte z.B. nach Lindahl erfolgen, indem das Budget und die Steuerlast gemäß der 
marginalen Zahlungsbereitschaft ermittelt werden. Bei diesem Verfahren ist aber der Anreiz gegeben, 
die Zahlungsbereitschaft nicht wahrheitsgemäß zu äußern, da man sich durch .free-riding"-Verhalten 
besser stellen kann. Vgl. Lindahl (1958). 
143 Hierzu zählen z.B. die von einer Gemeinde erhobenen Müllgebühren. Darüber hinaus kann auch die 
Erhebung einer LKW-Maut in Deutschland seit 1. Januar 2005 mit dem Äquivalenzprinzip begründet 
werden, sofern die Gebühr die Kosten abdeckt, die durch die Nutzung der Autobahnen durch LKWs 
verursacht werden. 
144 In der grundlegenden Loslösung vorn Äquivalenzprinzip liegt zum Teil auch die Problematik der 
heutigen Haushaltslage begründet, nämlich .( ... ) dass die Ausgabenseite des Budgets nahezu vollstän-
dig von der Einnahmeseite entkoppelt worden ist." Petersen (2003), S. 4. 

" 5 Das Non-Affektationsprinzip besagt, dass keine Zweckbindung öffentlicher Einnahmen an bestimmte 
Ausgaben existieren darf. Dies geht aus der Legaldefinition des Begriffs „Steuern" gemäß § 3 Abs. 1 AO 
hervor. Dort heißt es: .Steuern sind Geldleistungen, die nicht eine Gegenleistung für eine besondere 
Leistung darstellen und von einem öffentlich-rechtlichen Gemeinwesen zur Erzielung von Einnahmen 
allen auferlegt werden, bei denen der Tatbestand zutrifft, an den das Gesetz die Leistungspflicht knüpft; 
die Erzielung von Einnahmen kann Nebenzweck sein." Eine Durchbrechung diese Prinzips stellt z.B. die 
zweckgebundene Verwendung von Teilen des Ökosteueraufkommens für die Finanzierung der Renten-
versicherung dar. 
146 Ob das Einkommen ein geeigneter Maßstab zur Messung der Leistungsfähigkeit ist und wie Ein-
kommen theoretisch abgegrenzt werden sollte, wird kontrovers diskutiert. Als alternative Steuerbasis 
wird neben dem Einkommen oft auch der Konsum genannt, worauf im weiteren Verlauf der Arbeit noch 
eingegangen wird. Vgl. z.B. Schreiber/Stellpflug (1999) für einen Vergleich beider Abgrenzungen. 
147 Vgl. Hornburg (2005a). 
148 Bei der vertikalen Gerechtigkeit steht daher die Leistungsfähigkeit der Steuerzahler im Mittelpunkt, 
die im deutschen Steuersystem anhand des Einkommens gemessen wird. Das Einkommen dient jedoch 
nur als Ersatzgröße zur Messung des Nutzens der Individuen. In der Theorie setzt die Beurteilung der 
vertikalen Gerechtigkeit genau an diesem Punkt an. Im Rahmen der Opfertheorien wird vertikale Ge-
rechtigkeit anhand von relativen, absoluten oder marginalen Nutzeneinbußen gemessen. Für eine 
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spielt in der aktuellen Diskussion zunehmend auch die intertemporale Dimension der 
horizontalen Gerechtigkeit eine Rolle, wonach die heutige Steuerzahlung dem Bar-
wert der zukünftigen Steuerzahlung entsprechen sollte. Im Hinblick auf die intertem-
porale Gerechtigkeit stellt sich daher die Frage, welcher Zeithorizont der Besteue-
rung zugrunde gelegt werden sollte. Die derzeit im deutschen Steuersystem in vielen 
Teilen vorherrschende Jahresbetrachtung wird in diesem Zusammenhang immer 
öfter in Frage gestellt. Stattdessen setzt sich eine am Lebenszyklus orientierte Be-
trachtungsweise mehr und mehr durch.149 Auch das Korrespondenzprinzip, nachdem 
alle Teile des Lebenseinkommens nur einmal steuerlich belastet werden sollen, setzt 
an dieser Sichtweise an.150 

Das Korrespondenzprinzip spielt vor allem im Rahmen der Zukunftssicherung eine 
zentrale Rolle. Prinzipiell sind zwei systemkonforme Möglichkeiten der Besteuerung 
denkbar: Zum einen kann die Besteuerung vorgelagert, d.h. vor der Einzahlung in die 
Altersvorsorge erfolgen, so dass aus versteuertem Einkommen gespart wird. In die-
sem Fall sind dann die Rückflüsse nach Eintritt in die Ruhestandsphase steuerfrei zu 
stellen. 151 Zum zweiten können die Einzahlungen aus unversteuertem Einkommen 
erfolgen, wobei dann im Gegenzug die Rückflüsse nachgelagert besteuert werden.152 

Die zum 1. Januar 2005 mit dem AltEinkG eingeführte nachgelagerte Besteuerung 
von Alterseinkünften entspricht somit ab 2040 vollständig dem Prinzip der intertem-
poralen horizontalen Gerechtigkeit, sowie dem intertemporalen Korrespondenzprin-
zip, da dann jeder Euro genau einmal im Lebenszyklus besteuert wird. 153 Die Höhe 
der Steuerzahlung hingegen kann in einer Welt mit positivem Zinssatz und progres-
sivem Tarifverlauf je nach Zeitpunkt des Steuerzugriffs variieren. 

Die Frage der Mehrfachbelastu~ stellt sich auch bei periodischen Kapiteleinkünf-
ten wie Zinsen oder Dividenden.1 Dividenden stellen die Ausschüttung bereits auf 
Unternehmensebene mit Körperschaftsteuer belasteter Gewinne dar.155 Gemäß dem 
Korrespondenzprinzip dürfte daher kein weiterer fiskalischer Zugriff mehr erfolgen. In 

ausführliche Diskussion der Opfertheorien, vgl. Petersen/Hinterberger/Müller (1987) und Homburg 
(2005a). 
149 Vgl. z.B. Littmann (1983), Lang (2001) sowie Rose (2004). 
150 Vgl. z.B. Leibfritz/Nierhaus/Parsche (1990), Andel (1998) sowie Dorenkamp (2004). Eine Gegenposi-
tion bezieht Weikard (1999), indem er das Korrespondenzprinzip wie folgt formuliert: .um Steuerlücken 
und Doppelbesteuerung zu vermeiden, soll jedes Einkommen grundsätzlich in der Periode steuerlich 
erfasst werden, in der es erzielt wird". Weikard (1999). 
151 Die bis Ende 2004 angewandte Besteuerung der Renten nach dem Ertragsanteil hat allerdings nicht 
dem Korrespondenzprinzip entsprochen, da faktisch ein Großteil der Rentenzahlungen steuerfrei waren, 
vgl. Petersen/Raffelhüschen (2000). Diese Tatsache wurde schon seit langem kritisiert, vgl. z.B. Litt-
mann (1980), Littmann (1983) sowie Färber (1997). 
152 Durch die Sonderausgabenabzugsfähigkeit der Beiträge zur gesetzlichen und zu privaten Rentenver-
sicherungen wird die Steuerfreiheit der Einzahlungen garantiert. 
153 In der Übergangsphase zur vollständig nachgelagerten Besteuerung bis 2040, in der bis 2025 die 
Vorsorgeaufwendungen schrittweise steuerfrei gestellt werden, kann es vereinzelt zu Mehrfachbelastun-
gen kommen. Vgl. Sachverständigenrat (2004), Schnabel (2004) und Grub (2004a/b) für Beispielrech-
nungen. Die rechtlichen Aspekte werden bei Hey (2004) ausführlich diskutiert. 
154 Kapitalerträge umfassen auch Wertsteigerungen, die bei Veräußerung in Form von Veräußerungs-
gewinnen realisiert werden können. Vgl. Lahl/Westerheide (2003). 
155 Bei Personengesellschaften wird der Gewinn direkt dem Gesellschafter zugeordnet. Vgl. Rose, G. 
(2001). 
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der steuerlichen Praxis wurden verschiedene Verfahren entwickelt, um die steuerin-
duzierte Mehrfachbelastung durch Körperschaftsteuer und Einkommensteuer zu 
vermeiden oder abzumildern. Betrachtet man den Aktionär jedoch als ein anderes 
Steuersubjekt und folglich losgelöst von der Unternehmensebene (Separationstheo-
rie), ergibt sich ein komplett gegensätzlicher Sachverhalt. Eine Entlastung auf Ge-
sellschafterebene ist im Rahmen dieser Sichtweise nicht notwendig.156 Dieses Sys-
tem wird als klassisches Körperschaftsteuersystem bezeichnet und ist z.B. in Irland 
verwirklicht. Soll eine Entlastung erfolgen, kann diese entweder direkt auf Unterneh-
mensebene vollzogen werden oder aber auf Ebene der Aktionäre. Dabei bietet sich 
auf Unternehmensebene zum einen die Möglichkeit reduzierte Körperschaftssteuer-
sätze auf ausgeschüttete Gewinne zu gewähren und zum anderen die teilweise bzw. 
vollständige Dividendenabzugsfähigkeit. Beim Empfänger sind die Einkünfte aus der 
Dividende dann komplett der Steuer zu unterwerfen. Geht man den umgekehrten 
Weg und unterwirft den Gewinn auf Unternehmensebene umfassend der Besteue-
rung, kann die Doppelbelastung nur durch Korrekturen auf der Gesellschafterebene 
vermieden werden. Diese Korrekturen können je nach beabsichtigtem Entlastungs-
grad durch Teil- respektive Vollanrechnungsverfahren, durch eine Dividendenfreistel-
lung oder durch Shareholder-Relief-Methoden erreicht werden. 157 

Eine weitere, aber andersartige steuerliche Zusatzbelastung ergibt sich im Hinblick 
auf die Besteuerung von Zinsen. Hier besteht eine Ungleichbehandlung von Gegen-
warts- und Zukunftskonsum. Erfolgt die Ersparnisbildung aus versteuertem Einkom-
men und findet gleichzeitig eine periodische (jährliche) Besteuerung der Zinsen statt, 
wird damit eine Zusatzlast verursacht. Eine Besteuerung zu Beginn der Sparphase 
impliziert, dass Brutto- und Nettoersparnis nicht identisch sind. Es steht ein geringe-
rer Kapitalstock zur Verfügung, der Zinsen abwirft. Diese (niedrigeren) Zinsen wer-
den dann aber nochmals versteuert, so dass die Steuerlast akkumuliert wird und 
nicht mehr der tariflich festgelegten Steuerlast entspricht.158 Aufgrund der Zusatzbe-
lastung durch die entgangene Verzinsung aufgrund des geringeren Kapitalstocks, 
wird der Anreiz zum Sparen verringert und bei gegebener Zeitpräferenzrate159 und 
gegebenem Zinssatz (bzw. gegebener Dividendenrendite) im Vergleich zum Zustand 
ohne Steuern zuviel in der Gegenwart konsumiert, was zu einem Wohlfahrtsverlust 
führt. 160 

Nachdem die Frage nach dem geeigneten Zeitpunkt der Besteuerung und die Be-
deutung des intertemporalen Korrespondenzprinzips diskutiert wurde, bleibt die Fra-
ge zu klären, welche Einkünfte das Einkommen und damit die Leistungsfähigkeit der 

156 Dies führt allerdings zu Verzerrungen bei der Wahl der Rechtsfonn, die dann nicht den rein betriebs-
wirtschaftlichen Anforderungen folgt, sondern aufgrund von Steuernonnen erfolgt. 
157 Kennzeichen der Shareholder-Relief-Methode ist generell eine gemilderte Doppelbelastung von 
Dividenden bei den Anteilseignern. Ein Beispiel stellt das seit Veranlagungszeitraum 2001 im deutschen 
Einkommensteuerrecht verwirklichte Halbeinkünfteverfahren dar, bei dem Dividenden zur Hälfte in die 
Veranlagung eingehen und besteuert werden. 
158 Vgl. Rose (2002a). 
159 Die Zeitpräferenzrate gibt an, inwieweit ein Individuum Gegenwartskonsum dem Konsum in Zukunft 
vorzieht. 
160 Vgl. LahliWesterheide (2003). 
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Individuen erhöhen.161 Dies ist notwendig, um auf Grundlage des individuellen Ein-
kommens eine geeignete Bemessungsgrundlage für die Steuererhebung zu definie-
ren. Eine Möglichkeit bietet das Konzept der umfassenden Einkommensteuer nach 
einem Ansatz der Ökonomen Schanz (1896), Haig (1921) und Simons (1938).162 

Danach werden alle Einkünfte erfasst, die dem Zensiten während einer Periode zu-
geflossen sind. Es ist dabei unerheblich, ob das Einkommen aus einer dauerhaften 
Quelle stammt oder einmalig geflossen ist. Dieser Ansatz ist als Reinvermögenszu-
gangstheorie in die finanzwissenschaftliche Literatur eingegangen. 163 Sie bildet einen 
Gegenentwurf zur älteren Quellentheorie, nach der steuerbares Einkommen eine 
dauerhafte Entstehungsquelle voraussetzt. Lotteriegewinne und Erbschaften oder 
Schenkungen stellen gemäß dieser Theorie keine steuerbaren Ereignisse dar, da sie 
keiner dauerhaften Quelle entstammen.164 

Darüber hinaus wird im Rahmen der umfassenden Einkommensteuer auch eine 
synthetische Bemessungsgrundlage gefordert. Synthetisch heißt, dass der Tarif auf 
die Summe der Einkünfte angewandt wird und keine steuerliche Differenzierung 
zwischen den Einkunftsarten zulässig ist. Genau diese Differenzierunq nach Herkunft 
und Art des Einkommens findet bei einer Schedulensteuer statt.-fl,5 Aus diesem 
Grund wird sie auch oft als analytische Einkommenssteuer bezeichnet. Ein Beispiel 
für eine Schedulensteuer ist die in den skandinavischen Ländern vor einigen Jahren 
eingeführte „duale Einkommensteuer", die zwischen Kapital- und Arbeitseinkommen 
differenziert. Arbeitseinkommen unterliegt hier einer progressiven Steuer, wohinge-
gen das Kapitaleinkommen mit einem proportionalen Satz besteuert wird. 166 Eine 
Gemeinsamkeit beider Konzepte besteht darin, dass das Einkommen eine Nettogrö-
ße darstellt. Die Aufwendungen, die zur Erzielung oder Sicherung der Einkünfte 
anfallen, sind generell von den Einnahmen abzuziehen. Einigkeit besteht hierbei 
allerdings nur über den Sachverhalt an sich. Die Abgrenzung der Aufwendun~en ist 
im Einzelfall höchst unterschiedlich und Gegenstand zahlreicher Kontroversen. 67 

Eine Alternative zur Besteuerung des Einkommens stellt die Verwendung von 
Konsumausgaben als Steuerobjekt dar.168 Die Besteuerung der persönlichen Ausga-
ben setzt nun nicht auf der Entstehungsseite, sondern auf der Verwendungsseite des 
Einkommens an. Es handelt sich aber trotz des Namens nicht um eine indirekte 

161 Das Einkommen wird dabei stellvertretend für den individuellen Nutzen als gerechte Steuerbasis 
herangezogen. Neben dem Einkommen können auch die Konsumausgaben oder das individuelle Ver-
mögen eine geeignete Ersatzgröße für den Nutzen darstellen. Vgl. Wellisch (1999). 
162 Vgl. Genser (2003). 
163 Die Reinvennögenszugangstheorie rechnet darüber hinaus auch unrealisierte Wertsteigerungen zum 
steuerbaren Einkommen hinzu. 
164 Vgl. Brümmerhoff (2001 ). 
165 Eine Schedulensteuer liegt aber nicht automatisch vor, wenn verschiedene Einkommensarten im 
Gesetz genannt werden. Dies kann durchaus ausschließlich erhebungstechnische Gründe haben. 
166 Der Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (SVR) schlägt die 
duale Einkommensteuer in seinem jüngsten Gutachten erneut auch für Deutschland vor. Vgl. Sachver-
ständigenrat (2005). Der Vorschlag wird in Abschnitt 4.2.5 näher erläutert. 
167 So lassen sich die Fahrten zur Arbeit zwar einerseits als Erwerbskosten interpretieren, anderseits 
können diese auch als privat veranlasste Ausgaben als Kosten für die Fahrt von der Arbeit nach Hause 
angesehen werden. Zur genaueren Begründung vgl. Kirchhof (2003). 
168 Steuersubjekt ist weiterhin das Individuum. 
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Steuer, wie die Umsatzsteuer, sondern um eine direkte Steuer, die die individuelle 
Situation des Steuerpflichtigen adäquat erfasst.169 Die Ermittlung der Bemessungs-
grundlage erfolgt bei der Konsumbesteuerung daher auch nicht direkt durch Addition 
der Ausgaben, sondern indirekt durch Subtraktion des Sparvolumens vom gesamten 
Einkommen. Die Besteuerung erfolgt also auf den Betrag, der nicht gespart wird, da 
dieser die verbleibende Konsummöglichkeit darstellt.170 Da die Ersparnisbildung aus 
unversteuertem Einkommen stattfindet, muss der Rückfluss nach der Sparphase 
komplett der Steuer unterliegen, da sonst gegen das intertemporale Korrespondenz-
prinzip verstoßen würde. Nach der Sparphase steht der angesparte Kapitalstock 
inklusive der Zinsen für Konsumzwecke zur Verfügung, so dass die Konsumbesteue-
rung auf diese Weise indirekt wieder gewährleistet ist. Die angewandte Methode wird 
Sparbereinigung der Bemessungsgrundlage genannt und wurde im Rahmen der 
Behandlung von Alterseinkünften bereits als nachgelagerte Besteuerung vorge-
stellt.171 

Neben Einkommen und Konsum kann unter bestimmten Annahmen auch das 
Vermögen als Bemessungsgrundlage für die Besteuerung herangezogen werden. Im 
Gegensatz zu den beiden vorgenannten Bemessungsgrundlagen ist das Vermögen 
nun keine Stromgröße, sondern eine Bestandsgröße. Unter der Annahme vollkom-
mener Kapitalmärkte und einem konstanten Zinssatz sind die Größen Vermögen und 
Einkommen jedoch äquivalent zueinander, da ökonomisch der Barwert des gesam-
ten Einkommens aus dem Vermögenstitel dem Zeitwert dieses Vermögenstitels 
entspricht. Wird neben einem konstanten Zins ein über die Laufzeit konstantes Ein-
kommen aus dem Vermögenstitel unterstellt, so ist der Wert des Vermögens gleich 
dem Barwert einer ewigen Rente. Das Steueraufkommen beider Größen ist unter 
diesen Voraussetzungen auch gleich hoch. Dafür müssen aber konsequent alle Kapi-
talien berücksichtigt werden, also auch das Humankapital.172 Allerdings ist zu beach-
ten, dass die notwendigen Steuersätze nicht identisch sind. Bei einer Einkommens-
teuererhebung wird die Einkommensteuer auf den Ist-Ertrag des Kapitals erhoben. 
Bei einer Erhebung der Steuer über das Vermögen hingegen wird der Vermögens-
teuersatz direkt auf das Stammrecht gelegt.173 Somit ergibt sich z.B. für einen Ver-
mögensteuersatz von r, =0,01 ein aufkommensgleicher Einkommensteuersatz von 

r, = 0,2 bei einem unterstellten Zinssatz rvon fünf Prozent ( r, = r, ). Eine Äquivalenz 
r 

ist allerdings nur auf sehr hohem Abstraktionsniveau gewährleistet. In der Praxis ist 

169 Als direkte Steuern werden die Steuern bezeichnet, die nicht (leicht) auf andere Wirtschaftssubjekte 
überwälzt werden können, wie beispielsweise die veranlagte Einkommensteuer. Vgl. Andel (1998). 
170 Die Realisierung der Sonderausgabenabzugsfähigkeit und die Freistellung des Existenzminimums ist 
auch hier problemlos möglich. Vgl. Wellisch (1999). 
171 Bei vollständigem Kapitalmarkt sind die Sparbereinigung (nachgelagerte Besteuerung) und Zinsbe-
reinigung (vorgelagerte Besteuerung) äquivalent. 
172 Das Humankapitel fand jedoch bei allen (historischen) Vermögenssteuern keine Berücksichtigung. Es 
wurden lediglich Vermögenswerte wie Kapital oder Grundvermögen, die fundierte Einkommen garantier-
ten, besteuert. Vgl. Homburg (2005a). 
173 Es erfolgt damit de facto eine Sollertragbesteuerung. Diese Tatsache ist insbesondere schwer mit 
horizontaler und vertikaler Gerechtigkeit zu vereinbaren. So sind zwei Steuerpflichtige mit gleich hohem 
Einkommen aber unterschiedlichen Renditen unterschiedlich belastet. Zur weiteren Begründung, vgl. 
Homburg (2005a). 
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eine objektive Bewertung von Humankapital nach statistischen Methoden ebenso 
wenig realisierbar, wie die Bewertung von Vermögenstiteln, die nicht auf einem Markt 
gehandelt werden. Selbst wenn ein Markt existiert, können annähernd prohibitiv hohe 
Kosten durch die Bewertung verursacht werden. 174 

Neben einer geeigneten Bemessungsgrundlage fehlt für die Besteuerung dersel-
ben noch ein geeigneter Steuertarif. Die möglichen Tarifverläufe werden im Folgen-
den anhand des Einkommens als Bemessungsgrundlage erläutert.175 Die Steuertarif-
funktion ordnet jeder Bemessungsgrundlage yeinen Steuerbetrag zu und ist wie folgt 
definiert: 

T =T(y). (1) 

Diese Funktion kann entweder als einheitlicher Formeltarif über den gesamten Be-
reich der Bemessungsgrundlage ausgestaltet sein oder aber auch abschnittsweise 
für bestimmte Stufen definiert werden. Dabei ist frei wählbar, ob der Tarif dann als 
Betragstarif T(y), Durchschnittssatztarif t(y) oder Grenzsatztarif T'(y) im Gesetz gere-
gelt wird. 176 

Der Durchschnittssteuersatz t(y) beschreibt das Verhältnis von Steuerbetrag zur 
Bemessungsgrundlage: 177 

t(y) = T(y) . (2) 
y 

Mit seiner Hilfe kann die Progression gemessen werden. Weist ein Tarif steigende 
(fallende) Durchschnittssteuersätze bei steigender Bemessungsgrundlage auf, so 
handelt es sich um einen progressiven (regressiven) Tarif. Bleibt der Durchschnitts-
steuersatz über den Definitionsbereich konstant, spricht man von einem proportiona-
len Tarif: 

regressiv 
proportional 
progressiv. 

(3) 

Bei progressiven und regressiven Tarif lässt sich anhand der zweiten Ableitung noch 
feststellen, ob der Durchschnittssteuersatz gleichmäßig, beschleunigt oder verzögert 
ansteigt bzw. abfällt: 178 

174 Z.B. die Bewertung von Spezialmaschinen oder auch die sukzessive Anpassung von Immobilienwer-
ten. 
175 Die meisten Aussagen sind auch auf eine Konsumsteuer übertragbar. Aus Gründen der Übersicht-
lichkeit wird aber auf eine Darstellung verzichtet. 
176 Im deutschen Einkommensteuerrecht sind alle drei Tarifausgestaltungen zu finden: Der Einkom-
mensteuertarif in§ 32a EStG ist ein Betragstarif, das Erbschaftsteuerrecht bedient sich hingegen in§ 19 
ErbStG des Durchschnittssatztarifs und in § 23 Abs. 1 KStG kommt ein Grenzsatztarif zur Anwendung. 
Vgl. Homburg (2005a). 

m Eng verbunden damit ist der Grenzsteuersatz, der angibt, wie der Steuerbetrag auf eine marginale 
Veränderung der Bemessungsgrundlage reagiert. 
178 Vgl. Homburg (2005a). 
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l<O 

!!2= =0 dy2 
>0 

verzögert, 
linear, 
beschleunigt. 

(4) 

Die Inkonsistenz die sich durch den Einsatz verschiedener Progressionsmaße bei 
der Progressionsmessung ergeben kann, soll hier nicht weiter problematisiert wer-
den.119 

Einen möglichen Tarifverlauf stellt somit der proportionale Tarif dar. Dabei wird der 
Bemessungsgrundlage ein Steuerbetrag in der Form: 

T(y)=a-y mit a>0 (5) 

zugeordnet. Diese Tarifausgestaltung kommt bei den meisten speziellen Verbrauch-
steuern zum Einsatz. Des Weiteren kommt der proportionale Tarif bei komplexen 
Steuertarifen oft als obere Proportionalzone zum Einsatz. Proportionale Tarife zeich-
nen sich sowohl durch einen konstanten Durchschnittssteuersatz als auch einen 
konstanten Grenzsteuersatz aus: 

T(y) = dT(y) = a. (6) 
y dy 

Die Möglichkeiten einen Tarif progressiv auszugestalten sind dagegen vielfältig. 
Dabei muss zunächst grundlegend zwischen direkter und indirekter Progression 
unterschieden werden. So wird bei indirekter Progression durch die Kombination von 
linearem Tarifverlauf (konstanter Grenzsteuersatz) mit einem Freibetrag der steigen-
de Durchschnittssteuersatz generiert: 

T(y)=T(y-b). (7) 

Bei direkt progressiven Tarifen hingegen wird die Tariffunktion so gestaltet, dass ein 
steigender Durchschnittssteuersatz bei gleichzeitig steigendem Grenzsteuersatz 
erzeugt wird. Dafür muss sowohl die 1. Ableitung als auch die Durchschnittssteuer-
funktion positiv sein. Dies ist bei Polynomen zweiter Ordnung der Form: 

T(y)=ay 2 +by+d (8) 

gegeben. Hier gilt: 

dT -=2ay+b, 
dy 
T(y) d --=a· y+b+-. 

y y 

(9) 

(10) 

Mit dieser Ausgestaltung kann ein linear-progressiver Tarif formuliert werden; soll der 
Tarif beschleunigt oder verzögert progressiv wirken, sind entsprechend Polynome 
höheren Grades notwendig. 

Die bisher vorgestellten Tarifvarianten sind einklassige Tarife, d.h. sie sind über 
den gesamten Bereich der Bemessungsgrundlage definiert und gültig. Man spricht in 
diesem Zusammenhang auch von Formeltarifen, da für den gesamten Wertebereich 
nur eine Funktion benötigt wird. Wird die Bemessungsgrundlage hingegen auf meh-
rere Teilabschnitte aufgeteilt, so handelt es sich bei dem benötigten Steuertarif um 

179 Vgl. Raffelhüschen (1988). 
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eine mehrklassige Funktion. Diese Art von Funktion wird auch Stufentarif genannt. 
Formal gesehen sind Stufentarife die Verknüpfung der bisher besprochenen Tarifver-
läufe zu einem Steuertarif. Allerdings ergeben sich durch die Kombination auch neue 
unerwünschte Effekte. So weist z.B. ein Stufenbetragstarif die Besonderheit der 
inneren Regression auf. D.h. der Durchschnittssteuersatz ist zwar über den gesam-
ten Tarif progressiv, nimmt aber innerhalb der einzelnen Stufen ab. Dadurch kann es 
trotz unterschiedlicher Bemessungsgrundlagen zu einer gleich hohen Steuerbelas-
tung kommen. An den Sprungstellen kommt es darüber hinaus zu einer Reihenfolge-
umkehr, d.h. es ist nicht mehr gewährleistet, dass gilt 

T(y2)-T(y,) <I. (11) 
Y2 -y, 

Stufenbetragstarife sind daher offensichtlich nicht mit dem Leistungsfähigkeitsprinzip 
vereinbar. Stufengrenzsatztarife weisen diese Problematik nicht auf. Ganz allgemein 
lässt sich ein Stufengrenzsatztarif (auch Teilmengenstaffeltarif) wie folgt darstellen: 

i-1 

T, = 1"; ·(y-U,)+ ~>j ·(UJ+I -U). (12) 
j=I 

Dabei bezeichnet r; den Grenzsteuersatz, y das zu versteuernde Einkommen und U; 
die jeweilige Untergrenze der Bemessungsgrundlage, ab der eine neue Tarifzone 
beginnt. Hier bleibt die Reihenfolge der Zensiten vor und nach der Steuer gleich. 
Innerhalb der Stufen gilt ein proportionaler Satz, so dass das Problem der inneren 
Regression ebenfalls nicht auftritt. 

Ein weiterer wichtiger Punkt im Hinblick auf die Progressivität eines Steuersystems 
ist, ob ein Steuersystem dem Nominalwertprinzip folgt oder eine Anpassung an die 
reale Entwicklung stattfindet. Folgt das Steuersystem dem Nominalwertprinzip, ist bei 
einer positiven Inflationsrate das Phänomen der kalten Progression zu beobachten. 
Somit gleicht eine Lohnerhöhung zunächst die allgemeine Preissteigerung aus und 
nur der über den Inflationsausgleich hinausgehende Teil der Lohnsteigerung erhöht 
die Kaufkraft. Bei nominal fixierten Einkommensstufen und Freibeträgen wird dann 
eine höhere Progressionsebene erreicht, ohne dass man real an Kaufkraft hinzuge-
wonnen hat. Steuersatzsenkungen und Freibetragserhöhungen können von der 
Politik dann als Steuersenkungen und „Reformen" dargestellt werden, obwohl oft-
mals in der Vergangenheit schlicht nur eine unzureichende Inflationsanpassung 
stattgefunden hat.180 Mit der Implementierung einer Inflationsindexierung im Steuer-
system oder der Anpassung von Steuersätzen und Freibeträgen in vorab definierten 
Intervallen ließe sich die kalte Progression ohne Probleme vermeiden. 181 Abgesehen 
von diesem beherrschbaren Problem, stellen progressive Steuertarife eine allgemein 

180 So galt der Spitzensteuersatz von 53 Prozent im Jahre 1968 für Steuerpflichtige mit einem Einkom-
men über 110.000 DM. Somit musste ein Steuerpflichtiger ungefähr das 21-fache des Durchschnittsein-
kommens verdienen um dem höchsten Steuersatz zu unterliegen. Im Jahr 1992 galt der gleiche Spit-
zensteuersatz ab 120.042 DM und damit bereits für Einkommensbezieher des 2,5-fachen 
Durchschnittseinkommens. Der Spitzensteuersatz dürfte bei automatischer realer Anpassung des da-
mals geltenden Tarifs erst bei ca. 500.000 Euro erreicht werden. Vgl. Elicker (2000). 
181 Eine gesetzlich verankerte automatische Inflationsanpassung erfolgt z.B. in den USA, Kanada und 
den Niederlanden. In Frankreich und Luxemburg existiert eine Verpflichtung zur manuellen Anpassung. 
Vgl. Elicker (2000). 
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anerkannte Möglichkeit der vertikal gerechten Besteuerung dar.182 Erreicht wird dies 
über einen konvexen Tarifverlauf. Bei streng konvexen Tarifen ergeben sich aller-
dings zwei weitere systembedingte Phänomene, die oft als ungerecht eingestuft 
werden. So führt die beabsichtigte höhere prozentuale Belastung bei steigendem 
Einkommen im Umkehrschluss auch dazu, dass steuermindernde Tatbestände auch 
zu einer höheren Entlastungswirkung führen. Diese Problematik ist als Degressions-
wirkung progressiver Tarife bekannt. Bei einem indirekt-progressiven Tarifverlauf 
(schwach konvex) tritt sie nicht auf. Die zweite potentielle Ungerechtigkeit entsteht 
bei intertemporal differierenden Einkommen. So trägt ein Steuerpflichtiger mit 
gleichmäßigem Zahlungsstrom eine niedrigere Zahllast als ein Steuerpflichtiger der 
ein ungleichmäßig auf die Perioden verteiltes Einkommen in gleicher Höhe bezieht. 

Nachdem Tarifverläufe und Bemessungsgrundlagen nun ausführlich dargestellt 
wurden, stellt sich die Frage, auf welche Mikroeinheit diese bezogen werden sollten. 
Als erste Möglichkeit bietet sich eine reine Individualbesteuerung an, die jedes Indi-
viduum als einzelnen Zensiten veranlagt. Weitere Möglichkeiten ergeben sich durch 
die Einbeziehung des Ehepartners oder des gesamten Haushalts. Bei der Individual-
besteuerung wird jedes Individuum separat zur Steuer veranlagt, egal welchem 
Haushaltstyp es angehört (Singlehaushalt, Ehepaar mit oder ohne Kinder, etc.). Für 
ein Ehepaar ergibt sich im Rahmen der Individualbesteuerung somit ein Steuerbetrag 
von:1a3 

T,(Y1,Y2)=T(y1)+T(y2). (13) 

D.h. jeder Ehepartner wird gemäß seinem selbst erwirtschafteten Einkommen be-
steuert. Alternativ dazu können die Einkommen der Ehepartner zuerst addiert und 
dann als Haushalteinkommen besteuert werden: 184 

T,,(Yl'Y2)=T(y1+Y2)- (14) 

Außerdem kann die Besteuerung mittels eines Splittingverfahrens durchgeführt wer-
den. Dabei werden die Einkommen der Ehepartner addiert, durch Zwei dividiert und 
schließlich der daraus resultierende Steuerbetrag wieder mit Zwei multipliziert: 

T5 (y1,Y2)=2T(Yi~Yi)- (15) 

Die Vorteile eines Splittingverfahrens bestehen nur bei konvexen Tarifen, da hier die 
Progressionswirkung unter bestimmten Einkommenskonstellationen vermindert wird. 
Da die Summe der beiden Einkommen für die Steuerveranlagung halbiert wird, 

182 Allerdings kann auch analytisch nachgewiesen werden, dass ein regressiver Tarifvertauf durchaus 
gerecht sein kann. Durch Selbstselektion kann der Bezieher eines hohen Einkommens durch höhere 
Grenzsteuersätze im niedrigeren Einkommensbereich davon abgehalten werden, sich arm zu rechnen. 
Vgl. Homburg (2000a). 
183 Eine Individualbesteuerung ist aufgrund der Forderung nach einer Globalbesteuerung des Haushal-
tes nicht verfassungskonform. Wird die Ehe als Wirtschaftsgemeinschaft gesehen, so kann die Steuer-
last nicht von der Einkommensverteilung der Ehepartner abhängen. Vgl. Homburg (2005a). 
184 Eine Haushaltsbesteuerung ist ebenfalls nicht verfassungskonform, da hier allein durch die Ehe-
schließung ein steuerlicher Nachteil entsteht. BVerfG, Urteil vom 17.1.1957, BStBI. 1, S. 193- 202. 
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wächst - wie in Abbildung 4-1 ersichtlich - der resultierende „Splittingvorteil (SV)" mit 
ansteigender Einkommensdifferenz.185 

Abbildung 4-1 : Splittlngvortell bei der Besteuerung von Eheleuten 
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Quelle: Eigene Darstellung 
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Somit bietet das Splittingverfahren grundsätzlich den Anreiz, dass nur ein Ehepartner 
arbeitet. Mithin wird also Arbeitsangebotsentscheidung verzerrt. 186 Eine Erweitungs-
möglichkeit dieses Verfahrens besteht in der Einbeziehung der Anzahl der Kinder in 
die Splittingfunktion.187 

Eine weitere Form des Splittings und somit eine Alternative zur heutigen Regelung 
stellt das so genannte Realsplitting dar. Es ermöglicht die steuerliche Berücksichti-
gung von Unterhaltsleistungen bzw. -verpflichtungen.188 Als Familienrealsplitting 
ausgestaltet, könnte dieses Verfahren das heutige, oft kritisierte Splittingverfahren 

185 Damit ist der absolute Vorteil bei hohen Einkommen auch ausgeprägter als bei niedrigen Einkom-
men. Vgl. Homburg (2005a). Insgesamt resultieren aus dem Splittingverfahren erhebliche Steuermin-
dereinnahmen. Die konkreten fiskalischen Wirkungen werden z.B. von Bach/Buslei (2003) ausführlich 
untersucht. 
186 Vgl. Berthold/Fehn (2002). 
187 Diesen Weg beschreitet beispielsweise Frankreich. Vgl. Beblo (2003). 
188 Das Realsplitting kommt im deutschen Steuerrecht bisher bei geschiedenen oder dauerhaft getrennt 
lebenden Ehegatten zum tragen, vgl.§ 10 Abs. 1 Nr. 1 EStG und§ 22 Nr. 1a ESIG. 
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ersetzen.189 Diesen Vorschlag macht z.B. die Kommission „Steuergesetzbuch" der 
Stiftung Marktwirtschaft in ihrem steuerpolitischen Programm, das am 30. Januar 
2006 veröffentlicht wurde.190 Demnach soll das Familienrealsplitting durch die Be-
rücksichtigung der gesetzlich vorgegebenen Unterhaltsverpflichtungen die Einkom-
mensverteilung innerhalb einer Familie klar definieren.191 Eine Besteuerung auf Basis 
dieser eindeutigen Einkommensverteilung ist nicht „gestaltbar" und damit transpa-
rent.192 Das Familienrealsplitting stellt somit eine geeignete Reformoption für die 
Neugestaltung der Familienbesteuerung dar.193 

4.1.2 Die steuerlich relevanten Gesetzesänderungen 1998 bis 2005 
Seit Antritt der rot-grünen Bundesregierung im Herbst 1998 haben eine Vielzahl von 
Steuerreformmaßnahmen die Bolitischen Gremien beschäftigt und das deutsche 
Steuersystem stark verändert.1 Diese sind auf den folgenden Seiten in Tabelle 4-1 
zusammengefasst. Die für den Fortgang der Art:>eit relevanten Gesetzesänderungen 
werden im Folgenden kurz in chronologischer Reihenfolge dargestellt. Sie bilden den 
im Rahmen dieser Arbeit unterstellten Status quo ab. 195 

Als erste steuerpolitische Maßnahme verabschiedete die rot-grüne Koalition noch im 
Dezember 1998 kurz nach ihrem Amtsantritt das Steueränderungsgesetz 1998 und 
das Steuersenkungsgesetz 1999 und sorgte damit bereits ab Januar 1999 für eine 
Senkung des Eingangssteuersatzes auf 23,9 Prozent und eine leichte Erhöhung des 
Kindergelds. 196 

189 Die Besteuerung von Eheleuten in Deutschland erfolgt nach einem Urteil des Bundesverfassungsge-
richts 1957 seit 1958 nach dem Splittingverfahren. Neben der Besteuerung von Ehegatten geht es bei 
der Diskussion über das Splitting vor allem auch um die Familienbesteuerung, also die Regelungen des 
Familienleistungsausgleichs. Auch in diesem Bereich gab es immer wieder Urteile des Bundesverfas-
sungsgerichtes. Obwohl nach Berechnungen von Bach/Buslei (2003) der Splittingvorteil hauptsächlich 
Ehepaaren mit Kindern zu Gute kommt sollte das Ehegattensplitting unabhängig von der Frage der 
Kinder bewertet werden. Somit geht es nicht um die Abschaffung des Splittings, sondern um eine An-
passung des Verfahrens an die Realität. Vgl. Althammer (2002). 
190 Dieser Vorschlag wird in Abschnitt 4.2.6 noch ausführlich vorgestellt. 
191 Vgl. Stiftung Marktwirtschaft (2006). 
192 Theoretischer Hintergrund dieser Sichtweise ist die Erweiterung des Nettoprinzips zur Ermittlung der 
Bemessungsgrundlage um eine Familienkomponente. Gemäß dem Nettoprinzip dürfen lediglich die frei 
verfügbaren Einkünfte besteuert werden. Unterhaltsverpflichtungen gegenüber Familienangehörigen 
sind jedoch nicht disponibel und somit steuerfrei zu stellen. Vgl. Althammer (2002). 
193 Zu diesem Ergebnis kommen auch Bergs et al. (2006) im Rahmen einer Simulationsanalyse in der 
sowohl die Auswirkungen eines Familiensplittings als auch die eines Familienrealsplittings mit dem 
Status quo verglichen werden. Vgl. Bergs et al. (2006). 
194 Die noch am 30. Dezember 2005 erfolgten ersten drei Gesetzesänderungen der großen Koalition 
sind auch in der Tabelle enthalten. Für den Veranlagungszeitraum 2005 haben sie jedoch keine Auswir-
kungen. 
195 Einen Überblick über alle Steuerrechtsänderungen seit 1964 bietet Bundesministerium der Finanzen 
(2004b). 
196 Ebenfalls noch im Jahr 1999 wurde das Steuerbereinigungsgesetz 1999 (StBereinG 1999) beschlos-
sen, das hier aber nur der Vollständigkeit erwähnt sei; vgl. für Details Bundesministerium der Finanzen 
(2004b). 
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Tabelle 4-1: Berücksichtigte Steuerrechtsänderungen zwischen 1998 und 2005 

Vom Bundestag In der 14. Wahlperiode verabschiedete Gesetze 
Gesetz Inhalt Quelle 

Steueränderungsge- . Vorschallgesetz des Steuerentlastungsgesetzes 1999/2000/2002 23. Dezember 1998 
setz 1998 . Verschiedene kleinere Maßnahmen im Bundesgesetz-

(vom 18.12.1998) blatt 1998 Teil 1, Nr. 
84 , s. 3816ft 

Steuerenllastungsge- . Tarifänderung EKSt-Tarif 23. Dezember 1998 
setz 1999 . Erhöhung Freibetrag auf 6.657 Euro im Bundesgesetz-

(vom 79. 12.1998) . Erhöhung des Kindergelds für das erste und zweite Kind auf 128 
blatt 1998 Teil 1, Nr. 

Euro pro Monat 
84, s. 3779ft 

Steuerentlastungsge- . Senkung der Eingangs- und Spitzensteuersätze und Anhebung 31 . März 1999 im 
setz 1999/2000/2002 des Grundfreibetrags in drei Stufen auf rund 7.200 Euro im Jahr Bundesgesetzblatt 

(vom 24.3. 1999) 2001 1999 Teil 1, Nr. 15, . Absenkung des KSt-Satzes für lhesaurierte Gewinne von 45 auf s. 402ff 

40 Prozenl . Halbierung des Sparertreibelrags auf 1.534 Euro . Mindestbesteuerung durch Beschränkung der Vertustverrech-
nung 

Erstes Gesetz zur . Betreuungsfreibetrag für Kinder bis 16 Jahre von 1.556 Euro 28. Dezember 1999 
Familienförderung . Streichung der Abzugsfähigkeit von Kinderbetreuungskosten im Bundesgesetz-
(vom 22.12.1999) gemäß § 33c EStG blatt 1999 Teil I, Nr. 

. Erhöhung des Kindergelds für das erste und zweite Kind auf 138 
58, s. 2552ft 

Euro pro Monat 

Steuerbereinigungs- . Bereinigung von steuerlichen Vorschriften 29. Dezember 1999 
gesetz (StBereinG . Abbau von Steuerbefreiungen im Bundesgesetz-
1999) blatt 1999 Teil 1, Nr. 

(vom 22.12.1999) 59,S.2601tf 

Steuerreform 2000: . Erhöhung Grundfreibetrag, Senkung Eingangs- und Spitzensteu- 26. Oktober 2000 
ersatz in drei Stufen auf letztlich 7 .664 Euro, 15 und 42 Prozent. im Bundesgesetz-

Steuersenkungs- . Einführung eines einheitlichen, definitiven Körperschaftsteuer- blatt 2000 Teil 1, Nr. 

gesetz (StSenkG) satzes von 25 Prozent 46, s. 1433ft 

und Steuersenkungs- . Einführung des Halbeinkünftevertahrens 
ergänzungsgesetz . Steuerbefreiung von Gewinnen aus der Veräußerung von Antei-
(StSenkErgG) len an Kapitalgesellschaften durch Kapitalgesellschaften 
(vom 14.7.2000) . Senkung der degressiven Abschreibung für bewegliche Wirt-

schaftsgüter des Anlagevermögens . Pauschale Anrechnung der Gewerbesteuer auf die Einkommen-
steuer bei Personenunternehmen gemäß § 35 Abs. 1 EStG 

Gesetz zur Einfüh- . Der bisherige Kilometer-Pauschbetrag von 36 Cent je Entfer- 28. Dezember 2000 
rung einer Entfer- nungskilometer wir in eine Verkehrsmittel unabhängige Entfer- im Bundesgesetz-
nungs-pauschale nungspauschale umgewandelt (für die ersten 10 Kilometer wer- blatt 2000 Teil 1, Nr. 

(vom 21.12.2000) den 36 Cent, für alle weiteren Kilometer 41 Cent berücksichtigt) 59,S. 1918ft 

Altersvermögens- . Stufenweise Einführung einer staatlichen Grund- /Kinderzulage 29. Juni 2001 
gesetz (AVmG) für Aufwendungen zur privaten Altersvorsorge zw. 2002 und Bundesgesetzblalt 

(vom 26.6.2001) 2008 (38 / 46 Euro im Jahr 2002 und 154 / 185 Euro im Jahr 2001 Teil 1, Nr. 31, 
2008) oder alternativ Sonderausgabenabzug (525 Euro im Jahr s. 1310ff 
2002 und 2.100 Euro im Jahr 2008) mit Günstigerprüfung durch 
das Finanzamt . Einführung eines Rechtsanspruchs auf Entgeltumwandlung für 
Pensionskassen und Direktversicherung ab 2002 . Neue Förderung der betrieblichen Altersvorsorge gemäß 
§ 3 Nr. 63 EStG 
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Zweites Gesetz zur • Anhebung des Kinderfreibetrags auf 3.648 Euro je Kind ab 2002 21. August 2001 im 
Familienförderung • Gleichzeitige Ausweitung des Betreuungsfreibetrags zu einem Bundesgesetzblatt 

(vom 16.8.2001) Betreuungs- und Erziehungsfreibetrag in Höhe von 2.160 Euro 2001 Teil I, Nr. 42, 

für Kinder bis max. 27 Jahre s. 2074ff 

• § 33c EStG (neu): Kinderbetreuungskosten von bis zu 1.500 
Euro je Kind können steuerlich geltend gemach1 werden, sofern 
sie den Betrag von 1.548 Euro übersteigen und das Kind nicht 
älter als 14 Jahre ist . Erhöhung des Kindergelds für das erste und zweite Kind auf 154 
Euro pro Monat . Schrittweise Abschaffung des Haushaltsfreibetrags bis 2005 

Steueränderungs- . redak1ionelle und inhaltliche Bereinigung steuerrechtlicher 22. Dezember 2001 
ges_etz 2001 Vorschriften im Bundesgesetz-
(StAndG 2001) blatt 2001 Teil '· Nr. 

(vom 20.12.2001) 72, s. 3794ff 

Versorgungsänder- . Steuertiche Förderung der privaten Altersvorsorge auch für 27. Dezember 2001 
ungsgesetz Beamte im Bundesgesetz-

(vom 20.12.2001) blatt 2001 Teil 1, Nr. 
74, s. 3926ff 

Fünftes Gesetz zur . Gewährung des Haushaltsfreibetrags auch für Neufälle in den 26. Juli 2002 im 
Änderung des Jahren 2002 bis 2004 Bundesgesetzblatt 
Steuertleamtenaus- 2002 Teil 1, Nr. 51 , 
bildungsgesetzes S.2715ff 

(vom 23.7.2002) 

Gesetz zur Steuer- . Steuerfreistellung von freiwillig gewährten Trinkgeldern für 26. Juli 2002 im 
freistellung von Dienstleistungen Bundesgesetzblatt 
Artleitnehmer- 2002 Teil I, Nr. 57, 
trinkgeldem S. 311 1 

(vom 8.8.2002) 

Flutopfersolidaritäts- . Verschiebung der 2. Stufe der Steuerreform von 2003 auf 2004 20. September 
gesetz . Anhebung des Körperschaftsteuersatzes um 1,5 Prozent auf 2002 im Bundes-

(vom 19.9.2002) 26,5 Prozent für 2003 gesetzblatt 2002 
Teil 1, Nr. 67, . Errichtung eines Fonds zur "Aufbauhilfe" S.3651ff 

Vom Bundestag In der 15. Wahlperiode verabschiedete Gesetze 

Gesetz Inhalt Quelle 

Steuervergünstig- . Eingeschränkter Verfustabzug stiller Gesellschafter (§ 15 Abs. 4, 20. Mai 2003 im 
ungsabbaugesetz § 20 Abs. 1 EStG, § 8 Abs. 1 KStG) Bundesgesetzblatt 
(StVergAbG) . Dreijähriges Moratorium bei der Verrechnung von KSt-guthaben 2003 Teil 1, Nr. 19, 

(vom 16.5.2003) aus der Zeit des Anrechnungsverfahren bis Ende 2005, d.h. or- S.660ff 

dentliche Gewinnausschüttungen führen nicht zur Minderung des 
KSt-guthabens - ab 1. Januar 2006 mit Einschränkungen wieder 
möglich (Maßnahme zur Verhinderung weiterer Körperschafts-
teuerausfälle) . keine pauschalierende Ermäßigung der Einkommensteuer nach 
§ 35 Abs. 1, wenn der GewSt -Hebesatz der Gemeinde unter 200 
Prozent liegt (.Maßnahme gegen Gewertlesteueroasen") 

Steueränderungs- . Beschränkung der Steuerfreiheit von Zuschlägen auf Sonntags-, Bundesgesetzblatt 
gesetz 2003 Feiertags-. oder Nachtartleit 2003 Teil 1, Nr. 63, 
(StÄndG 2003) . Neuregelung zum so genannten .anschaffungsnahen Aufwand": S. 2645ff 

(vom 15.12.2003) Nicht sofort abziehbare Herstellungskosten liegen vor, wenn die 
Aufwend-ungen für Instandsetzung und Modernisierung inner-
halb von drei Jahren nach der Anschaffung eines Gebäudes 
durchgeführt werden und wenn sie 15 Prozent der Anschaf-
fungskosten des Gebäudes übersteigen 
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GeselZ zur Umset- . Abschaffung der Beschränkungen des Vertustabzugs zwischen 27. Dezember 2003 
zung der Protokoller- den versch. Einkunftsarten im Bundesgesetz-
klärung der Bundes- . Erweiterung der Nichtabziehbart(eit von betrieblich veranlassten blatt 2003 Teil 1, Nr. 
regierung zur Aufwendungen 65,S.2840ff 
Vermittlungsemp-
fehlung zum Steuer- . Begrenzung des Vertustabzugs gemäß § 10d Abs. 1 EStG auf 60 

vergünstigungsab- Prozent des Gesamtbetrags der Einkünfte (Sockelbetrag wird 

baugeselZ (Korb II) eingeführt) 

(vom 22.12.2003) . Neuregelung der steuerlichen Behandlung der Gesellschafter-
Fremdfinanzierung in § 8a KSIG 

GeselZ eines Haus- . Reduzierung der Eigenheimzulage um 30 Prozent 31. Dezember 2003 
hallsbegleit- . Streichung bzw.- Absenkung versch. Freibeträge in§ 3 EStG im Bundesgesetz-
gesetztes 2004 blatt 2003 Teil 1, Nr. 
(HBeglG 2004) . Neureglung versch. Abschreibungsregeln in§ 7 EStG, wie z.B. 68,S.3076ff 

(vom 23.12.2003) die Abschaltung der Vereinfachungsregelung für die Abschrei-
bung beweglicher Wirtschaftsgüter und die Senkung der degres-
siven AfA-Sätze für Mietwohnungsneubau . Senkung des Arbeitnehmerpauschbetrags auf 920 Euro zum 
1.1 .2004 . Einheitliche Entfernungspauschale von 30 Cent je Entfernungs-
kilometer zum 1.1.2004 . Senkung des Sparertreibetrags auf 1.370 Euro zum 1.1.2004 . Einführung eines Entlastungsbetrags von 1.038 Euro pro Jahr für 
Alleinerziehende mit Kindern unter 18 Jahren zum 1.1.2004 . Streichung des Haushallsfreibelrags von 1.188 Euro ab 1.1.2004 . Anhebung des Grundfreibetrags auf 7.664 Euro und Senkung 
des Ein-gangs- und SpilZensteuersatzes zum 1.1.2004 auf 16 
bzw. 45 Prozent 

Nterseinkünftegesetz . Schrittweiser Einstieg in die nachgelagerte Besteuerung von 9. Juli 2004 im 
(AIIEinkG) Altersvorsorgeaufwendungen und Altersbezügen bis 2040 bei Bundesgesetzblatt 

(vom 5.7.2004) gleichzeitiger Freistellung der Altersvorsorgeaufwendungen bis 2004 Teil 1, Nr. 33 
2025 S. 142711 
(abzugsfähig sind dann gemäß § 1 0 Abs. 3 EStG maximal 
20.000 Euro) . Sonstige Vorsorgeaufwendungen werden gemäß § 1 0 Abs. 4 
EStG berücl<sichtigt . bis 2019 findet im Rahmen der Einkommensteuerveranlagung 
eine Günstigerprüfung gemäß § 1 0 Abs. 4a ESIG statt . Zusätzliche Steuerfreiheit von Beiträgen zur betrieblichen Alters-
vor-sorge (Pensionsfonds, -kasse und Direktversicherung) in 
Höhe von 1.800 Euro pro Jahr gemäß§ 3 Nr. 63 EStG) . Einführung eines Zuschlags zum Versorgungsfreibetrag als 
Kompensation für den Arbeitnehmerpauschbetrag . Schrittweise Abschmelzung des Versorgungsfreibetrags und des 
Zuschlags bis 2040 . Abschaffung des Sonderausgabenabzugs für Kapitallebensver-
sicherungen und hälflige Besteuerung von Auszahlungen nach 
Vollendung des 60. Lebensjahres (gilt für Neuverträge ab 2005) . Schrittweise Abschmelzung des Altersentlastungsbetrags bis 
2040 
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Vom Bundestag in der 16. Wahlperiode bis zum 31.12.2005 verabschiedete Gesetze197 

Gesetz Inhalt Quelle 

Gesetz zur Abschaf- . Abschaffung der Eigenheimzulage für Neuanträge zum 1. Januar 30. Dezember 2005 
fung der Eigenheim- 2006 Bundesgesetzblatt 
zulage 2005 Teil 1, Nr. 76, 

(vom 22.12.2005) s. 368211 

Gesetz zum Einstieg . Steuerbefreiung für Abfindungen wegen einer vom Arbeitgeber 30. Dezember 2005 
in ein steuer1iches veranlassten oder gerichtlich ausgesprochenen Auflösung des Bundesgesetzblatt 
Solort-programm Dienstverhältnisses wird aufgehoben 2005 Teil 1, Nr. 76, 

(vom 22.12.2005} . Steuer1reiheit für Übergangsgelder und Übergangsbeihilfen auf s. 368011 

Grund gesetzlicher Vorschriften (z.B. im Beamten- oder Solda-
tenversorgungs-gesetz) entfällt . degressive Abschreibung für Mietwohnungsneubau wird zurück-
geführt . Abzugsfähigkeit von Steuerberatungskosten als Sonderausga-
ben wird aufgehoben 

Gesetz zur Be- . Einführung einer Verlustverrechnungsbeschränkung: Verluste 30. Dezember 2005 
schränkung der aus Steuerstundungsmodellen sind nicht sofort abzugsfähig, Bundesgesetzblatt 
Verlustverrechnung sondern nur mit späteren positiven Einkünften aus derselben 2005 Teil 1, Nr. 76, 
im Zusammenhang Einkunftsquelle verrechenbar (§ 15b EStG) S. 368311 
mit Steuerstundungs- . Zur Verhinderung von Umgehungsgestaltungen und um Gleich-
modellen heil zu gewähren, gilt die Regelung auch für Verluste aus selb-
(vom 22.12.2005) ständiger Arbeit, aus stillen Gesellschaften, aus Vermietung und 

Verpachtung (insbe-sondere geschlossene Immobilienfonds) und 
sonstigen Einkünften (insbesondere Renten- und Lebensversi-
cherungsmodelle gegen fremd-finanzierten Einmaibetrag) 

• gilt für alle Steuerstundungsmodelle denen der Steuerpflichtige 
nach dem 10. November 2005 beitritt 

Quelle: Eigene Darstellung 

Das Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002 vom 24. März 1999 setzte den einge-
schlagenen Weg der rot-grünen Koalition fort und kann als das Kernstück im Re-
formwerk zur Einkommensteuer bezeichnet werden. 198 Neben tariflichen Entlastun-
gen der Haushalte und Unternehmen beinhaltet das Gesetz eine Reihe von 
Gegenfinanzierungsmaßnahmen, die auf Seiten der Haushalte zu einer Verbreite-
rung der Bemessungsgrundlage führten, z.B. durch die Halbierung des Sparerfreibe-
trags von 3.100 Euro auf 1.550 Euro sowie Veränderungen bei der Behandlung von 
Spekulationsgewinnen. Auf Unternehmensseite sollte die Abschaffung verschiedener 
Abschreibungs- und Verlustverrechnungsmöglichkeiten für zusätzliche Einnahmen 
sorgen. Die Diskussion um weitere, tiefergreifende Reformmaßnahmen ging aller-
dings unvermindert weiter, da vor allem die Vertreter der Wirtschaft, die mit Mehrbe-

197 Einen kurzen Überblick über einige für die Einkommensteuer relevante Steuerrechtsänderungen, die 
im Jahr 2006 von der großen Koalition beschlossenen wurden, gibt ein kurzer Exkurs im Anschluss an 
Abschnitt 5.1.6. Hier werden die Aufkommens- und Verteilungswirkungen der Reichensteuer, des redu-
zierten Sparerfreibetrags und der Beschränkung der Pendlerpauschale auf Entfernungen über 20 Kilo-
meter analysiert. 
198 Das Gesetz müsste eigentlich Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2001 heißen, da die für 2002 
vorgesehene Stufe durch die Steuerreform 2000 auf den 1. Januar 2001 vorgezogen wurde. 
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lastungen durch die Reform rechneten, Nachbesserungen forderten. 199 Diesen ver-
suchte die Bundesregierung mit der Steuerreform 2000 zu entsprechen. Die Steuer-
reform 2000 wurde in zwei Teilen - mit dem Steuersenkungsgesetz (StSenkG) im Juli 
2000 und dem Steuersenkungsergänzungsgesetz (StSenkErgG) im Dezember 2000 
- von Bundestag und Bundesrat verabschiedet. Die Regelungen beider Teile sind am 
1. Januar 2001 in Kraft getreten. Wiederum standen Steuererleichterungen für Haus-
halte und insbesondere auch für Unternehmen im Mittelpunkt. Im Einzelnen handelt 
es sich dabei um folgende Maßnahmen:200 

• Auf Seiten der Kapitalgesellschaften und Anteilseigner: Seit dem 1. Januar 2001 
gilt ein einheitlicher Körperschaftssteuersatz von 25 Prozent, der auf einbehaltene 
(früher 30 Prozent) und ausgeschüttete (früher 40 Prozent) Gewinne angewendet 
wird.201 Des Weiteren wurde vom seit 1977 geltenden Vollanrechnungsverfahren 
auf das europataugliche Halbeinkünfteverfahren umgestellt.202 Demnach unterlie-
gen Dividenden und unter bestimmten Voraussetzungen auch Gewinne aus der 
Veräußerung von Anteilen an Kapitalgesellschaften nur noch zur Hälfte der Ein-
kommensteuer. Die andere Hälfte wird definitiv mit 25 Prozent besteuert.203 Paral-
lel dazu erfolgte eine Neuregelung des Verlustabzugs und bestimmter Abschrei-
bungsvorschriften. Von diesen Maßnahmen erhoffte man sich deutliche 
Mehreinnahmen.204 Diese blieben jedoch aus. 

• Auf Seiten der Haushalte und Personengesellschaften: Die Steuersätze der Ein-
kommensteuer wurden schrittweise auf letztendlich 15 Prozent (Eingangssteuer-
satz) und 42 Prozent (Spitzensteuersatz) ab dem 1. Januar 2005 gesenkt. Im 
gleichen Zeitraum wurde der Grundfreibetrag in zwei Stufen von ca. 6.322 Euro 
auf 7.664 Euro für Ledige erhöht. Einen Überblick gibt Abbildung 4-2 auf Seite 87. 
Neben dieser Entlastung durch die gesunkenen Steuersätze profitieren Perso-
nengesellschaften von der neuen pauschalen Anrechnung der Gewerbesteuer 
auf die Einkommensteuer.205 Demnach kann die Einkommensteuerschuld um das 

199 Die Meinungen in der Literatur hierzu differieren stark. Vgl. z.B. Bareis (2000), der Kritik an der Steu-
erreform übte, wohingegen Seidel (2001) der Reform gute Noten bescheinigte und von einer langfristi-
gen Erfüllung des fiskalischen Ziels ausging. Auch Börslinghaus,Weinelt (2002) bescheinigten der 
Steuerreform 2000 vergleichsweise positive Wirkungen - gerade für Personenunternehmen. 
200 Eine Beschreibung und Bewertung der Maßnahmen findet sich auch bei Homburg (2000b). 
201 Für das Jahr 2003 wird die Körperschaltsteuer einmalig um 1,5 Prozent auf 26,5 Prozent angeho-
ben um die Flutschäden der Hochwasserkatastrophe mitzufinanzieren. Auch die geplante Senkung 
des Eingangs- und Spitzensteuersatzes auf 17 und 47 Prozent wurde verschoben. 
202 Die Umstellung auf das Halbeinkünfteverfahren wurde 1999 in den Brühler Empfehlungen zur Reform 
der Unternehmensbesteuerung von der durch das Bundesministerium der Finanzen (BMF) eingesetzten 
Kommission zur Reform der Unternehmensbesteuerung unterbreitet und im Rahmen des StSenkG 
umgesetzt. Vgl. Bundesministerium der Finanzen (1999). 
203 Die Auswirkungen der Änderungen auf Unternehmensseite wurden im Jahresgutachten 2001 des 
SVR in einer Modellrechnung detailliert untersucht und bewertet. Vgl. hierzu Sachverständigenrat 
(2001). 
204 Für eine detaillierte Darstellung vgl. Bundesministerium der Finanzen (2000a). 
205 Gewerbesteuerpflichlig sind nur Einkünfte aus Gewerbebetrieb gemäß § 15 EStG. Die freien Berufe 
sowie land- und forstwirtschaftliche Betriebe unterliegen nicht der Gewerbesteuerpflicht. Da es sich bei 
der Gewerbesteuer um eine Objektsteuer handelt, wird sie nicht entsprechend der individuellen Leis-
tungsfähigkeit des Steuersubjekts bemessen, sondern richtet sich nach der objektivierten Leistung des 
Gewerbebetriebs. Steuerschuldner ist jedoch der Unternehmer, d.h. bei Einzelunternehmen der Inhaber, 
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1,8-fache des Gewerbesteuermessbetrags reduziert werden, so dass die Gewer-
besteuerbelastung bis zu einem Hebesatz von ca. 340 Prozent vollständig kom-
pensiert wird.206 

Hinzu kommen auf Seiten der privaten Haushalte noch die Maßnahmen der ersten 
und zweiten Stufe des Familienförderungsgesetzes durch die der steuerlich anzuset-
zende Freibetrag für Kinder sowie das Kindergeld erhöht wurden (vgl. Abbildung 4-2 
auf Seite 87).207 Die vom Gesetzgeber intendierten Steuererleichterungen im Bereich 
der Einkommensteuer führten in den Jahren 2001 und 2002 erwartungsgemäß zu 
Mindereinnahmen (vgl. Tabelle 4-2 auf der nächsten Seite). 
Auch aus den Maßnahmen zur Reform der Unternehmensbesteuerung resultierten 
erwartungsgemäß Steuerausfälle, deren Ausmaß jedoch stark unterschätzt wurde. 
So erwartete die Bundesregierung für 2001 Mindereinnahmen von ca. 8,7 Mrd. 
Euro.208 Tatsächlich kam es aber allein bei der Körperschaftssteuer in 2001 zu Ein-
brüchen des Aufkommens in Höhe von 24 Mrd. Euro. Dies lag jedoch nicht nur am 
gesunkenen Steuersatz, sondern vor allem an der Möglichkeit für Unternehmen, alte 
Gewinne unbegrenzt auszuschütten und Erstattungsansprüche geltend zu ma-
chen.209 Diese Rückerstattungen, die anders als von der Regierung erwartet, sehr 
schnell eingefordert wurden, haben damals zu dem dramatischen Einbruch bei der 
Körperschaftsteuer geführt. Durch entsprechende Ausgestaltung des Gesetzes hätte 
dies verhindert werden können - man hätte hierfür z.B. bereits gezahlte Steuern zu 
Definitiv-Steuern erklären und somit den Erstattungsanspruch umgehen können (und 
müssen).210 Auf Seiten der Anteilseigner sind wegen der hohen Ausschüttungen die 
Einnahmen aus der Kapitalertragsteuer auf Dividenden um 7,4 Mrd. Euro angestie-
gen, so dass 2001 insgesamt knapp 16,6 Mrd. Euro weniger Steuern eingenommen 

bei Kapitalgesellschaften die juristische Person und bei einer Personengesellschaft, aufgrund ihrer 
Teilrechtsfähigkeit, diese selbst. Vgl. Djanani et al. (2004). 
206 Vgl. Jachmann (2002). 
207 Ob der im Rahmen des so genannten Familienleistungsausgleichs gewährte Freibetrag zum Tragen 
kommt, wird im Rahmen einer Günstigerprüfung beim Finanzamt ermittelt. Im Rahmen dieser Günstig-
erprüfung wird geprüft, ob die Steuerersparnis durch die Anwendung des Freibetrags das gezahlte 
Kindergeld betragsmäßig übersteigt. Ist dies der Fall, wird die Differenz ausgeglichen. Um vom Freibe-
trag zu profitieren, muss der Grenzsteuersatz eines Ehepaares mit Kind etwa bei 31,8 Prozent liegen. 
208 Vgl. Bundesministerium der Finanzen (2000b). 
209 Das deutsche Steuerrecht schreibt hierbei vor, zuerst die am höchsten belasteten Rücklagen zu 
verwenden, was dazu geführt hat, dass zu früheren Zeitpunkten thesaurierte und mit mindestens 40 
Prozent versteuerte Gewinne ausgeschüttet wurden. Bis zum 31.12.2001 konnten die Kapitalgesell-
schaften hiertür einen Erstattungsanspruch geltend machen, der für einen vollständigen Ausgleich der 
Differenz zwischen dem Einbehaltungssatz und dem Ausschüttungssatz sorgte. Durch diese bloße 
Umschichtung fand eine Steuerentlastung von mindestens 10 Prozent des gesamten thesaurierten 
Eigenkapitalbestands der inländischen Kapitalgesellschaften statt. Dies gilt im Endeffekt für alle seit 
der Umstellung auf das Vollanrechnungssystem 1977 gebildeten Gewinnrückstellungen. Vgl. Sinn 
(2002) sowie TeichmannNesper (2002). 
210 Mit dem Steuervergünstigungsabbaugesetz (StVergAbG) hat die Bundesregierung im Mai 2003 auf 
die dramatische Entwicklung bei der Körperschaltsteuer reagiert und ein dreijähriges Moratorium bei der 
Verrechnung von Körperschaftsteuerguthaben aus der Zeit des Anrechnungsvertahren bis Ende 2005 
eingeführt, um weitere Körperschaftsteuerausfälle zu verhindern. Ab 1. Januar 2006 ist die Verrechnung 
mit Einschränkungen wieder möglich. Vgl. Vesper (2004). 
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wurden. 211 Im Mai 2003 hat man mit dem Steuervergünstigungsabbaugesetz (StVer-
gAbG) dann auf diese Entwicklung reagiert und ein Maßnahmenpaket verabschiedet, 
um weitere Steuerausfälle - vor allem bei der Körperschaftsteuer - zu verhindern.212 

In den Jahren 2003 und 2004 hat sich die Situation bei der Körperschaftsteuer daher 
langsam entspannt. Seit 2004 erreicht sie wieder Werte im zweistelligen Milliarden-
bereich. So betrugen die kassenmäßigen Einnahmen aus der Körperschaftsteuer im 
Jahr 2005 wieder 16,3 Mrd. Euro (vgl. Tabelle 4-2). 

Tabelle 4-2: Kassenmäßige Steuereinnahmen zwischen 1991 und 2005 
Direkt• St.uern lndttelr1• Steuern 

Jahr 
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1„ 8 425 913 132 054 .... 11 631 6.080 18.509 25825 543 21267 127.932 34 .091 11 .071 7 .757 23 .469 
1990 453068 133 809 10.886 11308 6.04S 22.359 27.060 537 22064 137.157 38 .261 11.655 7 039 23 .988 
2000 467 253 135.734 12.224 13515 7.334 23.575 27025 433 23673 140871 41 183 11443 7 014 23229 
2001 446247 132 626 e.n2 20885 8.961 -428 24533 200 23.213 138.935 45 .012 12.073 8 .376 22.997 
2002 44 1.704 132.189 7.S40 14023 8.•78 2.865 23 489 239 22685 138.lgs •7~1 1J1n 7 503 23.340 
2003 442.235 133 090 .... ... , 7.632 8.276 24145 231 23300 136.994 49 722 14.093 7 338 23847 
2004 442966 123 995 S.393 9919 &.nJ 13.124 28373 10 24 460 137.366 48 .381 13.629 7741 23833 
2005 450090 118 919 9.766 .... 6.000 16.333 32 120 ., 23.488 139.713 „583 14.273 8 873 24.094 
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Quelle: BMF, eigene Darstellung. 

Durch die Senkung des Eingangs- und Spitzensteuersatz bei gleichzeitiger Erhöhung 
des Freibetrags zum 1.1.2004 kam es erneut zu Einnahmeausfällen bei der Ein-
kommensteuer (vgl. Tabelle 4-2). Bei dieser Anpassung handelt es sich zu einem 
Teil um die bereits im Rahmen der Steuerreform 2000 für den 1.1.2003 vorgesehene 
zweite Stufe, die im September 2002 durch das Flutopfersolidaritätsgesetz um ein 
Jahr verschoben wurde. Der zweite Teil der Senkung geht auf das Ende 2003 im 
Haushaltsbegleitgesetz 2004 verabschiedete Vorziehen eines Teils der dritten Stufe 
der Steuerreform 2000 zurück. Neben dieser Steuererleichterung sind im Haushalts-
begleitgesetz 2004 noch einige die Steuerlast erhöhende Maßnahmen, wie z.B. die 
Senkung des Arbeitnehmerpauschbetrags auf 920 Euro, die Kürzung des Sparerfrei-
betrags auf 1.370 Euro, sowie die Vereinheitlichung der Entfernungspauschale gere-
gelt. Im Juli 2004 wurde dann das Alterseinkünftegesetz (AltEinkG) beschlossen, das 

211 In Abgrenzung der VGR nahm der Staat sogar fast 18 Mrd. Euro weniger ein. Der Unterschied zwi-
schen beiden Zahlen besteht im Wesentlichen darin, dass in der Kassenrechnung die Kassenwirksam-
keit über die zeitliche Zuordnung entscheidet wohingegen die Zuordnung der Steuereinnahmen in der 
VGR periodengerecht gemäß dem Entstehungszeitpunkt der Steuerschuld erfolgt. Entsteht eine Steuer-
schuld z.B. im Dezember und wird erst im Januar oder Februar kassenwirksam, kommt es zu so ge-
nannten Phasenverschiebungen. Diese werden in der VGR z.B. für die Kapitalertragsteuern, die 
Lohnsteuer und die Umsatzsteuer berücksichtigt. 
212 Vgl. Melchior (2003) und Jacobs et al. (2003) für einen Überblick und eine Beurteilung der einzelnen 
Maßnahmen. Eine der Maßnahmen war z.B. das bereits erwähnte Moratorium bei der Körperschaltsteu-
er, vgl. Fußnote 210. 
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den Übergang zur nachgelagerten Besteuerung der Renten regelt.213 Auch hier ist in 
den ersten Jahren aufgrund der Ausweitung der Abzugsfähigkeit von Altersvorsorge-
aufwendungen und der erst lan~sam einsetzenden nachgelagerten Besteuerung mit 
Mindereinnahmen zu rechnen. 14 Zum 1.1.2005 wurde dann die dritte Stufe der 
Steuerreform 2000 voll wirksam. Seither gilt in Deutschland ein Eingangssteuersatz 
von 15 Prozent und ein Spitzensteuersatz von 42 Prozent. Erwartungsgemäß resul-
tierte daraus ein Rückgang der Einnahmen bei der Lohnsteuer. Demgegenüber hat 
sich die veranlagte Einkommensteuer jedoch positiv entwickelt. Insgesamt ist der 
Aufkommenseffekt beider Steuern daher nur leicht gesunken (vgl. Tabelle 4-2). Mit 
dem Gesetz zur Abschaffung der Eigenheimzulage und dem Gesetz zur Beschrän-
kung der Verlustverrechnung im Zusammenhang mit Steuerstundungsmodellen 
Ende Dezember 2005 wurde der Weg, Ausnahmetatbestände im deutschen Steuer-
recht zu beseitigen und die Bemessungsgrundlage zu verbreitern, fortgesetzt. Allein 
durch die Abschaffung der Eigenheimzulage für Neufälle zum 1. Januar 2006 sind in 
den nächsten acht Jahren Steuermehreinnahmen in Höhe von insgesamt 25 Milliar-
den Euro zu erwarten.215 Die Eigenheimzulage stellt bisher mit einem Gesamtförder-
volumen von mehr als 11 Milliarden Euro im Jahr 2004 die größte Einzelsubvention 
in Deutschland dar.216 Angesichts der angespannten Haushaltslage ist es aber auch 
zwingend notwendig die tariflichen Steuererleichterungen durch die Abschaffung von 
Ausnahmetatbeständen im deutschen Steuerrecht und somit einer Verbreiterung der 
Bemessungsgrundlage gegen zu finanzieren. 

Nach der Fülle an Reformen in den letzten Jahren hat sich Deutschland im interna-
tionalen Vergleich der nominalen Steuersätze im Bereich der Einkommensteuer 
inzwischen auf einen der vorderen Plätze vorgearbeitet und im Bereich der Besteue-
rung von Kapitalgesellschaften zumindest die rote Laterne an Spanien abgegeben. 
Allerdings sagen die Steuersätze allein nichts über die tatsächliche Steuerbelastung 
von natürlichen Personen und Unternehmen aus.217 Gleiches gilt für die oft als 
Messgröße für internationale Vergleiche herangezogene gesamtwirtschaftliche Steu-
erquote (vgl. Tabelle 4-3 auf der übernächsten Seite).218 Etwas mehr Aufschluss 
ergibt der Vergleich der aussagekräftigeren Abgabenquote, in der neben den Steu-
ern auch die Sozialversicherungsbeiträge berücksichtigt werden. Hier liegt Deutsch-

213 Ein erster Schritt in diese Richtung wurde bereits im Juni 2001 mit der Verabschiedung des Alters• 
vermögensgesetzes (AVmG) unternommen, in dem die nachgelagerte Besteuerung für die Riesterrente 
bereits eingeführt wurde. 
214 Auf die sich ergebenden Änderungen wird im weiteren Verlauf des Abschnitts noch eingegangen. 
215 Da die Eigenheimzulage insgesamt für maximal acht Jahre gewährt wird steigt die Entlastungswir· 
kung durch ihre Abschaffung erst langsam an. Das Finanzministerium rechnet mit einer Entlastung von 
223 Millionen Euro im Jahr 2006. Bis zum Jahr 2013 wird dann mit einem Anstieg der Einsparungen auf 
knapp sechs Milliarden Euro gerechnet. Insgesamt wird daher eine Entlastung von ungefähr 25 Mrd. 
Euro erzielt. Vgl. Bundesministerium der Finanzen (2005b). 
216 Vgl. Bundesministerium der Finanzen (2003a) und Boss/Rosenschon (2006). 
217 Dies liegt daran, dass beim Vergleich der Tarifbelastung die Ausnutzung von Gestaltungsspielräumen 
bei der Ermittlung des Einkommens bzw. Gewinns unberücksichtigt bleibt. 
218 Die Steuerquote setzt die Steuereinnahmen ins Verhältnis zum BIP. Da die Steuereinnahmen in 
Deutschland sowohl nach Abgrenzung der VGR als auch im Rahmen einer Kassenrechnung ermittelt 
werden, existieren verschiedene Steuerquoten. Auf diese Problematik soll an dieser Stelle nicht weiter 
eingegangen werden. 
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land im Mittelfeld. Alles in allem kein schlechtes Bild. Im Hinblick auf die Unterneh-
menssteuerbelastung ist Deutschland trotzdem weiterhin ein Hochsteuerland.219 

Abbildung 4-2: Eckdaten der Steuertarife 1998 bis 2005 
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219 Vgl. Spengel/Wiegard (2005). 
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Tabelle 4-3: Steuerbelastung von natürlichen Personen und Unternehmen in der Europäischen 
Union 

Steuerbelastung von Einkommensteuer Gesamtwirtschaftliche Quoten Umsatz~ 
Kapitalgesellschaften (2004)~ (2003)" 1teuer 

(20041 
Linder 

Tarif- 1 EffokU- .IG EHoktivo Elng• ng•;I Spilnn- SI 1~Sotlelebge- 1 Abgeben• 
~l, s tung" •==:~ =~z.~~::r ateuersatz s teuersatz euerqua benquote quote 

Normalsatz 

in Prozent 
Deutschland 39,4 36,0 30,0 15,0 42,0 22,2 16,8 39,0 16,0 

Belgien 34,0 29,7 20,4 25,0 50,0 31,1 14 ,7 45,8 21 ,0 

Dänemark 30,0 27,0 20,4 38,8 48,3 46,7 1,2 47,9 25,0 

Finnland 29,0 27,3 24,0 17,5 51,5 32,7 12,1 44,8 22,0 

Frankreich 35,4 35,1 34,8 6,8 48, 1 26,8 16,4 43,1 19,6 

Griechenland 35,0 30,6 2 1,1 15,0 40,0 23,7 13,1 36,7 19,0 
Irland 12,5 14,7 14 ,4 20,0 42,0 24 ,6 4 ,4 29,0 21 ,0 

Italien 37,3 32,0 22,7 23,0 45,0 30,0 12,7 42 ,7 20,0 

Luxemburg 30,4 26,7 18,3 8,0 38,0 29,9 11,5 41,3 15,0 

Niederlande 34,5 31 ,2 24,5 33,4 52,0 24,8 14,5 39,3 19,0 

Osterreich 34,0 31 ,4 26,2 23,0 50,0 28,5 14,6 43,1 20,0 

Portugal 27,5 24,7 18,4 12,0 40,0 24,3 11 ,3 35,6 21 ,0 

Schweden 28,0 23,3 17,9 31 ,5 56,5 36,5 14,4 50,9 25,0 

Spanien 39,9 36,1 29,2 15,0 45 ,0 22,4 12,2 34,0 16,0 

Vueln~t H K6n lgrelc h 30,0 29,0 27,0 10,0 40,0 29,1 7,2 36,4 17,5 

E1Uand 26,0 22,5 14,0 26,0 26,0 21 ,6 11 ,3 32,9 18,0 

Lettland 15,0 14 ,4 12,7 25,0 25,0 19,8 9,0 28,8 18,0 

Litauen 15,0 12,8 6,9 33,0 33,0 20,0 8,6 28,5 18,0 

Malta 35,0 32,8 28,8 15,0 35,0 26,1 6,8 33,0 18,0 

Polen 19,0 17,0 11 ,8 19,0 40,0 20,3 14,5 34,4 22,0 

Slowakei 19,0 16,7 10,7 19,0 19,0 18,7 12,3 30,6 19,0 

Slowenien 25,0 21,6 13,2 17,0 50,0 25,2 14,9 40,1 20,0 

Tschechische Republl 28,0 24,7 17, 1 15,0 32,0 20,9 15,2 36,1 19,0 

Ungarn 17,8 18,1 19,3 18,0 38,0 25,8 13,7 39,5 25,0 

Zypern 15,0 14,5 13,3 20,0 30,0 26,3 7,1 33,3 15,0 

I) FOr Deutschland: inkl Sohdaritätszuschlag und Gewerbesteuer (Hebesatz 428 Prozent) - 2) Für Deutschland: 2005. • 3) In der Abgrenzung der 
VGR Für Deulschland· 2004 

Quellen: BMF, EU, ZEW, eigene Darstellung. 

Einen Beleg dafür liefern die Zahlen zur effektiven Durchschnitts- und Grenzsteuer-
belastun~ von Kapitalgesellschaften in Europa, die ebenfalls aus Tabelle 4-3 hervor-
gehen.22 Beide Kennziffern eignen sich zur Messung der Steuerbelastung von Un-
ternehmen im internationalen Vergleich.221 Dabei ist die effektive Durchschnitts-
steuerbelastung ein entscheidendes Kriterium für die Standortwahl eines Unter-
nehmens, wohingegen die effektive Grenzsteuerbelastung eine wichtige Maßgröße 
für die Investitionsentscheidung von Unternehmen darstellt und letztlich das Investiti-
onsvolumen bestimmt. Mit einer effektiven Durchschnittssteuerbelastung von 36 
Prozent und einer effektiven Grenzsteuerbelastung von 30 Prozent ist Deutschland in 

220 Die Zahlen wurden vom Sachverständigenrat und dem Zentrum für Europäische Wirtschaftsfor-
schung (ZEW) Mannheim berechnet. Dabei wurde auf einen von Devereux/Griffith (1999) entwickelten 
Modellansatz zurückgegriffen. Vgl. Sachverständigenrat (2001 ). für die Beschreibung der Methode und 
die Annahmen des Sachverständigenrats. Die Methode von Devereux/Griffith (1999) baut auf dem 
etablierten Ansatz von King/Fullerton (1984) für die Berechnung von Kapitalkosten und Grenzbelastun-
gen auf, der auf einem neoklassischen Investitionsmodell basiert. Für die Ermittlung der effektiven 
Durchschnittsteuerbelastung von Kapitalgesellschaften eignet sich auch der vom ZEW im Zusammenar-
beit mit der Universität Mannheim seit 1991 entwickelte European Tax Analyzer, der Modellunternehmen 
im Rahmen eines computergestützten Simulationsmodells abbildet. Vgl. Jacobs/Spengel (1996) und 
(2002). Einen Vergleich beider Methoden bieten Spengel/Lammersen (2001). 
221 Vgl. Spengel (2003). 
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steuerlicher Hinsicht kein attraktiver Standort für in- und ausländische lnvestoren.222 

Zukünftige Reformmaßnahmen sollten daher auf die Reform der Unternehmensbe-
steuerung abzielen.223 

4.1.3 Ausgangspunkt: Der Status quo 2005 
Nachdem im vorherigen Abschnitt die wesentlichen Gesetzesänderungen im Bereich 
der Steuergesetzgebung beschrieben wurden, soll nun der Ausgangspunkt für die 
weiteren Berechnungen definiert werden: Im deutschen Steuerrecht gibt es sieben 
Einkunftsarten, die sich in die so genannten Gewinneinkunftsarten (Nr. 1 bis 3) und 
die Überschusseinkunttsarten (Nr. 4 bis 7) einteilen lassen (vgl. Tabelle 4-4). 

Tabelle 4-4: Die sieben Einkunftsarten gemäß§ 2 EStG 

Kategorie Einkunftsart geregelt in 

1. Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft §§ 13 ff EStG 

Gewinn-
2. Einkünfte aus Gewerbebetrieb §§ 1511 EStG einkunftsarten 

3. Einkünfte aus selbständiger Arbeit § 18 EStG 

4. Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit § 19 EStG 

Überschuss- 5. Einkünfte aus Kapitalvermögen § 20 EStG 

elnkunftsarten 
6. Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung § 21 EStG 

7. Sonstige Einkünfte § 22 EStG 

Quelle: Eigene Darstellung. 

Die Einteilung in sieben Einkunftsarten hat hauptsächlich erhebungstechnische 
Gründe. Grundsätzlich wird das Einkommen nämlich auf einer synthetischen Basis 
besteuert. Von diesem Prinzip gibt es jedoch zahlreiche Ausnahmen. Für eine reine 
Einkommensteuer ist die Verwendungsseite des Einkommens grundsätzlich uner-
heblich; nach derzeitiger Rechtslage ist dies aufgrund zahlreicher Sonderabzugs-
möglichkeiten, die an der Verwendung des Einkommens ansetzen nicht gegeben. 
Gemäß dem Nettoprinzip können Aufwendungen, die für die Erlangung und Auf-
rechterhaltung der Erwerbsgrundlage getätigt werden, von den Einnahmen (system-
konform) abgezogen werden.224 Diese erwerbsbedingten Aufwendungen werden im 
Gesetz im Bereich der Gewinneinkunftsarten als Betriebsausgaben bezeichnet, im 
Bereich der Überschusseinkunftsarten als Werbungskosten. So wird z.B. jedem 

222 Im internationalen Kontext werden dabei ausschließlich Kapitalgesellschaften betrachtet. 
223 Vgl. Sachverständigenrat (2004). In den Abschnitten 4.2.5 und 4.2.6 werden daher auch zwei Vor-
schläge zur Reform der Unternehmenssteuer - die duale Einkommensteuer vom Sachverständigenrat 
sowie die allgemeine Unternehmensteuer der Stiftung Marktwirtschaft - vorgestellt. 
224 Besteuert wird also nicht der Rohertrag sondern der Reinertrag, der sich aus der Differenz der Ein-
nahmen und der Erwerbsaufwendungen ergibt. 
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Arbeitnehmer der so genannte Arbeitnehmerpauschbetrag in Höhe von 920 Euro als 
Werbungskostenpauschale gewährt.225 

Die erwerbsbedingten Aufwendungen sind in der jeweiligen Einkunftsart von den 
dort ausgewiesenen Einkünften abzugsfähig. Aufwendungen der privaten Lebensfüh-
rung können hingegen grundsätzlich steuerlich nicht berücksichtigt werden. Aller-
dings gibt es derzeit zahlreiche Ausnahmen von dieser Regel: So werden unter Be-
zugnahme auf das Leistungsfähigkeitsprinzip zum einen besondere Härten 
berücksichtigt (außergewöhnliche Belastungen), zum anderen aber auch sozialpoliti-
sche Ziele verfolgt (Sonderausgaben). Diese Aufwendungen sind allerdings nicht von 
den einzelnen Einkünften abzuziehen, sondern vom Einkommen insgesamt. Im Be-
reich der Sonderausgaben sind insbesondere Versicherungsbeiträge zu nennen, die 
grundsätzlich von der Bemessungsgrundlage abzugsfähig sind. Einschließlich des 
Veranla~ungszeitraumes 2004 war dies durch Inanspruchnahme einer Vorsorgepau-
schale22 oder durch den Nachweis der Aufwendungen im Rahmen der Einkom-
mensteuerveranlagung bis zu den Vorsorgehöchstbeträgen227 möglich. Die Vorsor-
gehöchstbeträge reichten allerdings je nach Einkommenssituation, Haushaltstyp oder 
Art der Beschäftigung nicht in jedem Fall dazu aus, die gesamten Arbeitnehmerantei-
le an den Sozialversicherungsbeiträgen steuerfrei zu stellen. So wurde ermittelt, dass 
im Jahre 1992 durchschnittlich 77 Prozent der Arbeitnehmerbeiträge zur Rentenver-
sicherung aus steuerfreiem Einkommen stammten.226 Umgekehrt konnte sich auch 
der Fall ergeben, dass die Vorsorgehöchstbeträge noch nicht voll ausgeschöpft wa-
ren und beispielsweise die Beiträge für eine Kapitallebensversicherung steuerfrei 
gestellt werden konnten. Durch diese unsystematische Abzugsfähigkeit von Ver-
sicherungsbeiträgen ergab sich für einige Gruppen die durchaus legale Gestal-
tungsmöglichkeit, einen Einkommensanteil durch steuerfreie Auszahlung der Versi-
cherungsleistung völlig der Steuer zu entziehen.229 Ebenfalls aus unversteuertem 
Einkommen stammen die Arbeitgeberanteile der Beiträge, da diese bei den Unter-
nehmen als Betriebsausgaben abzugsfähig sind. 

Da die Rentenleistungen bei Auszahlung bisher nur mit dem Ertragsanteil besteuert 
wurden, waren die meisten Renten bis Ende 2004 de facto steuerfrei. Gleiches galt 
für einen Großteil der Beiträge.230 Pensionen hingegen waren steuerpflichtig, da sie 
als nachträgliche Einnahmen aus einem früheren Dienstverhältnis qualifiziert werden. 
Nach einem Urteil des Verfassungsgerichts ist diese Besteuerungspraxis nicht länger 
zulässig, weshalb ab 2005 alle Alterseinkünfte (darunter nun auch die Renten) steu-
erpflichtig werden.231 Bereits im Jahre 2002 wurde durch das Altersvermögensgesetz 

225 Diese Pauschale ist in der Lohnsteuertabelle bereits berücksichtigt. 
226 Für Arbeitnehmer sind dies 20 Prozent des Arbeitslohns, jedoch maximal 3.068 Euro abzüglich 16 
Prozent des Arbeitslohnes zuzüglich maximal 1 .334 Euro zuzüglich der Hälfte von 667 Euro. § 1 Oe Abs. 
2 EStG. Dort ist auch eine Legaldefinition des hier verwendeten Begriffs .Arbeitslohn" angegeben. 
227 Der Vorsorgehöchstbetrag setzt sich aus vier Teilbeträgen zusammen: Der Summe aus dem um 16 
Prozent der Einnahmen aus selbstständiger Arbeit gekürzten Grundhöchstbetrag (1.334 Euro) und 
Vorwegabzug (3.068 Euro) sowie zuzüglich eines zusätzlichen Höchstbetrag für bestimmte Beiträge in 
Höhe von 184 Euro und dem hälftigen Höchstbetrag.§ 10 Abs. 3 EStG. 
228 Vgl. Anton et al. (2002). 
229 Vgl. Kiesewetter/Niemann (2002). 
23() Vgl. Bark/Müller (1997) sowie Fußnote 151. 
231 BVerfG, Beschluss vom 09.04.2002, BFH/NV Beilage 2002/159. 
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ein Schritt in Richtung nachgelagerte Besteuerung unternommen.232 Danach kann 
unter bestimmten Voraussetzungen ein Sonderausgabenabzug für private Altersvor-
sorgebeiträge geltend gemacht werden, außerdem werden direkte Subventionen in 
Form von Zulagen gezahlt. Am 29.4.2004 wurde im Bundestag die Neugestaltung 
der Rentenbesteuerung beschlossen,233 die Zustimmung im Bundesrat erfolgte nach 
der Einiguni über einen Kompromiss im Bereich der Kapitallebensversicherung am 
11.6.2004.2 Danach werden die Auszahlungen ab 2005 zu 50 Prozent besteuert 
und in jährlichen Schritten angepasst, bis im Jahre 2040 die Renten zu 100 Prozent 
zu versteuern sind. Im Gegenzug werden die Beiträge schrittweise von der Steuer 
befreit. Eine vollständige Freistellung wird im Jahr 2025 erreicht sein. Parallel hierzu 
wird der Versorgungsfreibetrag schrittweise gekürzt.235 Einen genauen Überblick gibt 
Tabelle 4-5 auf der nächsten Seite. 

Im Veranlagungszeitraum 2005, der den Berechnungen in Abschnitt 1 zugrunde 
liegt, werden die Renten zu 50 Prozent nachgelagert besteuert. Diese Regelung gilt 
für alle Beiträge zu Leibrentenversicherungen, also z.B. die gesetzliche Rentenversi-
cherung. Entscheidend ist, dass die erworbenen Anwartschaften nicht beleihbar, 
nicht vererblich, nicht veräußerlich, nicht übertragbar und nicht kapitalisierbar sind. 
Im Jahr 2005 können maximal 12.000 Euro - das sind 60 Prozent des ab 2025 gülti-
gen Höchstbetrags in Höhe von 20.000 Euro - der geleisteten Altersvorsorgebeiträge 
(Arbeitnehmer- und Arbeitgeberbeitrag) abgezogen werden.236 Zusätzlich zu den 
Altersvorsorgeaufwendungen können sonstige Vorsorgeaufwendungen also insbe-
sondere Beiträge zur Kranken-, Arbeitslosen- und Pflegeversicherung bis zu einem 
Höchstbetrag von 1.500 Euro abgezogen werden. Für Steuerpflichtige, die ihre Auf-
wendungen für die Krankenversicherung in vollem Umfang selbst tragen müssen, 
wie z.B. Selbständige, erhöht sich dieser Betrag auf 2.400 Euro.237 

232 Gesetz zur Reform der gesetzlichen Rentenversicherung und zur Förderung eines kapitalgedeckten 
Altersvorsorgevermögens, BGBI. 2001 Teil 1, S. 1310 -1322, ergänzt durch das Gesetz über die Zertifi-
zierung von Altersvorsorgebeträgen, BGBI. 2001 Teil 1, S. 1322 -1343. 
233 Dabei wurde im Wesentlichen der von der .sachverständigenkommission zur Neuordnung der steu-
errechtlichen Behandlung von Altersvorsorgeaufwendungen und Altersbezügen" (auch .Rürup ( 1) Kom-
mission" genannt) in ihrem Abschlussbericht vom 11.03.2003 vorgelegte Entwurf umgesetzt. 
234 Auszahlungen aus Kapitallebensversicherungen nach mindestens zwölfjähriger Laufzeit und nach 
Vollendung des 60. Lebensjahres werden künftig generell zur Hälfte besteuert. 
235 Neben den Beziehern von Beamtenpensionen profilieren auch Betriebsrentner, die Renten aus einer 
arbeitgeberfinanzierten Form der betrieblichen Altersvorsorge beziehen vom Versorgungsfreibetrag. Vgl. 
Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft e.V. (2005). 
236 Bei Beamten wird Abzugsbetrag zunächst um einen fiktiven Arbeitnehmer- und Arbeitgeberbeitrag 
reduziert. 
237 Die angegebenen Beträge gelten jeweils pro Steuerpflichtigen, d.h. für zusammenveranlagte Ehe-
paare verdoppeln sich die Beträge. 
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Tabelle 4-5: Rentenbesteuerung und Abschmelzung des Versorgungsfreibetrags bis 2040 

Nach dem Alterseinkünftegesetz vom 5. 7. 2004 (in Kraft seit 1.1.2005) 

Besteue-
Abschmelzung des Versorgungs-

Jahr des Ren- rungs-Anteil 
freibetrags Zuschlag zum Ver-

ten-/ Versor- der Renten in in Prozent der Höchstbetrag in 
sorgungsfreibetrag 

gungsbeginns Versorgungs- in Euro 
Prozent bezüge Euro 

Bis 2004 40,0 3072 
mtl. mtl. 

Ab 2005 50 40,0 3000 250 900 75 
2006 52 38,4 2880 240 864 72 
2007 54 36,8 2760 230 828 69 
2008 56 35,2 2640 220 792 66 
2009 58 33,6 2520 210 756 63 
2010 60 32,0 2400 200 720 60 
2011 62 30,4 2280 190 684 57 
2012 64 28,8 2160 180 648 54 
2013 66 27,2 2040 170 612 51 
2014 68 25,6 1920 160 576 48 
2015 70 24,0 1800 150 540 45 
2016 72 22,4 1680 140 504 42 
2017 74 20,8 1560 130 468 39 
2018 76 19,2 1440 120 432 36 
2019 78 17,6 1320 110 396 33 
2020 80 16,0 1200 100 360 30 
2021 81 15,2 1140 95 342 28,5 
2022 82 14,4 1080 90 324 27 
2023 83 13,6 1020 85 306 25,5 
2024 84 12,8 960 80 288 24 
2025 85 12,0 900 75 270 22,5 
2026 86 11 ,2 840 70 252 21 
2027 87 10,4 780 65 234 19,5 
2028 88 9,6 720 60 216 18 
2029 89 8,8 660 55 198 16,5 
2030 90 8,0 600 50 180 15 
2031 91 7,2 540 45 162 13,5 
2032 92 6,4 480 40 144 12 
2033 93 5,6 420 35 126 10,5 
2034 94 4,8 360 30 108 9 
2035 95 4,0 300 25 90 7,5 
2036 96 3,2 240 20 72 6 
2037 97 2,4 180 15 54 4,5 

2038 98 1,6 120 10 36 3 
2039 99 0,8 60 5 18 1,5 

2040 100 0 0 0 0 0 

:>uelle: EStG, eigene Darstellung. 
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Bis 2019 findet zudem eine Günstigerprüfung statt, bei der die Abzugsfähigkeit nach 
altem und neuem Recht verglichen wird und der jeweils höhere Betrag zum Abzug 
kommt. Es ist daher davon auszugehen, dass die meisten Rentner, die bisher keine 
Steuern zahlen, auch in Zukunft nicht von der Steuer erfasst werden. Das gilt vor 
allem für Rentner deren Alterseinkünfte hauptsächlich aus Zahlungen der gesetzli-
chen Rentenversicherung bestehen.238 

Das zu versteuernde Einkommen einer natürlichen Person ist wie folgt zu ermit-
teln:239 

• 1 Summen der positiven Einkünfte aus den Einkunftsarten 

• 2 + Hinzurechnungsbetrag (§ 52 Abs. 3 Satz 3 EStG, sowie § 8 Abs. 5 Satz 2 AIG) 

• 3 = Summe der Einkünfte 

• 4 - Altersentlastungsbetrag (§ 24a EStG) 

• 5 - Entlastungsbetrag für Alleinerziehende (§ 24b EStG) 

• 6 - Freibetrag für Land- und Forstwirte (§ 13 Abs. 3 EStG) 

• 7 = Gesamtbetrag der Einkünfte (§ 2 Abs. 3 Satz 1 EStG) 

• 8 - Verlustabzug nach§ 10d EStG 

• 9 Sonderausgaben(§§ 10, 10a, 10b, 10c EStG) 

• 10 - außergewöhnliche Belastungen (§§ 33 bis 33c EStG) 

• 11 - Steuerbegünstigung der zu Wohnzwecken genutzten Wohnungen, Gebäude und 
Baudenkmale sowie der schutzwürdigen Kulturgüter(§§ 1 Oe bis 1 0i EStG, 52 
Abs. 21 Satz 6 EStG i. d. F. vom 16.4.1997, BGBI. 1 S. 821 und§ 7 FördG) 

• 12 + Zuzurechnendes Einkommen gemäß § 15 Abs. 1 AStG 

• 13 = Einkommen(§ 2 Abs. 4 EStG) 

• 14 - Freibeträge für Kinder(§§ 31, 32 Abs. 6 EStG) 

• 15 - Härteausgleich nach§ 46 Abs. 3 EStG, § 70 EStDV 

• 16 = zu versteuerndes Einkommen(§ 2 Abs. 5 EStG). 

Obwohl der Tarif letztendlich auf das unter Punkt 16 genannte zu versteuernde Ein-
kommen insgesamt angewandt wird, das sich aus der Summe der Einkünfte zusam-
mensetzt, machen die unterschiedlichen Freibeträge für einzelne Einkunftsarten (z.B. 
der Sparerfreibetrag für Einkünfte aus Kapitalvermögen) eine eindeutige Definition 
des Bruttoeinkommens nach dem geltenden Steuerrecht unmöglich.240 Eine syntheti-
sche Bemessungsgrundlage ist daher faktisch nicht gegeben. 

238 Je nach Alter und Einkommenssituation, kann es im Übergang zu Mehrbelastungen kommen. Für 
entsprechende Fallbeispiele und eine umfassende Bewertung der Problematik, vgl. Schnabel (2004) und 
Sachverständigenrat (2004). 
239 Gemäß R2 Einkommensteuerrichtlinien, BStBI. 1, Sondernummer 1/2005 vom 23. Dezember 2005. 
240 Vgl. Petersen (2003). 



94 Das Deutsche Steuersystem im Überblick 

Der derzeitige Tarif verläuft linear-progressiv und ist als Formeltarif mit vier unter-
schiedlichen Tarifzonen ausgestaltet. Die bis zum Ende des Jahres 2003 übliche 
Berechnung über die Steuertabellen wird nicht mehr angewandt, wodurch die Prob-
lematik der inneren Regression bei Stufenbetragstarifen entfällt.241 Bis zu einem 
Grundfreibetrag von 7.664 Euro, der so genannten Nullzone, wird keine Steuer fäl-
lig.242 Der Grundfreibetrag soll die Sicherstellung des Existenzminimums gewährleis-
ten und ist auch in allen anderen Steuerreformkonzepten berücksichtigt. Daran 
schließen sich zwei direkt progressive Tarifzonen an, die jeweils durch Polynome 2. 
Grades erzeugt werden. Ab 52.152 Euro gilt die obere Proportionalzone. Tabelle 4-6 
enthält den in§ 32a Abs. 1 in Verbindung mit§ 52 Abs. 41 EStG geregelten Formel-
tarif. Die dargestellten Steuerbetragsfunktionen ergeben sich durch Einsetzen der im 
Gesetz genannten Beträge. 

Tabelle 4-6: Steuerbetragsfunktion im Status quo 

Klasse i 

2 

3 

4 

Untergrenze in Euro V; 

0 

7.665 

12.740 

52.152 

Quelle: Eigene Darstellung. 

Steuerbetrag in Euro 7; (y) 

0 

1,0123-10--6 · y2 +0,009-y-621 

2,2874· 10--6 · y 2 +0,1814· y-1713 

0,42· y- 7.934 

Die graphische Darstellung der aus den abschnittsweise definierten Steuerbetrags-
funktionen hergeleiteten Durchschnitts- und Grenzsteuerbelastungen für alternative 
Einkommen erfolgt in Abbildung 4-3. 

Der relativ steile Anstieg in der ersten Progressionszone ermöglicht es, die hohen 
Steuerausfälle zu begrenzen, die bei Drehung der gesamten Tarifkurve entstehen 
würden.243 Es kann dadurch ein niedrigerer Eingangsteuersatz - mit entsprechend 
positiver Signalwirkung - finanziert werden. Eine Anpassung des Tarifs und der Frei-
beträge an die Einkommensentwicklung und Geldentwertung ist gesetzlich nicht 
vorgesehen.244 

241 Unter innerer Regression versteht man, dass der Durchschnittsteuersatz zwar über den gesamten 
Tarif progressiv, jedoch auf einer Stufe regressiv ist (vgl. Abschnitt 4.1.1). Die Regressionswirkung wird 
dadurch verursacht, dass eine gleich hohe Steuerbelastung bei um eine Klassenbreite differierenden 
Bemessungsgrundlagen entsteht. Außerdem kommt es an den Sprungstellen zur Reihenfolgeumkehr. 
Beide Nebeneffekte sind offensichtlich nicht mit dem Leistungsfähigkeitsprinzip vereinbar. 
242 Der von der Steuer freizustellende Betrag hat sich an dem im Sozialhilfegesetz festgelegten, sozio-
kulturellen Existenzminimum zu orientieren. Dies wird vom Verfassungsgericht ausdrücklich vorge-
schrieben. BVerfG V. 25.9.1992, NJW 1992, S. 3153. 
243 Vgl. Homburg (2005a). 
244 Es besteht also die Gefahr der kalten Progression (vgl. Abschnitt 4.1.1) und .böse Zungen" behaup-
ten, dass einfach der Weg des geringsten Widerstandes für heimliche Steuererhöhungen gewählt wur-
de. Vgl. Elicker (2000). 
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Abbildung 4-3: Durchschnitts- und Grenzsteuersatz im Status quo 
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Quelle: Eigene Darstellung. 

Zur Minderung der Steuerlast im Vergleich zur Individualbesteuerung von Ehegatten 
ist in Deutschland die Zusammenveranlagung und das damit verbundene Ehegatten-
splitting möglich. Die Berücksichtigung von Kindern ist entweder über die Zahlung 
von Kindergeld oder, bei höherer Entlastung, über einen Kinderfreibetrag vorgese-
hen.245 Außerdem sind noch weitere Sonderförderungen, wie z.B. höhere Freibeträ-
ge bei der Altersvorsorge möglich, die hier aber nicht weiter erläutert werden sol-
len.24s 

Im Rahmen der Kapitaleinkommensbesteuerung erfolgt die Belastung der Dividen-
den (D) nach dem Halbeinkünfteverfahren. Danach erfolgt auf Unternehmensebene 
eine Definitivbelastung (1'1, • D) und zusätzlich auf Anteilseignerebene die Besteue-
rung der Hälfte der ausgeschütteten Nettodividende zum persönlichen Einkommens-
teuersatz (TE). Formal lässt sich dieser Sachverhalt darstellen als: 

(16) 

245 Das Kindergeld beträgt derzeit 154 Euro für die beiden ersten Kinder und 179 Euro für alle weiteren 
Kinder. Der Freibetrag für Kinder setzt sich aus dem Kinderfreibetrag in Höhe von 1.824 (3.648) Euro für 
und dem Freibetrag für Betreuung und Erziehung in Höhe von 1.080 (2.160) Euro für Nichtverheiratete 
(Verheiratete) zusammen. Vgl. § 32 EStG. 
246 Dazu gehört z.B. der Altersentlastungsbetrag der steuerpflichtigen die das 64. Lebensjahr vollendet 
haben, gewährt wird. Auch dieser .Freibetrag" wird durch das AltEinkG seit 2005 von 40 Prozent der 
positiven Einkünfte und maximal 1.900 Euro schrittweise bis 2040 auf null abgeschmolzen. Vgl. § 24a 
EStG. 
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wobei aktuell r O = 0,25 und 0,15::; TE ::; 0,42 gilt. Dabei ist grundsätzlich die Kapitaler-
tragsteuer die Erhebungsform, die auf Einkünfte aus Kapitalvermögen im Quellenab-
zug angewandt wird.247 Sie verursacht jedoch keine direkte Mehrfachbelastung,248 da 
der Betrag in voller Höhe auf die persönliche Steuerschuld anrechenbar ist. Das 
Pendant zur Kapitalertragsteuer ist bei Zinseinkünften die Zinsabschlagsteuer.249 

Private Veräußerungsgewinne sind hingegen grundsätzlich steuerfrei. Allerdings 
gelten ebenfalls wieder zahlreiche Ausnahmen. So wird der Gewinn aus Anteilen an 
Kapitalgesellschaften steuerpflichtig, wenn die Beteiligung mindestens ein Prozent 
beträ~t, oder wenn zwischen Kauf und Verkauf der Anteile weniger als ein Jahr 
liegt.2 ° Der so realisierte Gewinn unterliegt der Besteuerung nach dem Halbeinkünf-
teverfahren. Bei Gewinnen aus der Veräußerung von Immobilien entsteht die Steu-
erpflicht nur, wenn die nicht selbst genutzte Immobilie innerhalb von 10 Jahren wie-
der veräußert wird.251 Für die generelle Steuerpflicht gilt dann aber wieder die 
Ausnahme, dass bei realisierten Spekulationsgewinnen keine Steuerpflicht besteht, 
wenn der Gewinn unterhalb der Freigrenze von 512 Euro je Steuerpflichtigem liegt. 
Die Kapiteleinkünfte insgesamt unterliegen dann wiederum nur mit dem Anteil der 
Steuer, der die Summe aus Sparerfreibetrag in Höhe von 1.370 Euro im Veranla-
gungszeitraum 2005 und die Werbungskostenpauschale von 51 Euro je Steuerpflich-
tigen übersteigt. 252 

Einkünfte aus Gewerbebetrieb gemäß §15 unterliegen neben der Einkommensteu-
er generell auch der Gewerbesteuer. Seit der Steuerreform 2000 kann jedoch das 
1,8-fache des Gewerbesteuennessbetrags auf die Einkommensteuerschuld ange-
rechnet werden, so dass die Gewerbesteuerbelastung bis zu einem Hebesatz von 
ca. 340 Prozent vollständig kompensiert wird.253 

Trotz der großen Steuerreform 2000 und den seither erfolgten Änderungen gilt das 
deutsche Steuerrecht weiterhin als kompliziert und refonnbedürftig. So ist es nicht 
verwunderlich, dass von Seiten der Politik aber auch aus der Wissenschaft in den 
letzten Jahren immer wieder Steuerreformvorschläge formuliert wurden. Einen aus-
führlichen, wenn auch nicht vollständigen Überblick diesbezüglich gibt Abschnitt 4.2. 

247 Wobei die Kapitalerträge mit Steuerabzug in § 43 EStG aufgeführt sind und die Höhe der Kapitaler-
tragsteuer in § 43a EStG geregelt ist. Für Dividenden beträgt sie z.B. 20 Prozent. 
248 Allerdings bestehen auch hier Ausnahmen. So gilt die Kapitalertragsteuer beispielsweise im Falle der 
beschränkten Steuerpflicht als Definitivbelastung. Vgl. § 50 Abs. 5 EStG. 
249 Die Quellenbesteuerung auf Zinserträge ertolgt gegenwärtig mit einem Satz von 30 Prozent. Vgl. § 
43a Abs. 3 EStG. 
250 Geregelt in den§§ 17, 23 Abs. 1 Nr. 2 EStG. 
251 Eine Immobilie gilt allerdings auch bereits dann als selbst genutzt, wenn diese zwei Jahre von dem 
Veräußerungstermin selbst genutzt wurde. 
252 Der Sparertreibetrag betrug seit 1. Januar 2004 1.370 Euro je Steuerpflichtigen. Zum 1. Januar 2007 
wurde er auf 750 Euro gesenkt. Vor dem 1. Januar 2004 waren es 1.550 Euro. 
253 Vgl. hierzu Abschnitl 4.1.2. 
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4.2 Steuerreformvorschläge im Überblick 
Seit 2004 wurde von verschiedenen Seiten eine ganze Reihe von Steuerreformvor-
schlägen in der Öffentlichkeit präsentiert. Die Vorschläge der Unionsparteien aus 
dem Jahr 2004, die inzwischen schon wieder überholt sind, werden in Abschnitt 4.2.1 
vorgestellt. Der im gleichen Zeitraum diskutierte Vorschlag der FDP ist Thema des 
Abschnitts 4.2.2. Unterkapitel 4.2.3 ist dann dem Vorschlag von Prof. Paul Kirchhof 
gewidmet, der im Wahlkampf zur vorgezogenen Bundestagwahl 2005 für Furore 
sorgte und kontrovers diskutiert wurde. Eine „ganz ähnliche" Reformoption stellt die 
schon seit 2000 vorliegende Einfachsteuer dar, die in Abschnitt 4.2.3 vorgestellt wird. 
In Abschnitt 4.2.6 und 4.2.5 werden dann die aktuellsten Reformvorschläge themati-
siert, die vom Sachverständigenrat und der Kommission Steuergesetzbuch der Stif-
tung Marktwirtschaft eingebracht wurden. Allen Reformvorschlägen gemeinsam ist 
die Forderung nach einer Ersetzung der heutigen Gewerbesteuer durch eine neue 
Gemeindesteuer. In der konkreten Ausgestaltung dieser Gemeindesteuern unter-
scheiden sich die Vorschläge jedoch. Die möglichen Varianten zur Gemeindefinanz-
reform werden unabhängig von den Reformvorschlägen in Abschnitt 4.2.7 kurz vor-
gestellt. 

4.2.1 Vorschläge der Unionsparteien 
Der erste gemeinsame Vorschlag der Unionsparteien für eine Steuerreform stammt 
aus dem Jahr 2004 und sah im Wesentlichen die sukzessive Realisierung der im 
Voraus unabhängig entwickelten Konzepte von Kurt Faltlhauser als Sofortprogramm 
und Friedrich Merz als zweite Stufe vor.254 Da sich die beiden Konzepte in der Tarif-
gestaltung erheblich unterscheiden, werden sie im Folgenden getrennt betrachtet.255 

Die erste Stufe der entwickelten Reform, im gemeinsamen Konzept als Sofortpro-
gramm bezeichnet, stützt sich im Großen und Ganzen auf die von der CSU unter 
Führung von Kurt Faltlhauser im Konzept 21 256 geforderte Ausgestaltung des Steu-
ersystems. Beide (Teil-) Vorschläge halten an der gegenwärtigen Terminologie fest, 
um Rechtssicherheit zu gewährleisten. Das Sofortprogramm sieht einen linear-
progressiven Tarifverlauf vor, dies allerdings mit deutlich verringerten Steuersätzen 
im Vergleich zur gegenwärtigen Situation. So beträgt der Eingangssteuersatz 12 
Prozent und der Spitzensteuersatz 36 Prozent, der ab einem zu versteuernden Ein-
kommen von 45.000 Euro bei Ledigen, bzw. 90.000 Euro bei Verheirateten, erreicht 
wird. Der genaue Tarifverlauf wurde in den Leitsätzen jedoch nicht weiter spezifiziert, 

254 Das gemeinsame Konzept der Unionsparteien für eine Steuerreform wurde auf der Präsidiumssit-
zung beider Parteien am 7. März 2004 beschlossen. Vgl. CDU/CSU (2004). 
255 Für den Wahlkampf vor der Bundestagswahl 2005 wurde der gemeinsame Vorschlag erneut modi-
fiziert und im Bereich der Reform der Unternehmensbesteuerung erweitert. So ist konkret eine Sen-
kung Körperschaftsteuersatzes auf 22 Prozent vorgesehen. Darüber hinaus soll die Einführung einer 
Kapitalrenditesteuer geprüft werden. Vgl. CDU/CSU (2005). Die vorgeschlagene Kapitalrenditesteuer 
stammt aus dem hessischen Finanzministerium und stellt eine Abkehr vom synthetischen Einkom-
mensteuerbegriff hin zu einer dualen Einkommensteuer dar. Vgl. Hessisches Ministerium der Finan-
zen (2005). Sie ähnelt dem in Abschnitt 4.2.5 vorgestellten Konzept des Sachverständigenrats daher 
sehr. 
256 Vgl. Faltlhauser (2003). 
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so dass grundsätzlich zwei Tarifverläufe denkbar wären.257 In Abbildung 4-4 sind 
diese Verläufe dargestellt. Die gestrichelt abgebildete Variante mit nur einer Progres-
sionszone würde jedoch zu merklich höheren Steuerausfällen als die durchgängig 
gezeichnete Variante mit zwei Progressionszonen führen und ist daher nicht wahr-
scheinlich.258 Im Wahlprogramm zur Bundestagswahl 2005 haben sich CDU und 
CSU dann auf einen linear-progressiven Tarifverlauf mit 8.000 Euro Freibetrag pro 
Familienmitglied und einem Eingangsteuersatz von 12 Prozent sowie einem Spit-
zensteuersatz von 39 Prozent geeinigt.259 

Abbildung 4-4: Durchschnitts- und Grenzsteuersatz des Sofortprogramms der Unionsparteien 
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Quelle: Eigene Darstellung. 

Die Absicherung des Existenzminimums erfolgt durch einen Grundfreibetrag in Höhe 
von 8.000 Euro, der sowohl dem Steuerpflichtigen als auch dem Ehepartner sowie 
den zum Haushalt gehörenden Kindern zusteht. Das bestehende Ehegattensplitting 

257 Im ursprünglichen Konzept von Kurt Faltlhauser war ein Eingangssteuersatz von 13 Prozent und ein 
Spitzensteuersatz von 39 Prozent ab 52.500 Euro geplant 
258 Diese werden in Abschnitt 5.1 .2 im Rahmen der Darstellung der Simulationsergebnisse quantifiziert. 
259 Ab welchem Einkommen der Spitzensteuersatz greift, geht aus dem Programm nicht hervor. Glei-
ches gilt weiterhin für den genauen Verlauf. Vgl. CDU/CSU (2005). Es ist aber davon auszugehen, dass 
der Spitzensteuersatz - analog zum Präsidiumsbeschluss beider Parteien vom 7. März 2004 - ab 
45.000 Euro gilt. Vgl. CDU/CSU (2004). Im weiteren Verlauf der Arbeit wird von dem im Wahlprogramm 
skizzierten Tarifvorschlag und zwei Progressionszonen, also insgesamt vier Bereichen ausgegangen. 
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wird also zu einem Familiensplitting erweitert.260 Eine Aufteilung des direkten Pro-
gressionsbereichs auf mehre Teilbereiche ist nicht explizit erwähnt, ist jedoch ange-
sichts der sonst drohenden Steuerausfällen die wahrscheinlichere Variante. 261 Die 
Einkunftsarten sollen von derzeit sieben auf vier reduziert werden. Dafür werden die 
bisherigen „Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft", aus „Gewerbebetrieb", aus 
„selbstständiger Arbeit" sowie aus „Vermietung und Verpachtung" zu den Einkünften 
aus „Unternehmerischer Tätigkeit" zusammengefasst. Darüber hinaus sollen die 
,,Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit", aus „Kapitalvermögen" sowie „Altersein-
künfte und sonstige Einkünfte" eigenständig erhalten bleiben. 

Im Bereich der Bemessungsgrundlage wird zwar an der grundsätzlichen Systema-
tik des derzeitigen Systems festgehalten, jedoch werden zahlreiche Vergünstigungen 
verringert bzw. ganz abgeschafft. So sollen Veräußerungsgewinne, die aus dem 
Verkauf von Wirtschaftsgütern resultieren, grundsätzlich der Steuerpflicht unterlie-
gen, wenn sie der Erzielung von Einkünften gedient haben; dies gilt unabhängig von 
den Haltefristen.262 Des Weiteren werden im Rahmen der Kapitaleinkommensbe-
steuerung nur generelle Angaben gemacht. So wird lediglich gefordert, dass die 
Dividendenbesteuerung mit der weiterhin separaten Körperschaftssteuer abgestimmt 
werden muss; für die Besteuerung der Zinserträge liegen keine gemeinsamen Ent-
würfe vor.263 Die Besteuerung der Altersbezüge soll, analog zum Status quo, nach-
gelagert bei Abzugsfähigkeit der Altersvorsorgebeiträge erfolgen. Die bisherigen 
Sonderausgaben und außergewöhnlichen Belastungen werden als Posten „Persönli-
che Abzüge" zusammengefasst und stark reduziert. Im Wesentlichen bleiben Versi-
cherunasbeiträge und Krankheitskosten unter bestimmten Voraussetzungen abzugs-
fähig.2 Ansonsten erkennt das Unionskonzept generell das Nettoprinzip an und 
setzt dabei auch auf die pauschale Berücksichtigung von Werbungskosten durch 
einen Arbeitnehmerfreibetrag in Höhe von 840 Euro.265 

Im Rahmen der zweiten Stufe (Zieltarif) sollen dann die wesentlichen Forderungen 
von Friedrich Merz (CDU) realisiert werden.266 Danach wird der linear-progressive 

260 Das Kindergeld soll adäquat zum Kinderfreibetrag angehoben werden. Vgl. CDU/CSU (2004). Eine 
genauere Angabe zur geplanten Höhe findet sich auch im Wahlprogramm nicht. 
261 Hier sei allerdings direkt auf das ursprüngliche Konzept 21 von Kurt Faltlhauser verwiesen. Der 
graphischen Darstellung dort ist zu entnehmen, dass auch bei diesem Vorschlag zwei unterschiedlich 
stark ansteigende Progressionszonen vorgesehen sind. Vgl. Faltlhauser (2003). 
262 Der Veräußerungserlös einer privat genutzten Immobilie bleibt demnach aber auch weiterhin steuer-
lich unberücksichtigt. 
263 Im ursprünglichen Konzept 21 schlägt Faltlhauser jedoch eine Reduktion des Sparerfreibetrags auf 
300 Euro und eine Zinsabschlagsteuer in Höhe von 25 Prozent vor. Vgl. Faltlhauser (2003). Auch im 
Wahlprogramm der CDU/CSU war die Einführung einer Abgeltungssteuer auf Kapitaleinkünfte - aller-
dings ohne Angabe zur Höhe des Steuersatzes - vorgesehen. Vgl. CDU/CSU (2005). 
264 Steuerberaterkosten, Ausbildungskosten, Schulgeld sowie Steuervergünstigungen für eigen genutz-
ten Wohnraum sind jedoch nicht mehr als Sonderausgaben abzugsfähig. 
265 Darüber hinausgehende Werbungskosten müssen einzeln nachgewiesen werden. Hierzu gehören 
z.B. die Kosten für Fahrten zur Arbeit können mit 25 Cent pro Kilometer für maximal 50 Kilometer ange-
setzt werden. Die so genannten gemischten Aufwendungen, die sowohl aus privaten als auch aus 
beruflichen Gründen getätigt werden, sind grundsätzlich nicht mehr abzugsfähig. Hierzu gehören z.B. die 
Kosten für ein Arbeitszimmer zu Hause oder für einen dienstlich und privat genutzten PKW. 
266 Da in dem gemeinsamen Konzept der Unionsparteien für die einzelnen Maßnahmen zur Verbreite-
rung der Bemessungsgrundlage kein expliziter Zeitpunkt genannt ist, wird an dieser Stelle nicht auf 
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Tarif durch einen Stufentarif mit drei unterschiedlichen Steuerstufen ersetzt. Da aller-
dings im gemeinsamen Konzept keine expliziten Angaben zur Staffelung und den 
Sätzen der einzelnen Tarifstufen gemacht werden, wird die ursprüngliche, vor dem 
Präsidiumsbeschluss eigenständige Konzeption von Friedrich Merz als Quelle he-
rangezogen.267 Formal handelt es sich bei dem Tarif um einen Stufengrenzsatztarif 
(vgl. Gleichung (12), Abschnitt 4.1.1 ). Aus der dort formulierten Tariffunktion lassen 
sich durch einfache Umformungen die jeweiligen Anstoßtarife berechnen: 

i-1 

T; =r;. y-r; ·U;+ Ir; •(uj.1-uj) 
j=I 

T; = r;. y-8; 

(17) 

Die Abzugsbeträge der Anstoßtarife lassen sich mit Hilfe der Teilmengenstaffelung 
ermitteln: 

i-1 

Ö; =r; •U; - Irj -(Uj+i -U) 
j=I 

Werden die Eckdaten eingesetzt, ergeben sich folgende Abzugsbeträge: 

ö1 = r1 -U1 = 0-0=0 

Ö2 = 0,12 · 8.000-0 = 960 

Ö3 = 0,24-16.000-0,12·(16.000-8.000)-0= 2.880 

ö. = 0,36-40.000-0,24-(40.000-16.000)-0,12· (16.000-8.000)-0 = 7.680 

(18) 

Die Aufstellung der Anstoßtarife erleichtert den Rechenaufwand erheblich; so kann 
die Steuerlast direkt durch Einsetzen in die jeweilige Stufe ermittelt werden. 

Tabelle 4-7: Steuerbetragsfunktionen des Zieltarifs der Unionsparteien 

Klasse i Untergrenze in Euro U; Grenzsteuersatz T;'(y) Steuerbetrag in Euro T;(y) 

0 0% 0 

2 8.001 12% 0,12- y-960 

3 16.001 24% 0,24 · y - 2.880 

4 40.001 36% 0,36· y-7.680 

Quelle: Eigene Darstellung. 

weitere Unterschiede bezüglich der Definition der Bemessungsgrundlage zwischen den vormalig sepa-
raten Vorschlägen eingegangen. Dies erfolgt im Rahmen der Vorstellung der Simulationsergebnisse in 
Abschnitt 5.1.2. 
267 Im gemeinsamen Beschluss der CDU/CSU vom 7. März 2004 heißt es: .,Zieltarif ist nach dem linear-
progressiven Tarif des Sofortprogramms ein Stufentarif. Der Eingangssteuersatz beträgt 12 Prozent, der 
Spitzensteuersatz 36 Prozent und greift ab einem Einkommen von 45.000 Euro." Vgl. CDU/CSU (2004). 
In dem ursprünglichen Vorschlag von Friedrich Merz hingegen sollte der Spitzensteuersatz bereits ab 
40.000 Euro gelten. Vgl. Merz (2003). Eine Verbreiterung der letzte Stufe des geplanten Zieltarifs um 
5.000 Euro hätte jedoch eine massive Auswirkung auf das Steueraufkommen, da der Spitzensteuersatz 
nur von einer kleineren Gruppe von Steuerpflichtigen zu entrichten wäre. Vgl. Abschnitt 5.1.2. 
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Abbildung 4-5: Durchschnitts- und Grenzsteuersatz des Zieltarifs der Unionsparteien 
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Quelle: Eigene Darstellung. 

Eine Analyse der Aufkommens- und Verteilungswirkungen des Reformvorschlags der 
Unionsparteien folgt in Abschnitt 5.1 .2. 

4.2.2 Berliner Entwurf der FDP 
Zu Beginn des Jahres 2004 wurde auch von der FDP-Fraktion ein Gesetzentwurf zur 
Einführung einer neuen Einkommensteuer in den Deutschen Bundestag einge-
bracht,268 der sich weitgehend an dem von Hermann-Otto Solms im September 2003 
vorgelegten Berliner Entwurf orientiert.269 Inzwischen wurde der damals veröffentlich-
te Gesetzestext zur Reform der Einkommensteuer überarbeitet und um Vorschläge 
zur Reform der Unternehmensbesteuerung erweitert.270 

Der Reformvorschlag zeichnet sich wie die zweite Stufe des Unionsvorschlags da-
durch aus, dass das Einkommen oberhalb eines Existenz sichernden Freibetrags 
grundsätzlich auf drei Stufen besteuert wird. Der gewährte Grundfreibetrag in Höhe 
von 7.700 Euro gilt für den Steuerpflichtigen, den Ehegatten sowie für die zum Haus-
halt gehörenden Kinder.271 Beim Kinderfreibetrag bleibt es bei der bekannten Güns-
tigerprüfung, so dass der Freibetrag dann gewährt wird, wenn die daraus resultieren-

268 Vgl. BT-Drs. 15/2349 vom 14.1.2004. 
269 Vgl. Solms (2003). 
270 Vgl. Solms (2005). Die folgenden Ausführungen orientieren sich an dieser Version. Auf grundlegende 
Unterschiede zu dem Gesetzestext aus der BT-Drs. 15/2349 wird gesondert hingewiesen. 
271 Vgl. Solms (2005). 
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de Steuerentlastung das Kindergeld übersteigt.272 Nichtuntemehmerische Einkünfte 
unterliegen ab 40.000 Euro einer maximalen Grenzbelastung von 35 Prozent, wohin-
gegen die unternehmerischen Einkünfte im Rahmen der Einkommensteuer mit ma-
ximal 25 Prozent besteuert werden. Es gibt somit anstatt der sieben Einkunftsarten 
im Status quo nur noch zwei. Der Körperschaftsteuersatz beträgt ebenfalls maximal 
25 Prozent, gilt aber bereits oberhalb eines Freibetrags von 4.000 Euro.273 Der Tarif 
(vgl. Tabelle 4-8) ist von der Konzeption her jeweils ein Stufengrenzsatztarif, wie er 
bereits im vorherigen Abschnitt erläutert wurde. Sein Verlauf ist in Abbildung 4-6 zu 
sehen. 

Tabelle 4-8: Steuerbetragsfunktionen des Berliner Entwurfs für nlchtunternehmerische Einkünfte 

Klasse i Untergrenze in Euro U, Grenzsteuersatz J;'(y) Steuerbetrag in Euro J;(y) 

0 0% 0 

2 7.701 15% 0,15-y-1.155 

3 15.001 25% 0,25 · y - 2.655 

4 40.001 35% 0,35- y - 6.655 

Quelle: Eigene Darstellung. 

Abbildung 4-6: Durchschnitts- und Grenzsteuersatz des Berliner Entwurfs für nichtunterneh-
merische Einkünfte 
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Quelle: Eigene Darstellung. 

272 Das Kindergeld soll auf 200 Euro pro Kind angehoben werden. Vgl. Solms (2005). 
273 Für die weiteren Regelungen bezüglich der Besteuerung von Körperschaften, vgl. Solms (2005). 
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Gemäß dem Nettoprinzip können Erwerbsaufwendungen in bestimmtem Umfang von 
der Bemessungsgrundlage abgezogen werden. Den Arbeitnehmern werden pau-
schal zwei Prozent der steuerpflichtigen Einnahmen als Erwerbsausgaben, mindes-
tens 200 Euro und höchstens 5.000 Euro als „Aufwendungspauschale" abgezogen. 
Sind durch Bele_pe höhere Aufwendungen nachweisbar, können diese geltend ge-
macht werden.27 Darüber hinaus können Spenden für gemeinnützige Zwecke, sowie 
an politische Parteien in ähnlichem Umfang wie im Status quo geltend gemacht wer-
den. 275 Auch die Kirchensteuer kann weiterhin als Sonderaufwendung von der Be-
messungsgrundlage abgezogen werden. Weitere Sonderaufwendungen sind im 
Bereich der Alters, Krankheits- und Risikovorsorge sowie bei außergewöhnlichen 
Belastungen möglich.276 

Im Bereich der Alterssicherung spricht sich auch die FDP generell für eine nachge-
lagerte Besteuerung aus, bei der die Leistungen in vollem Umfang der Steuer unter-
worfen und die Beiträge zum Sonderaufwendungsabzug zugelassen werden. Maxi-
mal können alle Steuerpflichtigen den Höchstbeitrag zur gesetzlichen 
Rentenversicherung geltend machen. Wird dieser aufgrund eines zu geringen Ein-
kommens oder selbständiger Tätigkeit nicht ausgenutzt, können bis zu dieser 
Höchstgrenze auch die Beträge zur privaten Altersvorsorge angerechnet werden.277 

Der Versorgungsfreibetrag nach § 19 Abs. 2 und der Altersentlastungsbetrag nach § 
24a EStG entfallen.278 Des Weiteren können bis zu 2.500 Euro für die private Alters-
und Risikovorsorge, wie z.B. Beiträge zu einer Berufsunfähigkeitsversicherung oder 
einer privaten Unfallversicherung geltend gemacht werden. Außerdem sind die Be-
träge zur Kranken- und Pflegeversicherung in Höhe von maximal 18 Prozent der 
Beitragsbemessungsgrenze abzugsfähig. 279 

Die Besteuerung von Kapitaleinkünften, also Zinsen und Dividenden wird im Vor-
schlag der FDP grundlegend geändert. Für Zinsen wird eine Abgeltungssteuer in 
Höhe von 25 Prozent gewählt, die direkt an der Quelle von der auszahlenden Stelle 
einzubehalten ist. Der Sparerfreibetrag wird aufgrund des niedrigen Steuertarifs nicht 
mehr gewährt. Dividenden sind hingegen gänzlich von der Einkommensteuer befreit, 
weil sie auf Ebene des Unternehmens bereits mit 25 Prozent endgültig belastet wur-
den. Veräußerungsgewinne sind voll zu versteuern, wenn sie aus dem Verkauf eines 

274 Die über zwei Prozent des steuerpflichtigen Einkommens hinausgehende Abzugsmöglichkeit wurde 
erst in der letzten Überarbeitung eingeführt. Vgl. Solms (2005). 
275 Die bei Solms (2005) in § 23 angegebenen Höchstbeträge entsprechen den die bis zum 31.12.2002 
auch in § 1 Ob und § 34g EStG ausgewiesen waren. Durch das achte Gesetz zur Änderung des Partei-
engesetzes vom 28.6.2002 ist die steuerliche Berücksichtigungsfähigkeit von Zuwendungen an politi-
sche Parteien geringfügig erweitert worden. Vgl. BGBI. 2002 Teil 1, S. 2268- 2276. 
276 Als außergewöhnliche Belastungen können bei Behinderung, Krankheit und Pflegebedürftigkeit 
auftreten. Sie sind in den§§ 24 bis 26 des Vorschlags geregelt. Vgl. Solms (2005). 

m Dabei ist zu beachten, dass auch die Arbeitgeberbeiträge zum Bruttoeinkommen zählen und folglich 
auch abzugsfähig sind. Vgl. Solms (2005). 
278 Allerdings sollen gemäß § 20 des vorliegenden Entwurts bei vollständig eigenverantwortlicher Vor-
sorge nur 30 Prozent der Leistungen in die Bemessungsgrundlage einbezogen werden. Als Beispiel 
werden Leistungen von berufsständischen Versorgungswerken genannt. Bestandsrenten aus der Ren-
tenversicherung sollen zu 50 Prozent besteuert werden. Vgl. Solms (2005). 
279 Damit werden die für eine Standardversorgung notwendigen Beiträge steuerlich berücksichtigt. 
Darüber hinausgehende Beiträge, die ein besonders hohes Leistungsniveau gewährleisten, sollen nicht 
steuerlich subventioniert werden. Vgl. Solms (2005). 
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Wirtschaftsgutes stammen, das der Erzielung von Einkünften gedient hat.280 Die 
Einkünfte aus dem Verkauf von privaten Sammlungen oder einer selbst genutzten 
Immobilie sind also nicht steuerpflichtig. Streng genommen handelt es sich daher 
beim aktuellsten Vorschlag der FDP um ein Konzept der dualen Einkommensbe-
steuerung, da de facto alle unternehmerischen Einkünfte einem maximalen Steuer-
satz von 25 Prozent unterliegen, wohingegen die nichtunternehmerischen Einkünfte 
mit bis zu 35 Prozent besteuert werden. Auf die sonst in dualen Steuersystemen 
übliche Trennung der unternehmerischen Einkünfte in Arbeitseinkommen und Ge-
winn wird in diesem Vorschlag verzichtet.281 

Abschließend sei erwähnt, dass auch die FDP die Gewerbesteuer abschaffen und 
die Gemeindefinanzierung reformieren möchte. Geplant sind eine höhere Beteiligung 
der Gemeinden am Umsatzsteueraufkommen sowie kommunale Zuschläge zur Ein-
kommen- und Körperschaftsteuer in Höhe von zwei bis vier Prozent.282 

4.2.3 Einfachsteuer des Heidelberger Steuerkreises 
Bereits Anfang 2000 hat der Heidelberger Steuerkreis mit den Arbeiten am For-
schungsprojekt „Die Einfachsteuer" begonnen und sich zum Ziel gesetzt, ein zu-
kunftsorientiertes, einfaches und effizientes Slestem zur Besteuerung von natürlichen 
Personen und Unternehmen zu entwickeln. 83 Bereits seit 2002 liegt sowohl das 
ausgearbeitete Konzept, als auch ein vollständiger Gesetzestext in Buchform einer 
breiten Öffentlichkeit vor. 284 Nach Auffassung des Heidelberger Steuerkreis sollte der 
Entwurf von Anfang an ein langfristig orientiertes Referenzmodell darstellen, an dem 
alternative Reformmodelle gemessen werden können. Die Einfachsteuer sollte daher 
nicht auf einen Schlag, sondern sukzessive über einen längeren Zeitraum eingeführt 
werden. Hierfür wurde ein Übergang zwischen dem Jahr 2005 und dem Jahr 2015 
vorgeschlagen.285 Ein neues Übergangsmodell zur Einfachsteuer wurde vom Heidel-
berger Steuerkreis und dem Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirtschaftsfor-
schung (RWI Essen) Anfang Februar 2006 mit dem Reformmodell der zinsbereinig-
ten Gewinnsteuer vorgestellt.286 Im Folgenden werden die Grundzüge der 
Einfachsteuer dargestellt. 

280 Es wird allerdings die Möglichkeit eröffnet, die stillen Reserven auf andere Wirtschaftsgüter zu über-
tragen oder eine Rücklage zu bilden. Vgl. Solms (2005). 
281 Vgl. Solms (2005). Dieses Vorgehen lässt die typischen mit der Aufspaltung verbundenen Probleme 
nicht aufkommen. Auf diese Problematik wird in Abschnitt 4.2.5 noch ausführlich eingegangen. 
282 Vgl. Solms (2005). 
283 Das Projekt .Die Einfachsteuer" ist an der Forschungsstelle „Marktorientiertes Steuersystem" des 
Alfred-Weber-Instituts für Wirtschaftsforschung der Universität Heidelberg angesiedelt und wird Feder-
führend von Prof. Manfred Rose, dem Initiator des Heidelberger Steuerkreises bearbeitet. 
284 Vgl. Rose (2002a/b). Sowohl das Konzept, als auch das Gesetz wurden seither immer wieder in 
Details überarbeitet. An den Kernpunkten hat sich aber seit 2002 nichts Wesentliches verändert. Die 
aktuellste Version von beiden Texten ist jeweils unter www.einfachsteuer.de abrufbar. 
285 Für die Darstellung der Reformschritte, vgl. Rose (2005). 
286 Vgl. Petersen/Rose/Schmidt (2006) und Heidelberger Steuerkreis/RWI-Essen (2006). Dieser Re-
formvorschlag kann wie die Konzepte der .Allgemeinen Unternehmenssteuer'' der Stiftung Marktwirt-
schaft und der .Dualen Einkommensteuer" des Sachverständigenrats (vgl. Abschnitt 4.2.5 und 4.2.6) als 
Antwort auf die im Koalitionsvertrag zwischen CDU/CSU und SPD für 2008 anvisierte große Unterneh-
menssteuerreform gesehen werden. Vgl. CDU/CSU/SPD (2005). 
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Die Besteuerung orientiert sich im Konzept der Einfachsteuer an einer lebenszeitli-
chen Sicht und hat den Anspruch, zu gewährleisten, dass die konkrete Belastung 
auch dem gesetzlichen geregelten Tarif weitestgehend entspricht.287 Allerdings findet 
der Steuerzugriff durch die Finanzbehörden weiterhin periodisch, dem Kalenderjahr 
folgend, statt. Das zu versteuernde Einkommen einer natürlichen Person ist wie folgt 
zu ermitteln:288 

• 1 Einkünfte aus nicht selbstständiger Erwerbstätigkeit 

• 2 + Einkünfte aus selbstständiger Erwerbstätigkeit 

• 3 + Einkünfte aus Finanzkapitalanlagen 

• 4 + Vorsorgeeinkünfte 

• 5 - Ausgaben für die berufliche Bildung (Humankapital) 

• 6 = Erwerbseinkommen (Beitrag zum Lebenseinkommen) 

• 7 - Verlustvortrag und hierauf entfallende Schutzzinsen 

• 6 Markteinkommen (Indikator der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit) 

• 7 - Lebensgrundbedarf 

• B = zu versteuerndes Einkommen (Indikator der humanen Leistungsfähigkeit) 

Dabei sind auch hier die Einkünfte dem Nettoprinzip folgend als Differenz der Er-
werbseinnahmen und Erwerbsausgaben konzipiert. Im Falle eines abhängig Be-
schäftigten der ausschließlich Einkünfte aus nichtselbständiger Erwerbstätigkeit 
bezieht wird zur Berechnung des Erwerbseinkommens daher zunächst eine Ausga-
benpauschale in Höhe von 1.200 Euro von den Einkünften abgezogen. Darüber 
hinaus kann der Steuerpflichtige seine Ausgaben für die berufliche Bildung vollstän-
dig geltend machen.289 Nach Abzug eines eventuell vorhandenen (aufgezinsten) 
Verlustvortrages ergibt sich das Markteinkommen. Das zu versteuernde Einkommen 
ergibt sich dann durch den Abzug der existenzsichernden Aufwendungen, die den so 
genannten „Lebensgrundbedarf" garantieren. Zu diesen Aufwendungen gehört zu-
nächst der Grundbedarf in Höhe von 10.000 Euro für den Steuerpflichtigen sowie 
Personen, für die eine Unterhaltspflicht besteht, aber kein Kindergeld gezahlt wird. 290 

Auch auf die gesonderte Darstellung der zinsbereinigten Gewinnsteuer kann im Folgenden weitestge-
hend verzichtet werden, da sie der im Konzept der Einfachsteuer vorgeschlagenen Gewinnbesteuerung 
im Großen und Ganzen entspricht. Sie wird im Übergang lediglich um die so genannte .Ausschüttungs-
steuer" ergänzt, die für eine Belastung ausgeschütteter Gewinne knapp unterhalb des derzeitigen Spit-
zensteuersatzes der Einkommensteuer sorgt. Vgl. Petersen/Rose/Schmidt (2006). 
287 Dies ist im Status quo beispielsweise im Bereich der Kapitaleinkommensbesteuerung nicht gewähr-
leistet. 
288 Vgl. Rose (2005). 
289 Zu den Ausgaben für berufliche Bildung gehören z.B. auch die Ausgaben für Zins und Tilgung eines 
Darlehens, das zur Finanzierung der Ausbildung aufgenommen wurde. Die Details sind in § 26 des 
Gesetzentwurfes geregelt, vgl. Rose (2005). 
290 Die finanzielle Sonderbelastung durch Kinder wird im System der Einfachsteuer nicht durch einen 
Freibetrag, sondern ausschließlich durch die Zahlung eines Kindergelds ausgeglichen. Alleinerziehende 
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Dieser Betrag wird automatisch an Preisindex der Lebenshaltung angepasst. Dar-
über hinaus kann in begrenztem Umfang ein regelmäßiger Sonderbedarf aufgrund 
körperlicher oder geistiger Behinderung geltend gemacht werden.291 Sollen außeror-
dentliche Härtefälle darüber hinaus unterstützt werden, so hat dies ausschließlich 
durch Transferzahlungen zu erfolgen, die außerhalb der Einkommensteuer zu regeln 
sind. Damit kann gewährleistet werden, dass die Entlastung nicht bei den Beziehern 
der höchsten Einkommen am ausgeprägtesten ist. Außerdem umfasst die Position 
,,Lebensgrundbedarf" einige im Status quo als Sonderausgaben abzugsfähige Auf-
wendungen. So sind die Arbeitnehmerbeiträge zur gesetzlichen Kranken- und Pfle-
geversicherung, sowie freiwillige Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung bis 
zur maximalen gesetzlichen Gesamtbeitragshöhe abzugsfähig. Letzteres gilt nur, 
wenn keine Versicherungspflicht besteht.292 

Die Beiträge zur gesetzlichen und privaten Altersvorsorge sind hingegen nicht als 
„Lebensgrundbedarf" abzugsfähig, da sie nach der in diesem Vorschlag gewählten 
Systematik im Bereich der Vorsorgeeinkünfte als Erwerbsausgaben zu qualifizieren 
sind. Somit gehen die Vorsorgeeinkünfte in der Phase der Erwerbstätigkeit als nega-
tive Einkünfte steuermindernd in die Berechnung des Erwerbseinkommens ein. In 
der Bezugsphase werden unter den Vorsorgeeinkünften die gesetzlichen Renten, 
Betriebsrenten, Beamtenpensionen und ähnliche Altersbezüge zusammengefasst. 
Mit dieser Systematik kann eine verbindliche steuerliche Gleichbehandlung von un-
terschiedlichen Altersbezügen gewährleistet werden.293 Durch die Abzugsfähigkeit 
der Beträge und Besteuerung der Rückflüsse (Sparbereinigung) wird die nachgela-
gerte Besteuerung im Rahmen der Einfachsteuer realisiert. Die Möglichkeit, durch 
private Altersvorsorge die Steuerbemessungsgrundlage und damit die Steuerlast zu 
reduzieren, soll zusätzlich einen Anreiz zu eigenverantwortlicher Zukunftssicherung 
bieten, um somit den demographischen Druck, der auf den gesetzlichen Vorsorge-
systemen lastet und die dadurch entstehenden Versorgungslücken zu begrenzen. 

Neben den Vorsorgeeinkünften und den Einkünften aus nichtselbständiger Er-
werbstätigkeit gibt es im System der Einfachsteuer mit den Einkünften aus selbstän· 
dige Erwerbstätigkeit und den Einkünften aus Finanzkapital noch zwei weitere Ein-
kunftsarten, die im ursprünglichen Vorschlag nicht getrennt ausgewiesen wurden.294 

Zu den Einkünften aus Finanzkapital zählen ausschließlich Zinseinkünfte und Divi• 
denden. Dabei werden Zinsen nur dann steuerlich erfasst, wenn der Zinssatz ober-

sollen ein höheres Kindergeld erhalten, um ihrer besonderen Belastungssituation gerecht zu werden. 
Über die Höhe des Kindergelds werden keine Angaben gemacht. Vgl. Rose (2005). 
291 Die Höhe dieses Betrags ist in der so genannten Lebensbedarfsverordnung geregelt. In ihr ist auch 
die Anpassung der Freibeträge an den Preisindex der Lebenshaltung geregelt. Vgl. Rose (2005). 
292 Zur Vereinfachung werden die Arbeitgeberbeiträge zu den gesetzlichen Sozialversicherungen wie im 
Status quo nicht zum Arbeitslohn des Arbeitnehmers gerechnet. Somit unterliegen sie nicht der Steuer 
und können folgerichtig auch nicht als Vorsorgeaufwendungen abgezogen werden. Freiwillig Versicherte 
hingegen können Aufwendungen in Höhe der Summe aus Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbeiträgen 
geltend machen. 
293 Im Status quo wird diese vom Verfassungsgericht schon lang geforderte Gleichbehandlung erst seit 
2004 durch die Regelungen des AltEinkG gewährleistet. 
294 Vgl. Rose (2002a). 



Das Deutsche Steuersystem im Überblick 107 

halb der marktüblichen Zinsen295 (dem so genannten Schutzzins) liegt. Mit dieser 
Zinsbereinioung wird eine Einmaibelastung der Zinsen aus Lebenszyklussicht ge-
währleistet.-:!96 

Dividenden hingegen sind beim Empfänger steuerfrei, um eine steuerliche Mehr-
fachbelastung ein und desselben Steuergegenstands zu vermeiden. Für die Begrün-
dung dieser Tatsache spielt die letzte noch nicht erläuterte Einkunftsart, die Einkünfte 
aus selbständiger Erwerbstätigkeit, eine entscheidende Rolle. Dies lässt sich aus der 
Gestaltung des Steuersystems erklären, das eine Integration von Unternehmensge-
winnen und persönlicher Einkommensteuer vorsieht. Danach unterliegt, soweit auf 
den Unternehmer direkt zurechenbar, der Gewinn des Unternehmens der persönli-
chen Einkommensteuer als Einkunft aus selbstständiger Erwerbstätigkeit. Diese 
Unternehmen werden als Durchreichgesellschaften bezeichnet.297 Ist der Gewinn 
nicht direkt dem Unternehmer zuzuordnen, wie zum Beispiel bei großen, zumeist 
börsennotierten Kapitalgesellschaften der Fall, so wird auf Ebene der Unternehmen 
definitiv im Rahmen der Gewinnsteuer mit 25 Prozent besteuert.298 Die Ausschüttung 
in Form von Dividenden stellt dann dem Korrespondenzprinzip folgend keinen steu-
erbaren Zufluss beim Anteilseigner mehr dar.299 Da die Steuersätze der persönlichen 
Einkommensteuer und der Gewinnsteuer mit jeweils 25 Prozent identisch sind, be-
steht auch kein Anreiz, Einkünfte aus selbstständiger Arbeit beispielsweise in Divi-
denden zu transformieren, wie dies bei dualen Systemen vorkommen kann.300 

Sämtliche Spenden sowie die gezahlte Kirchensteuer werden nicht mehr abzugs-
fähig sein, da sie nach der dargestellten Systematik ausschließlich dem privaten 
Konsum zuzuordnen sind, der bis zum Niveau der Existenzsicherung von der Steuer 
freigestellt ist, darüber hinausgehend aber nicht zu berücksichtigen ist.301 Das steu-
erbare Einkommen ist bei diesem Modell umfassend definiert und es wird dem Kon-
zept der synthetischen Einkommensteuer grundsätzlich entsprochen,302 obwohl eine 
Aufteilung der Einkünfte in vier unterschiedlichen Einkunftsarten erfolgt. 

Der Steuertarif ist als proportionaler Steuersatz in Höhe von 25 Prozent ausgestal-
tet. Allerdings ergibt sich eine indirekte Progression bei durch die Freibeträge gene-

295 Als marktüblich wir der auf Anleihen deutscher Gebietskörperschaften gezahlte Zins unterstellt. Als 
praktikabler Richtwert wird der um drei Prozentpunkte erhöhte Leitzins der Europäischen Zentralbank im 
Jahresdurchschnitt vorgeschlagen. 
296 Im Übergangssystem der zinsbereinigten Gewinnsteuer muss auf Zinsen noch eine Ausschüttungs-
steuer in Höhe von 20 Prozent bezahlt werden. Vgl. Rose (2005). 
297 Neben den Personengesellschaften werden auch persönlich geführte Kapitalgesellschaften erfasst. 
Diese werden in der Übergangsphase dem progressiven Einkommensteuertarif unterworfen. Vgl. Rose 
(2005). 
298 Die Gewinnermittlung ist in den§§ 20 bis 24 geregelt, vgl. Rose (2005). 
299 Im Übergangssystem der zinsbereinigten Gewinnsteuer müsste der Anteileigner noch die Ausschüt-
tungssteuer in Höhe von 20 Prozent bezahlen. Vgl. Rose (2005). 
300 Dies gilt nicht für den Übergang. 
301 Um die Förderung gemeinnützige Organisationen auch in Zukunft zu gewährleisten, fließt ein be-
stimmter Teil der Einkommensteuerschuld anstatt dem Fiskus einer anerkannten gemeinnützigen Orga-
nisationen (hierzu gehören auch die Kirchen) zu. Dabei kann der Steuerpflichtige entscheiden, welcher 
Organisation das Geld zufließen soll. Diese Regelung wird z.B. in Italien angewandt. 
302 Umfassend bedeutet hier beispielsweise auch, dass die Beiträge des Arbeitgebers zur Sozialversi-
cherung als Bestandteil des Arbeitslohns aufgefasst werden. 
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riertem wachsendem Steuersatz, so dass dem Leistungsfähigkeitsprinzip entspro-
chen wird (Gleichung (19)). 

T(y)=0,25-(y-10.000) (19) 

Abbildung 4-7: Durchschnitts- und Grenzsteuersatz der Einfachsteuer 
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Quelle: Eigene Darstellung. 

Durch den proportionalen Steuersatz wird eine Splittinglösung obsolet, da ein direk-
ter Progressionseffekt nicht besteht.303 

Bleibt zum Schluss der Hinweis, dass auch der Reformvorschlag der Einfachsteuer 
die Abschaffung der Gewerbesteuer in ihrer heutigen Form vorsieht und die Gemein-
den auf andere Weise am Aufkommen der Einfachsteuer beteiligt werden sollen. 
Dies geschieht durch eine kommunale Komponente der Einkommen- und Ge-
winnsteuer, wobei noch nicht feststeht ob die Umsetzung durch einen gemeindlichen 
Steuersatz oder ein begrenztes Hebesatzrecht der Gemeinden auf die Steuerschuld 
realisiert wird. Fest steht allerdings, dass die Gesamtbelastung nicht über 25 Prozent 
liegen soll. Neben diesen beiden Quellen sollen die Gemeinden durch eine moderni-
sierte Form der Grundsteuer Einnahmen erzielen und darüber hinaus einen größeren 

303 Unverheiratete zahlen demnach genauso viel Steuern wie Verheiratete. Man spricht in diesem Fall 
von Heiratsneutralität der Besteuerung. Vgl. Homburg (2005a). 
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Anteil am Umsatzsteueraufkommen erhalten.304 Insgesamt wäre die Gemeindefinan-
zierung somit auf vier Säulen aufgebaut.305 

4.2.4 Vorschlag von Kirchhof 
Ähnlich wie bei der Einfachsteuer des Heidelberger Kreises wird bei diesem Entwurf 
viel Wert auf die Einfachheit der gesetzlichen Vorschriften gelegt.306 So hat der Ent-
wurf von Kirchhof lediglich 23 Paragraphen. Einkommensteuerpflichtig sind natürli-
che und so genannte steuerjuristische Personen, wobei letztere Gruppe alle Perso-
nen- und Kapitalgesellschaften umfasst.307 Einzelunternehmer sind wie im Status 
quo als natürliche Personen steuerpflichtig. Dem Nettoprinzip folgend sind die Er-
werbsaufwendungen von den Einnahmen abzugsfähig. Hierbei setzt Kirchhof auf 
eine möglichst pauschalierende Berücksichtigung der Erwerbsaufwendungen bei 
natürlichen Personen. Ihnen steht eine Vereinfachungspauschale in Höhe von 2.000 
Euro zu, die typisierend die Erwerbsaufwendungen berücksichtigt.308 

Die Sicherung des Existenzminimums natürlicher Personen wird durch einen 
Grundfreibetrag gewährleistet, der sich an den Sätzen des Sozialhilferechts orien-
tiert. Darüber hinausgehende Ausgaben, wie außergewöhnliche Belastungen bzw. 
Sonderausgaben, sind nicht abzugsfähig. Der Schutz und die steuerliche Nichtdis-
kriminierung der Ehe werden durch die Übertragbarkeit von Grundfreibetrag und 
Vereinfachungspauschale auf den Ehegatten sichergestellt. Die Berücksichtigung der 
Kinder erfolgt aus Vereinfachungsgründen ausschließlich über die Zahlung von Kin-
dergeld.309 Die Höhe des Kindergelds soll aber mindestens einer Steuerentlastung in 
Höhe des Grundfreibetrags in Höhe von 8.000 Euro entsprechen. Daraus ergibt sich 
ein Kindergeld von mindestens 2.000 Euro pro Jahr;310 eine Einbeziehung des Kin-
dergelds in die Bemessungsgrundlage unterbleibt.311 Andere Unterhaltsberechtigte 
können den Grundfreibetrag auf den Unterhaltspflichtigen übertragen.312 

Der Steuertarif ist als proportionaler Satz ab einem Einkommen von 18.000 Euro 
ausgestaltet. Dabei werden bei natürlichen Personen die unteren Einkommensberei-

304 Vgl. Rose (2005). 
305 Einen ähnlichen Vorschlag macht die Stiftung Marktwirtschaft, vgl. Abschnitt 4.2.6. Einen Überblick 
über die Vorschläge zur Reform der Gemeindefinanzierung bietet darüber hinaus Abschnitt 4.2.7. 
306 Die hier vorgestellte Vorschlag basiert auf dem Karlsruher Entwurf zur Reform des Einkommensteu-
ergesetzes. Vgl. Kirchhof et al. (2001 ). 
307 In § 11 sind Steuerjuristische Personen wie folgt definiert: .Steuerjuristische Personen sind Perso-
nenvereinigungen und Zweckvermögen des privaten Rechts". Kirchhof (2003). 
308 Alternativ kann anstatt der Pauschale auch der Einzelnachweis der Werbungskosten erfolgen. Aller-
dings sind bisher abzugsfähige Kosten, wie beispielsweise die Fahrten zur Arbeit, nicht mehr zu berück-
sichtigen. Dies gilt auch für die so genannten gemischten Aufwendungen. 
309 Würde ein Kinderfreibetrag in Höhe des existenzsichemden Grundfreibetrags gewährt, so müsste 
zum Ausgleich bei Geringverdienern zusätzlich ein Kindergeld gezahlt werden, da diese wegen des 
geringen Einkommens den Freibetrag nicht in Anspruch nehmen können. Vgl. Kirchhof (2003). 
310 2.000 Euro pro Jahr bzw. 166,67 Euro pro Monat sind lediglich als untere Grenze zu verstehen. 
Wünschenswert wären 250 bis 300 Euro. Vgl. Kirchhof (2003). 
311 Dies ergibt sich bereits aus der Definition des steuerbaren Einkommens, das als Erwerbshandeln 
eine Beteiligung am Markt voraussetzt. 
312 Andere Unterhaltsberechtigte sind beispielsweise der geschiedene Ehepartner oder Kinder, für die 
kein Kindergeldanspruch besteht. 
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ehe entlastet.313 Die Entlastung geschieht zum einen durch die vollständige Freistel-
lung des Existenzminimums von 8.000 Euro. Zum anderen wird im Rahmen eines so 
genannten Sozialausgleichs eine 40 prozentige Freistellung der ersten 5.000 Euro 
und eine 20 prozentige Freistellung der darauf folgenden 5.000 Euro gewährt. Wird 
diese Gestaltung - Senkung der Bemessungsgrundlage und Besteuerung mit dem 
vollen Proportionalsatz - in eine Tarifformel übersetzt, ergibt sich ein Stufengrenz-
satztarif mit vier unterschiedlichen Sätzen: 

Tabelle 4-9: Steuerbetragsfunktionen des Vorschlags von Kirchhof 

Klasse i Untergrenze in Euro Ui Grenzsteuersatz 'f; '(.r) Steuerbetrag in Euro 'f;(l') 

0 0% 0 
2 8.001 15% 0,15 · y -1.200 

3 13.001 20% 0,20-y-1.850 

4 18.001 25% 0,25 · l' - 2. 750 

Quelle: Eigene Darstellung. 

Die diversen Grenzsteuersätze lassen sich aus der Modifikation der Bemessungs-
grundlage herleiten. Bezieht man nur 60 Prozent der Bemessungsgrundlage bei 
einem Grenzsteuersatz von T'(y)=25 Prozent ein, so kann dies auch als Grenzsteu-
ersatz von 

'f;'(y) = 0,25· (0,6- y) = 0,15 · y (20) 

aufgefasst werden. Analog gilt, wenn 80 Prozent der Bemessungsgrundlage einem 

Grenzsteuersatz von T'(y)=25 Prozent unterworfen werden: 

'f; '(y) = 0,25-(0,8 · y) = 0,2· y. (21) 

Bei dem in Abbildung 4-8 dargestellten Tarifverlauf wird deutlich, warum dieser 
Vorschlag eigentlich weniger als Stufengrenzsatztarif sondern vielmehr als proportio-
naler Tarif einzuordnen ist. Die Stufen sind nicht über einen weitläufigen Bereich 
gültia, sondern zielen einzig auf eine Entlastung der unteren Einkommensbereiche 
ab.3i4 

Verluste sind nach dem Modell Kirchhofs intratemporal mit allen positiven Einkünf-
ten ausgleichbar. lntertemporal ist allerdings ein Verlustvortrag nur in die gleiche 
Einkunftsart vorgesehen, was die Reduktion der Kategorisierung auf Einkünfte aus 
Erwerbshandeln konterkariert, da somit die Abgrenzungsproblematik weitestgehend 
erhalten bleibt.315 

313 Die 18.000 Euro können auch überschritten werden, wenn nämlich die Freibeträge anderer Famili-
enmitglieder übertragen werden. 
314 Es handelt sich bei dem Tarif daher um eine .Fiat Tax" mit .Sozialtreppe". 
315 Vgl. Sachverständigenrat (2003). 
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Abbildung 4-8: Durchschnitts- und Grenzsteuersatz des Vorschlags von Kirchhof 
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Quelle: Eigene Darstellung. 

Im Bereich der Alterssicherung folgt auch dieser Vorschlag der Systematik der nach-
gelagerten Besteuerung. Danach sind die Beiträge zur gesetzlichen und privaten 
Altersvorsorge ohne Höchstgrenzen als Vorsorgeaufwendungen abzugsfähig und im 
Gegenzug bei Rückfluss nach Eintritt in die Ruhestandsphase steuerpflichtig.316 

Sonstige Vorsorgeaufwendungen, wie beisRielsweise die Beiträge zur Kranken- und 
Pflegeversicherung sind nicht abzugsfähig. 17 

Abschließend soll noch die steuerliche Behandlung der Kapitaleinkünfte dieses 
Vorschlags erläutert werden. Hierfür schafft Kirchhof die steuerjuristische Person, die 
eine Integration der Unternehmensteuer und der persönlichen Einkommensteuer 
ermöglicht und gewährleistet, dass Personen- und Kapitalgesellschaften einem ein-
heitlichen Tarif unterliegen.318 Dadurch können Beteiligungserlöse wie Dividenden 
direkt auf Unternehmensebene besteuert werden und auf Anteilseignerebene kann 
eine Freistellung erfolgen. Etwaige Korrekturen sind ebenfalls nicht notwendig. Eine 

316 Dies gilt nur für zertifizierte Leibrentenverträge. 
317 Vgl. Kirchhof (2003). 
318 Grundsätzlich stehen die personenbezogenen Abzüge, wie Grundfreibetrag, Sozialausgleichsbeträge 
und Vereinfachungspauschale daher auch steuerjuristischen Personen zu. Dies gilt z.B. bei Ausschüt-
tungen oder Entnahmen zur Bestreitung des persönlichen Lebensunterhalts. Um eine mehrfache An-
rechnung der Abzugsbeträge zu verhindern, soll eine zentrale Meldedatei bei den Finanzbehörden 
eingerichtet werden. Vgl. Kirchhof (2003). Wenn es gelingt, die individuelle Zuordnung dieser Abzugsbe-
träge auf unterschiedliche Steuersubjekte zu regeln, ist eine rechtsformneutrale Besteuerung gewähr-
leistet. 
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Ausnahme stellt im Vorschlag von Kirchhof die Besteuerung von Veräußerungsge-
winnen dar, die neben der reinen Wertsteigerung aufgrund thesaurierter Gewinne 
auch spekulative Elemente sowie stille Reserven enthalten und deshalb auf der Ebe-
ne des Anteilseigners berücksichtigt werden sollen. Da die einzelnen Komponenten 
jedoch nicht gegeneinander abzugrenzen sind, muss pauschalierend ein fiktiver 
Gewinn unterstellt werden.319 Es wird von einem Gewinnanteil von zehn Prozent am 
gesamten Veräußerungspreis ausgegangen, was letztendlich die Besteuerung des 
Gesamtgewinns mit einem Satz von 2,5 Prozent bedeutet. Kirchhoff argumentiert, 
mit dieser Lösung einen pragmatischen Weg der Veräußerungsgewinnbesteuerung 
gefunden und gleichzeitig wegen der geringen Steuerlasten den Anreiz zu Vermei-
dungsstrategien genommen zu haben. Bei der Handhabung von Zinserträgen spricht 
sich Kirchhof eindeutig gegen eine lebenszeitliche Betrachtungsweise aus. Daher 
wird nach seinem Konzept, anders als bei der Zinsbereinigung des Heidelberger 
Kreises, eine doppelte Belastung unter Berufung auf die Jahresgerechtigkeit in Kauf 
genommen.320 

4.2.5 Duale Einkommensteuer des Sachverständigenrats 
Im Jahresgutachten 2003/2004 des Sachverständigenrats wurden noch zwei mögli-
che Optionen für die Reform der Besteuerung in der Bundesrepublik vorgestellt. Die 
dort als Steuerreformoption II bezeichnete Variante einer dualen Einkommensteuer 
diente als Grundlage für den konkretisierten Reformvorschlag im aktuellen Jahres-
gutachten 2005/2006.321 An dessen Ausarbeitung waren neben dem Sachverständi-
genrat das Max-Planck-Instituts (MPI) für Geistiges Eigentum, Wettbewerbs- und 
Steuerrecht in München sowie das Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung 
(ZEW) in Mannheim beteiligt.322 Noch ausführlicher als im Jahresgutachten 
2005/2006 wird der Vorschlag zur „Reform der Einkommens- und Unternehmensbe-
steuerung durch die Duale Einkommensteuer" in einer Expertise vorgestellt, die im 
April 2006 veröffentlicht wurde.323 Die Kernpunkte des Vorschlags werden im Fol-
genden genauer vorgestellt. 

Der Sachverständigenrat weicht mit seinem Konzept der Dualen Einkommensteuer 
vom Leitbild der synthetischen Einkommensteuer ab und propagiert eine Schedu-
lensteuer in der Ausgestaltung als duales System. Diese Steuersystematik wird als 
dual bezeichnet, da grundsätzlich zwischen zwei (Ober-)Kategorien von Einkommen 
differenziert wird.324 Dabei wird das Kapitaleinkommen einem niedrigen proportiona-

319 In diesem Punkt wird die abschließende Besteuerung von steuerjuristischen Personen inkonsequen-
terweise durchbrochen. Vgl. dazu auch Sachverständigenrat (2003). 
320 Vgl. Kirchhof (2003). 
321 Vgl. Sachverständigenrat (2005). 
322 m Folgenden wird vereinfachend vom Vorschlag des Sachverständigenrats gesprochen. 
323 Die Expertise wurde am 23. Februar 2005 gemeinsam von Hans Eichel (Bundesminister der Finan-
zen) und Wolfgang Clement (Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit) in Auftrag gegeben. Am 13. 
Februar 2006 wurde zunächst das erste Kapitel der Studie .Duale Einkommensteuer: Begründung und 
Ausgestaltung - Ein Überblick" veröffentlicht. Das vollständige Gutachten liegt seit dem 3. April 2006 vor. 
Vgl. Sachverständigenrat et al. (2006). 
324 Über die Anzahl der unterschiedlichen .Einkunftsarten", wie man sie aus allen Steuersystemen kennt, 
sagt dies allerdings nichts aus. So werden im Vorschlag des Sachverständigenrats insgesamt vier 
Einkunftskategorien unterschieden, die sich teilweise aus mehreren Einkunftsarten zusammensetzen. 
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len Satz unterworfen, das so genannte Erwerbseinkommen hingegen weiterhin pro-
gressiv besteuert.325 Problematisch ist diese Unterscheidung zwischen Erwerbs- und 
Kapitaleinkommen dann, wenn eine Einkunftsart auf beide Kategorien aufgeteilt 
werden muss. Dieser Fall tritt z.B. bei Einkünften aus Gewerbebetrieb (Gewinnen) 
auf. Hier offenbart sich die größte Schwachstelle des Systems, da grundsätzlich 
insbesondere bei personenbezogenen Unternehmen ein Anreiz besteht, Gewinne in 
Form von Kapitaleinkommen anstatt in Form von Arbeitsentgelt in das Privatvermö-
gen zu überführen.326 Je höher die Differenz der Grenzsteuerbelastungen ausfällt, 
desto größer ist der Anreiz, möglichst große Teile des Einkommens dem niedrigen 
Steuersatz für Kapitaleinkommen zu unterwerfen.327 Dieses Problem der Gewinn-
spaltung kann auf unterschiedliche Art und Weise ~elöst werden und entscheidet 
über das Funktionieren einer dualen Besteuerung.3 8 Zum einen kann der niedrig 
besteuerte „Kapitaleinkommensanteil" am Gewinn ermittelt werden, indem ein be-
stimmter Teil des Gewinns als Erwerbseinkommen klassifiziert wird, zum anderen 
besteht aber auch die Möglichkeit, den „Kapitaleinkommensanteil" direkt zu bestim-
men und den höher besteuerten Erwerbseinkommensanteil als Residuum zu ermit-
teln. 

Die erste Variante ist aus Norwegen als Teilungsmodell (delingsmodellen) bekannt 
und wurde vom Sachverständigenrat in seinem ersten Entwurf im Jahresgutachten 
2003/2004 propagiert. Aufgrund massiver Abgrenzungsprobleme bei der Aufteilung 
des Einkommens hat Norwegen zum 1. Januar 2006 das Teilungsmodell jedoch 
durch ein Modell ersetzt, indem ausschließlich die „Normalverzinsung" des einge-
setzten Kapitals begünstigt wird. 329 Dabei ist es unerheblich, ob es sich bei dem 

Zu einer dualen Einkommensteuer wird der Vorschlag erst dadurch, dass letztendlich jede Einkunftsart 
(vollständig oder nur teilweise) einer der beiden (Ober-)Kategorien .Erwerbseinkommen" oder .Kapital-
einkommen" zugeordnet wird. Für eine detaillierte Beschreibung der einzelnen Einkunftsarten und ihre 
Zuordnung, vgl. Sachverständigenrat et al. (2006). 
325 Dieses Vorgehen wird oft mit der höheren internationalen Mobilität von Kapital begründet und soll 
besonders bei kleinen offenen Volkswirtschaften einer Kapitalflucht vorbeugen. So hat sich z.B. Norwe-
gen im Jahre 1992 mit dieser Begründung für eine solche Besteuerung entschieden. Vgl. S0rensen 
(2003). Das Problem der Kapitalflucht bzw. der Verzicht auf Investitionen im Inland (vor allem durch 
ausländische Investoren) steht auch im Mittelpunkt der Begründung des Sachverständigenrats für eine 
duale Einkommensteuer in Deutschland. Ohne eine solche sachliche an wirtschafts- und finanzpoliti-
schen Aspekten orientierte Begründung wäre die Umsetzung des Reformvorschlages im Hinblick auf 
den Gleichheitsgrundsatz in Artikel 3 Abs. 1 des Grundgesetzes und dem daraus abgeleiteten Prinzip 
der steuerlichen Belastungsgleichheit in Deutschland auch kaum möglich. Eine ausführliche Diskussion 
dieser Problematik findet sich in Sachverständigenrat et al. (2006). 
326 Es geht in diesem Zusammenhang vor allem um kleine und mittlere personenbezogene Unterneh-
men, in denen der oder die Gesellschafter auch als Arbeitnehmer tätig sind. 
327 Zwischen 1992 und 2003 ist diese Differenz in Norwegen von 28, 1 auf 36,7 Prozentpunkte gestiegen. 
So wurde 2004 das Kapitaleinkommen in Norwegen mit einem Satz von 28 Prozent besteuert, der 
Grenzsteuersatz bei Arbeitseinkommen betrug in der Spitze hingegen bis zu 64,7 Prozent (inkl. 
Arbeitgeberabgabe). Vgl. Skatteutvalget (2003), Kapitel 11.2.3. und S0rensen (2005). 
328 Nicht umsonst wird das Problem oft als die „Achillesverse" der dualen Einkommensteuer bezeichnet. 
Vgl. S0rensen (1998), S0rensen (2005) sowie Spengel/Wiegard (2004). 
329 Für die bis Ende 2005 in Norwegen praktizierte Teilungslösung wurde der (korrigierte) Unterneh-
mensgewinn herangezogen, eine erwartete Verzinsung auf Grundlage der Kapitalmarktzinsen berechnet 
und ein bestimmter Anteil des Gewinns als Kapitaleinkommen qualifiziert. Das verbleibende Residuum 
wurde in Form von Arbeitsentgelt an den Unternehmer weitergeleitet. Vgl. Skatteutvalget (2003). Diese 



114 Das Deutsche Steuersystem im Überblick 

eingesetzten Kapital um Fremd- oder Eigenkapital, um Real- oder Finanzkapital 
handelt. Diese neuen Entwicklungen in Norwegen hat der Sachverständigenrat in 
seinem aktuellen Vorschlag bereits berücksichtigt.330 Die konkreten Auswirkungen 
auf die Besteuerung von Unternehmen sollen im Folgenden kurz skizziert werden. 
Dabei ist zwischen Personenunternehmen sowie Kapitalgesellschaften und ihren 
Anteilseignern zu unterscheiden. 

Im Bereich der Besteuerung von Kapitalgesellschaften hält der Sachverständigen-
rat am geltenden Körperschaftsteuerrecht fest und nimmt die notwendige Gewinn-
spaltung auf der Ebene der Anteilseigner vor.331 D.h. Gewinne, egal ob einbehalten 
oder ausgeschüttet, werden auf Ebene der Körperschaft einheitlich mit 25 Prozent 
besteuert.332 Die sich ergebenden Änderungen, die eine begünstigte Besteuerung 
der typisierten Eigenkapitalverzinsung gewährleisten, betreffen daher ausschließlich 
das Einkommensteuerrecht.333 Auf der Seite der Anteilseigner wird die Körper-
schaftsteuer in Form eines modifizierten Halbeinkünfteverfahrens in die Einkom-
mensteuer integriert.334 Dabei werden die die Normalverzinsung übersteigenden 
Ausschüttungen beim Anteilseigner mit 25 Prozent besteuert.335 Der bereits mit Kör-
perschaftsteuer vorbelastete Teil wird hierfür aus der Bemessungsgrundlage heraus-
gerechnet. Es ergibt sich daher auf der Ebene der Anteilseigner im Endeffekt eine 
Maximalbelastung von 43,75 Prozent, die nahe beim Spitzensteuersatz der Einkorn-

Regelung hat dazu geführt, dass Ende der 90iger Jahre fast 80 Prozent der so genannten „active share-
holders" aus steuerlichen Gründen ein negatives Arbeitseinkommen hatten. Vgl. S0rensen (2005). 
Deshalb wurde bereits 2002 eine Kommission unter der Leitung des ehemaligen norwegischen Finanz-
ministers Arne Skauge damit beauftragt einen Reformvorschlag zu erarbeiten. Dieser wurde am 6. 
Februar 2003 vorgelegt. Vgl. Skatteutvalget (2003). 
330 Die neue Methode ist im Prinzip eine Form der Zinsbereinigung wie sie auch im System der Einfach-
steuer in Abschnitt 4.2.3 zur Anwendung kommt. Unterschied ist nur, dass im Fall der Einfachsteuer die 
Normalverzinsung nicht steuerfrei sondern lediglich steuerbegünstigt ist. 
331 Alternativ könnte die Gewinnspaltung auf der Ebene der Kapitalgesellschaft erfolgen. Dieses Vorge-
hen ist aber aus mehreren Gründen nicht vorteilhaft. Für eine detaillierte Begründung vgl. Sachverstän-
digenrat et al. (2006). 
332 Für die Darstellung wird im Folgenden vereinfachend von einem Körperschaftsteuersatz von 25 
Prozent ausgegangen, obwohl der Sachverständigenrat eine Gesamtbelastung in Höhe von 25 Prozent 
auf Ebene der Kapitalgesellschaft anstrebt. D.h. der Solidaritätszuschlag sowie die Belastungswirkung 
der Gewerbesteuer oder einer kommunalen Unternehmensteuer ist in diesen 25 Prozent enthalten. Vgl. 
Schön et al. (2006). 
333 Bei Körperschaften findet eine Sphärentrennung zwischen der Ebene der Gesellschaft und der der 
Eigentümer statt. Für die Ermittlung der Gesamtsteuerlast müssen daher beide Ebenen betrachtet 
werden. 
334 Aus EU-rechtlichen Gründen muss dieser Integrationsmechanismus zur Vermeidung von Kollisionen 
mit der Niederlassungsfreiheit (Artikel 43 EG-Vertrag) und der Kapitalverkehrsfreiheit (Artikel 56 EG· 
Vertrag) auf unbeschränkt einkommensteuerpflichtige Anteilseigner mit Auslandsbeteiligungen (so 
genannte Outbound-Fälle) sowie auf beschränkt einkommen- und körperschaftsteuerpflichtige Anteils-
eigner mit Inlandsbeteiligungen (so genannte lnbound-Fälle) ausgeweitet werden. Vgl. Sachverständi-
genrat et al. (2006). 
335 Nicht ausgenutzte Freibeträge der Eigenkapitalverzinsung können in zukünftige Veranlagungszeit-
räume vorgetragen werden, so dass eine begünstigte Besteuerung der Normalverzinsung über mehrere 
Veranlagungszeiträume hinweg gewährleistet ist. Allerdings ist der Freibetrag aus administrativen Grün-
den jeweils an eine einzelne Beteiligung gebunden. Die Besteuerung ist somit immer abschließend. Vgl. 
Sachverständigenrat et al. (2006). 
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mensteuer inkl. Solidaritätszuschlag in Höhe von 44,31 Prozent liegt.336 Ein Anreiz 
Arbeitseinkommen umzudeklarieren, besteht somit nicht.337 Die Umsetzung der 
Steuererhebung soll der Einfachheit halber grundsätzlich in Form einer Abgeltungs-
steuer erfolgen. 

Bei Personenunternehmen wird hingegen weiterhin grundsätzlich an der transpa-
renten Besteuerung der so genannten „Einkünfte aus wirtschaftlichem Geschäftsbe-
trieb" im Rahmen der Einkommensteuer festgehalten.338 Um Belastungsgleichheit zu 
erzielen, muss jedoch auch bei Personenunternehmen die Normalverzinsung des 
eingesetzten Kapitals begünstigt werden. Konkret muss hierfür die Höhe des einge-
setzten Kapitals, das so genannte steuerliche Eigenkapital, festgestellt werden. Um 
diese Maßgröße zu berechnen, kommen grundsätzlich zwei Methoden in Frage. Zum 
einen die so genannte Nettomethode, bei der der Rechnungszins ausschließlich auf 
das bilanzielle Eigenkapital, also die Differenz aus Aktiwermögen und Verbindlich-
keiten bezogen wird und zum zweiten die so genannte Bruttomethode, bei der das 
gesamte Aktiwermögen mit dem Rechnungszins multipliziert wird und in einem zwei-
ten Schritt die Schuldzinsen abgezogen werden.339 Der Verzinsungsanteil kann dann 
wie folgt ermittelt werden: 

• 1 Aktiwermögen laut Steuerbilanz 

• 2 - Kassenbestand 
• 3 - Finanzanlagen 
• 4 - Wertpapiere 
• 5 - Beteiligungen an Kapitalgesellschaften aller Art 

• 6 Verzinsungsbasis 

• 7 * Rechnungszins 

• 6 Bruttokapitalverzinsung 
• 7 + Kapitalerträge 

• 8 - Schuldzinsen 

• 9 Verzinsungsanteil 

336 Um der verfassungsrechtlich gebotenen Freistellung des Existenzminimums zu gewährleisten, haben 
die Anteilseigner die Möglichkeit von einem Veranlagungswahlrecht Gebrauch zu machen. Im Rahmen 
der Veranlagung kommen dann die individuellen Freibeträge und Steuersätze (null und 15 Prozent) zum 
Tragen, so dass in diesen Fällen die Gesamtsteuerbelastung zwischen 25 und 31,75 Prozent und damit 
deutlich unterhalb der Maximalbelastung von 43,75 Prozent liegt. Die Maximalbelastung wird folgender-
maßen berechnet: 25 + 25. (1 -0,25) = 43,75. Vgl. Sachverständigenrat et al. (2006). 
337 Die maximale Steuerbelastung im Halbeinkünfteverfahren lag bei 41 ,62 Prozent. Somit reduziert sich 
der Steuervorteil gegenüber dem Spitzensatz der Einkommensteuer inkl. Solidaritätszuschlag leicht. 
Über die Gesamtbelastung von Dividenden, die nicht dem Spitzensatz unter1iegen kann jedoch keine 
pauschale Aussage getroffen werden, da die Steuerbelastung vom steuerpflichtigen Anteil der Ausschüt-
tung abhängig ist. Ein eindeutiger Belastungsvergleich mit dem Halbeinkünfteverfahren ist daher nicht 
möglich. Für ein Beispiel vgl. Sachverständigenrat et al. (2006). 
336 Zu der Einkunftskategorie .Einkünfte aus wirtschaftlichem Geschäftsbetrieb" gehören neben den 
Einkünften aus Gewerbebetrieb die Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft sowie die Einkünfte aus 
selbständiger Arbeit. Vgl. Sachverständigenrat et al. (2006). 
339 Wenn Fremd- und Rechnungszinsen übereinstimmen führen beide Methoden zum gleichen Ergeb-
nis. Ist der Rechnungszins kleiner (größer) als der Fremdkapitalzins, führt die Nettomethode (Bruttome-
thode) zu einer geringeren Steuer1ast. Vgl. Sachverständigenrat et al. (2006). 
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Dadurch ist die Gesamtsteuerbelastung bei der Bruttomethode unabhängig von der 
Höhe des Zinssatzes für Fremdkapital, da die Schuldzinsen erst nach der Ermittlung 
der Normalverzinsung abgezogen werden (vgl. Tabelle 4-10). Sie haben dadurch 
keinen Einfluss auf die Höhe des steuerbegünstigten Gewinnanteils. Die Zahlung 
überhöhter Fremdkapitalzinsen führt deshalb zu keiner Steuerersparnis, was die 
Bruttomethode weniger gestaltungsanfällig macht als die Nettomethode. Aus diesem 
Grund spricht sich der Sachverständigenrat für die Anwendung der Bruttomethode 
bei der Ermittlung der Normalverzinsung aus. 

Durch den nachträglichen Abzug der Schuldzinsen kann es bei Personenunter-
nehmen, die überwiegend fremdfinanziert sind, zu einem negativen Verzinsungsan-
teil kommen, wenn die Zinsverpflichtungen höher sind als die Bruttokapitalverzin-
sung. Dieser negative Verzinsungsanteil muss vorgetragen werden und mindert dann 
die Verzinsungsbasis in den Folgejahren. Somit ist die steuerliche Begünstigung der 
Normalverzinsung über mehrere Perioden hinweg gewährleistet. 

Tabelle 4-10: Steuerlast von Personenunternehmen bei Gewinnermittlung nach der Bruttomethode 

Annahmen: Zinssatz auf Fremd-. Gesamtkapitalrendite 10 Prozent, kapital . Rechnungszins 6 Prozent 6 % 8 % 

• (1) Aktivvermögen 1000 1000 

(a) Fremdkapital 700 700 

(b) Eigenkapital 300 300 

• (2) Gewinn vor Steuern [0,15 • (1}] 150 150 

• (3) Zinszahlungen auf Fremdkapital [Zinssatz• (1a)J 42 56 

• (4) Gewinn nach Zinsen [(2) - (3)] 108 94 

• (5) Verzinsungsanteil ({0,06 • (1)) - (3)] 18 4 

• (6) Erwerbsanteil [(2) - 0,06 • (1)] 90 90 

• (7) Einkommensteuer ((7a) + (7b)l 44,38 40,88 

(a) auf Verzinsungsanteil [0,25 • (5)] 4,50 1 

(b) auf Erwerbsanteil [0,4431 • (6)] 39,88 39,88 

• (8) Gewinn nach Einkommensteuer [(4) - (7)] 63,62 53,12 

• (9) Steuern auf Zinseinkommen [0,25 • (3)] 10,50 14 

• (10) Zinseinkommen nach Steuern [(3) · (9)1 31,50 42 

, (11) Gesamtsteuerlast [(7) + (9)) 54,88 54,88 

• (12) Einkommen nach Steuern, insgesamt [(8) + (1 0)) 95,12 95,12 

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Sachverständigenrat et al. (2006). 

Neben den Gewinnen von Personenunternehmen (,,Einkünften aus wirtschaftlichem 
Geschäftsbetrieb") und den Ausschüttungen der Körperschaften an ihre Anteilseigner 
(,,Einkünften aus Finanzvermögen") sollen auch Einkünfte aus Vermietung und Ver-
pachtung (,,Einkünfte aus Realvermögen") im Umfang der Normalverzinsung dem 
niedrigen proportionalen Steuersatz für Kapitaleinkünfte unterliegen. Um dieses Ziel 
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zu erreichen muss ein Vermögensvergleich im Zusammenhang mit der Nutzung von 
Immobilien angestellt werden, der es ermöglicht, den Normalverzinsungsanteil zu 
berechnen. Hierfür sind im Vergleich zum Status quo komplexe Änderungen erfor-
derlich, da anders als bisher Veräußerungsgewinne und -verluste auch außerhalb 
der zehnjährigen Spekulationsfrist im Rahmen dieses Vermögensvergleiches steuer-
lich berücksichtigt werden müssten.340 Aufgrund der zu erwartenden administrativen 
Schwierigkeiten bei der Umsetzung schlägt der Sachverständigenrat vor, den Steu-
erpflichtigen ein entsprechendes Wahlrecht einzuräumen. D.h. um in den Genuss 
des niedrigen Steuersatzes auf die Normalverzinsung des „Immobilienkapitals" zu 
kommen, muss sich der Steuerpflichtige für einen Vermögensvergleich entscheiden 
und die Besteuerung von entstandenen Wertsteigerungen in Kauf nehmen. 

Sofern der proportionale Steuersatz auf (private) Kapitaleinkommen und der Steu-
ersatz auf Unternehmensgewinne, die als Kapitaleinkommen einzustufen sind, gleich 
hoch sind, gewährleistet die vom Sachverständigenrat vorgeschlagene Duale Ein-
kommensteuer grundsätzlich die einheitliche Besteuerung aller Kapitaleinkommen 
und garantiert dadurch Rechtsform- und Finanzierungsneutralität für alle Investitio-
nen, die gerade die Normalverzinsung erwirtschaften (.Grenzinvestition").341 Für 
private Kapitaleinkommen kann die Steuer im vorgeschlagenen System darüber 
hinaus weitestgehend in Form einer Abgeltungssteuer erhoben werden, was die 
Umsetzung stark vereinfacht und die administrativen Kosten minimiert. Um eine 
übermäßige Belastung von Steuerpflichtigen im unteren Einkommensbereich zu 
vermeiden, wird die Abgeltungsteuer mit einer Veranlagungsoption verbunden. Für 
natürliche Personen ergibt sich daher ein Tarifverlauf mit einer variablen Proportio-
nalzone, wie in Abbildung 4-9 dargestellt. Die breite der Proportionalzone ist dabei 
von der Höhe des zu versteuernden Kapitaleinkommens abhängig. 

Da sich der aktuelle Vorschlag des Sachverständigenrats auf die Reform der Un-
ternehmensbesteuerung beschränkt, wird für die Besteuerung der Arbeitseinkommen 
grundsätzlich an dem in Abschnitt 4.1.3 beschriebenen derzeit gültigen Regelungen 
und dem direkt progressiven Tarifverlauf festgehalten, der nach der Proportionalzone 
zur Anwendung kommt (vgl. Abbildung 4-9). Auch im Bereich der Altersvorsorge 
bleibt es bei der durch das AltEinkG geregelten nachgelagerten Besteuerung.342 

340 Um Gewinne und Verluste adäquat zu erfassen, müssten Ausgangswerte (Zeitwerte) für die einzel-
nen Immobilien ennittelt werden, was einen erheblichen Verwaltungsaufwand bedeuten würde. Auf die 
damit verbundenen Probleme soll an dieser Stelle nicht weiter eingegangen werden. Für eine ausführli-
che Diskussion der sich daraus ergebenden Problematik vgl. Sachverständigenrat et al. (2006). 
341 Aus Gründen der Standortattraktivität hält der Sachverständigenrat auf Unternehmensebene einen 
Steuersatz von 25 Prozent inkl. Solidaritätszuschlag und Gewerbe- oder Gemeindesteuer für geboten. 
Deutschland würde sich dadurch im internationalen Vergleich der für die Investitionsentscheidung wich-
tigen effektiven Durchschnittsteuerbelastung, deutlich verbessern. Vgl. Sachverständigenrat et al. 
(2006). 
342 An der nachgelagerten Besteuerung wird festgehalten, obwohl sie streng genommen nicht mit der 
Dualen Einkommensteuer zu vereinbaren ist. Vgl. Sachverständigenrat et al. (2006). 
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Abbildung 4-9: Grenzsteuersatz der Dualen Einkommensteuer des Sachverständigenrats 
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Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Sachverständigenrat et al. (2006). 

Für die Gewerbesteuer ist in diesem Vorschlag langfristig ebenfalls kein Platz, so 
dass eine Abschaffung im Rahmen einer Reform der Gemeindefinanzierung gefor-
dert wird. Allerdings darf die für 2008 geplante Reform der Unternehmensbesteue-
rung nach Auffassung des Sachverständigenrats nicht an der Frage der Abschaffung 
der Gewerbesteuer scheitern. Damit die guten Neutralitätseigenschaften der Dualen 
Einkommensteuer durch die Beibehaltung der Gewerbesteuer nicht völlig verloren 
gehen, müsste kurzfristig die Möglichkeit, die Gewerbesteuer anzurechnen, auf Kör-
perschaften ausgedehnt werden. Im Gegenzug müsste die Abzugsfähigkeit als Be-
triebsausgabe fallen.343 Als langfristigen Ersatz für die Gewerbesteuer schlägt der 
Sachverständigenrat die von der Stiftung Marktwirtschaft vorgeschlagene „Vier-
Säulen-Lösung" vor, die in Abschnitt 4.2.7 näher erläutert wird.344 

343 Vgl. Sachverständigen rat et al. (2006). 
344 Aus diesem Grund hat der Sachverständigenrat auf die erneute Entwicklung eines eigenen Vorschla-
ges verzichtet. Entsprechende Vorschläge zum Ersatz der Gewerbesteuer durch eine kommunale 
Einkommen- und Gewinnsteuer wurden bereits in den Jahresgutachten 2001/2002 und 2002/2003 
formuliert. Vgl. Sachverständigenrat (2001 }, Sachverständigenrat (2002). 
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4.2.6 Vorschlag der Stiftung Marktwirtschaft 
Am 30. Januar 2006 hat die Kommission „Steuergesetzbuch" der Stiftung Marktwirt-
schaft ihr steuerpolitisches Programm vorgestellt. Der Reformvorschlag, der inner-
halb eines Jahres von rund 70 Experten unter dem Vorsitz von Prof. Dr. Joachim 
Lang erarbeitet wurde, umfasst drei Module.345 In Modul I wird ein Vorschlag für die 
Reform der Unternehmensbesteuerung in Form einer einheitlichen Unternehmens-
steuer vorgestellt, in Modul II geht es um die Neuordnung der Kommunalfinanzen 
durch die „Vier-Säulen-Lösung" und in Modul III wird abschließend in Grundzügen 
ein Konzept für die Neufassung des Einkommensteuergesetzes präsentiert. Da die 
Kommission bei der Reform der Einkommensteuer grundsätzlich am derzeitigen 
System festhalten möchte, wird im weiteren Verlauf auf eine Darstellung der eher 
allgemeinen Anmerkungen in Modul III verzichtet.346 Modul II wird in Abschnitt 4.2.7 
im Rahmen der Vorschläge zur Reform der Gemeindefinanzierung vorgestellt. 

Im Folgenden wird daher ausschließlich die in Modul I vorgeschlagene allgemeine 
Unternehmenssteuer näher erläutert. Ziel der Stiftung Marktwirtschaft ist die Einfüh-
rung einer von der Rechtsform des Unternehmens unabhängige einheitliche Unter-
nehmenssteuer, die die steuerliche Gleichbehandlung aller Unternehmen gewährleis-
tet. Um dieses Ziel zu erreichen, muss die im Status quo herrschende transparente 
Besteuerung von Personengesellschaften und Einzelunternehmen im Rahmen der 
Einkommensteuer grundsätzlich abgeschafft und durch die bei Körperschaften gel-
tende Besteuerung nach dem Trennungsprinzip ersetzt werden. Dadurch können 
auch diese Unternehmensformen von der niedrigen Besteuerung einbehaltener Ge-
winne, so wie sie derzeit im Rahmen der Körperschaftsteuer erfolgt, profitieren. Die 
Regelung der Körperschaftsteuer wird im Vorschlag der Stiftung Marktwirtschaft 
gewissermaßen in Form der einheitlichen Unternehmenssteuer auf alle Unternehmen 
unabhängig von ihrer Rechtsform ausgeweitet.347 Einziger Unterschied ist zunächst, 
dass sich der Steuersatz der einheitlichen Unternehmenssteuer aus der allgemeinen 
und der kommunalen Unternehmenssteuer zusammensetzt und die frühere Gewer-
besteuerbelastung somit bereits enthalten ist.348 Aus Gründen der internationalen 
Wettbewerbsfähigkeit schlägt die Stiftung Marktwirtschaft einen Steuersatz von 25 
bis maximal 30 Prozent vor.349 Solange die Gewinne die Unternehmensebene nicht 

345 Die Zusammenarbeit der Expertengruppe, zu der auch viele „Praktiker" gehören, wird von einem 
Lenkungskreis zu dem zehn Professoren gehören organisiert und durch einen politischen Beirat mit 
jeweils einem Vertreter von Bündnis 90/Die Grünen, CDU, CSU, FDP und SPD beraten. Details sind 
unter www.neues-steuergesetzbuch.de abrufbar. 
346 Im Wesentlichen geht es in diesem Zusammenhang um die Abschaffung von überflüssigen Vorschrif-
ten und Ausnahmetatbeständen mit dem Ziel, das bestehende Recht zu vereinfachen und auf seine 
Grundprinzipien zu reduzieren. 
347 Das Kriterium für die Steuerpflicht im Rahmen der Untemehmensteuer ist die Erzielung unternehme-
rischer Einkünfte. Hierzu gehören neben den Einkünften aus Gewerbebetrieb auch die Einkünfte aus 
Land- und Forstwirtschaft sowie die Einkünfte aus selbständiger Arbeit. Vgl. Herzig (2006). 
348 Im weiteren Verlauf dieses Abschnitts wird auf die Zusammensetzung des einheitlichen Steuersatzes 
nicht weiter eingegangen, da dies für die darzustellende grundsätzliche Systematik des Vorschlages 
nicht von Relevanz ist. Auf die Problematik der Abschaffung der Gewerbesteuer wird in Abschnitt 4.2.7 
gesondert eingegangen. 
349 Vgl. Stiftung Marktwirtschaft (2006). 
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verlassen, bleibt es bei einer Definitivbelastung mit diesem Steuersatz ab dem ersten 
Euro.350 Da Gewinnausschüttungen und Entnahmen grundsätzlich nicht gewinnmin-
dernd wirken, ergeben sich erst durch den Übergang von Gewinnen in die Unter-
nehmerebene steuerliche Konsequenzen.351 Dort stellen die Ausschüttungen oder 
Entnahmen im Zeitpunkt ihres Zuflusses einkommensteuerpflichtige Einnahmen dar 
und werden im Rahmen eines modifizierten Halbeinkünfteverfahrens, dem so ge-
nannten Teileinnahmeverfahren, nachbelastet. Das Teileinnahmeverfahren berück-
sichtigt die Vorbelastung mit der Unternehmensteuer und wird so ausgestaltet, dass 
durch die Nachbelastung maximal eine Steuerlast in Höhe der von der Stiftung 
Marktwirtschaft vorgeschlagenen Einkommensteuerspitzenbelastung von 42 Prozent 
erreicht wird.352 

Abweichend von der beschriebenen Besteuerung nach dem Trennungsprinzip for-
muliert die Kommission „Steuergesetzbuch" zwei Ausnahmen, die die transparente 
Besteuerung von Gewinnen im Rahmen der Einkommensteuer - und damit auch die 
Inanspruchnahme von Freibeträgen - unter bestimmten Voraussetzungen weiterhin 
ermöglichen. Die erste Ausnahme, die so genannte transparente Entnahmeregelung 
räumt allen Gesellschaftern von Personenunternehmen, sofern es sich bei ihnen um 
natürliche Personen handelt, die Möglichkeit ein 120.000 Euro pro Jahr aus der Un-
ternehmens- in die Unternehmerebene zu transferieren und sie anstatt der Unter-
nehmensteuer der Einkommensteuer zu unterwerfen. Damit wird in jedem Fall die 
Besteuerung des Unternehmers gemäß seinem individuellen Steuersatz gewährleis-
tet. 353 Darüber hinaus wird allen „Kleinunternehmen" mit maximal fünf unmittelbar 
beteiligten natürlichen Personen, deren Gewinn im Dreijahresmittel nicht über 
120.000 Euro liegt, ein Verbleib in der Einkommensteuer ermöglicht.354 Diese beiden 
Maßnahmen sollen Sorge dafür tragen, dass dem Leistungsfähigkeitsprinzip weiter-
hin entsprochen wird und keine unerwünschten Steuererhöhungen im Vergleich zum 
Status quo auftreten. 355 

Mit dem Leistungsfähigkeitsprinzip wird eine weitere Ausnahme begründet, die die 
Verlustverrechnung zwischen Unternehmens- und Unternehmerebene betrifft. Erwirt-
schaftet ein Unternehmen nämlich Verluste, so können diese aufgrund des Tren-
nungsprinzips grundsätzlich nicht auf die Unternehmerebene transferiert werden. 
Eine Verrechnung der Unternehmensverluste mit anderen positiven (einkommens-
teuerpflichtigen) Einkünften des Unternehmers ist daher normalerweise nicht mög-
lich. Die Verluste bleiben auf der Unternehmensebene eingeschlossen und können 

350 Im Folgenden wird der Einfachheit halber von einem Steuersatz in Höhe von 25 Prozent ausgegan-
gen. 
351 Ausnahmen von dieser Regel stellen die sogenannte Kleinunternehmerregelung sowie die transpa-
rente Entnahmeregel dar, auf die im weiteren Verlauf noch gesondert eingegangen wird. 
352 Bei einem Untemehmensteuersatz von 25 Prozent müssen dafür 34/63 der um den Steueranteil auf 
Unternehmensebene bereinigten Ausschüttung bzw. Entnahme nachbelastet werden. Der Anteil der 
Bürger an der neuen Gemeindefinanzierung (vgl. Abschnitt 4.2.7) in Form einer .Bürgersteuer" ist in den 
42 Prozent bereits enthalten. Vgl. Stiftung Marktwirtschaft (2006). Für die Herleitung und Berechnung 
des .Nachbelastungsfaktors" vgl. Herzig/Sohn (2006) sowie Homburg (2005b). 
353 Für eine detaillierte Beschreibung der transparenten Entnahmeregelung vgl. Herzig/Sohn (2006). 
354 Die Einschränkungen sind notwendig um Verlustverrechnungsgesellschaften in der Einkommensteu-
er zu vermeiden. Vgl. Stiftung Marktwirtschaft (2006). 
355 Vgl. Herzig/Sohn (2006). 
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zunächst nur dort mit Gewinnen verrechnet werden. Von diesem Grundsatz soll 
abgewichen werden, wenn es sich bei den Verlusten um „Anlaufverluste neu ge-
gründeter Unternehmen", .Liquidationsverluste" oder „laufende Verluste, die wirt-
schaftlich durch den Beteiligten getragen werden" handelt.356 

Im Zusammenhang mit der Verlustverrechnung spricht sich die Kommission dar-
über hinaus für die Einführung einer modernen, dem EU-Recht entsprechenden, 
Gruppenbesteuerung aus, in der anders als in der klassischen Organschaft auf Ge-
winnabführungsverträge verzichtet wird und auch Personenunternehmen Gruppen-
mitglied bzw. Gruppenträger sein können. Für Konzerne wird darüber hinaus emp-
fohlen, eine an der Mehrmütterorganschaft357 orientierte Regelung zu etablieren um 
z.B. die Verlustverrechnung zwischen unabhängigen Unternehmen innerhalb eines 
Joint Ventures, zu ermöglichen.358 Eine solche Gruppenbesteuerung hat Österreich 
in Rahmen der Steuerreform 2005 mit Erfolg eingeführt.359 

Insgesamt garantiert die allgemeine Unternehmensteuer daher Rechtsformneutrali-
tät für alle Unternehmen, die nicht unter eine der drei vorher skizzierten Ausnahme-
regelungen fallen. Finanzierungsneutralität, die neben der Rechtsformneutralität zu 
,,den essentiellen Eigenschaften eines ökonomisch effizienten Steuersystems= 
gehört, wird allerdings nicht wirklich erreicht. Selbst-, Fremd- und Beteiligungsfinan-
zierung werden im Rahmen der allgemeinen Unternehmensteuer steuerlich sehr 
unterschiedlich behandelt, d.h. insbesondere die Selbstfinanzierung wird durch die 
niedrige Besteuerung einbehaltener Gewinne begünstigt. 

4.2.7 Abschaffung der Gewerbesteuer - Reform der Gemeindefinanzierung 
Alle in den Abschnitten 4.2.1 bis 4.2.6 beschriebenen Reformvorschlägen fordern 
zumindest mittelfristig eine Abschaffung der Gewerbesteuer. Diese Forderung ist 
nicht neu und hat weitreichende Konsequenzen für die Gemeindefinanzierung, da die 
Gewerbesteuer die größte eigene Einnahmequelle der Kommunen ist. Entsprechend 
groß ist seit Jahren ihr Widerstand gegen jegliche Pläne die eine Abschaffung der 
Gewerbesteuer vorsehen. Dieser Widerstand wird durch die aktuell positive Entwick-
lung des Gewerbesteueraufkommens noch verstärkt. So sind die Gewerbesteuerein-
nahmen der Kommunen 2005 um fast 14 Prozent gestiegen.361 Nichtsdestotrotz 
steht die Gewerbesteuer im Rahmen der von der großen Koalition geplanten Reform 
der Unternehmensbesteuerung erneut auf dem Prüfstand.362 

Entsprechend enthalten praktisch alle aktuellen Reformvorschläge auch konkrete 
Vorschläge zur Neuordnung der Gemeindefinanzen. Dabei werden einige Elemente 
aus früheren Vorschlägen aufgegriffen. Denn schon die Mitte 2002 von der damali-
gen Bundesregierung eingesetzte Kommission zur Reform der Gemeindefinanzen, 

356 Vgl. Stiftung Marktwirtschaft (2006). 
357 Diese wurde zuletzt 2003 durch das Steuervergünstigungsabbaugesetz abgeschafft. Vgl. BGBI. 2003 
Teil 1, S. 660 ff. 
356 Vgl. Stiftung Marktwirtschaft (2006). 
359 Vgl. Nolz/Mayr (2004). 
360 Stiftung Marktwirtschaft (2006), S. 14. 
361 Vgl. Statistisches Bundesamt (2006c). 
362 Vgl. CDU/CSU/SPD (2005). Eigentlich war eine Refonn der Gemeindefinanzierung schon in der 
letzten Legislaturperiode der rot-grünen Regierung geplant. 
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hat in der Arbeitsgruppe Kommunalsteuern eine Vielzahl von Reformvorschlägen 
erarbeitet, die die stark unterschiedliche Interessenlage der einzelnen Kommissi-
onsmitglieder widerspiegelten.363 Die Kommission arbeitete damals zwei der Vor-
schläge näher aus, die anschließend in der Öffentlichkeit kontrovers diskutiert wur-
den. Zum einen handelte es sich dabei um das so genannten BDINCI-Modell, indem 
der Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI) und der Verband der Chemischen 
Industrie (VCI) in Zusammenarbeit mit Experten die Ersetzung der Gewerbesteuer 
durch eine kommunale Einkommen- und Gewinnsteuer vorschlägt. Zum zweiten hat 
die Kommission das unter anderem vom Deutschen Städtetag favorisierte so ge-
nannte Kommunalmodell vertieft, indem für eine Revitalisierung der Gewerbesteuer 
plädiert wird.364 

Im Folgenden soll insbesondere die „Vier-Säulen-Lösung" der Kommission Steuer-
gesetzbuch vorgestellt werden, die auch vom Sachverständigenrat unterstützt wird. 
In diesem Vorschlag sind die Erfahrungen aus der Diskussion über die Reform der 
Gemeindefinanzierung der letzten Jahre eingegangen und zu einer umfassenden 
,,Reform aus einem Guss"365 weiterentwickelt worden. Im Einzelnen besteht der Vor-
schlag aus den folgenden vier „Säulen": 

• 1. Säule: Reformierte Grundsteuer, 
• 2. Säule: Bürgersteuer, 
• 3. Säule: Kommunale Unternehmensteuer und 
• 4. Säule: Anteil an der Lohnsteuer. 

Für die in der 1. Säule vorgeschlagene reformierte Grundsteuer greift die Kommis-
sion auf einen gemeinsamen Vorschlag der Finanzminister aus Bayern und Rhein-
land-Pfalz zurück, der eine Blaupause für die aufkommensneutrale Umgestaltung der 
Grundsteuer darstellt.366 Im Wesentlichen wird die Zusammenführung der 
Grundsteuer A (,,agrarisch") und B (,,baulich") zu einer einheitlichen neuen 
Grundsteuer für Gebäude sowie bebaute und bebaubare Grundstücke vorgeschla-
gen. Die Besteuerung im Rahmen der reformierten Grundsteuer soll sich dabei an 
einer neuen, klar strukturierten Bemessungsgrundlage orientieren. Die bisherige 
Besteuerung der landwirtschaftlichen Nutzfläche durch die Grundsteuer A soll voll-
ständig entfallen. 

Die 2. Säule bildet die so genannte Bürgersteuer, die den Wohnsitzgemeinden das 
Recht einräumt, eine eigene Steuer in Höhe von drei bis vier Prozent auf die Ein-
kommensteuerbemessungsgrundlage zu erheben. Darüber hinaus soll den Gemein-
den grundsätzlich ein Hebesatzrecht auf den Steuersatz eingeräumt werden.367 Um 
Mehrbelastungen durch die Bürgersteuer - zumindest bei einem Hebesatz von 
100 Prozent - zu verhindern ist im Gegenzug eine Senkung des Einkommensteuer-

363 Auf diese Vorschläge soll jedoch im Folgenden nicht weiter eingegangen werden. Vgl. Bundesminis-
terium der Finanzen (2003b). 
364 Vgl. Junkernheinrich et al. (2003). 
365 Stiftung Marktwirtschaft (2006), S. 12. 
366 Vgl. Bericht des Bayerischen Staatsministers der Finanzen und des Ministers der Finanzen des 
Landes Rheinland-Plalz an die Finanzministerkonferenz (2004). 
367 Um die sogenannte Stadt-Umland-Problematik zu entschärten soll das Hebesatzrecht der Gemein-
den für eine Übergangszeit beschränkt werden. Vgl. Stiftung Marktwirtschaft (2006). 



Das Deutsche Steuersystem im Überblick 123 

satz um drei bis vier Prozentpunkte vorgesehen. Die Bürgersteuer soll den Gemein-
deanteil an der Einkommensteuer ersetzen.368 

Säule 3 ersetzt die heutige Gewerbesteuer durch eine kommunale Unternehmens-
teuer. Die Steuer bezieht sich auf die gleiche Bemessungsgrundlage wie die in Ab-
schnitt 4.2.6 vorgestellte allgemeine Unternehmensteuer und ist daher auch von 
allen Zensiten dieser Steuer zu entrichten. Sie soll von den Betriebsstättengemein-
den erhoben werden, denen gleichzeitig ein Hebesatzrecht eingeräumt wird. Je nach 
Höhe des Hebesatzes liegt der Steuersatz der kommunalen Unternehmensteuer 
zwischen sechs und acht Prozent.369 

Als vierte und letzte Säule stützt sich die Gemeindefinanzierung im Vorschlag der 
Kommission auf einen bestimmten Anteil am Lohnsteueraufkommen, der den Ge-
meinden in einem vorgezogenen Finanzausgleich gewährt wird. Bemessungsgrund-
lage für diesen Gemeindeanteil ist die Lohnsumme der örtlichen Betriebe. Damit 
weder für die Arbeitgeber noch für die Arbeitnehmer eine zusätzliche Belastung ent-
steht, wird der an die Gemeinde zu entrichtende Anteil an der Lohnsumme auf die 
anfallende Lohnsteuer angerechnet.370 Die Beteiligung der Gemeinden an der 
Lohnsteuer gewährleistet, dass neben den unternehmensteuerpflichtigen Unterneh-
men auch die nicht-gewinnorientierten Betriebe (z.B. die öffentliche Hand) ihren 
Anteil zur Gemeindefinanzierung beitragen.371 Diese vierte Komponente könnte nach 
Auffassung der Kommission die derzeitige Beteiligung der Gemeinden am Umsatz-
steueraufkommen ersetzen.372 Eine abschließende Entscheidung hierüber ist jedoch 
noch nicht gefallen.373 

368 Vgl. Stiftung Marktwirtschaft (2006). 
369 Vgl. Herzig (2006). 
370 Der Anteil liegt bei 1,6 bis 2,0 Prozent. Vgl. Herzig/Bohn (2006) sowie Stiftung Marktwirtschaft (2006). 
371 Eine ausführliche Diskussion der vorgeschlagenen Betriebslohnsteuer findet sich in Deubel (2006). 
372 Die Möglichkeit eine Steuer mit Hebesatz auf die (Brutto-)Lohnsumme zu erheben existierte in 
Deutschland bis 1980 schon einmal. Vgl. Bundesministerium der Finanzen (2005c). 
373 Vgl. Stiftung Marktwirtschaft (2006). 
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5 Auswirkungen von Steuerreformen 
Nachdem im vorherigen Kapitel das derzeitige deutsche Steuersystem sowie ver-
schiedene Reformvorschläge vorgestellt und beschrieben wurden erfolgt in diesem 
Kapitel nun deren Bewertung. In Abschnitt 5.1 stehen zunächst die kurzfristigen 
Auswirkungen von Steuerreformen im Mittelpunkt. Hierfür werden der Status quo und 
einige der Reformvorschläge im Rahmen des in Kapitel 3 beschriebenen Mikrosimu-
lationsmodells hinsichtlich ihrer Aufkommens- und Verteilungswirkungen im Jahr 
ihrer Einführung analysiert und bewertet. In Abschnitt 5.2 erfolgt dann eine mittel-
und langfristige Analyse von Steuerreformen im Allgemeinen. Dabei geht es zu-
nächst um den generellen Einfluss von Demographie und Erwerbsbeteiligung auf das 
Steueraufkommen, der dann im Rahmen des Mikrosimulationsmodells und der Ge-
nerationenbilanzierung modelltechnisch umgesetzt wird. 

5. 1 Kurzfristige Analyse von Steuerreformen 
Der Status quo und die Vorschläge die bis Ende 2005 vollständig vorlagen - also die 
Vorschläge der Unionsparteien, der Berliner Entwurf der FDP, die Einfachsteuer und 
der Reformvorschlag von Prof. Paul Kirchhof - wurden im Rahmen des in Abschnitt 
3.1 beschriebenen Mikrosimulationsmodells umgesetzt und auf ihre Aufkommens-
und Verteilungswirkung untersucht. Die Simulationsergebnisse sind in den Abschnit-
ten 5.1.1 bis 5.1.4 detailliert dargestellt. Die Ergebnisse werden dabei bewusst für 
jeden der Vorschläge so präsentiert, dass sie auch unabhängig voneinander nach-
vollziehbar sind. Das ermöglicht es dem Leser die Auswirkungen einzelner Reform-
vorschläge gezielt nachzulesen. Abschnitt 5.1.6 bietet abschließend einen Überblick 
über die in den vorangegangenen Unterkapiteln dargestellten Ergebnisse. Daran 
anschließend folgt ein kurzer Exkurs, der den Auswirkungen aktueller Steuerrechts-
änderungen gewidmet ist. Im Einzelnen werden in diesem Unterkapitel die Einfüh-
rung der so genannten Reichensteuer, die Kürzung des Sparerfreibetrags sowie die 
Einschränkung der Pendlerpauschale untersucht. Darüber hinaus findet eine kurze 
Bewertung der in den Abschnitten 4.2.5 bis 4.2.7 beschriebenen Maßnahmen zur 
Reform der Unternehmensbesteuerung statt.374 

5.1.1 Referenzpunkt: Status quo des Jahres 2005 
Zur Analyse der Refonnvorschläge wird grundsätzlich der in Abschnitt 4.1.3 als Sta-
tus quo beschriebene Rechtsstand des Jahres 2005 (SQ 2005) als Referenzpunkt 
verwendet. Somit ist gewährleistet, dass Aufkommens- und Lastverschiebungen 
immer vor dem Hintergrund derzeitig beschlossener Regelungen gesehen werden 
können. Alle Aussagen zu quantitativen Veränderungen, die in den folgenden Ab-
schnitten gemacht werden, hängen daher entscheidend von den jeweiligen Aus-
gangswerten im Status quo ab. Aus diesem Grund müssen die Status quo Ergebnis-
se, die mit Hilfe des in Abschnitt 3.1 beschriebenen Mikrosimulationsmodells 
berechnet wurden, zunächst evaluiert werden. Dies geschieht anhand des im Modell 

374 Eine Simulation dieser Vorschläge im Rahmen des Mikrosimulationsmodells ist nicht möglich, da 
dieses nur die privaten Haushalte erfasst. 



126 Auswirkungen von Steuerreformen 

generierten Steueraufkommens.375 Das Steueraufkommen im Jahr 2005 ist in 
Tabelle 5-1, aufgeteilt nach Haushaltstypen und darüber hinaus nach sozialer Stel-
lung des Haushaltsvorstands, dargestellt und ermöglicht einen ersten Überblick über 
die Größenordnungen der Beträge sowie eine erste Einschätzung der Lastverteilung. 
Neben dem (Brutto-) Steueraufkommen werden in Tabelle 5-1 noch der Stichpro-
benumfang, die Steuerbasis und das Kindergeld ausgewiesen.376 Das Kindergeld 
taucht als negativer Wert in der Tabelle auf, da alle Größen aus Sicht des Staates 
dargestellt sind und das Kindergeld somit eine Ausgabenposition ist. 

Bei den in Tabelle 5-1 angegebenen 174,2 Mrd. Euro Steueraufkommen handelt 
es sich um die, im Rahmen des Veranlagungszeitraumes 2005 entstandene Steuer-
belastung der im Modell abgebildeten Haushalte.377 Dadurch handelt es sich um eine 
Bruttogröße in der der Solidaritätszuschlag sowie andere aus dem Einkommensteu-
eraufkommen finanzierten Leistungen, wie z.B. die Kindergeldzahlungen und Alters-
vorsorgezulagen enthalten sind. Um das hier angegebene Aufkommen mit dem offi-
ziell ausgewiesenen Kassenaufkommen vergleichbar zu machen, müssen diese 
Positionen daher zunächst abgezogen werden. Grund hierfür ist, dass in der Kassen-
rechnung ausschließlich Kassenbestände, d.h. Nettogrößen ausgewiesen werden. 
Abzüglich der in Tabelle 5-1 28,4 Mrd. Euro Kindergeld ergibt sich daher in einem 
ersten Schritt ein Einkommensteueraufkommen von rund 145,8 Mrd. Euro inkl. Soli-
daritätszuschlag.378 Diese 145,8 Mrd. Euro umfassen nun neben der Lohnsteuer 
auch die veranlagte Einkommensteuer sowie den Anteil der privaten Haushalte am 
Aufkommen der Zinsabschlagsteuer und der nichtveranlagten Steuern vom Ertrag, 
jeweils inkl. Solidaritätszuschlag.379 Der Anteil der privaten Haushalte an diesen 
beiden Steuern dürfte ungefähr bei 75 bzw. 60 Prozent liegen.380 Unter diesen An-
nahmen ergibt sich mit den Zahlen der kassenmäßigen Steuereinnahmen für 2005 
aus Tabelle 4-2 in Abschnitt 4.1.3 ein Steueraufkommen von 146, 7 Mrd. Euro. Die 
Abweichung von 1, 1 Mrd. Euro erscheint in Anbetracht des Gesamtvolumens eine 
vernachlässigbare Größe zu sein und die Ergebnisse, des an die aktuelle Steuerge-
setzgebung angepassten Mikrosimulationsmodells, können somit als hinreichend 
genau eingestuft werden. 

375 Um die Vergleichbarkeit zu gewährleisten wird darüber hinaus sowohl im Status quo, als auch bei 
den Refonnvorschlägen von der nachgelagerten Besteuerung, wie sie im AltEinkG geregelt ist, ausge-
gangen. 
376 Die Begriffe Steuerbasis, Bemessungsgrundlage und zu versteuerndes Einkommen werden in der 
vorliegenden Arbeit synonym verwendet und definieren die Größe, auf die der jeweilige Steuersatz 
angewendet wird. 

m Die Stichprobe von 40.799 Haushalten wird dabei auf ca. 36 Millionen Haushalte hochgerechnet. 
378 Die in Tabelle 5-1 angegebenen 28,4 Mrd. Euro Kindergeld ergeben sich nach der Günstigerprüfung, 
die über Kindergeld- bzw. Freibetragsgewährung entscheidet. Der Betrag entspricht von der Größenord-
nung her dem von den Familienkassen ausgezahlten Kindergeld in Höhe von ungefähr 29 Mrd. Euro, 
vgl. Bundesagentur für Arbeit (2005c). Sie sind daher nicht mit den sonst in Statistiken ausgewiesenen 
kassenmäßigen Ausgaben von rund 34,7 Mrd. Euro zu vergleichen. Vgl. Bundesministerium der Finan-
zen (2006a). 
379 Insgesamt kann gemäß dieser Abgrenzung von einem enthaltenen Solidaritätszuschlag in Höhe von 
8,8 Mrd. Euro ausgegangen werden. Vgl. Bundesministerium der Finanzen (2006a). 
380 Vgl. Bach et al. (2002). 
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Tabelle 5-1 : Basis- und Aufkommensgrößen im Status quo 

Tarif SQ 2005 Stichprobenumfang Steuerbasis Einkommensteuer • Kindergeld 

Bemessungsgrundlage SQ2005 

Anzahl Haushalte in Mio. Euro 

Insgesamt 40.799 916.682 

Hauehaltstyp ,~ 
Alleinstehende ohne Kinder 9. 131 164.904 

Alleinstehende mit Kindern 1.910 28.669 

Ehepaare ohne Kinder 10.829 236.558 

Ehepaare mit Kindern 16.377 420.610 

Sonstige Haushalte 2.552 65.941 ,,_ ,,--
Soziale Stellung • ,_ 
Arbeiter und Angestellte 19.217 534.590 

Beamte 5.315 72.029 

Selbstständige 2.710 171.898 

Rentner 8.046 88.542 

Pensionäre 1.870 31.561 

Nichterwerbstätige 3.641 18.063 

• des Familienvorstands - • Ausweis als Bruttogröße (d.h. inklusive Kindergeld) 

Quelle: Eigene Berechnungen. 
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Nach der generellen Betrachtung des Steueraufkommens soll in einem zweiten 
Schritt die Verteilung der Steuerlast im Status quo analysiert werden. Einen ersten 
Überblick geben die in Abbildung 5-1 dargestellten Durchschnittssteuersätze ver-
schiedener Bruttoeinkommens-klassen und für den Durchschnitt aller Haushalte. 
Auffällig ist, dass Haushalte mit einem Bruttojahreseinkommen von bis zu 80.000 
Euro mit 19,4 Prozent nur wenig mehr Steuern als der Durchschnitt aller Haushalte 
mit einem Durchschnittssteuersatz von 19 Prozent zahlen. Erst Haushalte mit Brutto-
einkommen oberhalb von 120.000 Euro zahlen im Durchschnitt mehr als 30 Prozent 
Steuern. In der Bruttoeinkommensklasse oberhalb 500.000 Euro hingegen liegt der 
Durchschnittssteuersatz mit 43 Prozent wegen des Solidaritätszuschlags sogar über 
dem derzeitigen Grenzsteuersatz von 42 Prozent. Das Kindergeld als aus dem Steu-
eraufkommen bezahlter Transfer ist in dieser Betrachtung nicht berücksichtigt. Es 
handelt sich also um Durchschnittssteuersätze, die sich auf die Bruttosteuerzahlung 
beziehen. Vor allem in den unteren Einkommensgruppen stellen die angegebenen 
Werte daher eine Obergrenze dar. Würde man das Kindergeld in die Betrachtung 
einbeziehen, wäre der Durchschnittssteuersatz bezogen auf die Nettosteuerzahlung 
für Haushalte mit einem Bruttoeinkommen bis 25.000 Euro pro Jahr negativ, da der 
Transfer höher ist als die Steuerzahlung. 
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Abbildung 5-1: Durchschnittssteuersätze für verschiedene Bruttoeinkommenklassen im Status quo 
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Quelle: Eigene Berechnungen. 

Neben den Durchschnittssteuersätzen kann ein so genannter Lastkoeffizient zur 
Veranschaulichung der relativen Belastung der Einkommensklassen betrachtet wer-
den. Der Lastkoeffizient gibt an, inwieweit der Anteil am Bruttoeinkommen l einer 
Einkommensklasse dem Anteil der Steuerlast -r, dieser Einkommensgruppe ent-
spricht. Formal lässt sich der Lastkoeffizient darstellen als: 

LK, = '"1 (22) 

i=l 

Dieser Koeffizient nimmt den Wert Eins an, wenn der Anteil am Steueraufkommen 
einer betrachteten Gruppe dem Anteil dieser Gruppe am Bruttoeinkommen ent-
spricht.381 In der hier verwendeten Form steht -r, zunächst für die Einkommensteuer-
last inkl. Solidaritätszuschlag. Die Gruppen, die einen Lastkoeffizienten größer als 
Eins aufweisen, tragen folglich einen höheren Anteil an der Steuerlast, als ihrem 
Anteil am Bruttoeinkommen entspricht.382 

381 Vgl. Bork (2000). 
362 In den Berechnungen für den Lastkoeffizienten wird die Bruttosteuerzahlung verwendet. 
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Abbildung 5-2: Lastkoeffizient der Einkommensteuer im Status quo 
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Quelle: Eigene Berechnungen. 

In Abbildung 5-2 wird deutlich, dass die Einkommen bis fast 70.000 Euro einen Steu-
erlastkoeffizient kleiner als Eins haben und somit eine Einkommensteuerlast tragen, 
die im Vergleich zu ihrem Anteil am Bruttoeinkommen unterproportional ist. Ab 
70.000 liegt der Steuerlastkoeffizient dann über Eins, so dass diese Einkommen 
überproportional zum Einkommensteueraufkommen beitragen.383 Ein Rückschluss 
auf den Anteil der höheren Einkommen an der Finanzierung des Staates allgemein, 
kann hieraus jedoch nicht geschlossen werden. Hierfür müssen neben der Einkom-
mensteuer z.B. auch die Sozialabgaben und die Belastung durch indirekte Steuern, 
mit in die Betrachtung einbezogen werden. In Abbildung 5-3 ist zur Veranschauli-
chung der Lastkoeffizient verschiedener Bruttoeinkommensklassen in Bezug auf die 
Sozialbeiträge und die Umsatzsteuer als volumenstärkste indirekte Steuer darge-
stellt.384 Daraus ist klar ersichtlich, dass vor allem die Bruttoeinkommen bis 30.000 
Euro unterproportional am Aufkommen der Sozialbeiträge beteiligt sind und gleich-
zeitig aber verhältnismäßig stärker mit Umsatzsteuer belastet werden. Einfacher 
Grund hierfür ist zum einen der hohe Anteil der Konsumausgaben am verfügbaren 
Einkommen dieser Haushalte und zum zweiten in Bezug auf die Beitragszahlungen 
der potentiell höhere Anteil von nicht verbeitragten Transfers am Einkommen. 

383 Zu diesem Ergebnis kommen auch Bach et al. (2004) in Untersuchungen mit dem Einkommensteuer-
Mikrosimulationsmodell des DIW, dem die Daten der Lohn- und Einkommensteuerstatistik zu Grunde 
liegen. Vgl. Bach et al. (2004). 

38< Beide Aggregate werden im Rahmen der Berechnungen des Steueraufkommens im Mikrosimulati-
onsmodell ermittelt. Vgl. Abschnitt 3.1 sowie Bark (2000). 
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Abbildung 5-3: Lastkoeffizienten der Sozialbeiträge, der Einkommen- und Umsatzsteuer im 
Status quo 
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Quelle: Eigene Berechnungen. 

Für die Bewertung der Reformvorschläge in den folgenden Abschnitten wird jedoch 
ausschließlich die Veränderung des Lastkoeffizienten der Einkommensteuer betrach-
tet, da sich die Belastung mit Sozialbeiträgen nicht verändert. Sie ist ausschließlich 
vom Bruttoeinkommen abhängig, welches in allen Simulationen gleich hoch ist.385 

Vor dem Hintergrund der in allen Reformvorschlägen geforderten Verbreiterung 
der Bemessungsgrundlage ist vor allem auch die Veränderung der Steuerbasis, also 
des zu versteuernden Einkommens ein weiterer wichtiger Indikator für die Beurtei-
lung der Reformmaßnahmen. Im Staus quo 2005 werden im Modell insgesamt knapp 
917 Mrd. Euro der Besteuerung unterworfen (vgl. Tabelle 5-1 ). In der vergleichenden 
Analyse der Reformvorschläge mit dem Status quo in den Abschnitten 5.1.2 bis 
5.1.4, wird daher auch auf die Veränderung dieser Größe eingegangen. Zur detail-
lierten Untersuchung der Wirkungsweise der Vorschläge werden zudem die Tarife 
der jeweiligen Konzepte einerseits auf die Bemessungsgrundlage des Status quo 
und andererseits auf die nach dem jeweiligen Vorschlag definierten, verbreiterten 
Bemessungsgrundlagen angewandt. Es lassen sich somit die Effekte, die allein aus 
einer veränderten Tarifgestaltung resultieren, von denen einer umfassenden Neuges-
taltung des Steuersystems trennen. 

Nach der Betrachtung der Durchschnittssteuersätze und der verschiedenen Last-
koeffizienten soll in einem weiteren Schritt die Steuerlast differenziert nach Bruttoein-

385 Das Umsatzsteueraufkommen hingegen schwankt in Abhängigkeit der Entwicklung des verfügbaren 
Einkommens leicht. Da die indirekten Steuern nicht Untersuchungsgegenstand der Arbeit sind, wird im 
weiteren Verlauf auf die Darstellung ihrer Entwicklung verzichtet. 
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kommensklassen und Familienstand bzw. Bruttoeinkommensklassen und sozialer 
Stellung untersucht werden. In Tabelle 5-2 und Tabelle 5-3 ist hierfür die Steuerbe-
lastung der einzelnen Untergruppen nach dem Bruttoeinkommen gegliedert und auf 
die Zahlung pro Haushalt heruntergebrochen, dargestellt. Diese Steuerzahlungen pro 
Haushalt dienen dann in den Abschnitten 5.1.2 bis 5.1.4 als Referenzgröße für die 
Berechnung der Be- und Entlastungswirkung. Einen Überblick über die gesamte 
Steuerlast der einzelnen betrachteten Gruppen bietet bereits Tabelle 5-1, in der 
Steueraufkommen nach sozialer Stellung und Familienstand untergliedert ist. Auch 
diese Teilaggregate dienen im Folgenden als Referenzgröße für die Beurteilung der 
Reformvorschläge. Konkret fällt in Tabelle 5-1 auf, dass das Steueraufkommen der 
Untergruppen grundsätzlich stark mit der Gruppengröße korreliert. Einzig die Gruppe 
von Selbständigen, als zahlenmäßig zweitkleinste Gruppe bezogen auf das Kriterium 
"soziale Stellung" nach den Pensionären, trägt mit 53,7 Mrd. überdurchschnittlich viel 
zum gesamten Steueraufkommen bei. Grund hierfür ist, dass ein Viertel der Selb-
ständigen mit über 90.000 Euro pro Jahr ein sehr hohes Bruttohaushaltseinkommen 
haben. Bezogen auf alle Haushalte erzielen nur acht Prozent ein Bruttohaushaltsein-
kommen in dieser Höhe. 

Tabelle 5-2: Durchschnittliche Steuerzahlung pro Haushalt im Status quo - differenziert nach, 
Haushaltstyp und Bruttoeinkommensklasse 

Alle Haus- Allein- Allein- Ehepaare Ehepaare Sonstige stehende stehende halte ohne Kinder mit Kindern ohne Kinder mit Kindern Haushalte 
Bruttoeinkommensklasse 

in Tausend Euro in Euro pro Haushalt 

0- 10 0 0 1 

10 - 15 17 19 29 0 0 

15 - 20 131 182 317 0 

20-25 425 873 1n 17 41 103 

25- 30 915 2.1 82 1.284 147 282 284 

30-40 1.760 4.064 2.006 799 1.151 705 

40- 50 2.945 6.665 2.923 2.857 2.389 1.359 

50-60 4.145 9.529 (3.79 1) 5.198 3.473 2.220 

60-70 5.330 12.355 (5.464) 7.505 4.520 2.986 

70-80 6.688 15.613 9.769 5.814 3.823 

80-90 7.579 18.827 12.542 6.275 4.782 

90-100 8.777 I 14.991 6.790 (5.419) 

100 - 120 10.898 18.521 8.897 (6.109) 

120 - 250 22.195 35.341 19.195 (10.875) 

250 - 500 73.857 108.833 62.756 

500 und mehr (355.048) 

Durchschnitt (gewichtet) 3.985 2.593 2.222 5.298 5.189 2.331 

-: weniger als 25 auswertbare Fälle;/: weniger als 50 auswertbare Fälle;( ... ): weniger als 100 auswertbare Fälle. 

Quelle: Eigene Berechnungen. 

In Tabelle 5-2 sind die durchschnittlichen Bruttosteuerzahlungen pro Haushalt nach 
Familienstand und Bruttoeinkommensklasse untergliedert. Unterschieden werden 
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hierbei Alleinstehende und Ehepaare jeweils mit und ohne Kinder, sowie eine Grup-
pe sonstige Haushalte, die nicht in eine der vorher genannten Kategorien passt. Zur 
ihr gehören beispielsweise zusammenlebende aber nichtverheiratete Paare mit Kin-
dern. Als Vergleich wird in der zweiten Spalte der Tabelle noch die durchschnittliche 
Steuerzahlung pro Haushalt bezogen auf alle Haushalte angegeben.386 

Die jährliche Steuerzahlung steigt erwartungsgemäß mit zunehmendem Bruttoein-
kommen kontinuierlich an. Darüber hinaus fällt auf, dass die durchschnittliche Steu-
erzahlung von Alleinstehenden ohne Kinder grundsätzlich über dem Durchschnitt 
aller Haushalte liegt und dass auch Alleinstehende mit Kindern bis zur Bruttoein-
kommensklasse 40.000 bis 50.000 Euro mehr Steuern als der Durchschnitt bezah-
len. Dies ist nicht weiter verwunderlich, da sich erst ab dieser Einkommenshöhe der 
Kindertreibetrag steuermindernd auswirkt und günstiger ist als das Kindergeld. Die-
ser Effekt tritt natürlich auch bei Ehepaaren mit Kindern auf, wird aber hier noch um 
die Wirkung des Ehegattensplittings verstärkt, so dass Ehepaare mit Kindern immer 
weniger Steuern bezahlen als der Durchschnitt. Darüber hinaus ist zu beachten, 
dass in der Tabelle die Bruttosteuerzahlung je Haushalt ausgewiesen ist und daher 
die Kindergeldzahlung an Haushalte mit Kindern nicht berücksichtigt sind. Da das 
Kindergeld bei Alleinstehenden (Ehepaaren) mit Kindern mit Haushaltsbruttoein-
kommen bis 25.000 (40.000) Euro höher ist als die Steuerzahlung ist die Nettosteu-
erzahlung der betroffenen Haushalte negativ. Für Haushalte mit höherem Einkom-
men verliert das Kindergeld dann langsam seine Bedeutung, da der Kindertreibetrag 
günstiger wird. 

Selbst Ehepaare ohne Kinder haben aufgrund des Ehegattensplittings bis zu ei-
nem Haushaltsbruttoeinkommen von 50.000 Euro eine geringere Steuerlast als der 
Durchschnitt zu tragen. Im gewichteten Durchschnitt über alle Haushalte liegt die 
Steuerlast in Deutschland bei 3.985 Euro pro Jahr. Ehepaare mit und ohne Kinder 
zahlen mit 5.189 bzw. 5.298 Euro pro Jahr fast gleich viel Steuern und signifikant 
mehr als der Durchschnitt aller Haushalte. Hierbei ist jedoch zu beachten, dass das 
durchschnittliche Haushaltseinkommen der Ehepaare mit Kindern um ca. 18 Prozent 
über dem der Ehepaare ohne Kinder liegt und damit ihr Durchschnittssteuersatz 
aufgrund der kinderspezifischen Abzugsmöglichkeiten erheblich geringer ist als der 
von Ehepaaren ohne Kinder. 

In Tabelle 5-3 ist die Bruttosteuerlast pro Haushalt für verschiedene Bruttoein-
kommensklassen untergliedert nach der sozialen Stellung des Haushaltsmitglieds mit 
dem höchsten Einkommen dargestellt.387 Betrachtet man die Ergebnisse, so fällt auf, 
dass Beamtenhaushalte bis zu einem Bruttohaushaltseinkommen von 70.000 Euro 
im Jahr die höchsten durchschnittlichen Steuerzahlungen haben. Auf der anderen 
Seite zahlen Beamte weder Renten- noch Arbeitslosenversicherungsbeiträge. Sie 
können daher im Vergleich zu Arbeitern und Angestellten nur geringere Vorsorge-
aufwendungen geltend machen. Über 70.000 Euro Haushaltsbruttoeinkommen nä-
hert sich dann die Steuerlast von Beamten und Arbeitern und Angestellten immer 
mehr an, wohingegen die Steuerlast der Selbständigen in diesem Einkommensbe-

386 Die Zahl der Haushalte in den einzelnen Kategorien in der Stichprobe und nach der Hochrechnung ist 
Tabelle 7-1 bis Tabelle 7-4 im Anhang zu entnehmen. 
387 Für die Interpretation der durchschnittlichen Steuerzahlungen der sozialen Gruppen ist daher zu 
beachten, dass die Ergebnisse durch .Mischhaushalte" mit Mitgliedern unterschiedlicher sozialer Stel-
lung verzerrt werden. 
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reich dann deutlich darüber liegt. Zu begründen ist diese Tatsache damit, dass Selb-
ständige die Aufwendungen zur Einkommenserzielung wie beispielsweise den Ar-
beitnehmerpauschbetrag oder die Entfernungspauschale im Rahmen der Einkom-
mensteuerveranlagung nicht mehr steuermindernd ansetzen können. Diese Kosten 
wurden bereits im Rahmen der Gewinnermittlung berücksichtigt und sind von der hier 
zur Kategorisierung verwendeten Größe "Haushaltsbruttoeinkommen" abgezogen 
worden. Selbständige werden daher tendenziell in eine zu niedrige Bruttoeinkom-
mensklasse eingestuft, was die im Vergleich zu anderen sozialen Gruppen hohen 
durchschnittlichen Steuerzahlungen pro Haushalt etwas relativiert. 388 

Tabelle 5-3: Durchschnittliche Steuerzahlung pro Haushalt im Status quo - differenziert nach 
sozialer Stellung und Bruttoeinkommensklasse 

Arbeiter Nicht Er-und Ange- Beamte Selbstindige Rentner Pensionäre weftlstitige Bruttoeinkommensklasse stellta 

in Tausend Euro in Euro oro Haushalt 

0 • 10 / 0 0 

10 · 15 89 2 15 

15- 20 479 (619) I 23 47 

20-25 1.050 (1 .925) (565) 107 (311) 94 

25 · 30 1.616 2.806 1.248 169 666 197 

30-40 2.397 3.264 1.792 345 1.241 667 

40 • 50 3.349 4.575 3.160 1.046 2.513 1.310 

50-60 4.463 5.485 4.616 1.833 3.569 (2.373) 

60 · 70 5.633 6.558 5.784 2.468 3.802 I 
70 • 80 7.000 7.336 7.751 3.462 4.303 

80-90 7.910 8.183 9.490 (4,314) (5.223) 

90 • 100 8.792 9.045 11.785 I I 
100 • 120 10.490 10.407 14.597 I I 
120 • 250 19.977 14.884 27.616 I I 
250 • 500 66.348 77.823 I I 

500 und mehr (383.898) 

Durchschnitt (gewichtet) 4.638 6.311 17.299 577 3.007 307 

-: weniger als 25 auswertbare Fälle;/: weniger als 50 auswertbare Fälle;( ... ): weniger als 100 auswertbare Fälle. 

Quelle: Eigene Berechnungen. 

388 Ein anderes Vorgehen ist aufgrund der Datenlage und der Konzeption des Simulationsmodells nicht 
möglich. 
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5.1.2 Vorschläge der Unionsparteien 
Die Vorschläge der letzten Jahre zur Reform der Einkommensteuer aus den Reihen 
der Union wurden bereits in Abschnitt 4.2.1 dargestellt. Ziel dieses Kapitels ist es 
nun, die dort beschriebenen Vorschläge zunächst alle hinsichtlich ihrer Aufkom-
menswirkung zu untersuchen und damit einen ersten Überblick bezüglich der Trag-
weite der Reformvorschläge zu ermöglichen. Im Einzelnen handelt es sich um die 
erste Stufe des gemeinsamen Steuerreformvorschlages von CDU und CSU aus dem 
Jahr 2004 (Union Sofortprogramm), die für den Wahlkampf zur Bundestagswahl 
2005 modifizierte Version des Sofortprogramms (Union Wahlprogramm), das Kon-
zept 21 von Kurt Faltlhauser aus dem Jahr 2003 und den unter dem Namen „Bierde-
ckelsteuer" bekannt gewordenen Vorschlag von Friedrich Merz (Vorschlag Merz), 
dessen Tarifverlauf im gemeinsamen Steuerreformvorschlag von 2004 noch als 
Zieltarif enthalten war.389 Der folgende Kasten gibt noch einmal einen Überblick über 
die wesentlichen Annahmen der Vorschläge. 

Annahmen der Vorschläge im Überblick 

Wahlprogramm/Sofortprogramm 

Steuertarif Der Steuertarif ist linear progressiv mit zwei Progressionszonen, 
einem Eingangssteuersatz von 12 Prozent oberhalb des Grund-
freibetrags von 8.000 Euro und einem Spitzensteuersatz von 39 Pro-
zent ab 45.000 Euro. 

Kinderfreibetrag Der Kinderfreibetrag beträgt 8.000 Euro. 

Kindergeld Das Kindergeld bleibt im Vergleich zum Status quo unverändert. 

Vorsorgeaufwendungen Übergang zur nachgelagerten Besteuerung wie im Status quo gemäß 
AltEinkG. 

Besteuerung der Übergang zur nachgelagerten Besteuerung wie im Status quo gemäß 
Alterseinkünfte AltEinkG. 

Sonstige Abzüge Es wird ein Arbeitnehmerpauschbetrag i. H. v. 840 Euro gewährt. 
Fahrten zur Arbeit werden mit 25 Cent je Kilometer für maximal 50 
Kilometer berücksichtigt. 

Kapitaleinkünfte Keine Änderung zum Status quo 

Anmerkung Das Wahlprogramm und das ursprüngliche Sofortprogramm der Union 
unterscheiden sich im unterstellten Spitzensteuersatz. Dieser beträgt 
im 36 anstatt 39 Prozent. 

389 Die vier hier genannten Reformvorschläge sprechen sich jeweils für den Übergang zur nachgelager-
ten Besteuerung aus, formulieren aber keine konkreten Übergangsregelungen. Daher werden in den 
Berechnungen jeweils die auch im SQ 2005 verwendeten Annahmen des AltEinkG verwendet. Andere 
Studien rechnen teilweise mit einer höheren Abzugsfähigkeit der sonstigen Vorsorgeaufwendungen 
(nicht Altervorsorgeaufwendungen). Vgl. z.B. Bach et al (2004). 
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Konzept21 

Steuertarif Der Steuertarif ist linear progressiv mit zwei Progressionszonen, 
einem Eingangssteuersatz von 13 Prozent oberhalb des Grund-
freibetrags von 8.000 Euro und einem Spitzensteuersatz von 39 Pro-
zent ab 52.500 Euro. 

Kinderfreibetrag Der Kinderfreibetrag beträgt 8.000 Euro. 

Kindergeld Das Kindergeld bleibt im Vergleich zum Status quo unverändert. 

Vorsorgeaufwendungen Übergang zur nachgelagerten Besteuerung wie im Status quo gemäß 
AltEinkG. 

Besteuerung der Übergang zur nachgelagerten Besteuerung wie im Status quo gemäß 
Alterseinkünfte AltEinkG. 

Sonstige Abzüge Es wird ein Arbeitnehmerpauschbetrag i. H. v. 840 Euro gewährt. 
Fahrten zur Arbeit werden mit 25 Cent je Kilometer berücksichtigt. 

Kapitaleinkünfte Abgeltungssteuer i. H. v. 25 Prozent auf Zinsen. 
Sparerfreibetrag i. H. v. 300 Euro. 

Zielprogramm (Tarif Merz} 

Steuertarif Stufentarif mit einem Grenzsteuersatz von 12 Prozent oberhalb des 
Grundfreibetrags i. H. v. 8.000 Euro, 24 Prozent ab 16.001 Euro und 
einem Spitzensteuersatz von 36 Prozent über 40.000 Euro. 

Kinderfreibetrag Der Kinderfreibetrag beträgt 8.000 Euro 

Kindergeld Das Kindergeld bleibt im Vergleich zum Status qua unverändert. 

Vorsorgeaufwendungen Übergang zur nachgelagerten Besteuerung wie im Status quo gemäß 
AltEinkG. 

Besteuerung der Übergang zur nachgelagerten Besteuerung wie im Status qua gemäß 
Alterseinkünfte AltEinkG. 

Sonstige Abzüge Es wird ein Arbeitnehmerpauschbetrag i. H. v. 1.000 Euro gewährt 

Kapitaleinkünfte Die auf Unternehmensebene gezahlte Körperschaltsteuer i. H. v. 24 
Prozent wird bei Besteuerung von Dividenden berücksichtigt (Anrech-
nung auf Einkommensteuer). 

m weiteren Verlauf der Analyse werden dann der aktuellste Vorschlag „Union Wahl-
Jrogramm" und der ehemals als Zieltarif vorgesehene Vorschlag von Merz auf ihre 
1/erteilungswirkung hin untersucht und mit dem in Abschnitt 5.1 .1 definierten Refe-
:enzpunkt des Jahres 2005 verglichen.390 Außer dem Vorschlag Merz, der einen 
Stufentarif vorsieht, haben die Steuerfunktionen einen linear-progressiven Tarifver-
auf wie er aus dem Status quo bekannt ist. Bezüglich des genauen Tarifverlaufs 
werden allerdings weder im Sofortprogramm noch im Wahlprogramm eindeutige 
Aussagen gemacht. Es sind somit potenziell zwei Alternativen möglich: Einmal ein 
Tarif mit vier Tarifabschnitten, wie er aus dem Status quo bekannt und auch im Kon-

390 Aus den von Merz (2003) formulierten zehn Leitsätzen ist in den gemeinsamen Steuerreformvor-
schlag von CDU/CSU vom März 2004 im Wesentlichen die Ausgestaltung des Zieltarifs als Stufentarif 
eingegangen. Aus diesem Grund basieren die Berechnungen in diesem Abschnitt auf dem genauer 
ausformulierten ursprünglichen Konzept von Merz. Damit gilt der Spitzensteuersatz von 36 Prozent ab 
40.000 Euro und nicht ab 45.000 Euro, wie im gemeinsamen Programm von CDU und CSU für den 
Zieltarif vorgesehen war. Dadurch können 1,4 Mrd. Steuerausfälle vermieden werden (Vgl. Tabelle 7-5 
im Anhang). Des Weiteren gilt ein Arbeitnehmerpauschbetrag von 1.000 Euro und die Pendlerpauschale 
sowie der Sparerfreibetrag entfallen vollständig. 
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zept 21 vorgesehen ist;391 des Weiteren ein Tarif mit nur drei Tarifabschnitten. In 
Abbildung 5-4 sind beide Varianten, der gestrichelt gezeichnete Tarif mit durchge-
hendem Progressionsbereich und der durchgehend gezeichnete - fiskalisch scho-
nendere - Tarif mit „abgeknickten" Progressionsbereich dargestellt.392 

Abbildung 5-4: Potenzielle Tarifverläufe des Wahlprogramms der Unionsparteien 
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Quelle: Eigene Darstellung. 

Beide Tarife wurden im Rahmen des Mikrosimulationsmodells am Beispiel des im 
Wahlprogramm der Union formulierten Tarifs berechnet. Die Auswirkungen der bei-
den Alternativen auf Steuerbasis, Steueraufkommen und Kindergeld sind in Tabelle 
5-4 zusammengefasst. Es zeigt sich, dass bei Einführung der Steuerreform gemäß 
des Wahlprogramms der Unionsparteien ein „geknickter" Progressionsbereich allein 
rund 11,9 Mrd. Euro an Steuerausfällen in der Bruttobetrachtung verhindern könnte. 
Zu den 11,9 Mrd. Euro Steuerausfällen in der Bruttobetrachtung kommen noch 4,9 
Mrd. Euro Mehrausgaben für das Kindergeld, da die Steuerersparnis aus dem Frei-
betrag bei nur drei Bereichen deutlich geringer ausfällt und damit die Günstigerprü-
fung öfter zu Gunsten des Kindergelds ausfällt. Insgesamt fehlen daher im Endeffekt 
16,8 Mrd. Euro in der Kasse. Da der dreiteilige Verlauf aus diesen Gründen nicht zu 
erwarten ist, wird im Rahmen der Berechnungen ausschließlich der vierteilige Ver-
lauf, d.h. mit einem geknickten Progressionsbereich unterstellt. 

391 Vgl. Faltlhauser (2003). 
392 Der direkte Progressionsbereichs zwischen 8.000 und 45.000 Euro zu versteuerndem Einkommen 
wurde in diesem Fall in zwei Teilabschnitte aufgeteilt. Bei 16.000 Euro gilt danach ein Steuersatz von 24 
Prozent. Dies entspricht den Eckwerten des von Friedrich Merz vorgeschlagenen Stufentarifs. 
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Tabelle 5-4: Steuerbasis, Steueraufkommen und Kindergeld bei unterschiedlich gestalteter 
Progressionszone des Sofortprogramms der Unionsparteien jeweils im Vergleich zum Status 
quo 

Union Wahlprogramm Steuerbasis Einkommen-

' 
steuer • Kindergeld 

in Mio. Euro 

4 Progressionsbereiche 917.513 151.086 ·21.105 
3 Prooressionsbereiche 940.999 139.194 ·25.974 

Differenz ·23.485 11 .891 4.869 

• Ausweis als Bruttogröße (d.h. inklusive Kindergeld) 

Quelle: Eigene Berechnungen. 

Aufkommenswirkungen 

EKSt abzgl. 
Kindergeld 

129.981 

113.221 

16.760 

Auf Basis dieser Annahme können die Vorschläge nun mit dem Status quo vergli· 
chen werden. In Tabelle 5-5 sind die für die Beurteilung der Aufkommenswirkung 
notwendigen Größen für den Status quo und die Reformvorschläge dargestellt. Be-
trachtet man die rechte Spalte, in der die Gesamtaufkommenswirkung der einzelnen 
Reformen ausgewiesen ist, so wird sofort klar, dass der Vorschlag von Friedrich 
Merz mit 38 Mrd. Euro bei voller Umsetzung im Jahr 2005 einen signifikant höheren 
Steuerausfall verursacht als die drei anderen Vorschläge, obwohl die Steuerbasis im 
Vorschlag Merz mit 951,5 Mrd. Euro um 34,8 Mrd. Euro breiter ist als im Status quo 
und den anderen Reformvorschlägen der Union. Des Weiteren fällt auf, dass die 
Kindergeldzahlungen in allen vier Vorschlägen zwischen 4,8 und 7,3 Mrd. Euro nied-
riger sind als im SQ 2005, obwohl die Höhe des Kindergelds in allen Vorschlägen im 
Vergleich zum SQ 2005 unverändert bleibt. Grund für die niedrigeren Kindergeldaus-
gaben ist die Gewährung eines Steuerfreibetrags von jeweils 8.000 Euro pro Kind, 
was im Vergleich zum SQ 2005 einer Erhöhung von mindestens 2.192 Euro pro Kind 
entspricht, die zusätzlich vom zu versteuernden Einkommen abgezogen werden 
kann.393 Dies führt zu einer höheren Steuerersparnis, so dass die bei der Veranla-
gung durchgeführte Günstigerprüfung in vielen Fällen nicht mehr zu Gunsten der 
Kindergeldzahlung ausfällt. Niedrigere Steuersätze wirken diesem Effekt entgegen. 
Die Steuerausfälle von 38 Mrd. Euro resultieren daher im Wesentlichen aus dem 
Tarifverlauf. Die genauen Gründe werden im weiteren Verlauf dieses Abschnitts noch 
dargestellt. 

Die Mindereinnahmen durch das Wi:ihlprogramm der Unionsparteien fallen mit 15,8 
Mrd. Euro im Vergleich zum SQ 2005 klar am niedrigsten aus.394 Angesichts der 
Absenkung des Eingangs- und Grenzsteuersatzes um jeweils drei Prozentpunkte 
und einer nur moderaten Änderung bei der Ermittlung der Bemessungsgrundlage im 
Vergleich zum Status quo resultieren die Mindereinnahmen auch hier fast aus-
schließlich aus der Änderung des Tarifs. Im Fall des Konzepts 21 müssen zusätzlich 

393 Dies gilt für Ehepaare mit Kindern. Bei Alleinerziehenden ist der Unterschied im Freibetrag mit 5.096 
Euro mehr als doppelt so groß. 
3.,.. Die genannten Ausfälle können als Obergrenze interpretiert werden, da die von der Union im Wahl-
programm vorgeschlagene Abgeltungssteuer auf Kapitalerträge aufgrund mangelnder Detailinformatio-
nen in den Berechnungen nicht umgesetzt wurde. 
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zum Einkommensteueraufkommen noch die Einnahmen aus der Abgeltungssteuer 
auf Zinsen und Dividenden in Höhe von 25 Prozent berücksichtigt werden.395 

Tabelle 5-5: Steueraufkommenswirkung verschiedener Reformvorschläge der Unionsparteien 
im Vergleich zum Status quo 

1 
Vorschlag Steuerbasis Einkommen- Kindergeld 

steuer • 

SO2005 916.682 174.204 

Union Sofortprogramm 918.280 145.914 

Union Wahlprogramm 917.513 151.086 

CSU - Konzept 21 902.968 144.586 

VorschlaQ Merz 951.466 131 .344 

• Ausweis als Bruttogröße (d.h. inklusive Kindergeld) 

Quelle: Eigene Berechnungen. 

in Mio. Euro 

-28.402 

-21 .223 

-21 .105 

·22.744 

·23.562 

Abgeltung&- Gesamt-
steuer25% wirkung 

0 0 

0 -21 .11 1 

0 -15.821 

4.592 -19.368 

0 -38.020 

In Tabelle 5-6 wird sowohl die reine Tarifwirkung des Unionstarifs aus dem Wahlpro-
gramm als auch die Wirkung von Tarif und Anpassung der Steuerbasis dargestellt: 
Allein durch die Senkung der Tarife nach dem Unionsmodell würden Steuerausfälle 
von rund 16,9 Mrd. Euro erzeugt. Die um fast zwei Mrd. Euro höhere Steuerbasis 
trotz unveränderter Bemessungsgrundlage resultiert aus den Effekten der Günstiger-
prüfung zur Gewährung von Zulagen aufgrund von Riesterverträgen sowie Kinder-
geldzahlungen im Zuge der Veranlagung. Konkret wirken durch die niedrigeren 
Steuersätze die Freibeträge weniger stark. Dies zeigt sich auch an den Mehrausga-
ben beim Kindergeld von 252 Mio.396 Betrachtet man die absolute Entlastung der 
einzelnen Gruppen, so erscheinen die Entlastungen auf den ersten Blick stark unter-
schiedlich. Setzt man die absoluten Größen aus Tabelle 5-6 jedoch in Relation zu 
den Ausgangswerten des Status quo und betrachtet die prozentuale Veränderung so 
ergibt sich hinsichtlich der Haushaltstypen ein recht einheitliches Bild: Die Entlastung 
liegt bezogen auf die Bruttosteuerzahlung - also ohne Berücksichtigung der Kinder-
geldzahlung - zwischen 8,8 Prozent für Alleinstehende ohne Kinder und 9,9 Prozent 
für die sonstigen Haushalte. Mit der sozialen Stellung als Unterscheidungskriterium 
ist die Entlastungswirkung weniger einheitlich und liegt zwischen 7, 1 Prozent für 
Selbständige und 15,9 Prozent für Nichterwerbstätige. Grund hierfür ist die recht 
unschiedliche Einkommensverteilung innerhalb.der einzelnen Gruppen. 

395 Die Abgeltungssteuer im Konzept 21 ist mit einer Veranlagungsoption ausgestaltet. Diese wurde im 
Rahmen des Modells in Form eines Freibetrags von 300 Euro berücksichtigt. 
396 Es sei an dieser Stelle noch einmal darauf verwiesen, dass alle Größen in den Tabellen aus Sicht 
des Staates dargestellt sind. Ein negativer Wert stellt somit eine Ausgabenposition dar. 



Tabe lle 5-6: Differenzen der Steuerbasis. des Einkommensteueraufkom mens und des Kindergelds nach dem Wahlprogramm der Unionsparteien im 
Vergleich zum Status quo 

Status quol Status quo Reine Tarifwirkung 
Volte Wi rkung (Tarif und 

Wahlprogramm der Bem~sungsgrundlage) 

Unionsparteien - Steuer- - Kinder- Steuer- Eirlcommen- Kinder- Steuer- Eirw<ommen- Kinder-
Vorsorgeaufwenrungen SQ basis -· geld 

Netto bas1s steuer ' geld 
Netto bas is steuer' geld 

Netto 

in Mio. Euro Differenz zu Status quo In Mio. Euro 

Insgesamt 916.682 174.204 -28.402 145.802 +1.993 ,1 6.624 -252 -16 .876 +832 -23.118 +7.297 -1 5.821 

Haushaltstyp 
Alleinstehende ohne Kinder 164 .904 31 .715 0 31 715 +76 -2 803 0 •2.603 +8 .909 -1 763 0 -1763 

Alleinstehende mit Kindern 28.669 5.606 -3.469 2137 +53 -524 0 ~524 -1 .860 -1 349 +676 -673 

Ehepaare ohne Kinder 236 .558 45.143 0 45 143 +155 -4 275 0 -4.275 +10 .344 -3383 0 -3.383 

Ehepaare mit Kindern 420 .610 80.081 -23.284 56 797 +1 .599 -7 .869 -245 -6.114 -18 .085 -15 339 +6 330 -9.009 

Sonstige Haushalte 65 .941 1 t.659 -1 .649 10010 +111 -1 153 -6 -1.161 +1 .524 -1 283 +291 .992 

Soziale Stellung • 
Arbetter und Angestellte 534 .590 94.721 -19.365 75.356 +1 .546 -9.831 -177 -10.008 -4 121 ·1 4.223 +5.258 -8.965 

6eamte 72 .029 13.567 -2.122 11 .445 +146 -1 .268 -36 -1.324 -3 .110 -2 .247 +981 -1.266 

Selbstständige 171 .898 53.651 -2.444 51 .207 +216 -3 .812 -34 -3.646 -3 .235 -5056 +670 -4.166 

Rentner 88 .542 6 .405 --656 5.749 +26 -866 0 -866 •7 .824 --679 +36 --643 

Pensionäre 31.561 4.156 -165 3.991 +17 -556 0 -556 +1 .060 -412 +74 -338 

Nichterwerbstälige 18.063 1 705 -3.650 -1 945 +43 -271 -5 -276 +2 .4 13 -500 +78 -422 

• des Fami1en\lOfStands • .- Ausweis als BwttogrOße Cd h. mklus,ve Kmdergeld) Veränderung im Vergleich zum Status quo In Prozent 

+0,2 -9 ,5 +0,9 -11,6 +0,1 -13,3 -25,7 -1 0,9 

0 -8.8 0 -8,8 +5,4 -5,6 0 -5,6 
+0.2 -9.3 0 -24 .5 -6,5 -24,1 -19 ,5 -31 .5 

+0.1 -9,5 0 -9 .5 +4.4 -i ,5 0 -7.5 

+0.4 -9,8 +1,1 ·14 ,3 -4,3 ·19.2 -27 .2 -15,9 

+0,2 -9,9 +0,5 -11 ,6 +2,3 -1 1,0 -17 ,6 -9 ,9 

+0,3 - 10 4 +0,9 -13 ,3 -0,8 -15.0 -27 ,2 -11 ,9 

+0.2 -9 5 +1.7 -11 ,6 •4,3 · 16.6 -46.2 -11 , 1 

+0,1 -7.1 +1.4 -7 ,5 -1 .9 -9.4 -356 -8.2 
0 -13.5 0 -15,1 •8.8 · 10,6 -5 ,5 -11.2 

+0.1 -13,4 0 -13,9 +3,4 -9.9 -44 .8 -8 .5 

Quelle. Eigene Berechnungen +0,2 -15,9 •0,1 -14 ,2 •13,4 -29.3 -2 .1 -21 ,7 
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Wendet man den Tarif des Union Wahlprogramms nun auf die von der Union defi-
nierte Bemessungsgrundlage an, so ergeben sich Steuerausfälle von 15,8 Mrd. Euro 
oder 10,9 Prozent des Nettosteueraufkommens im SQ 2005. Das ist gut eine Mrd. 
weniger als die reine Tarifwirkung und resultiert unter anderem aus der Verbreiterung 
der Steuerbasis um 832 Mio. Euro durch die Einschränkung und Abschaffung von 
steuerlichen Ausnahmetatbeständen.397 Die Kindergeldzahlungen gehen aufgrund 
des auf 8.000 Euro erhöhten Kinderfreibetrags pro Kind um 7,3 Mrd. Euro zurück, da 
wesentlich mehr Eltern im Rahmen der Günstigerprüfung vom Freibetrag profitieren. 
Es ist daher nicht verwunderlich, dass Verheirateten mit Kindern brutto die höchste 
Steuerersparnis realisieren. Sie profitieren neben dem höheren Kinderfreibetrag auch 
doppelt von dem höheren Grundfreibetrag in Höhe von ebenfalls 8.000 Euro. Auch in 
der Nettobetrachtung, also unter Berücksichtigung der geringeren Kindergeldzah-
lung, profitiert diese Gruppe absolut am meisten von der Reform. Prozentual, also im 
Verhältnis zur ursprünglichen Steuerlast ändert sich das Resultat sowohl in der Brut-
to- als auch in der Nettobetrachtung zu Gunsten der Alleinerziehenden mit Kindern. 
Ihre Bruttoentlastung liegt bei 24, 1 Prozent, wohingegen die Ehepaare mit Kindern 
lediglich um 19,2 Prozent entlastet werden. Selbst wenn man das weniger bezahlte 
Kindergeld berücksichtigt, werden Ehepaare mit Kindern im Durchschnitt noch um 
15,9 Prozent entlastet. Bei den Alleinerziehenden mit Kindern steigt die Entlastung in 
der Nettobetrachtung sogar auf 31,5 Prozent an, da der Rückgang der Kindergeld-
zahlung geringer ausfällt als bei den Ehepaaren mit Kindern. Grund hierfür ist das im 
Durchschnitt deutlich geringere Einkommen der Alleinerziehenden mit Kindern, so 
dass die Günstigerprüfung oft weiterhin zu Gunsten des Kindergelds ausfällt. Be-
trachtet man die prozentuale Nettoentlastung der sechs definierten sozialen Grup-
pen, so fällt auf, dass die drei größten Gruppen, Arbeiter und Angestellte, Rentner 
und Beamte mit einer Entlastung zwischen 11,9 und 11, 1 Prozent im Umfang der 
Durchschnitts entlastet werden. Selbständige und Pensionäre hingegen werden mit 
8,2 bzw. 8,5 Prozent unterdurchschnittlich und die Nichterwerbstätigen mit 21,7 Pro-
zent überdurchschnittlich entlastet. 

Nach der Analyse der Ergebnisse des Reformvorschlags aus dem Wahlprogramm 
wird nun der Vorschlag von Friedrich Merz untersucht. Tabelle 5-7 stellt wieder die 
Aufkommenswirkung bei einer Tarifänderung dem Gesamteffekt gegenüber. 

397 Im Wesentlichen ist dies die Kürzung des Arbeitnehmerpauschbetrags auf 840 Euro und die Begren-
zung der Senkung der Pendlerpauschale auf 25 Cent für maximal 50 Kilometer pro Tag. 



Tabe lle 5-7: Differenzen der Steuerbasis. des Einkommensteueraufkommens und des Kindergelds nach dem Zie lprogramm der Unionsparteien im 
Vergleich zum Status quo 

Status quo 1 Status quo Reine Tarilwlr1<Ung 
Volle Wiri<ung (Tarif und 

Vorschlag Men -
Bemessungsgrundlage) 

Vorsorgeaufwendungen SQ Steuer, Einkonmen Kinder-
Netto 

Steue r• Emkorrrnen- Kinder-
Netto 

Steuer- Einkon-men- Kinder- Netto 
basis --· geld basis s1euer' geld basis Sleuer' geld 

In Mio. Euro Di fferenz zu Status quo In Mio. Euro 

Insgesamt 916.682 174.204 -28.402 145.802 +9.053 -43.540 -1.759 -45.299 +34.785 -42.860 4.840 -38.020 

Haushaltstyp 
Alleinstehende ohne Kinder 164 .904 31 .715 0 31 .715 +233 -8 043 0 -8.043 •14 .979 -5 .882 0 -5.882 

Alleinstehende mit Kindern 28669 5.606 -3.469 2137 +164 -1 424 0 -1 424 -406 -1 .780 +528 -1.252 

Ehepaare ohne Kinder 236.558 45 143 0 45 143 +434 -1 1.398 0 -11 398 +18 935 -8 .974 0 -8.974 

Ehepaare mit Kindem 420 610 80.081 -23 284 56 797 +7 829 -19.598 -1.7 10 -21.308 -2 274 -23 462 +4 123 -19.339 

Sonstige Haushahe 6594 1 11659 -1 .649 10010 +393 -3077 -49 -3.126 3.551 -2 762 +189 -2.573 

Soziale Stellung • 
Arbeiter und Angestellte 534 590 94 721 -19365 75 356 +6434 -25877 -1 096 -26 973 +10.706 -26.613 +3.496 -23 117 

Beamte 72.029 13.567 -2.122 11.445 +842 -3627 -234 -3861 -281 -3.84 5 +614 -3.231 

Selbststandige 171 .898 53.651 ·2.444 51 .207 +1 .519 -10206 -404 -10 .610 +1.129 -9 .903 +596 -9.307 

Rentner 88.542 6.405 -656 5.749 •85 -1 939 -6 -1.945 +16.385 -954 •26 -928 

Pensionare 31 .561 4.156 -165 3.991 +49 -1 325 -2 -1.327 +2.648 -881 +59 -822 

Nichterwer1> stät1ge 18 063 1 705 -3650 -1 945 +123 -565 -17 -582 +4 198 -664 +49 -615 

i. des Famii 8f'IVOl'$tands • " AUS'M!IS als Bruttogröße (d h. flkluSive K,ndergeld) Veränderung Im Vergleich zum Status quo in Prozent 

1,0 -25,0 +6,2 -31,1 +3,8 -24,6 -17,0 -26,1 

+0.1 -25,4 0 -25 4 +91 -18.5 0 -18 ,5 

•0.6 -25.4 0 -66,6 -1,4 -31 ,8 -15,2 -58 ,6 

+0,2 -25.2 0 -25.2 +8.0 -19,9 0 -19 .9 

+1 ,9 -24.5 • 7.3 -37 .5 -0.5 -29,3 -17 ,7 -34 .0 

+0.6 -26,4 +3.0 -31.2 5,4 -23.7 -11.5 -25 ,7 

•1 .2 -27.3 +5.7 -35.8 +2,0 -28,1 -181 -30 .7 

+1 2 -26 ,7 +1 1,0 -33,7 -0,4 -28,3 -28 .9 -28 ,2 

+0.9 -19.0 +16.5 -20 7 +O 7 -18.5 -24.4 -18.2 

•0.1 -30,3 +0,9 -33 ,8 +18,5 -1 4.9 -4 .0 -16, 1 

+0,2 -31 .9 +1 ,2 -33.2 +8.4 -21 ,2 -35,8 -20.6 

Quelle: E,gene Berechnungen +0,7 -33.1 +0.5 -29.9 +23.2 -38,9 -1 .3 -31,6 
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Die gesamte Wirkung des Stufentarifs angewendet auf die Bemessungsgrundlage 
des SQ 2005 liegt bei 45,3 Mrd. Euro. Diese setzen sich aus Steuermindereinnah-
men von 43,5 Mrd. Euro und Mehrausgaben für das Kindergeld in Höhe von 1,8 Mrd. 
Euro zusammen. Der Aufkommensverlust fällt im Vergleich zum vorher beschriebe-
nen Vorschlag mit 16,9 Mrd. Euro Verlust mehr als doppelt so hoch aus. Ein Grund 
hierfür ist der um weitere drei Prozentpunkte niedrigere Spitzensteuersatz von 36 
Prozent. Mit ihm lassen sich aber nur rund fünf Mrd. Euro Ausfälle erklären.398 Die 
restlichen rund 23 Mrd. Euro ergeben sich über die Ausgestaltung des Tarifs als 
Stufentarif. Durch die Stufen fällt bildlich gesprochen die Fläche unter der Steuertarif-
funktion wesentlich kleiner aus.399 

Betrachtet man die Differenzen des vollständig umgesetzten Vorschlags von Merz 
mit der Rechtslage des Jahres 2005, so ergibt sich ein erstaunliches Ergebnis. Ob-
wohl die Bemessungsgrundlage im Vergleich zum Status quo um gut 34,8 Milliarden 
Euro verbreitert wurde, ergeben sich insgesamt weiterhin Steuermindereinnahmen 
von 38 Milliarden Euro. Es ist allerdings ersichtlich, dass diese Ausfälle im Wesentli-
chen durch den Tarif verursacht werden. Die Bürger werden dadurch im Durchschnitt 
insgesamt um 26, 1 Prozent entlastet. Wieder profitieren relativ betrachtet vor allem 
Alleinstehende und Ehepaare mit Kindern von der Reform. Sie werden um 58,6 bzw. 
34 Prozent entlastet. Bezogen auf die sozialen Gruppen profitieren die Arbeiter und 
Angestellten mit 30,7 Prozent überproportional, wohingegen die Rentner lediglich um 
16,2 Prozent entlastet werden. 

Verteilungswirkungen 
Nach der Betrachtung der Aufkommenswirkung sollen nun auch die Verteilungseffek-
te analysiert werden. Einen ersten Überblick geben hierzu die Durchschnittssteuer-
sätze verschiedener Einkommensklassen in Abbildung 5-5.400 Die Durchschnitts-
steuersätze sind für einige Bruttoeinkommensklassen explizit ausgewiesen. Wie 
Abbildung 5-5 entnommen werden kann, ist durch beide Reformoptionen eine deutli-
che Entlastungswirkung für alle Haushalte zu konstatieren. So sinkt der Durch-
schnittssteuersatz insgesamt unter den Annahmen des Wahlprogramms der Unions-
parteien um 2,5 Prozentpunkte von 19 auf 16,5 Prozent und im Vorschlag Merz 
sogar um 5,2 Prozentpunkte auf 13,8 Prozent. Dabei fällt die Entlastung in den Brut-
toeinkommensklassen bis 50.000 Euro geringer und in den Bruttoeinkommensklas-
sen darüber höher aus als im Durchschnitt. 

398 Dieser Wert ergibt sich als Differenz der Tarifwirkung des Union Sofortprogramms mit einem Spit-
zensteuersatz von 36 Prozent und dem Union Wahlprogramm mit 39 Prozent Spitzensteuersatz. 
399 Zu einem ähnlichen Ergebnis kommen auch Bach et al. (2004) in Untersuchungen mit dem Einkom-
mensteuer-Mikrosimulationsmodell des DIW, dem die Daten der Lohn- und Einkommensteuerstatistik zu 
Grunde liegen. Dort werden die tarifbedingten Ausfälle in der hier verwendeten Abgrenzung als Netto-
größe mit 46,5 Mrd. Euro beziffert. Boss/Elender (2004) errechnen mit ihrem Modell sogar einen tarifbe-
dingten Steuerausfall von 50,8 Mrd. Euro. 
400 Es werden wie im SQ 2005 Durchschnittssteuersätze bezogen auf die Bruttosteuerzahlung inklusive 
Solidaritätszuschlag betrachtet. Dadurch liegt der Durchschnittssteuersatz für die höchsten Einkommen 
über dem jeweiligen Spitzensteuersatz. Dies gilt ebenso für alle im weiteren Verlauf betrachteten Re-
formvorschläge. 
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Abbildung 5-5: Durchschnittssteuersätze beider Unionstarife im Vergleich zum Status quo 
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Quelle: Eigene Berechnungen. 
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Zur Veranschaulichung der relativen Belastungsveränderungen soll die Veränderung 
der Lastkoeffizienten im Vergleich zum Status quo in Abbildung 5-6 betrachtet wer-
den.401 Wie in Abschnitt 5.1.1 erklärt, gibt der Lastkoeffizient an, inwieweit der Anteil 
am Bruttoeinkommen einer Einkommensklasse dem Anteil der Steuerlast dieser 
Einkommensgruppe entspricht. Die Veränderung der Lastkoeffizienten spiegelt daher 
die resultierende relative Be- oder Entlastungswirkung der verschiedenen Einkom-
mensklassen durch eine Steuerreform wider. In Abbildung 5-6 wird deutlich, dass die 
Einkommen bis in die Bruttoeinkommensklasse 80.000 bis 90.000 Euro relativ zur 
derzeitigen Besteuerung entlastet werden, die Einkommen darüber hingegen einer 
höheren relativen Steuerbelastung unterliegen. Dieses Ergebnis ist angesichts der 
Tatsache, dass alle, insbesondere die hohen Einkommensklassen, entlastet werden, 
zunächst verwunderlich, lässt sich aber schlicht mit dem überproportional gesunke-
nen Gesamtsteueraufkommen erklären, das in die Berechnung des Lastkoeffizienten 
mit eingeht. 

40 ' Zur Berechnung wird wie im SQ 2005 die Bruttosteuerzahlung herangezogen. 
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Abbildung 5-6: Veränderung der Lastkoeffizienten der Unionstarife im Vergleich zum Status quo 
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Quelle: Eigene Berechnungen. 

Weiteren Aufschluss über die Verteilungswirkungen geben die in Tabelle 5-8 darge-
stellten Steuennehr/-minderzahlungen der Haushalte im Reformszenario des Wahl-
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programms der Unionsparteien im Vergleich zum Status quo.402 Im untersten Ein-
kommenssegment zeigt sich bei allen Haushaltstypen keine Veränderung, da die 
Freistellung des Existenzminimums in beiden Systemen die Steuerzahlung aus-
schließt. Darüber hinaus ist eine Entlastung für alle Hauhaltstypen zu konstatieren, 
wobei die Gruppe der Ehepaare mit Kindern absolut am meisten profitiert. Die Ent-
lastung fällt für die Gruppen mit Kindern zur jeweiligen Referenzgruppe ohne Kinder 
ebenfalls über alle Einkommensklassen durchgehend höher aus. Die hohe Entlas-
tungswirkung in der obersten Einkommensklasse mag vielleicht auf den ersten Blick 
als ungerecht wahrgenommen werden, allerdings muss auch berücksichtigt werden, 
dass bereits geringe Steuersatzänderungen eine hohe absolute Änderung der Steu-
erzahlungen bei dieser Gruppe implizieren. Setzt man nämlich die absolute Verände-
rung der Steuerzahlung ins Verhältnis zur Steuerlast im SQ 2005, und betrachtet die 
relative Entlastung der jeweiligen Gruppe, so sinkt diese im betrachteten Fall mit 
zunehmenden Einkommen. 

Tabelle 5-8: Veränderung der durchschnittlichen Steuerzahlungen pro Haushalt nach dem 
Wahlprogramm der Unionsparteien im Vergleich zum Status quo - differenziert nach Haushalts-
typ und Bruttoeinkommensklasse 

Alle Haus- Allein- Allein- Ehepaara Ehepaare Sonstige stehende stehende halte ohne Kinder mit Kindarn ohne Kinder mit Kindern Haushalte 
Bruttoeinkommensklasse 

in Tausend Euro in Euro pro Haushalt 

0- 10 0 0 0 

10 - 15 -7 -8 -15 0 0 

15- 20 -42 -54 -141 0 0 

20-25 -145 -280 -311 -7 -27 -42 

25 - 30 -274 -575 -453 -59 -148 -108 

30 -40 -541 -886 -918 -321 -494 -228 

40 -50 -966 -1.278 -1.220 -1 .059 -976 -422 

50 -60 -1.323 -1 .674 (-1.333) -1 .439 -1.411 -633 

60-70 -1 .740 -1 .771 (-1 .855) -1 .692 -1 .983 -818 

70 - 80 -2.088 -2.217 -1 .995 -2.381 -994 

80-90 -1 .997 -2 .605 -2.034 -1 .076 

90 • 100 -2.106 -3.166 -1.911 (-1 .225) 

100 · 120 -2.363 -3.335 -2.272 (-1 .344) 

120 - 250 -3.657 -4.567 -3.624 (-1.865) 

250 - 500 -10.531 -15.336 -9.11 8 
500 und mehr (-48.395) 

Durchschnitt (gewichtet) -981 -481 -706 -1.053 -1.520 -552 

-: weniger als 25 auswertbare Fälle;/: weniger als 50 auswertbare Fälle; ( ... ): weniger als 100 auswertbare Fälle. 

Quelle: Eigene Berechnungen. 

402 Es ist jeweils die absolute Differenz zwischen der Bruttosteuerzahlung im SQ 2005 und dem Reform-
szenario ausgewiesen. Die Ergebnisse für die sozialen Gruppen und den Vorschlag Merz sind in Tabelle 
7-6 bis Tabelle 7-8 im Anhang abgebildet. 
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Es bleibt festzuhalten, dass die untersuchten Reformvorschläge der Union hinsicht-
lich ihrer Entlastungswirkung für die Bürger zunächst positiv zu bewerten sind, da die 
Steuerlast durchweg sinkt. Die Tatsache, dass hauptsächlich Eltern mit Kindern 
entlastet werden, ist aus verteilungspolitischen Gründen grundsätzlich ebenfalls 
positiv zu beurteilen. Da die Steuererleichterung über einen Freibetrag realisiert wird, 
nimmt die absolute Entlastungswirkung mit steigendem Einkommen zu. Prozentual 
werden vor allem die mittleren Einkommen entlastet. In der absoluten Höhe der Ent-
lastungswirkung hingegen unterscheiden sich die beiden Vorschläge massiv. Auf-
grund des Stufentarifs und der niedrigen Steuersätze ist die Wirkung des Vorschlags 
von Merz deutlich höher. Dies wirkt sich natürlich auch auf die Steuerausfälle aus, 
die der Staat verkraften muss. Diese sind im Bereich der Einkommensteuer mit 38 
Mrd. Euro im Vorschlag Merz sehr hoch und von daher zumindest kurzfristig kaum 
tragbar. Ob die hier nicht betrachteten Änderungen im Bereich der Unternehmensbe-
steuerung wie beispielsweise die Reduktion von Möglichkeiten zur Abschreibung zu 
nennenswerten Mehreinnahmen führen, ist ungewiss.403 Insgesamt bräuchte es 
daher einen kräftigen Wachstumsimpuls, um diese Ausfälle zu kompensieren. Die 
knapp 16 Mrd. Euro Steuerausfälle durch den Steuerreformvorschlag im Union 
Wahlprogramm sind deutlich moderater und könnten durch die vorgesehene Einfüh-
rung einer Abgeltungssteuer nochmals um knapp fünf Mrd. Euro reduziert werden.404 

5.1.3 Berliner Entwurf der FDP 
Die aktuellste Version des Steuerreformvorschlags (Berliner Entwurf) der FDP aus 
dem Jahr 2005 wurde in Abschnitt 4.2.2 bereits ausführlich beschrieben. Er basiert 
auf dem ursprünglichen Berliner Entwurf aus dem Jahr 2003 und enthält neben einer 
Erweiterung um einen Vorschlag zur Reform der Unternehmensbesteuerung vor 
allem neue (höhere) Obergrenzen im Bereich der abzugsfähigen Sonderauf-
wendungen sowie einen um 200 Euro höheren Grund- und Kinderfreibetrag in Höhe 
von 7.700 Euro.405 Der Kasten auf der folgenden Seite gibt noch einmal einen Über-
blick über die wesentlichen Annahmen des Berliner Entwurfs aus dem Jahr 2005. 

Bevor die Ergebnisse des Berliner Entwurfs 2005 im weiteren Verlauf beschrieben 
und analysiert werden, soll kurz die Aufkommenswirkung dieser Änderungen quanti-
fiziert werden. In Tabelle 5-9 sind daher die Kennziffern beider Varianten bei voller 
Umsetzung im Jahr 2005 vergleichend gegenübergestellt. 

403 Durch die Reduzierung von Abschreibungen sollen sechs Mrd. Euro Mehreinnahmen generiert 
werden. Diese sind in den vorliegenden Berechnungen nicht abgebildet. Dennoch erscheinen die im 
ursprünglichen Vorschlag genannten Steuermehreinnahmen von 35 bis 40 Mrd. Euro als deutlich zu 
hoch gegriffen. Vgl. Merz (2003). 
404 Dies gilt, wenn man davon ausgeht, dass die Abgeltungssteuer mit den im Konzept 21 der CSU 
formulierten Eckdaten eingeführt wird. Vgl. Tabelle 5-5. 
405 Die Maßnahmen zur Reform der Unternehmensbesteuerung wurden im Rahmen der Berechnungen 
nicht berücksichtigt, da im Rahmen des in Abschnitt 3.2 vorgestellten Mikrosimulationsmodells aufgrund 
der vorhandenen Datenbasis ausschließlich private Haushalte veranlagt werden können. 
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Tabelle 5-9: Unterschied im Steueraufkommen zwischen dem Berliner Entwurf 2003 und 2005 

FDP Berliner Entwurf Steuerbasis Einkommen- Kindergeld Abgeltung&• 
&teuer • &teuer 25% 

in Mio. Euro 

Version 2003 voll umgesetzt 1.039.596 148.684 -38.789 10.303 

Version 2005 voll umaesetzt 1.026.221 144.220 -38.779 10.303 

Diflerenz 13.375 4.464 -10 0 

• Ausweis als Bruttogröße (d.h. inklusive Kindergeld) 

Quelle: Eigene Berechnungen. 

Steuertarif 

Kinderfreibetrag 

Kindergeld 

Vorsorgeaufwendungen 

Besteuerung der 
Alterseinkünfte 

Sonstige Abzüge 

Kapitaleinkünfte 

Annahmen des Berliner Entwurfs der FDP 

Stulentarif mit einem Grenzsteuersatz von 15 Prozent oberhalb des 
Grundfreibetrags i. H. v. 7.700 Euro, 25 Prozent ab 15.001 Euro und 
einem Spitzensteuersatz von 35 Prozent über 40.000 Euro. 

Der Kinderfreibetrag beträgt 7. 700 Euro. 

Das Kindergeld wird auf 200 Euro angehoben. 

Vorsorgeaufwendungen sind maximal im Umfang des Höchstbeitrags 
zur gesetzlichen Rentenversicherung abzugsfähig. Beträge zur priva-
ten Altersvorsorge können bei Nichtausschöpfung angerechnet wer-
den. 

Der Versorgungsfreibetrag und der Altersentlastungsbetrag entfallen. 

Für die private Alters- und Risikovorsorge können bis zu 2.500 Euro 
geltend gemacht werden. 

Die Beträge zur Kranken- und Pflegeversicherung sind in Höhe von 
maximal 18 Prozent der Beitragsbemessungsgrenze abzugsfähig. 

Der Versorgungsfreibetrag und der Altersentlastungsbetrag entfallen. 

Alterseinkünfte unterliegen vollständig der nachgelagerten Besteuer-
ung 

Es wird eine Aufwendungspauschale von pauschal 2 Prozent der 
steuerpfl ichtigen Einnahmen (mindestens 200 Euro, maximal 5.000 
Euro) gewährt. 

Abgeltungssteuer i. H. v. 25 Prozent auf Zinsen. 

Dividenden sind steuerfrei. 

Der Sparerfreibetrag entfällt. 

Es wird sichtbar, dass die höheren Abzugsmöglichkeiten zu einem Rückgang des 
Steuerauskommens um knapp 4,5 Mrd. Euro führen. Volle Umsetzung bedeutet in 
diesem Fall, dass die nachgelagerte Besteuerung von Alterseinkünften bei gleichzei-
tiger Abzugsfähigkeit der Vorsorgeaufwendungen bereits im Jahr 2005 zu 
100 Prozent umgesetzt ist. Es wird aber kein Übergangsszenario unterstellt.406 Die-
ses Vorgehen ist notwendig, um den Vorschlag in seiner vollen Wiri<ung beurteilen 

406 Zumindest für die Altersgrundvorsorge wird dies im Berliner Entwurf auch so formuliert. Vgl. Solms (2005). 
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zu können.407 Im Unterschied zu Abschnitt 5.1.2 wird daher nicht von den Regelun-
gen des AltEinkG ausgegangen,4°8 was bei der Beurteilung der Ergebnisse zu be-
rücksichtigen ist.409 Das Aufkommen der Abgeltungssteuer in Höhe von 10,3 Mrd. 
Euro ist unabhängig von jeglichen Änderungen, da diese an der Quelle erhoben wird. 
Im Vorschlag der FDP ist darüber hinaus auch keine Veranlagungsoption vorgese-
hen.410 

Darüber hinaus ermöglicht der Berliner Entwurf einen wesentlich höheren Abzug 
von Vorsorgeaufwendungen. Tabelle 5-10 gibt einen Überblick über das Ausmaß des 
zusätzlich möglichen Abzugs bei vollständiger Umsetzung der nachgelagerten Be-
steuerung, wie sie gemäß dem SQ 2005 erst im 2040 der Fall wäre. Für diesen Ver-
gleich wurden bei der Berechnung des Steueraufkommens gemäß des Berliner Ent-
wurfs einmal die im Vorschlag angenommen Vorsorgeaufwendungen und zum 
Zweiten die gemäß dem SQ 2005 gültigen Werte verwendet. 

Tabelle 5-10: Unterschied im Steueraufkommen des Berliner Entwurts 2005 bei unterschiedli-
cher Abzugsfäh igkeit von Vorsorgeaufwendungen 

FDP Berliner Entwurt Steuerbasis 

Vorsorgeaufwendungen SQ 1.099.383 

Vorsoraeaufwendunaen FDP 1.026.221 

Differenz -73. 161 

• Ausweis als Bruttogröße (d.h. inklusive Kindergeld) 

Quelle: Eigene Berechnungen. 

inkommen- Kind ld Abgeltunga-
&teuer • erge ateuer 25% 

in Mio. Euro 

159.630 -38.502 10.303 

144.220 -38.779 10.303 

-15.410 277 0 

Es zeigt sich, dass das Steueraufkommen unter Berücksichtigung der Vorsorgeauf-
wendungen des FDP Vorschlags um ca. 15 Mrd. Euro niedriger ausfällt. Dies liegt an 
der im Vergleich zum SQ 2005 deutlich ausgeweiteten Abzugsfähigkeit dieser Son-
deraufwendungen im Berliner Entwurf, wie sie in Abschnitt 4.2.2 bereits erläutert 
wurde. Ein grundlegender Unterschied zum Status quo besteht darin, dass im Vor-
schlag der FDP die Arbeitgeberbeiträge zu den Sozialversicherungen als Bestandteil 
des Bruttoeinkommens grundsätzlich in die Bemessungsgrundlage einbezogen wer-
den und im Gegenzug die Beiträge bis zur Bemessungsgrenze als Sonderaufwand 
abgezogen werden können. Konkret heißt das z.B., dass Beiträge zur Altersvorsorge 
im Umfang des Höchstbeitrags zur gesetzlichen Rentenversicherung abzugsfähig 
sind. Dies gilt nicht nur für Arbeitnehmer, die in der gesetzlichen Rentenversicherung 
pflichtversichert sind, sondern beispielsweise auch für Selbständige. Arbeitnehmer, 

407 Dies führt vor allem bei den Rentnerhaushalten zu hohen Mehrbelastungen, auf die im weiteren 
Verlauf noch eingegangen wird. 
408 Das bedeutete auch, dass der Altersentlastungsbetrag und der Versorgungsfreibetrag mit sofortiger 
Wirkung entfallen. 
409 Wenn man von den im SQ 2005 abzugsfähigen Vorsorgeaufwendungen ausgeht beträgt der Unter-
schied im Bruttosteueraufkommen zwischen dem Abzug gemäß des AltEinkG und der vollen nachgela-
gerten Besteuerung im betrachteten Fall ca. 5 Mrd. Euro. 
410 Die 10,3 Mrd. sind nicht die Mehreinnahmen der Abgeltungssteuer auf Zinserträge, sondern die 
Gesamteinnahmen. Die Mehreinnahmen liegen bei ca. drei Mrd. Euro. 
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die unterhalb der Beitragsbemessungsgrenze verdienen, können die Differenz zwi-
schen ihrem Pflichtbeitrag und dem Höchstbeitrag in die private Altersvorsorge ein-
zahlen und diese Beiträge steuermindernd geltend machen. 

Aufkommenswirkungen 
Nachdem die den Berechnungen zugrunde liegenden Annahmen des Berliner Ent-
wurfs nun umrissen sind, soll im nächsten Schritt zunächst die reine Tarifwirkung des 
von der FDP vorgeschlagenen Tarifverlaufs untersucht werden indem analog zum 
Vorgehen im vorherigen Abschnitt dieser Tarif auf die Bemessungsgrundlage des SQ 
2005 angewandt wird. Es zeigt sich in Tabelle 5-11 auf der folgenden Seite, dass 
insgesamt mit Steuerausfällen in Höhe von rund 31 Mrd. Euro zu rechnen ist. Davon 
gehen 1,5 Mrd. Euro auf das Konto höherer Kindergeldzahlungen, die aus der durch 
die niedrigeren Steuersätze reduzierten Wirkung der Kinderfreibeträge resultieren, so 
dass mehr Haushalte als bisher Kindergeld bekommen. Die Differenz in Höhe von 
knapp sieben Mrd. Euro in der Steuerbasis resultiert unter anderem aus der verän-
derten Ausgangslage für die Günstigerprüfungen bei Riesterzulagen und Kindergeld. 
Die Bruttoentlastung durch den Tarif liegt bezogen auf alle Haushalte bei 16,9 Pro-
zent. Mit einer Reduktion der Steuerzahlung um 16,2 bis 17,7 Prozent profitieren 
hiervon alle Haushaltstypen ungefähr im gleichen Maß. Ein nicht ganz so einheitli-
ches Bild ergibt sich für die Bruttoentlastung der sozialen Gruppen. Sie bewegt sich 
zwischen 16,6 Prozent für Beamte sowie Selbständige und 18,9 Prozent für Pensio-
näre, bei denen sich der höhere Grundfreibetrag und der niedrige Eingangssteuer-
satz besonders auswirken. Die Nettoentlastung liegt bezogen auf alle Haushalte bei 
21,3 Prozent. So bewirkt die Berücksichtigung der höheren Kindergeldzahlungen 
eine Nettoentlastung der Alleinstehenden (Ehepaare) mit Kindern um 45,9 (25,4) 
Prozent. Bei den sozialen Gruppen verändert sich die prozentuale Entlastungswir-
kung gemäß den Kindergeldzahlungen. Die Nettoentlastung liegt zwischen 17 Pro-
zent für Nichterwerbstätige und 22,6 Prozent für Arbeiter und Angestellte. 

Betrachtet man hingegen den vollständig umgesetzten Entwurf (vgl. Tabelle 5-11 ), 
so wäre aufgrund der um fast 11 0 Mrd. Euro höheren Bemessungsgrundlage auch 
mit wesentlich höheren Steuereinnahmen zu rechnen. Angesichts eines Rückgangs 
des Bruttosteueraufkommens um lediglich 19,7 Mrd. Euro bestätigt sich dies auch 
auf den ersten Blick.411 Bezieht man aber die um 10,4 Mrd. Euro höheren Kinder-
geldzahlungen in die Betrachtung mit ein, ergeben sich Nettosteuerausfälle in Höhe 
von 30, 1 Mrd. Euro.412 

411 Das Aufkommen der Abgeltungssteuer wird im weiteren Verlauf immer zum Einkommensteuerauf-
kommen addiert und generell nicht gesondert ausgewiesen. Im Einzelnen wird jedoch in der Argumenta-
tion auf die Effekte der Abgeltungssteuer eingegangen. 
412 Zu einem ähnlichen Ergebnis kommen auch Bach et al. (2004). Hier wird die reine Tarifwirkung mit 
28,2 Mrd. Euro beziffert. Insgesamt werden die Steuerausfälle unter Berücksichtigung des Kindergelds 
mit 27,8 Mrd. Euro beziffert. Boss/Elender (2004) errechnen mit ihrem Modell Mindereinnahmen von 
insgesamt 28,5 Mrd. Euro. Die von der FDP veranschlagten 17 bis 19 Mrd. Euro Entlastungsvolumen für 
den Berliner Entwurf 2005 erscheinen daher zu niedrig. Vgl. Solms {2005). 



Tabelle 5-11 : Veränderung der Steuerbasis, des Einkommensteueraufkommens und des Kindergelds nach dem Berliner Entwur1 der FD P im Vergleich zum 

Status quo 

Status quo Reine Tarifwirl<ung 
Voile Wirkung (Tarif und 

Status quo/ Bemessungsgrundlage) 

FDP Berliner Entwur1 Steuer- Einkomnen Kinder- Steuer- Ei~ Kinder- Steuer- Einkonmen Kinder-
basls - · geld 

Netto 
basls steuer• geld 

Netto 
basls --· geld Netto 

in Mio. Euro Differenz ,u Status quo in Mio. Euro 

Insgesamt 916.682 174.204 -28.402 145.802 +6.747 -29.476 -1.518 -30 .994 +1 09.540 -19,681 -10.JTT -30.058 

Haushaltstyp 
Alle instehende ohne Kinder 164 .904 31.7 15 0 31 715 +100 -5.535 0 -5.535 +43.647 -4 7 0 -47 

Allernstehende mi1 Kindem 28.669 5 .606 -3.469 2137 +80 -960 0 -980 +2.546 -823 -868 -1.691 

Ehepaare ohne Kinder 236 558 45.143 0 45.143 +247 -7.977 0 -7.977 +46.265 -3.299 0 -3.299 

Ehepaare mit Kindern 420 610 80 08 1 -23.284 56 797 +6.064 -12.955 -1 .476 -1 4 .431 +7.069 -14.687 -8992 -23.679 

Sonslige Haushalte 65 941 11659 -1.649 10010 +256 -2 .029 -4 2 -2 071 +10.013 -824 -518 -1.342 

Soziale Stellung ' 
Ame~er und Angestellle 534 .590 94.72 1 -19.365 75356 +4 742 -16.060 -960 -17 .040 -2.750 -20.018 -7043 -27 .061 

Beamte 72 .029 13 567 -2.122 11 445 •684 -2 .257 -200 -2 457 +1.817 -1.496 -879 -2.375 

Selbstsländrge 171.896 53.651 -2 444 51 207 ... 1 157 -8 885 -313 -9.198 -7739 -10.691 -1.137 -11828 

Rentner 88 .542 6 .405 -656 5 749 -,. 45 -1 174 -6 -1.1 80 +82 484 ... 10.421 -199 +10 222 

Pensionäre 31 .561 4.156 -165 3991 +29 -787 -2 -789 +5.275 +720 -51 +669 

Nrchterwemstatige 18.063 1.705 -3.650 ·1945 +90 -313 -17 -330 -,.JQ.4 53 ... 1.384 -1.068 +316 

• des Fami~envorMands . 111 AusYieis als 8Mtogroße ld.h. inkL!sive Kindergeld~ Veränderung Im Vergleich zum Status quo In Prozen t 

+0,7 -16,9 +5,3 -21 ,3 + 11 ,9 -11 ,3 +36,5 ·20,6 

1 

+0,1 -1 7.5 0 -17.5 +26.5 -0.1 0 -0, 1 

+03 -17.5 0 -45,9 +8.9 -14 7 +25.0 -791 
+0,1 -1 7.7 0 -1 7.7 +1 9.6 -7.3 0 -7,3 
... , .4 -16.2 +6,3 -25,4 ... 1.7 -183 1-38.6 -41 ,7 

1'0,4 -17 4 +2 5 -20.i +15,2 -71 +31,4 -13.4 

1 

+0.9 -17,0 •5 1 ·22.6 -0.5 -21.1 +36,4 -35,9 

•0 9 -16.6 +9 4 -21,5 +2,5 -110 -+41,4 -20.8 

+0.7 -16,6 +128 -18.0 -4.5 -19.9 +46.5 -23.1 

• 0.1 -18.3 +O 9 -20.5 • 93.2 • 162,7 • 30.3 • 1n.a 

+O 1 -1 8,9 +1 2 -19.8 +16,7 +- 17.3 +30,9 +168 

Quelle: Ei9ene Berechnungen +0,5 -18.4 •0 5 -17.0 +168,6 +81 2 +29,3 +162 
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Grund für den massiven Anstieg der Kindergeldzahlungen ist die von der FDP vorge-
sehene Erhöhung des Kindergelds auf 200 Euro. Dadurch werden vor allem Eltern 
mit Kindern entlastet. Ihre Bruttoentlastung liegt aufgrund des höheren Kinderfreibe-
trags für Alleinstehende bei 14,7 Prozent und für Ehepaare bei 18,3 Prozent; berück-
sichtigt man das Kindergeld reduziert sich die Nettosteuerlast der Alleinstehenden 
mit Kindern um 79, 1 Prozent auf weniger als ein Viertel und die der Ehepaare mit 
Kindern halbiert sich fast und sinkt um 47, 1 Prozent. Alleinstehende (Ehepaare) ohne 
Kinder werden um 0, 1 (7,3) Prozent entlastet. 

Die größte Belastung durch die Reform erfahren wegen der vollen nachgelagerten 
Besteuerung die Rentner. Sie müssten nach der Reform fast dreimal so viel Steuern 
zahlen wie im Status quo.413 Allerdings ist dieser Vergleich so nicht möglich, da im 
Status quo lediglich die Hälfte der Alterseinkünfte der Besteuerung unterliegt. Somit 
werden „Äpfel mit Birnen" verglichen.414 Insgesamt betrachtet liegt der Durch-
schnittssteuersatz der Rentner mit deutlich unter zehn Prozent auf einem recht nied-
rigen Niveau. Die Mehrbelastung der Pensionäre ist im Wesentlichen auf die Ab-
schaffung des Versorgungsfreibetrags durch den Berliner Entwurf zurückzuführen. In 
den unteren Einkommensklassen wirkt sich darüber hinaus noch die Abgeltungs-
steuer negativ aus, da im SQ 2005 durch den Sparerfreibetrag abgedeckte Kapitaler-
träge ab dem ersten Cent mit 25 Prozent besteuert werden. Auch Haushalte, deren 
Haushaltsvorstand als nichterwerbstätig eingestuft ist, werden brutto deutlich stärker 
belastet. 

Die Mehrbelastung im unteren Einkommensbereich resultieren in dieser Gruppe 
ebenfalls zu einem großen Teil aus der definitiven Besteuerung von Zinserträgen mit 
25 Prozent ab dem ersten Cent. Darüber hinaus kann sich der Wegfall sonstiger 
Steuervergünstigungen, wie z.B. der Pendlerpauschale auch in dieser Gruppe nega-
tiv auswirken, wenn im Haushalt Arbeitseinkommen erzielt wird. Betrachtet man die 
Nettosteuerbelastung, so bleibt aufgrund der höheren Kindergeldzahlungen eine 
moderate Mehrbelastung von 316 Millionen Euro und die Haushalte mit einem Brut-
toeinkommen unter 30.000 Euro werden im Durchschnitt von Steuerzahlern zu 
Transferempfängern. Die Mehrbelastung wird also von den wenigen Nichterwerbstä-
tigen Haushalten mit einem Bruttoeinkommen über 30.000 Euro getragen.415 Ihr 
Anteil liegt bei ca. acht Prozent. Bezogen auf alle Haushalte liegt die durchschnittli-
che Brutto- bzw. Nettosteuerentlastung bei 11,3 bzw. 20,6 Prozent. 

413 Zusätzlich wirkt sich in vielen Rentnerhaushalten auch die Abschaffung des Altersentlastungsbetrags 
negativ aus, wenn neben der Rente noch Erwerbseinkommen erzielt werden. 
414 Würde man im SQ 2005 die volle nachgelagerte Besteuerung unterstellen, fiele der Vergleich anders 
aus. In diesem Fall würden auch die Rentner von den niedrigeren Steuersätzen profitieren und weniger 
Steuern als im SQ 2005 zahlen. Es handelt sich somit um ein generelles Phänomen der nachgelagerten 
Besteuerung und nicht um einen besonderen Effekt des Reformvorschlags der FDP. Daher wird an 
dieser Stelle auf weitere Ausführungen verzichtet. 
415 Hier stimmt wohl teilweise auch das in der Datenbasis gesetzte Merkmal „nichterwerbstätig" nicht. 



152 Auswirkungen von Steuerreformen 

Verteilungswirkungen 
Eine erste Aussage über die Verteilungswirkung lässt sich wiederum mittels der 
Entwicklung des Durchschnittsteuersatzes machen. Abbildung 5-7 stellt die Entwick-
lung der Durchschnittssteuersätze des Status quo sowie der FDP gegenüber.416 

Abbildung 5-7: Durchschnittssteuersätze des Berliner Entwurfs im Vergleich zum Status quo 
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Quelle: Eigene Berechnungen. 
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In beiden Fällen steigt der Durchschnittssteuersatz mit zunehmendem Bruttoein-
kommen an und erfüllt somit die Forderung nach einer progressiven Besteuerung. 
Betrachtet man jedoch die jeweiligen Differenzen genauer, so fällt auf, dass der Vor-
schlag der FDP einen - wenn auch nur geringfügig - höheren Durchschnittsteuersatz 
im Bereich bis 25.000 Euro Bruttoeinkommen zur Folge hat. Dafür gibt es drei Grün-
de: Die nachgelagerte Besteuerung der Renten, die Ab9.eltungssteuer auf Zinserträ-
ge sowie die Reduktion des Sonderausgabenabzugs. Uber 30.000 Euro Bruttoein-
kommen steigt die resultierende Entlastungswirkung dann kontinuierlich an. 
Insgesamt liegt der Durchschnittssteuersatz mit 15, 1 Prozent um 3,9 Prozentpunkte 
unter dem SQ 2005. 

416 Es handelt sich um auf das Bruttosteueraufkommen (inklusive Solidaritätszuschlag) bezogene 
Durchschnittssteuersätze. Im FDP Vorschlag wird zudem das Aufkommen der Abgeltungssteuer dem 
Einkommensteueraufkommen hinzu gerechnet. 
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Abbildung 5-8: Veränderung des Lastkoeffizienten des Berliner Entwurfs im Vergleich zum 
Status quo 
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Zur Veranschaulichung der relativen Belastungsveränderungen soll auch hier die 
Veränderung der Lastkoeffizienten im Vergleich zum Status quo in Abbildung 5-8 
betrachtet werden.417 Es wird sichtbar, dass nicht nur die Einkommensklassen, die 
einem höherem Durchschnittssteuersatz als im SQ 2005 unterliegen, relativ zur der-
zeitigen Besteuerung belastet werden, sondern dass auch die Einkommen bis in die 
Bruttoeinkommensklasse 40.000 bis 50.000 Euro einer höheren relativen Steuerbe-
lastung unterliegen. Der Peak in der Bruttoeinkommensklasse 15.000 bis 20.000 
Euro ist das Ergebnis der nachgelagerten Besteuerung und Abgeltungssteuer. Die 
Bruttoeinkommen über 50.000 Euro werden hingegen relativ weniger belastet. Die-
ses Ergebnis spiegelt die überproportionale Bruttoentlastung der hohen Einkom-
mensklassen wider. Ab 70.000 Euro Bruttohaushaltseinkommen nimmt der Lastkoef-
fizient dennoch einen Wert größer eins an. 

Weiteren Aufschluss über die Verteilungswirkungen geben die in Tabelle 5-12 und 
Tabelle 5-13 dargestellten Steuermehr/-minderzahlungen im Reformszenario der 
FDP im Vergleich zum Status quo.418 

Tabelle 5-12: Veränderung der durchschnittlichen Einkommensteuerzahlungen pro Haushalt 
nach dem Berliner Entwurf der FDP im Vergleich zum Status quo • differenziert nach Haus-
haltstyp und Bruttoeinkommensklasse 

Alle Haue- Allein- Allein- Ehepaare Ehepaare Sonstige 
halte stehende stehende ohne Kinder mit Kindern Haushalte 

Bruttoeinkommensklasse ohne Kinder mit Kindern 

in Tausend Euro in Euro pro Haushalt 

0 - 10 +54 +58 +27 

10 - 15 +284 +352 +114 +133 +41 

15 - 20 +527 +783 +127 +215 +95 

20-25 +538 +845 -9 +619 +170 +145 

25-30 +433 +204 -29 +986 +258 +254 

30-40 +130 -505 -247 +1 .066 -19 +186 

40 - 50 -310 -1 .042 -406 +219 -435 +97 

50-60 -674 -1 .757 (-485) -480 -711 -172 

60- 70 -971 -2.168 (-1.298) -1 .120 -951 -323 

70-80 -1.268 -2.786 -1 .739 -1 .206 -463 

80-90 -1.300 I -2.589 -1 .007 -656 

90 - 100 -1.476 -3.164 -925 (-649) 

100-120 -1.952 -3.873 -1.52 1 (-637) 

120 - 250 -4.576 -6.550 -4.335 (-1.859) 

250 - 500 -14.670 -21.581 -12.790 

500 und mehr (-66.049) 

Durchschnitt (gewichtet) -450 -4 -326 -387 -952 -165 

- .. 
-: weniger als 25 auswertbare Fälle;/: weniger als 50 auswertbare Fälle; ( ... ): weniger als 100 auswertbare Fälle. 

Quelle: Eigene Berechnungen. 

417 Zur Berechnung wird wie im SQ 2005 die Bruttosteuerzahlung herangezogen. 
418 Es ist jeweils die absolute Differenz zwischen der Bruttosteuerzahlung im SQ 2005 und dem Reform-
szenario ausgewiesen. 
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Es wird sichtbar, dass das Reformkonzept deutliche Mehrbelastungen für die unteren 
Einkommensgruppen zur Folge hat. Ehepaare ohne Kinder werden sogar bis zu 
einem Bruttohaushaltseinkommen von 50.000 Euro stärker belastet als im SQ 2005. 
Die höchste Mehrbelastung müssen damit eindeutig die Haushalte ohne Kinder mit 
Bruttoeinkommen unter 50.000 Euro in Kauf nehmen. Dies ist nicht weiter verwun-
derlich, da es sich in diesem Einkommenssegment in vielen Fällen um Rentnerhaus-
halte handelt, die durch nachgelagerte Besteuerung belastet werden (vgl. Tabelle 
5-13). Darüber hinaus resultieren die Mehrbelastungen teilweise auch aus dem Weg-
fall der Pendlerpauschale und des Sparerfreibetrags sowie der Abgeltungssteuer. Bei 
abhängig Beschäftigten wirkt sich zusätzlich der im Vergleich zum SQ 2005 geringe-
re Arbeitnehmerpauschbetrag (hier: Aufwendungspauschale} aus.419 

Tabelle 5-13: Veränderung der durchschnittlichen Einkommensteuerzahlungen pro Haushalt 
nach dem Berliner Entwurf der FDP im Vergleich zum Status quo - differenziert nach sozialer 
Stellung und Einkommensklassen 

Arbeiter Nicht Er-
und Ange- Beamte Selbständige Rentner Pensionäre werbatätige Bruttoeinkommensklasse stellte 

in Tausend Euro in Euro 0ro Haushalt 

0- 10 / +83 +43 

10 - 15 +122 +407 +156 

15- 20 +47 (+255) / +854 +235 

20-25 -171 (-61) (+32) +1.157 (+582) +318 

25 - 30 -238 -100 -31 +1.285 +723 +510 

30 - 40 -436 -250 -260 +1.466 +899 +493 

40 - 50 -751 -504 -627 +1.329 +698 +319 

50 • 60 -1.071 -593 -998 +882 +540 (+196) 

60-70 -1.349 -701 -1 .322 +888 +558 / 

70-80 -1.667 -827 -1.721 +778 +436 

80 - 90 -1.744 -784 -1 .657 (+657) (+338) 

90 - 100 -1.683 -1.075 -2.411 / / 

100- 120 -2.075 -1.136 -3.039 / / 

120 • 250 -3.997 -2.195 -6.391 / / 

250 - 500 -12.344 -15.799 / / 

500 und mehr (-69.358) 

Durchschnitt (gewichtet) -980 -696 -3.447 +939 +521 +249 

-: weniger als 25 auswertbare Fälle;/: weniger als 50 auswertbare Fälle;( ... ): weniger als 100 auswertbare Fälle. 

Quelle: Eigene Berechnungen. 

Die in Tabelle 5-13 ausgewiesenen Mehrbelastungen der Pensionäre resultieren, wie 
bereits dargestellt, aus der Streichung des Versorgungsfreibetrags. Bei den Haushal-
ten mit Kindern wird die Mehrbelastung jedoch durch die höheren Kindergeldzahlun-

419 Im Vorschlag der FDP können zwei Prozent der steuerpflichtigen Einnahmen geltend gemacht wer-
den. D.h. bei steuerpflichtigen Einnahmen in Höhe von 46.000 Euro wird der im SQ 2005 gültige Arbeit-
nehmerpauschbetrag von 920 Euro angesetzt werden. 



156 Auswirkungen von Steuerreformen 

gen überkompensiert.420 Im Einkommensbereich über 120.000 Euro werden erheb-
lich höhere Entlastungen generiert als nach den Konzepten der Unionsparteien. Dies 
liegt an den im Vergleich noch niedrigeren Spitzensteuersatz von 35 Prozent und der 
Abgeltungssteuer auf Zinserträge in Höhe von 25 Prozent, von der höhere Einkom-
men stärker profitieren. 

Es bleibt festzuhalten, dass der Berliner Entwurf der FDP eine deutliche Entlastung 
für alle Haushalte mit einem Bruttohaushaltseinkommen oberhalb von 30.000 Euro 
mit sich bringt. Dies gilt insbesondere für Haushalte mit Bruttohaushaltseinkommen 
oberhalb von 40.000 Euro, die vom dem auf 35 Prozent gesenkten Spitzensteuersatz 
profitieren. Haushalte mit weniger Einkommen hingegen werden im Vergleich zum 
Status quo belastet. Dies liegt im Wesentlichen daran, dass diese Haushalte von der 
nachgelagerten Besteuerung der Renten, der Abgeltungssteuer auf Zinserträge so-
wie der Reduktion des Sonderausgabenabzugs, besonders getroffen werden. Auf 
der anderen Seite werden Haushalte mit Kindern aufgrund des auf 200 Euro erhöh-
ten Kindergelds zumindest netto entlastet. Die massiven Steuerausfälle in Höhe von 
rund 31 Mrd. Euro sind ohne Gegenfinanzierungsmaßnahmen zumindest kurzfristig 
kaum tragbar. Die von der FDP im Berliner Entwurf formulierten Sparmaßnahmen mit 
einem Gesamtvolumen von 12,5 Mrd. Euro reichen hierfür jedoch nicht aus.421 

5.1.4 Einfachsteuer des Heidelberger Steuerkreises 
Als nächster Vorschlag wird die in Abschnitt 4.2.3 vorgestellte Einfachsteuer des 
Heidelberger Steuerkreises auf ihre Aufkommens- und Verteilungswirkung hin unter-
sucht. In Tabelle 5-14 auf Seite 158 sind hierfür neben dem Staus quo wieder die 
Veränderung von Steuerbasis, Steueraufkommen und Kindergeld bei Anwendung 
des Steuertarifs der Einfachsteuer auf die Bemessungsgrundlage des SQ 2005 (rei-
ne Tarifwirkung), sowie die Werte bei voller Umsetzung des Vorschlags ausgewie-
sen.422 Der Kasten auf der folgenden Seite gibt noch einmal einen Überblick über die 
wesentlichen Annahmen der Einfachsteuer. 

Aufkommenswirkungen 
Die reine Tarifwirkung der im Vorschlag der Einfachsteuer gültigen Fiat Tax führt zu 
Nettosteuerausfällen von fast 41 Mrd. Euro. 2,8 Mrd. Euro resultieren aus zusätzli-
chen Kindergeldzahlungen, die sich im Rahmen der Günstigerprüfung aufgrund der 
geringeren Wirkung des Kinderfreibetrags bei einem Höchststeuersatz von 25 Pro-
zent ergeben. Die Brutto- bzw. Nettoentlastung beträgt bezogen auf alle Haushalte 
21,9 bzw. 28, 1 Prozent. 

420 Vgl. Tabelle 7.9 im Anhang. 
421 Vgl. Solms (2005). 
422 Insbesondere bedeutet dies, dass die nachgelagerte Besteuerung im Jahr 2005 bereits zu 100 
Prozent gilt und abzugsfähige Vorsorgeaufwendungen vollständig steuermindemd wirken. Das führt zu 
Steuermehreinnahmen von gut fünf Mrd. Euro die im Wesentlichen von den Rentnern aufgebracht 
werden. Darüber hinaus entfällt der Altersentlastungsbetrag für über 64jährige Arbeitnehmer sowie der 
Versorgungsfreibetrag für Pensionäre. Dies muss bei der Beurteilung der Ergebnisse berücksichtigt 
werden. 
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Flatrate mit 25 Prozent oberhalb des Grundfreibetrags von 10.000 
Euro. 

Ein Kinderfreibetrag wird nicht gewährt. 

Das Kindergeld beträgt 2.500 Euro pro Jahr. 

Arbeitnehmerbeiträge zur gesetzlichen Kranken- und Pflegever-
sicherung, sowie freiwillige Beiträge zur Kranken- und Pllegever-
sicherung sind voll abzugsfähig. Freiwillig Versicherte können Auf-
wendungen bis zur maximalen gesetzlichen Gesamtbeitragshöhe 
(Arbeitgeber- und Arbeitnehmeranteil) abziehen. 
Beiträge zur gesetzlichen und privaten Altersvorsorge stellen negati-
ve Einkünfte dar und gehen daher in vollem Umfang steuer-
mindemd in die Berechnung des Erwerbseinkommens (Sparbereini-
gung) ein. 
Der Versorgungsfreibetrag und der Altersentlastungsbetrag entfallen. 

Alterseinkünfte unterliegen vollständig der nachgelagerten Besteuer-
ung. 

Es wird eine Ausgabenpauschale von 1.200 Euro gewährt. 

Zinseinkünfte werden in die Veranlagung einbezogen, wenn sie 
oberhalb der marktüblichen Verzinsung liegen (Zinsbereinigung). 
Dividenden sind steuerfrei. 

Der Sparerfreibetrag entfällt 

Bei tarifbedingten Steuerausfällen in dieser Größenordnung spielt die Verbreiterung 
der Bemessungsgrundlage eine entscheidende Rolle, um den Vorschlag finanzierbar 
zu machen. Die um 180,2 Mrd. Euro breitere Bemessungsgrundlage im Vergleich 
zum Status quo übertrifft dann auch alle bisher betrachteten Vorschläge bei weitem 
und die Bruttosteuerausfälle belaufen sich nur noch auf 23,9 Mrd. Euro. Die Netto-
steuerausfälle liegen aufgrund der hohen zusätzlichen Kindergeldzahlungen aller-
dings wieder bei 37,4 Mrd. Euro und damit fast so hoch wie die reine Tarifwirkung. 
Die signifikant höheren Kindergeldzahlungen resultieren einerseits aus dem gestie-
genen Kindergeld von 2.500 Euro pro Jahr und Kind und andererseits aus der Tatsa-
che, dass keine Kinderfreibeträge mehr gewährt werden, sondern der Familienleis-
tungsausgleich ausschließlich über die Transferzahlung erfolgt.423 Aus dieser 
Gestaltung ergibt sich nicht nur eine klare Vereinfachung der Steueradministration 
durch den Wegfall der Günstigerprüfungen, sondern auch eine massive Entlastung 
von Haushalten mit Kindern. So werden Ehepaare mit Kindern bezogen auf die Net-
tosteuerzahlung im Durchschnitt um 48, 1 Prozent entlastet. Alleinstehende mit Kin-
dern zahlen bei einer Entlastung um 94,5 Prozent im System der Einfachsteuer zu-
mindest im Durchschnitt so gut wie keine Steuern mehr. Alleinstehende ohne Kinder 
hingegen werden lediglich um 1,7 Prozent entlastet. 

423 2.500 Euro entsprechen bei einem Steuersatz von 25 Prozent dem Freibetrag in Höhe von 10.000 
Euro für den Lebensgrundbedarf. 



Tabelle 5-14: Differenzen der Steuerbasis, des Einkommensteueraufkommens und des Kindergelds nach der Einfachsteuer im Vergleich zum Status quo 

Status quo Reine Tarlfwlrt<ung 
Volle Wirkung (Tarif und 

Status quo / Einfachsteuer 
Bemessungsgrundlage) 

Steuer- Einkommen Kinder-
Netto Steuer- Einkommen- Kinder-

Netto Steuer- Einkommen- Kinder- Netto basis ~-· geid basi s Steuer" geld basis steuer ' geld 

in Mio. Euro Differenz zu Status quo in Mio. Euro 

Insgesamt 916 .682 174.204 -28.402 145.802 +9.768 -38.1 58 -2.790 -40.948 +180.165 -23.855 -1 3.571 -37.426 

Haushaltstyp 
Alleinstehende ohne Kinder 164 904 31 715 0 31 715 +134 -7.187 0 -7.187 +60 324 -524 0 -524 
Alleinstehende mil Kindern 28 .669 5.606 -3.469 2.137 +21 -1.322 0 -1 .322 +5.537 -807 -1 .212 -2.019 
Ehepaare ohne Kinder 236.558 45.143 0 45.143 +290 -10.976 0 -10 .976 +67.527 -5 .771 0 -5.771 
Ehepaare mit KJndem 420.610 80.081 -23284 56.797 +9.033 -16.187 -2.727 -18 .91 4 +31.824 -15.608 -11709 -27 .317 
Sonstige Haushalte 65 941 11 .659 - 1649 10 010 +290 -2 .486 -Q2 -2.548 +14 952 -1.145 -QSQ -1 .795 
Soziale Stellung • 
Arbetter und Angestel~e 534 590 94.721 -19 365 75 356 +5.181 -16.766 -1 .476 -18 .242 +17 727 -19.341 -8.691 -28.032 
Beamte 72 .029 13.567 -2 122 11 445 +883 -2.127 -261 -2.388 +6 465 -€66 -1.085 -1.751 
Selbstständige 171 898 53.651 -244 4 51 207 +3.471 -16.437 -1.004 -17 441 •5 648 -16.345 -2.194 -18 .539 
Ren1ner 88 542 6 ,405 -Q56 5 749 +65 -1.595 -8 -1.603 +105.357 +10.455 -236 +10.219 
Pensionare 31.561 4.156 -165 3.991 +97 -843 -23 -866 +9 .993 +1.279 -89 •1 190 
Nichterwerbstätige 18 063 1.705 -3650 -1 945 +72 -388 -17 -405 +36 619 +1 .260 -1 796 -536 

• des Fam1benvorstonds • 11 Aus"Aeis als Bruttogröße td.n okkJS1ve Kindergeld) Veränderung im Vergleich zum Status quo in Prozent 

• 1,1 -21 ,9 +9,8 -28,1 +19,7 -13,7 +47 .8 -25.7 

+0.1 -22.7 0 -22 ,7 +36,6 -1 7 0 -1.7 
+0.1 -236 0 -Q1 ,9 +19.3 -14.4 +34 .9 -94 .5 
•0,1 -24 3 0 -24.3 +28.5 -12.8 0 -12 ,8 
+2,1 -202 ... ,,.1 -33.3 •7.6 - 19.5 •50 3 -48 ,1 
+0,4 -21 .3 +3 8 -25 ,5 +22.7 -9.8 +39.4 -17.9 

+1 ,0 - 17,7 +7.6 -24.2 +3.3 -204 +44 ,9 -37 ,2 
+1 .2 -15,7 +12.3 -20.9 +9.0 -4.9 •51 ,1 -15 ,3 
+2,0 -30,6 •41 1 -34 ,1 •3,3 -305 •89,8 -36,2 
+0.1 -24.9 ., 2 -27,9 +119,0 1632 +36.0 +177.8 
+0,3 -20.3 +13.9 -21 ,7 +31 ,7 30,8 +53 .9 +29.8 

Quelle : Eigene Berechnungen +0.4 -22.8 •O 5 -20,8 +202,7 73,9 +49.2 +27 ,6 
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Die größte Belastung durch die Einfachsteuer erfahren nach den Zahlen in Tabelle 
5-14 die Rentner. Sie müssten nach der Reform wegen der vollen nachgelagerten 
Besteuerung fast dreimal so viel Steuern zahlen wie im Status quo. Dieser Vergleich 
ist allerdings wie in Abschnitt 5.1.3 bereits erläutert so nicht korrekt.424 Die Mehrbe-
lastung der Pensionäre hingegen ist im Wesentlichen auf die Abschaffung des Ver-
sorgungsfreibetrags zurückzuführen. Auch Haushalte, deren Haushaltsvorstand als 
nichterwerbstätig eingestuft ist, werden brutto deutlich stärker belastet. Die Gründe 
für die Mehrbelastung in dieser heterogenen Gruppe sind vielfältig. Betrachtet man 
die Nettosteuerbelastung, so wird die Gruppe der Nichterwerbstätigen aufgrund der 
höheren Kindergeldzahlungen klar entlastet. Die durchschnittliche Brutto- bzw. Net-
tosteuerentlastung für alle Haushalte liegt bei 13, 7 bzw. 25, 7 Prozent. 

Verteilungswirkungen 
Die Abbildung der Durchschnittssteuersätze der Einfachsteuer und des SQ 2005 in 
Abbildung 5-9 zeigt, dass auch der Tarif der Einfachsteuer, obwohl er weitgehend 
proportional verläuft, der Forderung nach einem progressiven Steuersystem nach-
kommt. 425 

Abbildung 5-9: Durchschnittssteuersätze der Einfachsteuer im Vergleich zum Status quo 
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Quelle: Eigene Berechnungen. 

424 Um eine solche Situation zu vermeiden wird von Rose (2005) für die Einführung der Einfachsteuer 
ein Übergangszeitraum von maximal zehn Jahren vorgeschlagen. Daher wird an dieser Stelle auf weite-
re Ausführungen zur Mehrbelastung der Rentner verzichtet. 
425 Es handelt sich um auf das Bruttosteueraufkommen inklusive Solidaritätszuschlag bezogene Durch-
schnittssteuersätze. 
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Die Progressionswirkung wird hier durch die Berücksichtigung des Freibetrags für 
den Lebensgrundbedari erreicht. Die Mehrbelastung der Haushalte mit einem Brut-
toeinkommen unter 25.000 Euro im Vergleich zum SQ 2005 resultiert bei der Ein-
fachsteuer im Wesentlichen aus der vollen Besteuerung der Renten. Darüber hinaus 
spielt, wenn auch in wesentlich geringerem Ausmaß, der Wegfall von Sonderausga-
benabzugsmöglichkeiten, wie beispielweise der Pendlerpauschale, eine Rolle.426 

Eine deutliche Reduktion der durchschnittlichen Belastung eriahren aufgrund des 
Tarifverlaufs die Spitzeneinkommen. So beträgt die tarifäre Belastung maximal 25 
Prozent, im Vergleich zu vormals 42 Prozent. Der Durchschnittsteuersatz der Ge-
samtheit aller Haushalte von 13,7 Prozent liegt klar unter jenem des SQ 2005. 

Zur Veranschaulichung der relativen Belastungsveränderungen wird für die Ein-
fachsteuer wird die Veränderung der Lastkoeffizienten im Vergleich zum Status quo 
in Abbildung 5-10 auf der folgenden Seite betrachtet.427 Es wird sichtbar, dass alle 
Haushalte mit einem Bruttoeinkommen unter 70.000 Euro im Vergleich zum SQ 2005 
belastet werden. Die höchste Mehrbelastung in der Bruttoeinkommensklasse 15.000 
bis 20.000 Euro ist das Ergebnis der nachgelagerten Besteuerung. Für Bruttoein-
kommen zwischen 70.000 und 120.000 Euro ändert sich im Vergleich zum SQ 2005 
bezüglich des Lastkoeffizienten so gut wie nichts. Die Einkommen über 120.000 Euro 
hingegen unterliegen einer signifikant niedrigeren relativen Steuerbelastung als im 
SQ 2005. Dieses Ergebnis spiegelt die überproportionale Bruttoentlastung der Spit-
zeneinkommen wider. Ab 70.000 Euro Bruttohaushaltseinkommen nimmt der Last-
koeffizient dennoch einen Wert größer eins an. D.h. ab dieser Bruttoeinkommens-
klasse tragen die Haushalte einen höheren Anteil am Steueraufkommen, als es 
ihrem Anteil am Bruttoeinkommen entspricht. 

Die konkreten Verteilungswirkungen können an den in Tabelle 5-15 und Tabelle 
5-16 (vgl. Seite 162 und 163) dargestellten Steuermehr/-minderzahlungen der Haus-
halte im System der Einfachsteuer abgelesen werden.428 Es ist zu erkennen, dass 
die Einfachsteuer - wie schon der Berliner Entwuri der FDP - signifikante Mehrbe-
lastungen für Haushalte ohne Kinder in den Bruttoeinkommensklassen bis 50.000 
Euro zur Folge hat. Dies ist, wie aus Tabelle 5-16 hervorgeht, im Wesentlichen auf 
Mehrbelastung der Rentnerhaushalte durch die nachgelagerte Besteuerung und der 
Pensionäre durch den weggefallenen Versorgungsfreibetrag zu erklären.429 Die rela-
tiv geringe Mehrbelastung von Haushalten mit Kindern wird durch die deutlich höhe-
ren Kindergeldzahlungen im System der Einfachsteuer überkompensiert.430 Im Ein-
kommensbereich über 120.000 Euro werden aufgrund des Tarifverlaufs sowohl 
absolut als auch relativ betrachtet sehr hohe Entlastungen realisiert. Die relative 
Entlastung der Haushalte mit einem Bruttoeinkommen zwischen 120.000 und 
250.000 (250.000 und 500.000} Euro liegt bei 25 (35) Prozent. 

426 Die Verluste werden durch den im Rahmen der Einfachsteuer gewährte Pauschbetrag von 1.200 
Euro anstatt 920 Euro im SQ 2005 teilweise kompensiert. 
427 Zur Berechnung wird wie in Abschnitt 5.1.1 die Bruttosteuerzahlung herangezogen. 
428 Es ist jeweils die absolute Differenz zwischen der Bruttosteuerzahlung im SO 2005 und dem Reform-
szenario ausgewiesen. 
429 Dass die Belastung der Rentner und Pensionäre für Bruttoeinkommen zwischen 15.000 und 60.000 
Euro im Vergleich zum Vorschlag der FDP absolut betrachtet noch höher ausfällt, liegt am höheren 
Durchschnittssteuersatz der Einfachsteuer in diesem Bereich. 
430 Vgl. Tabelle 7-10 im Anhang. 
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Abbildung 5-10: Veränderung des Lastkoeffizienten der Einfachsteuer im Vergleich zum Status quo 

3,50 

3 ,00 
I 

2 ,50 
'E 
G> 
·;:; 2,00 
!E 
8 - - Status quo --Einfachsteuer 
~ 1,50 .. ., 
..J 

1,00 

0,50 

0,00 

,<::i ._<, ri,<::i _ri,<> ~<::, ~<::, 
<::, ' ,<::i ,<>' ri,<::i r,, ' ~<::, 'J; 

0 0,20 II) 

'E 
G> 0,00 ·;:. 

~ ·0,20 t ., 
..J ·0,40 
:, 
N 
N -0,60 C 
f 
i ·0,80 
i5 

Bruttoeinkommensklasse in Tsd. Euro 

Quelle: Eigene Berechnungen. 
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Tabelle 5-15: Veränderung der durchschnittlichen Steuerzahlungen pro Haushalt durch die 
Einfachsteuer im Vergleich zum Status quo • differenziert nach Hauhaltstyp und Bruttoein-
kommensklasse 

Alle Haus- Allein• Allein• Ehepaare Ehepaare Sonstige 
halte stehende stehende ohne Kinder mit Kindern Haushalte 

Bruttoeinkommensklasse ohne Kinder mit Kindern 

in Tausend Euro in Euro pro Haushalt 

0 • 10 +6 +8 -1 

10 • 15 +164 +221 +12 +2 0 

15- 20 +530 +878 +11 +19 +21 

20 - 25 +479 +1.088 +12 +190 -15 +39 

25 - 30 +355 +487 +46 +690 -108 +183 

30 - 40 +142 -251 -120 +1 .103 -196 +171 

40 - 50 ·112 -766 -204 +519 -252 +129 

50 -60 -405 -1 .746 (-191) +24 -432 -88 

60 - 70 ·697 -2.643 (•785) ·590 ·662 -181 

70 • 80 -958 ·4.023 ·1.173 -831 -341 

80 - 90 .975 I -1.946 ·635 .557 

90-100 -1 .232 -2 .645 -557 (-578) 

100 • 120 -1.698 ·3.561 -978 (·664) 

120 • 250 -5.565 -9.626 -4 .391 (-2.374) 

250 • 500 -25.862 -40.473 -21 .067 

500 und mehr (·142.544) 

Durchschnitt (gewichtet) -546 -43 -320 -677 · 1.01 1 -229 

-: weniger als 25 auswertbare Fälle;/: weniger als 50 auswertbare Fälle;( ... ): weniger als 100 auswertbare Fälle. 

Quelle: Eigene Berechnungen. 

Es bleibt festzuhalten, dass die Einfachsteuer des Heidelberger Steuerkreis trotz des 
niedrigen Spitzensteuersatzes von 25 Prozent und hoher Freibeträge Haushalte mit 
Bruttohaushaltseinkommen bis 25.000 Euro belastet. Dies liegt jedoch im Wesentli· 
chen an der unterstellten vollständig nachgelagerten Besteuerung der Renten. 
Haushalte mit Kindern werden durch das auf 2.500 Euro im Jahr erhöhte Kindergeld 
zumindest netto auf jeden Fall entlastet. Die hohen Kinderzahlungen sowie die tarif-
bedingten Steuerausfälle summieren sich jedoch auf insgesamt 37,4 Mrd. Euro. 
Insgesamt müsste die Einführung der Einfachsteuer daher einen kräftigen Wachs-
tumsimpuls mit sich bringen,431 um diese Ausfälle zu kompensieren. Ein anderer 
Weg wäre die vom Heidelberger Steuerkreis vorgeschlagene schrittweise Einführung 

431 Wachstumsimpulse durch die Einführung von Fiat Tax Steuersystemen werden in der steuertheoreti-
schen Literatur vielfältig diskutiert. So bieten Stokey/Rebelo (1995) beispielsweise einen Überblick über 
Studien, die den Wachstumsimpuls bei einem Übergang zu einer Fiat Tax in den untersuchen. Je nach 
konkreter Ausgestaltung des Übergangs ergibt sich eine Erhöhung der Wachstumsrate um 0,03 bis etwa 
acht Prozentpunkte. Für Deutschland berechnen Heer/frede (2003) in ihrer Simulationsanalyse eine 
Anstieg der Beschäftigung um zwei Prozent. Eine allgemeine theoretische Analyse der Beschäftigungs-
effekte von Steuerreformen findet sich bei Fuest (2000). 
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der Einfachsteuer, die sowohl die Aufkommens- als auch die Verteilungswirkungen 
stark abmildern würde.432 

Tabelle 5-16: Veränderung der durchschnittlichen Steuerzahlungen pro Haushalt durch die 
Einfachsteuer Im Vergleich zum Status quo - differenziert nach sozialer Stellung und Brutto-
einkommensklasse 

Arbeiter Nicht Er-und Ange- Beemte Selbständige Rentner Pensionäre werbstätige Bruttoeinkommensklaase atellte 

in Tausend Euro in Euro pro Haushalt 

0- 10 / +23 +7 

10 - 15 -79 +302 +98 

15- 20 -153 (+75) / +965 +270 

20- 25 -231 (-59) (+21) +1 .160 (+481) +263 

25- 30 -35 1 -5 1 -131 +1.307 +730 +413 

30 - 40 -510 57 -177 +1 .608 +1.351 +495 

40- 50 -586 -60 -330 +1.424 +1.383 +381 

50-60 -826 -85 -601 +915 +1.192 (+565) 

60 - 70 -1 .111 -196 -839 +846 +1.086 / 

70- 80 -1 .404 -261 -1 .183 +784 +855 

80-90 -1.430 -238 -1.133 (+573) (+754) 

90- 100 -1.414 -598 -2.230 / / 

100-120 -1.791 -611 -2.820 / / 

120 · 250 -4 .742 -2.323 -7.799 / / 

250 - 500 -21.733 -27.742 / / 

500 und mehr (- 151.949) 

Durchschnitt (gewichtet) -947 -310 -5.270 +942 +926 +227 

-: weniger als 25 auswertbare Fälle;/: weniger als 50 auswertbare Fälle; ( ... ): weniger als 100 auswertbare Fälle. 

Quelle: Eigene Berechnungen. 

5.1.5 Vorschlag von Kirchhof 
Im Folgenden soll der Vorschlag des ehemaligen Verfassungsrichters Paul Kirchhof 
auf seine Aufkommens- und Verteilungswirkung hin untersucht werden. In Tabelle 
5-17 auf Seite 166 ist hierfür neben dem Status quo die Veränderung von Steuerba-
sis, Steueraufkommen und Kindergeld bei Anwendung des Steuertarifs von Kirchhof 
auf die Bemessungsgrundlage des SQ 2005 (reine Tarifwirkung) sowie die Werte bei 
voller Umsetzung des Vorschlags ausgewiesen.433 Der Kasten auf der nächsten 
Seite gibt noch einmal einen Überblick über die wesentlichen Annahmen des Vor-
schlags von Kirchhof. 

432 Vgl. Rose (2005) und Petersen et al. (2005). 
433 Auch bei dem Reformvorschlag von Kirchhof wird unterstellt, dass die nachgelagerte Besteuerung im 
Jahr 2005 bereits zu 100 Prozent gilt und abzugsfähige Vorsorgeaufwendungen vollständig steuermin-
demd wirken. Das führt in diesem Fall zu Steuermehreinnahmen von mehr als drei Mrd. Euro, die im 
Wesentlichen von den Rentnern aufgebracht werden. Darüber hinaus entffallen auch hier der Altersent-
lastungsbetrag für über 64jährige Arbeitnehmer sowie der Versorgungsfreibetrag für Pensionäre. Dies 
muss bei der Beurteilung der Ergebnisse berücksichtigt werden. 



164 

Steuertarif 

Kinderfreibetrag 

Kindergeld 

Auswirkungen von Steuerreformen 

Annahmen des Vorschlags von Kirchhof 

Stufentarif mit einem Grenzsteuersatz von 15 Prozent oberhalb des 
Grundfreibetrags von 8.000 Euro, 20 Prozent ab 13.001 Euro und 
einem Spitzensteuersatz von 25 Prozent über 18.000 Euro (Flatrate 
mit .Sozialtreppe"). 

Ein Kinderfreibetrag wird nicht gewährt. 

Das Kindergeld setzt sich aus zwei Komponenten zusammen: Absi-
cherung des Existenzminimums i. H. v. 8.000 Euro (Grund-
freibetrag), was bei einem Steuersatz von 25 Prozent 2.000 Euro pro 
Jahr entspricht, sowie einem Sozialausgleich i. H. v. 750 Euro pro 
Jahr (Äquivalent zur Wirkung der .Sozialt reppe" im Steuertarif). 
Insgesamt beträgt das Kindergeld 2.750 Euro pro Jahr. 
Ein Freibetrag wird nicht gewährt. 

Vorsorgeaufwendungen Beiträge zur gesetzl ichen und privaten Altersvorsorge sind ohne 
Höchstgrenze abzugsfähig. 
Sonstige Vorsorgeaufwendungen sind nicht abzugsfähig. 

Der Versorgungsfreibetrag und der Altersentlastungsbetrag entfallen. 

Besteuerung der Alterseinkünfte unterliegen vollständig der nachgelagerten Besteuer-
Alterseinkünfte ung. 

Sonstige Abzüge Vereinfachungspauschale i. H. v. 2.000 Euro. 

Kapitaleinkünfte Abgeltungssteuer i. H. v. 25 Prozent auf Zinsen. Eine Veranlagung 
ist auf Antrag möglich. 
Dividenden sind steuert rei. 
Der Sparerfreibetrag entfällt 

Aufkommenswirkungen 
Wendet man den von Kirchhof vorgeschlagenen Stufentarif auf die Bemessungs-
grundlage des SQ 2005 an, führt dies zu Nettosteuerausfällen von 44,5 Mrd. Euro 
2,8 Mrd. Euro resultieren aus zusätzlichen Kindergeldzahlungen, die sich im Rahmer 
der Günstigerprüfung aufgrund der geringeren Wirkung des Kinderfreibetrags be 
einem Höchststeuersatz von 25 Prozent ergeben. Die Brutto- bzw. Nettoentlastun~ 
beträgt bezogen auf alle Haushalte 23,9 bzw. 30,5 Prozent. 

Angesichts der hohen tarifbedingten Steuerausfälle muss die Bemessungsgrund 
lage deutlich verbreitert werden, um den Vorschlag finanzierbar zu machen. Mit eine, 
im Vergleich zum Status quo um 215,8 Mrd. Euro höheren Bemessungsgrundlage 
übertrifft der Vorschlag von Kirchhof alle bisher betrachteten Vorschläge bei wei-
tem.434 Die Bruttosteuerausfälle belaufen sich nur noch auf 19,9 Mrd. Euro. Die Net 
tosteuerausfälle liegen aufgrund der hohen zusätzlichen Kindergeldzahlungen aller 
dings bei 37,9 Mrd. Euro. Die wesentlich höheren Kindergeldzahlungen resultierer 
einerseits aus einem höheren Kindergeld von 230 Euro pro Monat und Kind um 

434 Dies liegt unter anderem daran, dass außer den Aufwendungen für die Altersvorsorge keine Vorsor 
geaufwendungen geltend gemacht werden können. 
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andererseits aus der Tatsache,435 dass keine Kinderfreibeträge mehr gewährt wer-
den, sondern der Familienleistungsausgleich ausschließlich über die Transferzahlung 
erfolgt.436 Durch den Wegfall der Günstigerprüfungen ergibt sich neben einer klaren 
Vereinfachung der Steuerermittlung auch eine massive Entlastung von Haushalten 
mit Kindern. So werden Ehepaare mit Kindern bezogen auf die Nettosteuerzahlung 
im Durchschnitt um 47,7 Prozent entlastet. 

Alleinstehende mit Kindern zahlen bei einer Entlastung um mehr als 100 Prozent 
zumindest im Durchschnitt keine Steuern mehr. Alleinstehende ohne Kinder hinge-
gen werden lediglich um 3,5 Prozent entlastet. Die größte Belastung durch den Vor-
schlag von Kirchhof erfahren nach den Zahlen in Tabelle 5-17 erneut die Rentner. 
Sie müssten nach der Reform wegen der vollen nachgelagerten Besteuerung mehr 
als doppelt so viel Steuern zahlen wie im Status quo. Dieser Vergleich ist aber wie in 
den Abschnitt 5.1.3 und 5.1.4 bereits erläutert wurde so nicht möglich. Die Mehrbe-
lastung der Pensionäre hingegen ist wieder im Wesentlichen auf die Abschaffung 
des Versorgungsfreibetrags zurückzuführen. Auch Haushalte, deren Haushaltsvor-
stand als nichterwerbstätig eingestuft ist, werden brutto wieder stärker belastet. Be-
trachtet man die Nettosteuerbelastung, so wird die Gruppe der Nichterwerbstätigen 
aufgrund der höheren Kindergeldzahlungen klar entlastet. Die durchschnittliche Brut-
to- bzw. Nettosteuerentlastung für alle Haushalte liegt bei 11,4 bzw. 26 Prozent. 

Verteilungswirkungen 
Die Abbildung der Durchschnittssteuersätze des Kirchhofvorschlags und des SQ 
2005 in Abbildung 5-11 auf Seite 167 zeigt, dass auch der Tarif von Kirchhof der 
Forderung nach einem progressiven Steuersystem nachkommt.437 Die Progressi-
onswirkung wird hier durch die Berücksichtigung des Grundfreibetrags und den Sozi-
alausgleich erreicht. Die Mehrbelastung der Haushalte mit einem Bruttoeinkommen 
unter 25.000 Euro im Vergleich zum SQ 2005 resultiert im Wesentlichen aus der 
vollen Besteuerung der Renten. Darüber hinaus spielt, wenn auch in deutlich gerin-
gerem Ausmaß, der Wegfall von Sonderausgabenabzugsmöglichkeiten wie beispiel-
weise der Pendlerpauschale, eine Rolle.438 Eine eindeutige Reduktion der durch-
schnittlichen Belastung erfahren aufgrund des Tarifverlaufs die Spitzeneinkommen. 
So beträgt die tarifäre Belastung maximal 25 Prozent, im Vergleich zu 42 Prozent im 
SQ 2005. Der Durchschnittsteuersatz der Gesamtheit aller Haushalte von 13,6 Pro-
zent liegt klar unter dem des SQ 2005. 

435 Die 230 Euro Kindergeld ergeben sich als Summe aus 167,67 Euro Kindergeld zu Abdeckung des 
Existenzminimums in Höhe von 8.000 Euro bei einem Steuersatz von 25 Prozent sowie 62,50 Euro zur 
Kompensation des Sozialausgleichs über das Kindergeld. Vgl. Kirchhof (2003). 
436 Bei einem Kindergeld von 170 Euro würden sich die Mehrausgaben für das Kindergeld um 12, 1 Mrd. 
Euro reduzieren, d.h. es ergäbe sich ein Nettosteuerausfall von 25,8 Mrd. Euro. 
437 Es handelt sich um auf das Bruttosteueraufkommen inklusive Solidaritätszuschlag bezogene Durch-
schnittssteuersätze. 
436 Die Verluste werden allerdings durch die im Vorschlag von Kirchhof gewährte Vereinfachungspau-
schale in Höhe von 2.000 Euro in vielen Fällen kompensiert. 



Tabelle S-17: Differenze n der Steue rbasis, des Einkommensteueraufkommens und des Kindergelds nach dem Vorschlag von Kirchhof im Verg leich zum 

Status quo 

1 statln quo I Kirchhof 
Status quo Reine Tarifwlrl<ung 

Volle Wirkung (Tarif und 
Bemessungsgrundlage) 

Steuer- Einkommen Kinder- Netto 
Steuer- Einkonrnen- Kinder-

Netto 
Steuer- Einkommen- Kindefgekl Netto 

basls ,.slet..ef' II geld basls steuer ' geld basls Steuer" (230Eum) 

in Mio. Euro Differenz zu Status quo in Mio. Euro 

Insgesamt 916.682 174.204 -28.402 145.802 +10.856 -41 .719 -2.790 -44.509 +215.793 -19.852 -18.005 -37.857 

Hausha ll$typ 
Alleinstehende ohne Kinder 164 .904 3 1.715 0 31 715 +125 -8 .028 0 ~.028 +60.067 - 1 100 0 -1100 

Alleinslehende m~ Kindern 28 .669 5 .606 -3.469 2.137 +79 -1.464 0 -1.464 +7 .137 -663 -1 707 -2 370 

Ehepaare ohne Kinder 236.558 45.143 0 45.143 +232 -11.133 0 -11.133 +68.289 -5.609 0 -5.609 

Ehepaare mtl Kindern 420.610 8008 1 -23.284 56.797 +10. 101 -18.300 -2.727 -21.027 +62 274 -11.695 -15.406 -27 101 

Sonstige Haushalte 65 941 11659 - 1 649 10010 +319 -2 794 -62 -2856 +1 8 026 -785 ~93 -1.678 

soziale S18 llung • 

Arbeiler und Angestellte 534 .590 94.721 -19.365 75.356 +6.235 -20 108 -1.476 -21 .584 +ß3 .934 -12 298 -11655 -23.953 

Beamte 72 029 13.567 -2.122 11.44-5 +898 -2 .716 -261 -2.977 •7 .270 -1 175 -1 424 -2599 

Selbstständige 171 .898 53.65 1 -2444 51 .207 +3.496 -17.039 -1 .004 -18 .043 +10 744 -15887 -2684 -18 .571 

Rentner 88 542 6 .405 -656 5 749 +41 -688 -8 -696 +89 731 +7 764 -330 +7 4 34 

Pensionäre 31 .561 4 .156 · 165 3.991 +99 -834 -23 -857 +7 .776 •506 -116 +390 

Nichterwerbstätige 18.063 1.705 -3.650 -1.945 +87 -333 -17 -350 +36.338 +1 238 -1 796 -558 

• des Familenvorstands - • Ausv.eis als Bruttogröße td h inkkisrve Kindergeld} Veränderung im Vergleich zum Status quo in Prozent 

+1 ,2 -23.9 +9.8 -30.5 +23,5 -11 .4 +63 .4 -26 ,0 

•0.1 -25 3 0 -25,3 • 36,4 -3.5 0 -3 .5 

+0.3 -26 1 0 -66.5 +24,9 -11 .8 +49 2 -110 9 

+0,1 -24,i 0 -24.7 +28.9 -12 • 0 -12 .4 

+2.4 -22,9 +11 ,7 -37 0 +14 8 -14 6 +66.2 -47,7 

+0.5 -2• 0 +3.8 -28,5 +27 3 -6.7 +54 2 •16.8 

+12 -212 +7 6 -28.6 +12.0 -130 +60 2 -31 8 

+1,2 -200 +1 2 3 -26 .0 +10.1 -8.7 •67 1 -22 7 

•2.0 -31 .8 +41, 1 -35 2 +ß,3 -29.6 +109.8 -36 .3 

•0.0 -10.7 +1 .2 -12 1 +101 3 •121 2 +50 ,3 +129 .3 

+0.3 -201 +13,9 -21 .5 +24.6 +12.2 +70 3 +9 ,8 

Quelle. Eigene Berechnur19en •0.5 -19.5 +0,5 -16.0 +201 .2 •72.6 +49,2 +28 ,7 

0) 
0) 

)> 
C: 

~ 
~ 
C: 
::, 
(0 
(D 
::, 

c5 
::, 
(/) 

m 
C: 
(D -, 
eil 
ö 
3 
(D 
::, 



Auswirkungen von Steuerreformen 167 

Abbildung 5·11 : Ourchschnittsteuersätze nach dem Vorschlag von Kirchhof im Vergleich zum Status quo 
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Quelle: Eigene Berechnungen. 
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Zur Veranschaulichung der relativen Belastungsveränderungen soll auch für die 
Einfachsteuer die Veränderung der Lastkoeffizienten im Vergleich zum Status quo in 
Abbildung 5-12 auf der nächsten Seite betrachtet werden. Es wird sichtbar, dass alle 
Haushalte mit einem Bruttoeinkommen unter 120.000 Euro im Vergleich zum SQ 
2005 belastet werden. Allerdings ändert sich für Bruttoeinkommen zwischen 70.000 
und 120.000 Euro so gut wie nichts. Die höchste Mehrbelastung in der Bruttoein-
kommensklasse 15.000 bis 20.000 Euro ist wieder das Ergebnis der nachgelagerten 
Besteuerung. Die Einkommen über 120.000 Euro hingegen unterliegen einer deutlich 
niedrigeren relativen Steuerbelastung als im SQ 2005.439 Dieses Ergebnis spiegelt 
die überproportionale Bruttoentlastung der Spitzeneinkommen wider. Der Lastkoeffi-
zient nimmt dennoch auch im Vorschlag von Kirchhof ab 70.000 Euro Bruttohaus-
haltseinkommen einen Wert größer eins an. D.h. ab dieser Bruttoeinkommensklasse 
tragen die Haushalte einen höheren Anteil am Steueraufkommen als es ihrem Anteil 
am Bruttoeinkommen entspricht. 

439 Zu diesem Ergebnis kommen auch Bach et al. (2004). 
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Abbildung 5-12: Veränderung des Lastkoeffizienten des Kirchhof Vorschlags im Vergleich zum 
Status quo 

3,50 ,------------------------------

3,00 

2,50 

g 0,20 

Bruttoeinkommensklasse in Tsd. Euro 

Quelle: Eigene Berechnungen. 
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Die konkreten Verteilungswirkungen des Vorschlags von Kirchhof können an den in 
Tabelle 5-18 und Tabelle 5-19 dargestellten Steuermehr/-minderzahlungen der 
Haushalte analysiert werden.440 Es ist zu erkennen, dass auch dieser Vorschlag -
wie schon der Berliner Entwurf der FDP und die Einfachsteuer - deutliche Mehrbe-
lastungen für Haushalte ohne Kinder in den Bruttoeinkommensklassen bis 50.000 
Euro zur Folge hat. 

Tabelle 5-18: Veränderung der durchschnittlichen Steuerzahlungen pro Haushalt nach dem 
Vorschlag von Kirchhof im Vergleich zum Status quo - differenziert nach Hauhaltstyp und 
Bruttoeinkommensklasse 

Alle Haus- Allein- Allein- Ehepaare Ehepaare Sonstige stehende stehende 
Bruttoeinkommensklasse halte ohne Kinder mit Kindern ohne Kinder mit Kindern Haushalte 

in Tausend Euro in Euro oro Haushalt 

0- 10 +11 +13 +2 

10 · 15 +174 +220 +55 +90 +13 

15 · 20 +475 +702 +109 +209 +1 18 

20-25 +478 +864 +85 +384 +154 +78 

25 · 30 +430 +426 +88 +726 +248 +219 

30 -40 +278 .97 -40 +961 +148 +224 

40 • 50 .7 -620 -87 +388 ·50 +202 

50 · 60 •249 -1.674 (-75) 31 -204 +39 

60 - 70 -478 -2.684 (-756) -422 .379 ·2 

70 • 80 ·690 -4 .257 -860 -496 -205 

80 -90 -717 I •1.613 -335 .447 

90 • 100 -1 .024 I -2.370 -300 (-465) 

100 - 120 ·1.599 -3.703 -735 (-686) 

120 • 250 ·5.596 ·9.900 -4.312 (·2.388) 

250 • 500 ·26.166 ·41 .313 -21.165 
500 und mehr (·144.847) I 

Durchschnitt (gewichtet) -454 -90 ·263 -658 -758 ·157 

-: weniger als 25 auswertbare Fälle;/: weniger als 50 auswertbare Fälle; ( ... ): weniger als 100 auswertbare Fälle. 

Quelle: Eigene Berechnungen. 

Dies liegt im Wesentlichen an der Mehrbelastung der Rentnerhaushalte durch die 
nachgelagerte Besteuerung und der Pensionäre durch den weggefallenen Versor-
gungsfreibetrag. Die recht moderate Mehrbelastung von Haushalten mit Kindern wird 
durch die Erhöhung des Kindergelds auf 230 Euro überkompensiert.441 Im Einkom-
mensbereich über 120.000 Euro werden aufgrund des Tarifverlaufs sehr hohe Ent-
lastungen realisiert. So liegt die relative Entlastung der Haushalte mit einem Brutto-
einkommen zwischen 120.000 und 250.000 (250.000 und 500.000) Euro liegt bei 
25,2 (35,4) Prozent. 

440 Es ist jeweils die absolute Differenz zwischen der Bruttosteuerzahlung im SQ 2005 und dem Reform-
szenario ausgewiesen. 
441 Vgl. Tabelle 7-11 im Anhang. 



170 Auswirkungen von Steuerreformen 

Tabelle 5-19: Veränderung der durchschnittlichen Steuerzahlungen pro Haushalt nach dem 
Vorschlag von Kirchhof im Vergleich zum Status quo - differenziert nach sozialer Stellung und 
Bruttoeinkommensklasse 

Arbeiter Nicht Er-undAnge- Beamte Selbständige Rentner Pensionäre wert>stätige Bruttoeinkommensklasse stellte 

in Tausend Euro in Euro pro Haushalt 

0 - 10 / +23 +6 

10 • 15 +21 +262 +96 

15 • 20 +65 (+31) / +735 +270 

20 • 25 -48 (-202) (+272) +959 (+461) +255 

25 - 30 -39 -119 +117 +1 .079 +467 +407 

30 - 40 -126 -51 +164 +1 .226 +796 +484 

40 · 50 -280 ·306 -155 +1 .037 +710 +374 

50- 60 -489 -317 -434 +702 +5 18 (+547) 

60 • 70 ·685 -473 -618 +546 +460 / 

70 • 80 -918 -478 -965 +492 +284 

80 - 90 -920 -493 -972 {+184) (+120) 

90 • 100 -965 -839 -2.142 / / 

100-120 -1 .446 -1 .095 ·2.732 I I 
120 · 250 -4.599 -2.852 -7.817 I I 
250 · 500 -21.683 -28.054 I I 

500 und mehr (-151.939) 

Durchschnitt (gewichtet) -602 ·547 -5.122 +699 +366 +223 

-: weniger als 25 auswertbare Fälle;/: weniger als 50 auswertbare Fälle; ( ... ): weniger als 100 auswertbare Fälle. 

Quelle: Eigene Berechnungen. 

Es bleibt festzuhalten, dass der Vorschlag von Kirchhof trotz des niedrigen Spit-
zensteuersatzes von 25 Prozent Haushalte mit Bruttohaushaltseinkommen bis 
25.000 Euro belastet. Dies liegt jedoch im Wesentlichen an der unterstellten voll-
ständig nachgelagerten Besteuerung der Renten sowie der fehlenden Abzugsmög-
lichkeit für Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung. Betrachtet man den Last-
koeffizienten, so werden sogar Haushalte mit Bruttohaushaltseinkommen bis 
100.000 Euro im Vergleich zum Status quo belastet. Somit verliert bei Kirchhof sogar 
die obere Mittelschicht.442 Haushalte mit Kindern werden durch das auf 230 Euro 
erhöhte Kindergeld zumindest netto auf jeden Fall entlastet.443 Die hohen Kinderzah-
lungen sowie die tarifbedingten Steuerausfälle summieren sich auf insgesamt 
37,9 Mrd. Euro. 

442 Grund hierfür ist, dass die Ungleichheit wird umso größer wird, je niedriger der Grundfreibetrag und 
der Steuersatz der Fiat Tax ist. Vgl. Fuest et al. (2006a). 
443 Zu diesem Ergebnis kommt auch Wagenhals (2001) bei einer Untersuchung des Karlsruher Entwurfs, 
auf dem der hier berechnete Vorschlag basiert. 
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5.1.6 Ergebnisse der kurzen Frist im Überblick 
In Abschnitt 5.1 wurden die in den Abschnitten 4.2.1 bis 4.2.4 vorgestellten Vor-
schläge zur Reform der Einkommensteuer detailliert hinsichtlich ihrer Aufkommens-
und Verteilungswirkung im Vergleich zum Status quo analysiert. Die sich ergebenden 
Mindereinnahmen der im Rahmen des Mikrosimulationsmodells umgesetzten Vor-
schläge sind in Tabelle 5-20 noch einmal zusammengefasst. 

Tabelle 5-20: Steueraufkommenswirkung der Reformvorschläge im Vergleich zum Status quo 

Vorschlag Steuerbasis Einkommen-
steuer • Kindergeld 

in Mio. Euro 

so 2005 916.682 174.204 -28.402 

Union Wahlprogramm 917.513 151 .086 -21 .105 

Vorschlag Merz 951.466 131.344 -23.562 

FDP Berliner Entwurf 1.026.221 144.220 -38.779 

Einfachsteuer 1.096.846 150.349 -41 .973 

Vorschlag Kirchhof 1.132.474 149.237 -46.407 

• Ausweis als Bruttogröße (d.h. inklusive Kindergeld) 

Quelle: Eigene Berechnungen. 

Abgeltung&- Gesamt• 
steuer 25% wlrkung 

0 0 
0 -15.821 

0 -38.020 

10.303 -30.058 

0 -37.426 

5.115 -37.857 

Es fällt auf, dass die Steuerausfälle mit Ausnahme des Wahlprogramms der Unions-
parteien bei mehr als 30 Mrd. Euro liegen. Der Berliner Entwurf der FDP übersteigt 
die 30 Mrd. nur ganz knapp, wohingegen die Einfachsteuer, sowie die Vorschläge 
von Paul Kirchhof und Friedrich Merz zu Mindereinnahmen zwischen 37,4 und 38 
Mrd. Euro führen. Dies ist angesichts der Tatsache, dass die privaten Haushalte 
durch die Steuerreform 2000, deren letzte Stufe am 1. Januar 2005 in Kraft getreten, 
um mehr als 30 Mrd. Euro entlastet wurden, schlicht zu viel.444 Hinzu kommt, dass 
ein Großteil der Steuerausfälle tarifbedingt ist. So kommt im Berliner Entwurf der 
FDP und im Vorschlag von Merz ein Stufentarif zur Anwendung. Diese Tarifform 
vereinfacht im Vergleich zu einem linear-progressiven Formeltarif mit mehreren Tarif-
zonen, wie er im Status quo angewendet wird, zwar grundsätzlich die Berechnung 
der Steuerlast, führt aber zu massiven Steuerausfällen. Kurzum: Das Kosten-Nutzen-
Verhältnis von Stufentarifen ist nicht besonders gut. Die Fiat Tax der Einfachsteuer 
hingegen schafft eine wirkliche VereinfachunJl bei der Administrierbarkeit des Steu-
ersystems und dadurch auch mehr Effizienz. 5 Da jedoch die tarifbedingten Steuer-
ausfälle noch höher sind als bei einem Stufentarif und zudem die Ungleichheit der 
Einkommensverteilung größer wird, sind Fiat Tax Systeme trotz ihrer unbestreitbaren 
Vorteile politisch nur sehr schwer vermittelbar.446 Ein potentieller zukünftiger Wachs-

444 Insgesamt wurden die Bürger durch die in Abschnitt 4.1.2 beschriebenen steuerpolitischen Maßnah-
men seit 1999 um fast 60 Mrd. Euro entlastet. Vgl. Bundesministerium der Finanzen (2004c). 
445 Der Tarif von Kirchhof ist im Einkommensbereich bis 15.000 Euro mit einer .Sozialtreppe" ausgestal-
tet und von daher eine Mischung aus Stufentarif und Fiat Tax. Dies führt zu besonderen Eigenschaften. 
Vgl. Fuest et al. (2006a). 
446 Eine grundsätzliche Diskussion der Vorteile durch die Einführung von Fiat Tax Steuersystemen findet 
sich in Fuest (2005) und Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium der Finanzen (2004). 
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tumsimpuls hilft da in der Argumentation nur wenig. Darüber hinaus muss Steuerver-
einfachung nicht beim Tarif anfangen. Vereinfachung kann auch durch die Abschaf-
fung von Ausnahmetatbeständen bei der Ermittlung der Bemessungsgrundlage ge-
schaffen werden.447 

Anstatt eine grundlegende Reform des deutschen Einkommensteuerrechts vorzu-
nehmen, hat sich die Politik vor diesem Hintergrund für Modifikationen am derzeiti-
gen Steuersystem entschieden. Der dabei eingeschlagene Weg, Sondertatbestände 
abzuschaffen ist grundsätzlich zu begrüßen. Dies verbreitert die Bemessungsgrund-
lage und macht das deutsche Steuersystem einfacher. Die Belastungen der Bürger 
durch die bisherigen Maßnahmen halten sich dabei, wie im folgenden Exkurs gezeigt 
wird, im Rahmen. Darüber hinaus ermöglicht nur eine Verbreiterung der Bemes-
sungsgrundlage die Möglichkeit die Steuersätze in Zukunft noch weiter zu senken. 
Allerdings ist die nominale Steuerbelastung der privaten Haushalte in Deutschland 
seit 2005 im europäischen Vergleich ohnehin relativ niedrig. Handlungsbedarf be-
steht hier eher bei den Sozialabgaben. Die Reduktion des Beitrags zur Arbeitslosen-
versicherung auf 4,2 Prozent zum 1. Januar 2007 ist in diesem Zusammenhang ein 
erster Schritt in die richtige Richtung. 

Mit dem Koalitionsvertrag zwischen CDU/CSU und SPD wurde daher die Priorität 
richtigerweise auf die Reform der Besteuerung von Unternehmen gelegt. Hier muss 
dringend reformiert werden, um die Attraktivität des Standorts Deutschland zu erhal-
ten und auszubauen. Denn anders als bei der Einkommensteuer ist die Steuerbelas-
tung der Unternehmen in Deutschland, wie in Abschnitt 4.1.2 gezeigt wurde, im eu-
ropäischen Vergleich noch immer sehr hoch. 

Exkurs: Aktuelle Steuerrechtsänderungen auf dem Prüfstand 
Nachdem in den vorherigen Abschnitten vollständige Steuerreformvorschläge analy-
siert wurden, sollen in einem kurzen Exkurs, die Aufkommens- und Verteilungswir-
kungen von aktuellen, im Sommer 2006 mit dem Steueränderungsgesetz 2007 be-
schlossenen Maßnahmen, aufgezeigt werden.448 Konkret handelt es sich um die 
Einführung der so genannten Reichensteuer für steuerpflichtige Einkommen über 
250.000 Euro im Falle der alleinigen Veranlagung und 500.000 Euro im Falle des 
Splittings, die Reduktion des Sparerfreibetrags auf 750 (1.500) Euro für Ledige (Ver-
heiratete), sowie die Begrenzung der Pendlerpauschale auf Entfernungen über 21 
Kilometer.449 

447 Vgl. Fuest et al. (2006b). 
448 Vgl. Steueränderungsgesetz 2007 vom 19. Juli 2006, BGBI. 2006 Teil 1, S. 1652 - 1658. 
449 Begründet wird die Beschränkung der Pendlerpauschale auf Entfernungen über 20 Kilometer mit 
dem so genannten .Werkstorprinzip". Damit werden die Aufwendungen für die Fahrt zur Arbeit grund-
sätzlich dem Privatbereich zugeordnet. Für Fernpendler wird dieses Prinzip im Rahmen einer .Härtefall-
regelung" durchbrochen. Ob dieses Vorgehen vertassungsgemäß ist, bleibt abzuwarten. So wurde die 
Regelung in ersten Urteilen im März 2007 mit dem Hinweis auf das Gleichheitsgebot im Grundgesetz 
sowie wegen des Verstoßes gegen das Nettoprinzip in erster Instanz für vertassungswidrig erklärt. 
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Tabelle 5-21 : Steueraufkommenswirkung der Maßnahmen des Steueränderungsgesetzes 2007 

Reformoption Steuerbasis 

SO 2005 916.682 
Pendlerpauschale ab 21 . Km 925.570 

Reduktion Sparerfreibetrag 923.666 

Reichensteuer 916.649 

Summe aller Maßnahmen 

• Ausweis als Bruttogröße ( d .h. inklusive Kindergeld) 

Quelle: Eigene Berechnungen. 

Einkommen- Kind r eld 
steuer • e g 

Gesamt-
wirkung 

in Mio Euro 

174.204 -28.402 0 
176.469 -28.357 2.309 

175.241 -28.373 1.067 

175.626 -28.402 1.422 

4.798 

Tabelle 5-21 gibt einen ersten Überblick über die Aufkommenswirkung der genann-
ten Steuerrechtsänderungen.450 Daraus ist ersichtlich, dass die drei Maßnahmen im 
Vergleich zum SQ 2005 ein zusätzliches Steueraufkommen von 4,8 Mrd. Euro gene-
rieren.451 Der größte Teil des Mehraufkommens in Höhe von 2,3 Mrd. Euro resultiert 
aus der Einschränkung der Pendlerpauschale.452 Die Reduktion des Sparerfreibe-
trags und die Reichensteuer tragen mit 1, 1 und 1,4 Mrd. Euro zum Ergebnis bei.453 

Im nächsten Schritt soll nun untersucht werden, welche Haushalte bzw. Soziale 
Gruppen von den Änderungen betroffen sind. In einem weiteren Schritt erfolgt dann 
eine Aufschlüsselung der Mehrbelastung nach der Bruttoeinkommensklasse. Diese 
Schritte sind für die Reichensteuer nicht notwendig, da die Gruppe der Betroffenen 
vom Gesetz her auf Einkommen über 250.000 Euro eingeschränkt ist. Sowohl abso-
lut als auch prozentual wird die Gruppe der Selbständigen von dieser Maßnahme am 
stärksten getroffen, da dort die höchsten Einkommen erzielt werden.454 Aufschluss 
darüber, in welchem Umfang die definierten Haushaltstypen und sozialen Gruppen 
absolut betrachtet von den beiden anderen Maßnahmen betroffen sind, gibt Tabelle 
5-22. 

Es wird deutlich, dass die Reduktion der Pendlerpauschale auf Entfernungen über 
20 Kilometer absolut betrachtet vor allem Ehepaare mit Kindern in der Abgrenzung 
nach Haushaltstypen bzw. Arbeiter und Angestellte in der Abgrenzung nach sozialen 

450 Die im Mikrosimulationsmodell berechneten Steueraufkommenseffekte stimmen im Großen und 
Ganzen mit den von der Bundesregierung berechneten Aufkommenseffekten überein. Lediglich bei der 
Reduktion des Sparerfreibetrags liegt der im Mikrosimulationsmodell ermittelte Wert über dem der 
Bundesregierung. Vgl. Bundesregierung (2006). 
451 Dafür wurden die Maßnahmen in der Bemessungsgrundlage 2005 umgesetzt, d.h. es wird für eine 
Abgrenzung der Wirkung unterstellt, dass die Maßnahmen bereits zum 1. Januar 2005 gültig waren. Die 
so ermittelten Ergebnisse stimmen aber zumindest von der Größenordnung her auf spätere Veranla-
gungszeiträume übertragbar. 
452 Eine komplette Streichung der Pendlerpauschale würde Steuermehreinnahmen in Höhe von 3,4 Mrd. 
Euro generieren. Die Beschränkung der Pendlerpauschale auf Entfernungen über 20 Kilometer macht 
somit zwei Drittel der bisher anerkannten Kosten für die Fahrt zur Arbeit steuerpflichtig. 
453 Eine Abschaffung des Sparerfreibetrags würde nach Berechnungen im verwendeten Mikrosimulati-
onsmodell zu Steuermehreinnahmen von insgesamt gut fünf Mrd. Euro führen. 
454 Die Freistellung von Gewinneinkünften gemäß § 32c EStG im Veranlagungszeitraum 2007 wurde bei 
der Berechnung nicht berücksichtigt. 
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Gruppen belastet. Dies liegt aber ausschließlich daran, dass in den jeweiligen Grup-
pen die meisten Haushalte veranlagt werden und daher absolut gesehen auch die 
höchsten Steuerzahlungen anfallen. Relativ betrachtet, also im Verhältnis zur Brutto-
steuerlast im SQ 2005 ergibt sich daher ein aussagekräftigeres Bild. Bezogen auf die 
Haushaltstypen werden bis auf die Ehepaare ohne Kinder, deren Mehrbelastung bei 
0,8 Prozent liegt, alle Haushaltstypen leicht über dem Durchschnitt von 1,3 Prozent 
belastet. Bezieht man die Veränderung auf die Nettosteuerlast, so erhöht sich die 
Mehrbelastung durch die Kürzung der Pendlerpauschale für Alleinstehende (Ehepaa-
re) mit Kindern auf 3,8 (2, 1) Prozent. 

Bei den sozialen Gruppen treten erwartungsgemäß nur bei den abhängig Beschäf-
tigten und Beamten nennenswerte Mehrbelastungen auf, da Rentner-, Pensionärs-, 
Selbständigen sowie Nichterwerbstätigenhaushalte auf ihre primäre Einkommens-
quelle keine Fahrtkosten zur Arbeit anrechnen können. Die geringen, in Tabelle 5-22 
ausgewiesenen zusätzlichen Steuerzahlungen stammen aus Arbeitseinkommen, das 
zusätzlich zur Haupteinkommensquelle beispielsweise durch weitere Haushaltsmit-
glieder erzielt wurde. Die zusätzliche Nettosteuerbelastung der Arbeiter und Ange-
stellten sowie der Beamten liegt bei 2,6 Prozent. Bezogen auf die Bruttosteuerzah-
lung werden die Arbeiter und Angestellten mit 2,0 Prozent und die Beamten mit 2,2 
Prozent zusätzlich belastet. 

Aufschluss über die absolute Mehrbelastung der Haushaltstypen und sozialen 
Gruppen durch die Begrenzung der Pendlerpauschale differenziert nach der Brutto-
einkommensklasse geben Tabelle 7-12 und Tabelle 7-13 im Anhang. Die höchste 
absolute Mehrbelastung erfahren demnach mit 159 Euro im Jahr Beamtenhaushalte 
in der Bruttoeinkommensklasse 25.000 bis 30.000 Euro. Auch prozentual betrachtet 
werden nur Beamte, sowie Arbeiter und Angestellte mit bis zu 20.000 Euro Brutto-
einkommen stärker belastet. 

Die absoluten, aufsummierten Auswirkungen der Reduktion des Sparerfreibetrags 
sind ebenfalls Tabelle 5-22 zu entnehmen. Da diese Zahlen jedoch nur eine erste 
grobe Einschätzung erlauben, stehen im weiteren Verlauf die relativen Mehrbelas-
tungen, die sich im Vergleich zur Steuerlast im SQ 2005 ergeben, im Mittelpunkt der 
Betrachtung. Sie fallen für die Haushaltstypen sowohl in der Brutto- als auch in der 
Nettobetrachtung relativ gleichmäßig aus. Bezogen auf alle Haushalte liegt die 
durchschnittliche Brutto- bzw. Nettosteuerbelastung bei 0,6 bzw. 0,7 Prozent. Ein 
deutlich ungleicheres Bild ergibt sich bei den sozialen Gruppen. Bezogen auf die 
Veränderung der Nettosteuerbelastung schwankt die prozentuale Mehrbelastung 
durch den reduzierten Sparerfreibetrag zwischen 0,3 Prozent für die Gruppe der 
Selbständigen und 2,0 Prozent für Rentnerhaushalte. Auch Pensionärshaushalte 
werden mit 1,7 Prozent mehr Nettosteuerzahlung überdurchschnittlich belastet. Ar-
beiter und Angestellte sowie Beamte hingegen werden mit 0,8 bzw. 0,9 Prozent 
ungefähr wie der Durchschnitt aller Haushalte belastet. 

Die absolute Mehrbelastung der Haushaltstypen und sozialen Gruppen, die aus 
der Kürzung des Sparerfreibetrags differenziert nach der Bruttoeinkommensklasse 
resultiert, geht aus Tabelle 7-14 und Tabelle 7-15 im Anhang hervor. Die höchste 
absolute Mehrbelastung erfahren demnach mit 136 Euro im Jahr Arbeiter und Ange-
stellte in der Bruttoeinkommensklasse 250.000 bis 500.000 Euro. 



Tabelle 5-22: Änderungen der Steuerbasis, des Einkommensteueraufkommens und des Kindergelds durch die Maßnahmen des Steueränderungsgesetzes 
2007 im Vergleich zum Status quo 

Status quo f Maßnahmen Status quo Pendlerpauschale ab 21 . km Gekürzter Sparerfreibetrag 
des Steueranderungs, Steuer- Einkommen Kinder- Steuer- Einkommen- Kinder• Steuer- Einkommen- Kinder-gesetz2007 basis -steuer ' geld 

Netto 
basl s s1euer' geld 

Netto bas ls n,uer• geld 
Netto 

in Mio. Euro Oitlerenz zu Status quo in Mio. Euro 

Insgesamt 916.682 174.204 -28.402 145.802 +8.888 +2 .265 +45 +2.310 +4.825 +1 ,037 +29 +1 ,066 

Haushaltstyp 
Alleinslehende ohne Kinder 164 904 31 715 0 31 .715 +1 914 +516 0 +516 +1 .197 +234 0 +234 

Alleinstehende mit Kindem 28 669 5606 -3.469 2.137 •330 +82 0 +82 +150 +36 0 +36 

Ehepaare ohne Kinder 236.558 45 143 0 45143 +1.323 +350 0 •350 +1 .607 +283 0 +283 

Ehepaare mit Kindern 420.610 80.081 -23.284 56 797 +4 i26 +1.157 +44 +1 .201 +1.510 +405 +29 +434 
Sonstige Haushalte 65.941 11 .659 -1.649 10.010 +596 +160 +1 +161 +362 +81 0 +81 

Soziale Stellung ' 
Arbeiter und Angestellte 534 .590 94.721 -19.365 75.356 +7.462 +1 .913 +37 +1 .950 +2 .010 +587 +20 +607 

Beamte 72.029 13.567 -2.122 11 .445 +1.002 +299 • 4 +303 •317 +101 +1 +102 

Selbs1ständige 171.898 5365 1 -2.444 51.207 +32 +9 +3 +12 +458 +139 +8 +147 

Rentner 88 542 6 405 -656 5.749 +73 +12 0 +12 +1 406 +114 0 +114 

Pensionare 31 .561 4 156 -165 3.991 +39 •11 0 +11 +298 +72 0 +72 

N,chlerwerbst~tige 18.003 1 705 -3.650 •1.945 +280 +22 0 +22 +336 +25 0 +25 

,. des Fam1lenvo,s1ands. - t Auswe!S als s,uttogröße (d ti inklusive K1nde(fleld) Veränderung Im Vergleich zum Status quo in Prozent 

+ 1,0 +1 ,3 -0,2 +1 ,6 +0,5 +016 -0,1 +0,7 

-+1 .2 +1.6 0 +1 .6 +0.7 +0,7 0 +0,7 

+1 .2 +1 5 0 +3,8 +0,5 +0.6 0 +1 ,7 

+0,6 +0,8 0 +0,8 +0,7 •0.6 0 +0,6 
-t 1,1 +1,4 -0,2 +2 ,1 +0.4 +0.5 -0.1 +0,8 
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Ihre prozentuale Mehrbelastung von 0,2 Prozent ist hingegen sehr gering. Prozen-
tuale Mehrbelastungen in zweistelliger Höhe müssen jedoch Rentner mit Bruttoein-
kommen zwischen 10.000 und 20.000 Euro und Ehepaare mit Kindern und einem 
Bruttoeinkommen zwischen 20.000 und 30.000 Euro hinnehmen. Ihre absolute Be-
lastung liegt mit maximal drei Euro jedoch auf einem zu vernachlässigenden Niveau. 

Bezüglich der Verteilungswirkung sind die beiden zuletzt betrachtetet Maßnahmen 
unkritisch, da keine der betrachteten Gruppen übermäßig hart getroffen wird. Grund-
sätzlich ist es daher wünschenswert, dass der eingeschlagene Weg, Ausnahmetat-
bestände im deutschen Steuerrecht abzubauen, fortgesetzt wird. Ob die bei der 
Pendlerpauschale getroffene Regelung verfassungskonform ist, werden die Gerichte 
entscheiden. 455 

Nicht so einfach ist die Beurteilung der Reichensteuer, da sich ihr ökonomischer 
Sinn nicht unmittelbar erschließt. Schon heute zahlen nämlich die Steuerpflichtigen, 
die von der Reichensteuer betroffen sind - das sind ungefähr ein Prozent der Steu-
erpflichtigen - mehr als 20 Prozent des gesamten Steueraufkommens. Bleibt also die 
Frage offen, ob die Reichensteuer nicht doch, wie oft vermutet eine reine „Neidsteu-
er'' ist. 

Vorschläge zur Reform der Unternehmensbesteuerung 
In den Abschnitten 4.2.5 und 4.2.6 wurden mit der Dualen Einkommensteuer des 
Sachverständigenrats und der Allgemeinen Unternehmensteuer der Stiftung Markt-
wirtschaft zwei aktuelle Reformvorschläge skizziert, die im Wesentlichen auf die 
Reform der Besteuerung von Unternehmen abzielen. Sie können als Antwort auf das 
im Koalitionsvertrag zwischen CDU/CSU und SPD formulierte Ziel, das Unterneh-
menssteuerrecht bis zum 1. Januar 2008 grundlegend fortzuentwickeln und internati-
onal wettbewerbsfähige Steuersätze zu realisieren, gesehen werden. Neben der 
internationalen Wettbewerbsfähigkeit sind im Koalitionsvertrag unter anderem die 
weitgehende Erreichung von Rechtsform- und Finanzierungsneutralität als Ziele 
genannt. 456 

Gerade die Erreichung dieser beiden Ziele wird in den beschriebenen Vorschlägen 
unterschiedlich gewichtet. So steht beim Konzept der Stiftung Marktwirtschaft haupt-
sächlich die Gewährung von Rechtsformneutralität im Mittelpunkt, wohingegen die 
Duale Einkommensteuer eher auf die Finanzierungsneutralität abzielt.457 Für die so 
genannte Grenzinvestition erreicht die Duale Einkommensteuer sowohl Finanzie-
rungs- als auch Rechtsformneutralität.458 In der Kritik steht die Duale Einkommens-
teuer wegen ihrer Komplexität und der unterschiedlichen Belastung von Arbeits- und 

455 Zumindest dem Vorwurf des Verstoßes gegen das Gleichheitsgebot hätte man durch eine konse-
quente Abschaffung der Pendlerpauschale entgehen können. 
456 Vgl. CDU/CSU/SPD (2005). 
457 Darüber hinaus hält die Stiftung Marktwirtschaft an der synthetischen Einkommensbesteuerung fest, 
wohingegen der Sachverständigenrat mit der Dualen Einkommensteuer einen Systemwechsel hin zu 
einer Schedulensteuer mit niedrigem Steuersatz für Kapitaleinkünfte und einem progressiv ausgestalte-
ten Steuersatz auf Arbeitseinkommen propagiert. Eine Grundsatzentscheidung zwischen synthetischer 
und dualer Einkommensbesteuerung soll bis 1. Januar 2008 gefallen sein. Die Diskussion über die 
Einführung einer Abgeltungssteuer bedeutet in diesem Zusammenhang einen ersten Schritt in Richtung 
Schedulensteuer. Vgl. CDU/CSU/SPD (2005). 
458 Vgl. Sachverständigenrat et al. (2006). 
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Kapitaleinkommen. Vor allem die Entlastung des Faktors Kapital gilt als sozial un-
gerecht. Dieses ideologisch geprägte Argument ist nur schwer auszuräumen und die 
ökonomische Argumentation, dass die niedrige Besteuerung des mobilen Faktors 
Kapital effizient ist und zu mehr Wachstum und Wohlstand führt, ist dem Laien 
schwer vermittelbar. 

Das Konzept der Stiftung Marktwirtschaft besticht im Vergleich zur Dualen Ein-
kommensteuer des Sachverständigenrats zunächst durch seine Einfachheit. Alles 
andere als einfach ist allerdings die als Ausnahmeregelung vorgesehene so genann-
te Kleinunternehmerregelung.459 Angesichts der Tatsache, dass ein Großteil der 
deutschen Unternehmen unter die Kleinunternehmerregelung fällt, wird aus der Aus-
nahme eher eine Regel.460 Nicht zuletzt aus diesem Grund kommt der Sachverstän-
digenrat in seinem Jahresgutachten 2006/2007 zu dem Ergebnis, dass die Duale 
Einkommensteuer aus ökonomischer Sicht vorzuziehen ist.461 

Unabhängig von dieser Beurteilung liegen der Bundesregierung seit Anfang 2006 
zwei ausgearbeitete Reformkonzepte vor, die jederzeit umzusetzen wären. Die zu 
erwartenden Steuerausfälle der Vorschläge lie~en je nach zugrundeliegenden An-
nahmen zwischen 15,7 und ca. 22 Mrd. Euro.46 Die Höhe der Steuerausfälle ist auf 
das Hauptargument der Bundesregierung gegen die Umsetzung von einer der bei-
den Reformoptionen. Daher hat die Bundesregierung am 30. März 2007 ihre eigenen 
Eckpunkte für die Unternehmensteuerreform 2008 im Bundestag beschlossen.463 

Wie diese endgültige Umsetzung aussehen wird, bleibt abzuwarten. 

5.2 Mittel- und langfristige Analyse von Steuerreformen 
Im folgenden Abschnitt soll die Auswirkung des bevorstehenden demographischen 
Wandels auf die künftige Entwicklung des Steueraufkommens analysiert werden. 
Dabei kommt neben dem in Abschnitt 3.1 vorgestellten Mikrosimulationsmodell auch 
die in Abschnitt 3.2 vorgestellte Methode der Generationenbilanzierung zum Einsatz. 
Ausgangspunkt ist die Generationenbilanz im Basisjahr 2004 deren Ergebnisse in 
Abschnitt 3.2.4 vorgestellt wurden sowie der in Abschnitt 5.1.1 vorgestellte Status 
quo des Jahres 2005 im Mikrosimulationsmodell. In Abschnitt 5.2.1 wird dann der 
generelle Einfluss von Demographie und Erwerbsbeteiligung auf das Steueraufkom-
men erläutert, bevor dann in den Abschnitten 5.2.2 und 5.2.3 die Ergebnisse der 
mittel- und langfristigen Analyse aus den beiden Modellen vorgestellt werden. 

5.2.1 Einfluss von Demographie und Erwerbsbeteiligung 
Abbildung 5-13 zeigt beispielhaft auf Eins normierte alters- und geschlechtsspezifi-
sche Einkommensteuerprofile für Deutschland. Durch diese Normierung auf Eins, 
geht zwar die absolute Höhe der Steuerzahlung der einzelnen Kohorten nicht mehr 
aus der Abbildung hervor. Dafür ist jedoch die Relation der Steuerzahlung der 
Jahrgänge von Männern und Frauen zueinander eindeutig erkennbar. Wie in 

459 Vgl. Stiftung Marktwirtschaft (2006). 
460 Vgl. Homburg (2005b). 
461 Vgl. Sachverständigenrat (2006a). 
462 Vgl. Sachverständigenrat et al. (2006), sowie Sachverständigenrat (2006a). 
463 Vgl. Deutscher Bundestag (2007). 
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Abbildung 5-13 zu sehen ist, liegt die maximale durchschnittliche Einkommensteuer-
zahlung der Männer bei den 47jährigen. Einen zweiten Gipfel hat das Profil bei den 
54jährigen Männern. Die männliche Kohorte der 60jährigen liegt hingegen lediglich 
bei rund 60 Prozent der maximalen altersspezifischen Einkommensteuerzahlung der 
47jährigen. Für die über 65jährigen Männer fällt der Wert klar unter 20 Prozent. Be-
trachtet man die weiblichen Kohorten, so fällt auf, dass diese sich hinsichtlich des 
Profilverlaufs kaum von den männlichen Kohorten unterscheiden. Ihre Durchschnitts-
steuerzahlung ist jedoch meist weniger als halb so hoch, wie die ihrer männlichen 
Altersgenossen. Der Grund für diese deutlich geringeren Steuerzahlungen der Frau-
en liegt zum einen an deren geringerer Erwerbsbeteiligung und zum anderen am 
niedrigeren Durchschnittseinkommen.464 

Abbildung 5-13: Normierte alters- und geschlechtsspezifische Einkommensteuerprofile im 
Status quo 

0,9 

0,8 
-Männer 

0,7 +---------#--------+-------------! 

0,3 +--------,t----------1.-----1-------------1 

0 5 10 15 20 25 30 35 40 45 50 55 60 65 70 75 80 85 90 95 100 

Alter 

Quelle: Eigene Darstellung. 

Gemäß der in Kapitel 2 beschriebenen demographischen Entwicklung wird die Grup-
pe der 20 bis 60jährigen in Zukunft sowohl zahlenmäßig als auch relativ zur Gesamt-
bevölkerung signifikant kleiner. Diese Entwicklung ist in Abbildung 5-14 in absoluten 
Zahlen für die 5. Variante der 10. Koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung, die 
im weiteren Verlauf unterstellt wird, dargestellt. So nimmt die Zahl der 20 bis 60 Jäh-
rigen zwischen 2005 und 2050 um fast zehn Millionen Menschen ab. Die Gesamtbe-

464 Die geringeren Durchschnittseinkommen sind ein Phänomen der gesamten industrialisierten Welt 
und direkt aus den (kurzfristig) gebrochenen Erwerbsbiographien bzw. aus dem häufigeren Auftreten 
von Teilzeitbeschäftigung von Frauen erklärbar. Vergleichsweise auffällig ist jedoch die niedrige Er-
werbsbeteiligung der Frauen in Deutschland, die statistisch aufgrund des langfristigen Aussetzens nach 
der Geburt von Kindern zustande kommt. Vgl. Bundesministerium der Finanzen (2005d). 
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völkerung schrumpft in diesem Zeitraum um knapp sieben Millionen Menschen. Das 
bedeutet, dass der Anteil dieser Bevölkerungsgruppe an der Gesamtbevölkerung von 
55,2 Prozent im Jahr 2005 auf 47,2 Prozent im Jahr 2050 sinkt.465 Angesichts der 
Tatsache, dass dieser Teil der Bevölkerung die höchsten durchschnittlichen Steuer-
zahlungen leistet, ist ein Rückgang des Steueraufkommens unvermeidbar. 

Eine Verschiebung der Steuerzahlung hin zu älteren Kohorten, wie sie mit der Ein-
führung der nachgelagerten Besteuerung durch das AVmG und des AltEinkG ge-
schehen ist, ist von daher nicht nur steuersystematisch zu begrüßen. Durch diese 
Verlagerung der Steuerzahlung in die Ruhestandsphase, können die Auswirkungen 
der demographischen Entwicklung merklich gedämpft werden. Einen weiteren positi-
ven Effekt auf das Steueraufkommen hatten die in Abschnitt 2.3.3 aufgezeigte zu-
künftige Zunahme der Erwerbsbeteiligung und der zu erwartende Rückgang der 
Erwerbslosigkeit. Die Ergebnisse der zwei dort vorgestellten Szenarien der Entwick-
lung der Erwerbsbeteiligung bis zum Jahr 2050 - die Ausgangsvariante, die auf Zah-
len der Rürup-Kommission basiert und die Risikovariante, die sich auf Annahmen 
des IFO-lnstituts stützt - werden daher im Folgenden noch einmal kurz skizziert. 

Abbildung 5-14: Deutsche Bevölkerung nach Altersgruppen in absoluten Zahlen - gemäß Vari-
ante 5 
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Quelle: Eigene Darstellung. 

Abbildung 5-15 zeigt die Erwerbsquoten 2005 und 2050 der Ausgangsvariante. Wie 
zu erkennen ist, liegen die Erwerbsquoten der Frauen bei allen Altersgruppen deut-
lich (im Durchschnitt etwa 1 O Prozent) unter denen der Männer. Ihre Erwerbsbeteili-

465 Für eine ausführliche Analyse des Zusammenhangs zwischen demographischer Entwicklung und 
Steueraufkommen sei auch auf eine vom Bundesministerium der Finanzen veröffentlichte Studie aus 
dem Jahr 2002 verwiesen. Vgl. Bach et al. (2002). 
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gung nimmt zwischen 2005 und 2050 jedoch für alle Altersgruppen bis unter 65 Jah-
re zu. Dies gilt analog, aber in etwas abgeschwächter Form auch für die Männer 
dieser Altersgruppen. Für Altersgruppe über 65 Jahren, nehmen die Quoten in den 
nächsten Jahren leicht ab. Für die Fortschreibung in der Ausgangsvariante ist -
neben dieser alters(gruppen)spezifischen Erwerbsquotenveränderung - die Entwick-
lung der Erwerbslosenquote, die gemäß den Annahmen von 9,2 Prozent im Jahr 
2005 ab dem Jahr 2035 auf 3,3 Prozent sinkt, zu beachten. 

Abbildung 5-15: Erwerbsquoten 2005 und 2050 nach Geschlecht und Altersgruppen - Aus-
gangsvariante 
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Quelle: Eigene Darstellung. 

Abbildung 5-16 zeigt analog zu Abbildung 5-15 die Erwerbsquoten 2005 und 2050 
der Risikovariante. Auch hier liegen die Erwerbsquoten der Frauen bei allen Alters-
gruppen klar unter denen der Männer. Als zweites fällt auf, dass anders als in der 
Ausgangsvariante bei den jungen Altersgruppen unter 25 Jahren von einem Rück-
gang der Erwerbsquoten in den nächsten 50 Jahren ausgegangen wird. Der Grund 
hierfür sind u.a. längere Ausbildungszeiten und ein steigender Anteil qualifizierter 
Ausbildung. Bei den Altersgruppen der 25 bis 65jährigen wird hingegen auch hier 
von einer Zunahme der Erwerbsquoten, die bei Frauen im Allgemeinen, sowie bei 
den 60 bis 65jährigen Männern besonders ausgeprägt ist, ausgegangen. Auch hier 
nehmen die Quoten für Altersgruppen, die älter als 65 Jahre sind, in den nächsten 
Jahren leicht ab. Für die Erwerbstätigenentwicklung ist nun neben dieser al-
ters(gruppen)spezifischen Erwerbsquotenveränderung auch hier die Entwicklung der 
Erwerbslosenquote, die laut den Vorgaben das lfo-lnstituts von 9,2 Prozent im Jahr 
2005 auf 5,9 Prozent im Jahr 2050 sinkt, bei der Fortschreibung zu beachten. Insge-
samt ist die Fortschreibung in der Ausgangsvariante optimistischer als in der Risiko-
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variante. Dies liegt aber, wie die Ergebnisse in Abschnitt 5.2.2 zeigen werden, haupt-
sächlich an den Annahmen bezüglich der Entwicklung der Erwerbslosenquote.466 

Abbildung 1•11: l!rwtrb1quottn 2009 und ao,o IIICh Guchltcht und AlttntNPtMn - Rlelltovt-
rl1ntt 
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Quelle: Eigene Darstellung. 

Die hier dargestellten Annahmen zu Demographie und Erwerbstätigkeit können nun 
neben den Annahmen bezüglich des Steuersystems im Rahmen des in Abschnitt 3.1 
beschriebenen Mikrosimulationsmodells umgesetzt werden. Der Einfluss dieser Fak-
toren auf das Steueraufkommen wird im folgenden Abschnitt anhand der gewonnen 
Ergebnisse quantifiziert und beurteilt. 

5.2.2 Ergebnisse aus dem Mikrosimulationsmodell 
Für die Anpassung des Modells an Demographie und Erwerbstätigkeit für die jeweili-
gen Simulationszeitpunkte muss der Personendatensatz des Mikrosimulationsmo-
dells nach Alter, Geschlecht und Erwerbsstatus zerlegt werden, um jede Person des 
Mikrodatensatzes eindeutig einer Gruppe zuzuordnen. Jede dieser Gruppen, z.B. 
30jährige, abhängig beschäftigte Frauen, etc. hat im ursprünglichen Datenmaterial 
eine bestimmte Größe und wird mittels eines Hochrechnungsfaktors unter Berück-
sichtigung der Annahmen zu Demographie und Erwerbstätigkeit auf die Gesamtbe-
völkerung skaliert. Durch die Variation der Vorgaben zu Demographie und Erwerbs-
tätigkeit kann die Stichprobe auf das jeweilige Simulationsjahr angepasst werden, 

466 Die unterschiedlichen Ausgangswerte in der Ausgangs- und Risikovariante im Jahr 2005 (besonders 
bei der Gruppe 60 bis 64jährigen) liegen an einer unterschiedlichen Abgrenzung der Erwerbsquoten des 
lfo-lnstituts und der Rürup-Kommission. 
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indem der Hochrechnungsfaktor entsprechend angepasst wird.467 Auf diese Art und 
Weise können die Vorgaben der 5. Variante der 10. Koordinierten Bevölkerungsvor-
ausberechnung und der beiden Varianten zur zukünftigen Entwicklung der Erwerbs-
tätigkeit im Mikrosimulationsmodell umgesetzt werden. Darüber hinaus werden die 
aus dem AltEinkG resultierenden Veränderungen in der Steuerveranlagung für die 
einzelnen Simulationsjahre berücksichtigt.468 Ausgangspunkt der Berechnungen ist 
das Basisjahr 2005 und die zu diesem Zeitpunkt gültige Gesetzeslage.469 Alle Ergeb-
nisse werden als Veränderung des Wertes im Basisjahr 2005 ausgewiesen.470 

Abbildung 5-17: Prozentuale Veränderung des Einkommensteueraufkommens im Vergleich zu 
2005 bei verschieden Szenarien der Entwicklung der Erwerbstätigkeit 
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Quelle: Eigene Berechnungen. 

In Abbildung 5-17 sind die Ergebnisse dieser Berechnungen dargestellt. Neben der 
Ausgangs- und Risikovariante ist in Abbildung 5-17 eine dritte Variante dargestellt, in 
der davon ausgegangen wird, dass sich die Erwerbsbeteiligung zwischen 2005 und 
2050 nicht ändert. Dieses Szenario berücksichtigt daher lediglich die demographi-
sche Entwicklung. In allen drei Varianten steigt das Steueraufkommen im Vergleich 

467 Vgl. Abschnitt 3.1.2. 
468 Auf die Simulation der einzelnen im Rahmen der Arbeit vorgestellten Reformvorschläge wird verzich-
tet. Die dargestellten Ergebnisse beschreiben daher die generellen Auswirkungen von demographischer 
Entwicklung, Erwerbsbeteiligung und nachgelagerter Besteuerung auf das Steueraufkommen am Bei-
spiel des Satatus quo. Die Simulation der einzelnen Reformvorschläge würde keinen Erkenntnisgewinn 
bringen, da der Tarifver1auf und die Bemessungsgrundlage im Basisjahr lediglich das Ausgangsniveau 
bestimmen. 
469 D.h. es sind alle für die steuer1iche Veranlagung im Mikrosimulationsmodell relevanten Änderungen 
des Steuerrechts berücksichtigt, die bis Ende 2005 in Kraft getreten sind. Vgl. Abschnitt 4.1.2 und 4.1.3. 
470 Inflation und Wachstum werden bei dieser Betrachtung nicht berücksichtigt. 
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zu 2005 bis 2010, in der Ausgangsvariante sogar bis 2020, zunächst an. Dieser 
Anstieg ist vor allem auf die in der 5. Variante unterstellte Zunahme der Gesamtbe-
völkerung auf knapp über 83 Millionen Menschen zurückzuführen. Hinzu kommt, 
dass in diesem Zeitraum die Gruppe der 20 bis 60jährigen, sowohl absolut, als auch 
relativ zur Gesamtbevölkerung wächst (vgl. Abbildung 5-14). Danach nimmt das 
Steueraufkommen in den drei Varianten zwar unterschiedlich stark, aber kontinuier-
lich ab. Die Höhe des Rückgangs wird dabei von der unterstellten Entwicklung der 
Erwerbstätigkeit bestimmt. 

Es fällt auf, dass das Steueraufkommen durch die optimistischen Annahmen der 
Ausgangsvariante bis 2040 nahezu konstant gehalten werden kann. Grund hierfür ist 
der in diesem Szenario unterstellte starke Rückgang der Erwerbslosigkeit auf 3,3 
Prozent ab dem Jahr 2035. Eine unterstellte Erwerbslosigkeit führt zu dem stärkeren 
Rückgang in der Risikovariante. Wird die Struktur der Erwerbstätigkeit - also auch 
die Erwerbslosenquote von 9,2 Prozent - von 2005 bis 2050 fortgeschrieben, sinkt 
das Steueraufkommen bereits bis zum Jahr 2040 auf 95 Prozent des Ausgangswerts 
im Basisjahr. Bis 2050 sinkt es dann auf unter 90 Prozent. In der Ausgangsvariante 
(Risikovariante) hingegen sinkt das Steueraufkommen bis 2050 deutlich schwächer 
auf rund 96 (98) Prozent des Ausgangswertes in 2005. 

Dass die aufgezeigte Entwicklung des Steueraufkommens im Wesentlichen von 
der unterstellten Erwerbslosenquote abhängt, wird in Abbildung 5-18 sichtbar. Hier 
sind die Annahmen der Risikovariante bezüglich der Erwerbslosigkeit kombiniert mit 
den Erwerbquoten der Ausgangsvariante abgebildet. Der Unterschied beider Szena-
rien liegt bei maximal einem Prozentpunkt. Die unterschiedlichen Erwerbsquoten der 
Ausgangs- und Risikovariante beeinflussen das Ergebnis demnach kaum. 

Abbildung 5-18: Einfluss der Erwerbsquote auf die Veränderung des Einkommensteueraufkom-
mens im Vergleich zu 2005 am Beispiel der Risikovariante 
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Nachdem nun der Einfluss der Entwicklung der Erwerbstätigkeit auf das Steuerauf-
kommen analysiert wurde, sollen im nächsten Schritt die Auswirkungen des AltEinkG 
untersucht werden. Dafür wurde die Risikovariante ohne die entsprechenden Anpas-
sungen bei der Steuerveranlagung berechnet. Konkret heißt dies, dass weder die 
schrittweise Anhebung der Abzugsfähigkeit der Vorsorgeaufwendungen auf 100 
Prozent bis 2025, noch die Ausweitung der nachgelagerten Besteuerung auf 100 
Prozent der Alterseinkünfte ab 2040, berücksichtigt wurde.471 Den positiven Effekt 
der nachgelagerten Besteuerung auf die Entwicklung des Steueraufkommens zeigt 
Abbildung 5-19 ganz klar. 

Abbildung 5-1 9: Einfluss der nachgelagerten Besteuerung auf die Veränderung des Einkom-
mensteueraufkommens im Vergleich zu 2005 am Beispiel der Risikovariante 
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Quelle: Eigene Berechnungen. 

Vor allem ab 2030 wirkt die zunehmende Besteuerung der Alterseinkommen dem 
demographisch bedingten Rückgang des Steueraufkommens massiv entgegen und 
sorgt bis 2040 für nahezu konstante Steuereinnahmen. Der dann durch die Schrump-
fung der Bevölkerung induzierte Rückgang ist jedoch auch durch die nachgelagerte 
Besteuerung nicht aufzuhalten. Allerdings setzt die Entwicklung auf einem wesentlich 
höheren Niveau ein und führt dadurch selbst in der Risikovariante zu einem um gut 
fünf Prozentpunkte schwächeren Rückgang des Steueraufkommens. Mit dem Über-
gang zur nachgelagerten Besteuerung wird die Bemessungsgrundlage der Einkom-
mensteuer gleichmäßiger über den Lebenszyklus verteilt und das deutsche Steuer-
system wurde dadurch deutlich weniger alterungssensibel. Im Endeffekt geht das 
Steueraufkommen dadurch weniger stark zurück als die Bevölkerung. Trotz dieser 

471 Verhaltensänderungen der Individuen aufgrund der Gesetzesänderung werden dabei nicht berück-
sichtigt, so dass keine so genannten Zweitrundeneffekte auftreten. 
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positiven Entwicklung auf der Einnahmenseite dürfen die Probleme auf der Ausga-
benseite nicht vernachlässigt werden. Die Ausgaben der sozialen Sicherungssyste-
me steigen aufgrund des doppelten Alterungsprozesses weiterhin in schnellem Tem-
po an. Angesichts dieser Lage müssen Steuerreformmaßnahmen gut durchdacht 
und auf ihre langfristige Wirkung hin überprüft werden. Dies erfolgt, soweit möglich, 
mit der Analyse im Rahmen der Methode der Generationenbilanzierung im nächsten 
Abschnitt. 

5.2.3 Ergebnisse aus der Generationenbilanzierung 
Im Rahmen des Mikrosimulationsmodells konnte die Aufkommenswirkung der nach-
gelagerten Besteuerung im Zeitraum bis 2050 untersucht werden. Die Generalionen-
bilanz bietet nun die Möglichkeit, die in Abschnitt 5.2.2 dargestellten Auswirkungen 
über diesen Zeitpunkt hinaus zu analysieren und Aussagen hinsichtlich ihrer interge-
nerativen Verteilungswirkung zu treffen. Insgesamt ist dabei allerdings zu beachten, 
dass der Untersuchung von Steuerreformen im Rahmen der Generalionenbilanzie-
rung enge Grenzen gesetzt sind. So ist die wohlfahrtstheoretische Aussagekraft von 
Generationenkonten aufgrund der verwendeten Methodik kritisch zu beurteilen. Vor 
allem die Frage der materiellen lnzidenz ist hierbei ein ernstzunehmendes Prob-
lem.472 So erfassen die Generationenkonten generell die reinen Nettosteuerzahlun-
gen. Darüber hinaus werden in bestimmten Fällen formelle Annahmen über die lnzi-
denz von Zahlungen getroffen. Beides muss aber nicht deren tatsächlicher Traglast 
entsprechen. So wird beispielsweise die Umsatzsteuer von den Konsumenten getra-
gen, Verbrauchsteuerbeträge der Kinder werden hingegen den Eltern zugerechnet. 
Ebenfalls nicht abgebildet sind Verhaltensreaktionen von Wirtschaftssubjekten, durch 
die sie der Besteuerung ausweichen und deren Traglast auf andere Wirtschaftssub-
jekte überwälzen können. Gleiches gilt für die, aus derartigen Verzerrungen resultie-
renden Zusatzlasten. Des Weiteren werden die aus Verhaltensänderungen resultie-
renden makroökonomischen Rückwirkungen in der Generationenbilanzierung nicht 
berücksichtigt. Bei der Methode handelt es sich also letztlich um ein statisches Parti-
almodell mit völlig unelastischem Verhalten der Individuen und des öffentlichen Sek-
tors. 

Raffelhüschen und Risa (1997) demonstrierten, dass Politikempfehlungen, die auf-
grund dieser Partialanalyse getroffen werden, falsch und/oder zeitinkonsistent sein 
können. Inwieweit die Ergebnisse der Generationenbilanzierung dadurch für ver-
schiedenartige Reformstrategien geschwächt werden, lässt sich mittels ihrer Einbet-
tung in ein dynamisches allgemeines Gleichgewichtsmodell abschätzen. Fehr und 
Kotlikoff (1997) untersuchten im Rahmen eines dynamischen Simulationsmodells, 
wie gut Veränderungen der Generationenkonten die Nutzenänderungen aufgrund 
fiskalpolitischer Reformen erfassen.473 Ihrer Analyse zufolge nähern die Veränderun-
gen der Generationenkonten die individuellen Nutzenänderungen insgesamt relativ 
gut an. Für Politikreformen mit starken Veränderungen der fiskalischen Verzerrungen 
ist die Annäherung allerdings etwas schlechter, da diese in den Generationenkonten 
nicht erfasst werden. 

472 Vgl. Haveman (1994), Raffelhüschen (1999) und Buiter (1995). 
473 Vgl. auch Fehr (1999). 
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So führt eine Reform, wie beispielsweise die Steuerreform 2000 mit hohen Auf-
kommensverlusten in den Anfangsjahren in der Generationenbilanz schlicht zu einer 
höheren Nachhaltigkeitslücke und damit zur Belastung der zukünftigen Generatio-
nen. Durch eine ad hoc-Modellierung von Wachstumsimpulsen kann dem im Ansatz 
begegnet werden.474 Börstinghaus und Hirte (2001) kommen daher zu dem Schluss, 
dass sich die Generationenbilanzierung zwar für die Analyse von beispielsweise 
Rentenreformen gut eignet, dass aber die Analyse von Steuerreformen mit unbe-
kannten Verhaltensänderungen aus den beschrieben Gründen kritisch ist. 

Weniger kritisch ist daher die Analyse von Steuerreformmaßnahmen deren Wir-
kung über einen längeren Zeitraum konkret vorgegeben ist. Dies ist beispielweise bei 
der Einführung der nachgelagerten Besteuerung der Fall. Aus diesem Grund be-
schränken sich die Untersuchungen in diesem Abschnitt im Wesentlichen auf diese 
Reformmaßnahme. Darüber hinaus können in der Generationenbilanz, anders als im 
Mikrosimulationsmodell, grundsätzlich auch die unternehmensbezogenen Steuern 
erfasst werden. Somit kann im Folgenden zumindest die demographiebedingte Ent-
wicklung des Aggregats der Unternehmenssteuern gemäß dem in der Generationen-
bilanzierung verwendeten alterspezifischen Steuerzahlungsprofils kurz betrachtet 
werden. Mit dem in Abbildung 5-20 dargestellten Kapitalsteuerprofil werden die Kör-
perschaftsteuer, die Gewerbesteuer sowie Teile der nichtveranlagten Steuern vom 
Ertrag und der Zinsabschlagssteuer fortgeschrieben. 

Abbildung 5-20: Normiertes alterspezifisches Kapitalsteuerprofil im Status quo 
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Quelle: Eigene Darstellung. 

474 Vgl. Krimmer/Raffelhüschen (2003). 
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Schon auf den ersten Blick lässt der in Abbildung 5-20 dargestellte Profilverlauf ver-
muten, dass die unternehmensbezogenen Steuern bei der gegebenen demographi-
schen Entwicklun~ weit weniger demographieabhängig sind, als die personenbezo-
genen Steuern.4 Die Kurvenverläufe in Abbildung 5-21 und Abbildung 5-22 
bestätigen dies. 

Abbildung 5-21 : Entwicklung der unternehmensbezogenen Steuern im Vergleich zu 2004 bei 
verschiedenen Varianten der Bevölkerungsentwicklung im Zeitraum bis zum Jahr 2100 
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Quelle: Eigene Berechnungen. 

So steigt das Steueraufkommen der unternehmensbezogenen Steuern ab 2010 in 
allen Bevölkerungsvarianten bis fast in das Jahr 2040 deutlich an. In der Variante 9, 
in der die höchste Bevölkerungszahl erreicht wird, dauert dieser Anstieg sogar bis 
2055. Hier steigen die Steuereinnahmen auf mehr als 120 Prozent des Ausgangs-
wertes von 2004 an und bleiben auch langfristig über diesem Wert. Auch in Variante 
5 wird der Ausgangswert des Jahres 2004 erst ab 2075 unterschritten und bleibt 
langfristig bei über 80 Prozent. In Variante 1, in der die Bevölkerung am kleinsten ist, 
fällt der Wert ab 2055 unter den Ausgangswert und bleibt langfristig über 60 Prozent. 
Für die Interpretation der Ergebnisse ist jedoch zu beachten, dass die absolute Höhe 
der Werte von dem Ausgangswert in 2004 bestimmt wird und dieser in 2004 verhält-
nismäßig niedrig war. Der Verlauf bleibt aber erhalten, so dass die Aussagen zur 
Entwicklung auch generell gültig sind. Der kurze Anstieg in allen Varianten zwischen 
2005 und 2009 spiegelt die konjunkturelle Entwicklung der Steuereinnahmen am 
aktuellen Rand wider. Da die Steuermehreinnahmen dabei zu einem Großteil aus 

475 Der Profilverlauf wurde aus Daten der EVS ermittelt. Vgl. Hagist et al. (2006). 
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einer Zunahme bei den hier abgebildeten gewinnabhängigen Steuern resultieren, 
ergibt sich der abgebildete Verlauf.476 

Die in Abbildung 5-22 dargestellte Entwicklung der personenbezogenen Steuern 
hingegen nimmt einen ganz anderen Verlauf. Die absolute Höhe der Werte hängt 
auch hier vom Ausgangswert in 2004 ab, der bei den personenbezogen Steuern 
anders als bei den unternehmensbezogenen Steuern in 2004 höher war als 2005. 
Dies liegt an der letzten Stufe der Steuerreform 2000, die 2005 wirksam wurde. Die 
gesenkten Steuersätze haben zu einem niedrigeren Steueraufkommen geführt.477 

Wie in Abschnitt 5.2.2 bereits gezeigt, nimmt das Aufkommen der personenbezoge-
nen Steuern ab 2010 generell ab. Dies gilt auch für alle drei hier dargestellten Vari-
anten der Bevölkerungsentwicklung. 

Abbildung 5-22: Entwicklung der personenbezogenen Steuern im Vergleich zu 2004 bei ver-
schiedenen Varianten der Bevölkerungsentwicklung im Zeitraum bis zum Jahr 2100 
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Quelle: Eigene Berechnungen. 

Nach diesem kurzen Exkurs zur Entwicklung der personen- und unternehmensbezo-
genen Steueraggregate auf Basis der Fortschreibung im Rahmen der Generationen-
bilanzierung, sollen nun die intergenerativen Verteilungswirkungen der Einführung 
der nachgelagerten Besteuerung durch das AltEinkG mit Hilfe der in Abschnitt 3.2.4 
definierten Indikatoren untersucht werden. Dafür wird die Generationenbilanz des 
Basisjahres 2004 ohne die reforminduzierten Änderungen berechnet. Unter den 
gleichen Annahmen wie im Status quo - also einem Zinssatz von 3,0 Prozent und 
einer Wachstumsrate von 1,5 Prozent, sowie den Annahmen der 5. Variante des 10. 

476 Vgl. Bundesministerium der Finanzen (2006b). 
477 Dies erklärt auch im Wesentlichen den Unterschied zu den im vorherigen Abschnitt dargestellten 
absoluten Werten aus dem Mikrosimulationsmodell. 
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koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung - ergibt sich für das Szenario ohne 
nachgelagerte Besteuerung eine Nachhaltigkeitslücke in Höhe von 332,2 Prozent 
des BIP. Sie liegt damit um 8,5 Prozentpunkte über der Nachhaltigkeitslücke in Höhe 
von 323,7 Prozent des BIP im Status quo. Um die Lücke zu schließen, müssten die 
Steuern (Abgaben) für alle Generationen um 15, 1 (12, 7) Prozent erhöht (gesenkt) 
werden. Der nachhaltige Mehrwertsteuersatz läge ohne die nachgelagerte Besteue-
rung mit 33,8 Prozent um 0,4 Prozentpunkte über demjenigen im Status quo.478 

Die Einführung der nachgelagerten Besteuerung kann daher, wie nach den Ergeb-
nissen in Abschnitt 5.2.2 schon zu vermuten war, aus Sicht der Nachhaltigkeit positiv 
beurteilt werden. Dass die Entlastung zukünftiger Generationen im Vergleich zur 
absoluten Höhe der Nachhaltigkeitslücke relativ gering ausfällt, liegt an der Ausges-
taltung der Reform. Die politische Intention war es nämlich, die nachgelagerte Be-
steuerung über einen langen Zeitraum einzuführen um dadurch Mehrbelastungen für 
die einzelnen Kohorten zu vermeiden. Dieses Ziel wurde angesichts des hier darge-
stellten Ergebnis ziemlich gut erreicht. Die Reduktion der Nachhaltigkeitslücke ist 
nämlich im Wesentlichen Folge des langen Betrachtungszeitraums der Generatio-
nenbilanz. Dadurch werden die anfänglichen Mindereinnahmen, die bis 2040 anfal-
len, von den späteren (diskontierten) Mehreinnahmen überkompensiert. 
Abbildung 5-23: Mehr- und Minderbelastung pro verbleibendem Lebensjahr (Annuität) durch die 
Einführung der nachgelagerten Besteuerung - Basisjahr 2004, r=3%, g=1 ,5% 
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Quelle: Eigene Berechnungen. 

478 Die Ergebnisse variieren mit der unterstellten Bevölkerungsentwicklung sowie der zugrunde liegen-
den Zins- Wachstumskombination. Die unterschiedlichen Ergebnisse der Demographievarianten ändern 
jedoch nichts an der grundsätzlichen Wirkung der Reform. Auch Zins- und Wachstum beeinflussen, wie 
zu erwarten ist, im Wesentlichen die Höhe der Nachhaltigkeitslücke. Die Ergebnisse der Sensitivitäts-
analyse finden sich in Tabelle 7-16 im Anhang. 
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Die in Abbildung 5-23 dargestellten Mehr- und Minderbelastungen der einzelnen 
Jahrgänge fallen daher relativ gering aus. Diese ergeben sich aus dem Vergleich der 
Generationenkonten vor und nach der Reform. Sie werden in Form von Annuitäten 
über die verbleibende Lebenszeit (mittlere ferne Lebenserwartung) ausgewiesen, um 
eine bessere Vergleichbarkeit der Belastungen einzelner Jahrgänge zu ermöglichen. 

Die Entlastung zukünftiger Generationen durch die nachgelagerte Besteuerung 
muss dabei zwangsläufig von den heute lebenden Generationen getragen werden. 
Dabei sind es vor allem die null bis 55jährigen, die im Durchschnitt Annuitäten zwi-
schen knapp 12 Euro und etwas mehr als 160 Euro pro Kopf zu tragen haben. Die 
über 55jährigen sind von der Reform nicht betroffen und genießen Vertrauensschutz. 
Die höchsten Annuitäten haben die im Basisjahr zwischen 25 und 45jährigen zu 
tragen. Grund hierfür ist, dass diese Altersgruppen noch über einen relativ langen 
Zeitraum Steuerzahler mit steigenden pro Kopf Zahlungen sind. Darüber hinaus 
unterliegen die im Basisjahr 25 bis 30jährigen in jedem Fall der vollen nachgelager-
ten Besteuerung. Die gilt zwar auch für die null bis unter 25jährigen und dennoch 
sind ihre Belastungen deutlich niedriger. Dies hat im Wesentlichen zwei Gründe: Sie 
profitieren über ihren gesamten restlichen Lebenszyklus von den höheren Abzugs-
möglichkeiten bei den Vorsorgeaufwendungen und den daraus resultierenden niedri-
gen Steuerzahlungen. Die nachgelagerte Besteuerung hingegen liegt noch in relativ 
ferner Zukunft, so dass die zukünftigen Steuerzahlungen recht stark diskontiert wer-
den und der „Barwerteffekt" zum Tragen kommt. Insgesamt halten sich die Belastun-
gen der heute lebenden Generationen sehr im Rahmen. 

Eine weitere Steuerreformmaßnahme, die sich im Rahmen der Generationenbilan-
zierung gut im Hinblick auf ihre Nachhaltigkeitswirkung untersuchen lässt, ist die ab 
1. Januar 2007 gültige Erhöhung des Mehrwertsteuersatzes von 16 auf 19 Prozent. 
Dies liegt daran, dass die Individuen der Mehrwertsteuererhöhung, zumindest lang-
fristig, nicht in größerem Umfang ausweichen können. Bei der Senkung der Beiträge 
zur Arbeitslosenversicherung gilt dies sogar ohne Einschränkung. 

Da die Wirkung dieser Maßnahme, sowie die im Gegenzug versprochene Senkung 
des Arbeitslosenbeitrags von 6,5 auf 4,5 Prozent in dem in Abschnitt 3.2.4 beschrie-
benen Status quo bereits enthalten ist, wird im folgenden Szenario davon ausgegan-
gen, dass die Mehrwertsteuer nicht erhöht worden und die Beiträge zur Arbeitslosen-
versicherung nicht gesenkt wurden.479 Daraus ergibt sich eine Nachhaltigkeitslücke 
von 350,2 Prozent des BIP im Vergleich zu 323,7 Prozent des BIP im als Status quo 
des Basisjahres 2004 definierten Referenz-Szenario. Die Erhöhung der Mehr-
wertsteuer in Verbindung mit der Reduktion des Arbeitslosenversicherungsbeitrags 
hat die Nachhaltigkeitslücke um 26,5 Prozentpunkte reduziert und somit vor allem die 
zukünftigen Generationen entlastet. Der nachhaltige Mehrwertsteuersatz, der nötig 
wäre, um die Lücke zu schließen, ist dadurch von 37,2 auf 33,4 Prozent gesunken 
und die Steuern (Abgaben) für alle Generationen müssen nicht mehr um 16,0 (13,4) 
Prozent sondern nur noch um 14,7 (12,4) Prozent erhöht (gesenkt) werden. Um 
einen Eindruck von der Belastung der einzelnen Kohorten durch die Reform zu be-
kommen, sind in Abbildung 5-24 die Generationenkonten für den Status quo und die 
Situation vor Erhöhung der Mehrwertsteuer und der Senkung des Arbeitslosenversi-
cherungsbeitrags (ohne Reform) abgebildet. Es ist zu erkennen, dass die Mehrbelas-

m Tatsächlich wurde der Beitragssatz zum 1. Januar 2007 sogar auf 4,2 Prozent gesenkt. 
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tung der Kohorten absolut betrachtet zunächst bis zum Alter von 50 Jahren leicht 
steigt und danach kontinuierlich abnimmt. Rechnet man diese Mehrbelastungen in 
Annuitäten pro verbleibendem Lebensjahr um, so ergeben sich Beträge zwischen 
knapp 120 Euro für den im Basisjahr 0jährigen und knapp 330 Euro für den 
60jährigen.480 

Abbildung 5-24: Generationenbilanz im Status quo und ohne Mehrwertsteuererhöhung - Basis-
jahr 2004, r=3%, g=1 ,5% 
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Beide Maßnahmen können somit hinsichtlich ihrer Nachhaltigkeitswirkung positiv 
beurteilt werden, da sie durch Mehreinnahmen das Staatsdefizit verringern und 
Mehrbelastung der einzelnen Kohorten moderat ausfällt. Die nachgelagerte Besteue-
rung hat darüber hinaus, wie in Abschnitt 4.1.1 gezeigt wurde, noch steuersystemati-
sche Vorteile. 

480 Vgl. Abbildung 7-1 im Anhang. 
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6 Zusammenfassung und Ausblick 
In der vorliegenden Arbeit wurden in Kapitel 2 zunächst die demographische Ent-
wicklung Deutschlands und ihre Einflussfaktoren analysiert. Festgehalten wurde, 
dass die Bevölkerung in Deutschland in Zukunft zahlenmäßig abnimmt und gleichzei-
tig altert. Konkret bedeutet dies, dass sich das Verhältnis Rentner zu Erwerbstätige 
in Deutschland von heute Eins zu Vier auf Eins zu Zwei im Jahr 2050 verdoppeln 
wird. Mithin wird die Bevölkerung nicht nur kleiner, sondern im Durchschnitt auch 
deutlich älter sein als heute. Bei der Untersuchung der Entwicklung der Erwerbsbe-
teiligung in Deutschland ist aufgefallen, dass die Zahl der Erwerbstätigen nach Ab-
grenzung der VGA zwischen 1997 und 2001 auf über 39 Millionen gestiegen ist und 
nach einem leichten Rückgang nun relativ konstant knapp unter 39 Millionen Perso-
nen liegt. Die Gruppe der Erwerbslosen ist seit 2001 um rund eine Million Menschen 
angewachsen. Die Zahl der Erwerbslosen liegt somit aktuell bei ca. vier Millionen. 
Auf Basis dieser Zahlen konnte mit den gewonnen Erkenntnissen zur demographi-
schen Entwicklung die zukünftige Entwicklung der Erwerbsbeteiligung untersucht 
werden. Dabei hat sich gezeigt, dass die Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter mas-
siv zurückgeht. Abhängig von den unterstellten Annahmen um bis zu 30 Prozent. 
Dieser Rückgang wird jedoch durch höhere Erwerbsquoten und ein Absinken der 
Erwerbslosigkeit teilweise wieder aufgefangen. Vor allem die Erwerbsbeteiligung von 
Frauen und älteren Menschen wird in Zukunft ansteigen. Das Herausarbeiten dieser 
Ergebnisse war notwendig, weil die demographische Entwicklung und die Erwerbs-
beteiligung letztlich die Zahl der Steuerpflichtigen und damit auch zu einem wesentli-
chen Teil das zukünftige Steueraufkommen - vor allem der Einkommensteuer -
bestimmen. 

Neben diesen generellen Einflussfaktoren wird das Steueraufkommen vor allem 
von der Ausgestaltung des Steuersystems eines Landes bestimmt. Daher wurden in 
Kapitel 4 sowohl die theoretischen Grundlagen des deutschen Einkommensteuersys-
tems als auch seine konkrete Ausgestaltung im Jahr 2005 erläutert. Im weiteren 
Verlauf der Arbeit stand die Darstellung und die Analyse von konkret diskutierten 
Reformvorschlägen im Mittelpunkt. Im Einzelnen wurden dafür die Vorschläge der 
Unionsparteien, der Berliner Entwurf der FDP, der Vorschlag von Paul Kirchhof so-
wie die Einfachsteuer des Heidelberger Steuerkreises beschrieben und in dem zu 
diesem Zweck angepassten Mikrosimulationsmodell, dessen Grundzüge im ersten 
Abschnitt von Kapitel 3 beschrieben wurden, umgesetzt. Dadurch konnten die Auf-
kommens- und Verteilungswirkungen dieser Vorschläge detailliert berechnet werden. 

In Kapitel 5 wurden zuerst die kurzfristigen Wirkungen der Reformen untersucht. 
Es konnte gezeigt werden, dass die Steuerausfälle der Vorschläge - mit Ausnahme 
des Wahlprogramms der Unionsparteien - bei mehr als 30 Mrd. Euro liegen. Ein 
Großteil der Steuerausfälle resultiert dabei aus den gewählten Tarifverläufen. Das 
Kosten-Nutzen-Verhältnis von Stufentarifen hat sich dabei als nicht besonders gut 
erwiesen. Für die im Rahmen der Einfachsteuer bzw. des Kirchhof Modell untersuch-
te Fiat Tax gilt im Hinblick auf die Aufkommensverluste grundsätzlich das gleiche 
Urteil. Da die tarifbedingten Steuerausfälle hier noch höher sind als bei den Reform-
vorschlägen mit Stufentarif und zudem die Ungleichheit der Einkommensverteilung 
deutlich größer wäre als im Status quo, müssen Fiat Tax Systeme als politisch sehr 
schwer vermittelbar eingestuft werden. In puncto Steuervereinfachung ist diese Re-
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form den anderen jedoch klar überlegen. Durch die Vereinfachung bei der Administ-
rierbarkeit des Steuersystems ist eine höhere Effizienz zu erwarten. Der aus der 
Entlastung resultierende potentielle zukünftige Wachstumsimpuls hilft in der kurzfris-
tigen politischen Argumentation allerdings nur wenig. 

Angesichts der Haushaltslage und der Pflicht zur Erfüllung der Maastricht-Kriterien 
sowie der Tatsache, dass die privaten Haushalte durch die Steuerreform 2000 be-
reits um mehr als 30 Mrd. Euro entlastet wurden, sind Ausfälle in dieser Größenord-
nung kurzfristig nicht finanzierbar. Darüber hinaus bleibt festzuhalten, dass eine 
Steuervereinfachung nicht primär über den Tarifverlauf erreicht wird, sondern viel-
mehr durch den Abbau von Ausnahmetatbeständen bei der Ermittlung der Bemes-
sungsgrundlage - wie beispielsweise im Steueränderungsgesetz 2007 geschehen -
geschaffen werden sollte. Eine konsequente Fortsetzung dieses Wegs ermöglicht 
dann in Zukunft eventuell den Spielraum für erneute Tarifsenkungen oder gar für 
eine grundlegende Tarifreform. Der Weg, den die Regierung eingeschlagen hat, ist 
daher also grundsätzlich zu begrüßen. Die eingeleiteten Maßnahmen verbreitern 
zumindest die Bemessungsgrundlage. Die daraus resultierenden Belastungen der 
Bürger halten sich dabei, wie gezeigt wurde, im Rahmen. Daher kommen die durch 
die derzeit konjunkturbedingt sprudelnden Steuereinnahmen motivierten Äußerungen 
von Bundeswirtschaftsminister Glos in Richtung Tarifabsenkung zu früh. 

Zudem weist Deutschland seit 2005 im europäischen Vergleich ohnehin eine rela-
tiv niedrige nominale und reale Steuerbelastung der privaten Haushalte auf. Die 
Sozialabgaben hingegen sind überdurchschnittlich hoch. Um die Haushalte langfris-
tig und nachhaltig zu entlasten, sollte daher zuerst an den Sozialabgaben angesetzt 
werden. Die Reduktion des Beitrags zur Arbeitslosenversicherung auf 4,2 Prozent 
zum 1. Januar 2007 ist in diesem Zusammenhang ein erster Schritt in die richtige 
Richtung. 

Handlungsbedarf besteht zudem im Bereich der Unternehmensbesteuerung. So 
sind deutsche Unternehmen im europäischen Vergleich mit einer der höchsten effek-
tiven Steuerbelastungen konfrontiert. Die mit dem Koalitionsvertrag von 2005 zwi-
schen CDU/CSU und SPD getroffene Entscheidung, die Priorität auf die Reform der 
Besteuerung von Unternehmen zu setzen, erscheint daher richtig. In diesem Bereich 
muss dringend reformiert werden, um die Attraktivität des Standorts Deutschland zu 
erhalten und auszubauen. Die Reduktion der Steuerbelastung eröffnet zumindest 
mittel- bis langfristig die Chance auf mehr Wachstum und damit mehr Arbeitsplätze. 

Die Ergebnisse der langfristigen Analyse im zweiten Teil von Kapitel 5 untermau-
ern im Prinzip die Notwendigkeit einer Unternehmenssteuerreform. Angesichts des 
demographisch bedingten Rückgangs des Steueraufkommens, muss die Ausweitung 
der Erwerbsbeteiligung in Deutschland forciert werden. Ohne ihre Erhöhung sinkt 
das Steueraufkommen aufgrund der vorgegebenen demographischen Entwicklung, 
wie in Abschnitt 5.2.2 gezeigt wurde, nämlich massiv. Die Bekämpfung der Arbeitslo-
sigkeit und die Schaffung neuer Arbeitsplätze muss daher höchste Priorität haben.481 

Hierzu gehört auch eine Erhöhung der Erwerbsbeteiligung von Frauen. Diese muss 

481 Die Reduktion der Arbeitslosigkeit allgemein und die Langzeitarbeitslosigkeit im Speziellen muss 
natürlich durch entsprechende Maßnahmen im Bereich der Arbeitsmarktpolitik flankiert werden. Geeig-
nete Vorschläge hierfür gibt es genügend. Vgl. beispielsweise Sachverständigenrat (2006b) sowie 
Krimmer/Raffelhüschen (2007). 
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durch geeignete familienpolitische Maßnahmen - hierzu gehört beispielsweise die 
Ausweitung und Verbesserung des Betreuungsangebots für Kinder - erleichtert wer-
den. 

Außer durch eine höhere Erwerbsbeteiligung kann der Aufkommensrückgang, wie 
ebenfalls in Abschnitt 5.2.2 gezeigt, durch Steuerreformmaßnahmen gebremst wer-
den, die dafür sorgen, dass die Steuerzahlungen gleichmäßiger als bisher über den 
Lebenszyklus verteilt werden. Dies ist z.B. durch die Einführung der nachgelagerten 
Besteuerung geschehen, die Teile der Steuerzahlung auf die älteren Kohorten verla-
gert. Ein solches Vorgehen hat, wie die Analyse im Rahmen der Generationenbilan-
zierung in Abschnitt 5.2.3 zeigt, auch positive Auswirkungen auf die fiskalische 
Nachhaltigkeit und trägt damit zur Entlastung zukünftiger Generationen bei. Gleiches 
gilt für die ebenfalls untersuchte Erhöhung der Mehrwertsteuer und die im Gegenzug 
erfolgte Absenkung des Beitrags zur Arbeitslosenversicherung. 

Der Aufruf an die Politik lautet daher, den Weg der Haushaltskonsolidierung durch 
weitere Reformen - insbesondere auch im Bereich der Kranken- und Pflegeversiche-
rung fortzusetzen - und den Standort Deutschland darüber hinaus durch die Unter-
nehmensteuerreform und Reformen am Arbeitsmarkt zu stärken. Für die Reform der 
Unternehmensbesteuerung wurden der Regierung im Frühjahr 2006, mit der in Ab-
schnitt 4.2.5 vorgestellten dualen Einkommensteuer des Sachverständigenrates und 
der in 4.2.6 skizzierten Allgemeinen Unternehmenssteuer der Stiftung Marktwirt-
schaft, zwei fertig ausgearbeitete Vorschläge präsentiert. Die Regierung hat sich 
dennoch für einen eigenen Weg entschieden und unabhängig von beiden Vorschlä-
gen Eckpunkte für eine Unternehmenssteuerreform ausgearbeitet und diese inzwi-
schen als Gesetzesentwurf vorgelegt. Im Wesentlichen ist geplant, die in Deutsch-
land ansässigen Körperschaften zu entlasten und die Bemessungsgrundlage der 
Unternehmenssteuern zu verbreitern und gleichzeitig zu verstetigen. Die Chance, im 
Zuge der Reform die Gewerbesteuer abzuschaffen, wurde dabei nicht genutzt, ob-
wohl auch hierfür, mit dem in Abschnitt 4.2.7 beschriebenen Vier-Säulen-Modell, ein 
konsistenter Vorschlag auf dem Tisch liegt. Dieser wurde angesichts des massiven 
Widerstands der Städte und Gemeinden und sprudelnder Einnahmen aus der Ge-
werbesteuer schnell verworfen. Durch die im Gesetzesentwurf geplante Ausweitung 
von Hinzurechnungen - künftig sind 25 Prozent aller Zinsen zur Bemessungsgrund-
lage der Gewerbesteuer hinzuzurechnen - wurde die Gewerbsteuer sogar gestärkt. 
Ob das Ziel einer auf breiter Bemessungsgrundlage aufsetzenden und weniger kon-
junkturanfälligen Unternehmenssteuer dadurch erreicht werden kann, bleibt abzuwar-
ten. 

Darüber hinaus ist für 2009 die Einführung einer Abgeltungssteuer auf Kapitalein-
künfte geplant. Dies ist, nach der ermäßigten Besteuerung von Körperschaften, ein 
weiterer klarer Schritt hin zu der vom Sachverständigenrat propagierten dualen Ein-
kommensteuer. Liegt hier etwa doch die Zukunft des deutschen Steuersystems? 
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7 Anhang 
Tabelle 7-1 : Anzahl der Haushalte in der Stichprobe im Status quo - nach Familienstand 

Alle Haus• Allein- Allein- Ehepaare Ehepaare Sonstige 
halte stehende stehande ohne Kinder mit Kindern Haushalte 

Bruttoeinkommeneklaeee ohne Kinder mit Kindern 

in Tausend Euro Anzahl Fälle in der Stichprobe 

0 • 10 904 718 147 17 13 9 

10 - 15 2.178 1.621 237 193 77 50 

15 • 20 2.862 1.599 258 655 229 121 

20 • 25 2.996 1.105 264 1.016 436 175 

25-30 3.280 945 225 1.176 757 177 

30-40 6.841 1.368 34 1 2.059 2.661 412 

40 - 50 6.051 796 198 1.548 3.074 435 

50-60 4.748 449 83 1.163 2.696 357 

60-70 3.352 240 72 836 1.941 263 

70-80 2.176 114 34 555 1.318 155 

80-90 1.451 47 8 412 869 115 

90 - 100 1.000 37 16 296 572 79 

100 - 120 1.168 38 11 342 678 99 

120 • 250 1.338 36 9 425 779 89 

250 • 500 371 10 4 112 232 13 

500 und mehr 83 8 3 24 45 3 

Gesamt 40.799 9.131 1.910 10.829 16.377 2.552 

Quelle: Eigene Berechnungen. 



198 Anhang 

Tabelle 7-2: Anzahl der Haushalte nach der Hochrechnung im Status quo - nach Familienstand 

Alle Haus- Allein- Allein- Ehepaare Ehepaare Sonstige stehende stehende halte ohne Kinder mit Kindern ohne Kinder mit Kindern Haushalte 
· Bruttoelnkommenaklaaee 

in Tausend Euro Anzahl Fälle nach der Hochrechnuna 

0 - 10 1.693.223 1.351.376 260.250 24.294 29.598 27.705 

10 - 15 3.460.681 2.543.290 362.474 233.985 153.052 167.880 

15-20 4.055.082 2.396.620 272.403 725.254 329.308 331.497 

20-25 3.880.266 1.507.714 317.139 1.063.401 535.136 456.876 

25 -30 3.796.866 1.214.896 245.290 1.103.247 827.205 406.228 

30 -40 7.055.592 1.676.329 411 .987 1.656.408 2.512.748 798. 120 

40-50 5.475.551 749.348 267.522 1.086.731 2.585.541 786.408 

50-60 4.150.780 361 .082 133.497 762.029 2.290.288 603.883 

60-70 3.110.045 181.910 100.259 570.938 1.796.536 460.403 

70-80 2.081.487 85.525 62.116 387.471 1.257.077 289.298 

80-90 1.462.645 37.772 19.165 276.278 937.480 191 .950 

90 - 100 1.012.473 35.949 29.145 184.314 622.976 140.089 

100-120 1.211 .131 42.994 20.632 207.124 753.775 186.606 

120 -250 1.005.014 33.344 11 .744 184.300 636.595 139.032 

250 - 500 199.304 9.727 4.459 41 .830 130.144 13.143 

500 und mehr 62.102 5.398 5.283 12.745 35.166 3.510 

Gesamt 43.712 .244 12.233.274 2.523.365 8.520.350 15.432.625 5.002.630 

Quelle: Eigene Berechnungen. 
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Tabelle 7-3: Anzahl der Haushalte in der Stichprobe im Status quo - nach sozialer Stellung 

Arbeiter Nicht Er-und Ang• Beamte Selbständige Rentner Penslonire _rb,titige Bruttoeinkommensklasse stellte 

in Tausend Euro Anzahl Fälle in der Stichprobe 

0- 10 52 3 10 196 0 643 

10 - 15 236 19 26 1.097 1 799 

15- 20 596 59 51 1.499 23 634 

20- 25 928 64 80 1.343 52 529 

25- 30 1.354 177 11 6 1.144 149 340 

30 - 40 3.624 752 303 1.368 391 403 

40- 50 3.414 1.095 340 597 443 162 

50-60 2.721 1.037 271 337 319 63 

60 - 70 1.980 732 238 153 212 37 

70-80 1.290 490 172 116 100 8 

80 - 90 861 299 144 67 69 11 

90- 100 600 203 106 43 46 2 

100 - 120 656 239 192 42 33 6 

120 - 250 758 120 392 35 30 3 

250 - 500 130 25 209 4 2 

500 unc! mehr 17 60 5 0 0 

Gesamt 19.217 5.315 2.710 8.046 1.870 3.641 

Quelle: Eigene Berechnungen. 
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Tabelle 7-4: Anzahl der Haushalt nach der Hochrechnung im Status quo - nach sozialer Stellung 

• Arbeiter Nicht Er-

~ Bruttoelnkommenaklasae 
und Ange- Beamte Selbständige Rentner Penaionire werbstätige stellte 

in Tausend Euro Anzahl Fälle nach der Hochrechnuna 

0- 10 83.878 5.216 17.800 477.727 0 1.108.602 

10 • 15 367.213 6.870 45.920 1.812.677 815 1.227.186 

15-20 791 .315 31.509 82.245 2.168.889 29.633 951 .490 

20-25 1.182.019 34.734 118.647 1.741 .452 58.836 744.577 

25 • 30 1.643.532 80.450 146.068 1.335.733 147.342 443.740 

30-40 4.031 .399 264.634 368.428 1.596.353 256.050 538.728 

40 - 50 3.386.828 354.479 422.224 764.786 257.740 289.494 

50-60 2.649.872 366.647 320.887 511 .207 192.132 110.035 

60-70 2.052.501 309.718 279.587 242.510 150.612 75.116 

70-80 1.360.731 235.091 210.933 176.505 85.378 12.850 

80 - 90 931 .653 153.374 164.048 107.656 72.975 32.939 

90 • 100 644 .746 110.036 137.506 50.371 64.055 5.759 

100 · 120 705.258 132.325 244.727 79.856 38.146 10.820 

120 -250 531 .874 56.921 353.975 32.013 27.590 2.64 1 

250 · 500 52.792 6.911 137.883 841 714 163 

500 und mehr 9.283 720 50.504 1.595 0 0 

Gesamt 20.424.894 2.149 .636 3.101.382 11 .1 00.172 1.382 .019 5 .554.141 

Quelle: Eigene Berechnungen. 

Tabelle 7-5: Vergleich des Steueraufkommens im Vorschlag von Merz bei unterschiedlichen 
Obergrenzen 

Vorschlag Merz Steuerbasis 

Spitzensteuersatz ab 40.000 Euro 951.466 

Spitzensleuersatz ab 45.000 Euro 951.596 

Differenz 129 

• Ausweis als Bruttogröße (d.h. inklusive Kindergeld) 

Quelle: Eigene Berechnungen. 

Einkommen- Kindergeld EkSt abzgl. 
steuer • Klnderaeld 

in Mio. Euro 

131.344 -23.562 107.782 

129 .866 -23.585 106.281 

-1.478 -22 -1.371 
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Tabelle 7-6: Veränderung der durchschnittlichen Steuerzahlungen pro Haushalt nach dem 
Wahlprogramm der Unionsparteien im Vergleich zum Status quo • differenziert nach sozialer 
Stellung und Bruttoeinkommensklasse 

Arbeiter Nicht Er• 
und Ange- Beamte Selbständige Rentner Penslonire werbatätige 1 Bruttoeinkomm-klasae stellte 

in Tausend Euro in Euro pro Haushalt 
0 • 10 / 0 0 

10 · 15 -34 0 -7 

15 · 20 -96 (-103) / -4 -17 

20 • 25 -174 (·255) (-128) -22 (·33) ·30 
25-30 -254 -309 -217 -30 -63 -83 

30 · 40 -376 -452 -322 -58 -144 -254 

40 • 50 -56 1 -787 ·632 -152 ·283 ·366 

50-60 -1.057 ·1.327 ·1.215 -238 .459 (-802) 

60 · 70 -1.297 -1.618 ·1.397 -226 -417 / 

70-80 ·1.436 ·1.555 -1.691 -321 -367 

80-90 -1 .068 -1 .243 ·1.395 (-251) (-602) 

90 · 100 -814 -844 -1.473 / / 

100 · 120 -715 -690 -1.232 / / 

120 · 250 -759 -825 ·1.948 / / 

250 • 500 -2.246 -5.256 / / 
500 und mehr (-26.428) 

Durchschnitt (gewichtet) -696 · 1.045 ·1.631 -61 · 298 -90 

-: weniger als 25 auswertbare Fälle;/: weniger als 50 auswertbare Fälle;( ... ): weniger als 100 auswertbare Fälle. 

Quelle: Eigene Berechnungen. 
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Tabelle 7-7: Veränderung der durchschnittlichen Steuerzahlungen pro Haushalt nach dem 
Vorschlag von Merz im Vergleich zum Status quo - differenziert nach Haushaltstyp und Brutto-
einkommensklasse 

Alle Haus- Allein- Allein- Ehepaare Ehepaare Sonstige stehende stehende halte ohne Kinder mit Kindern ohne Kinder mit Kindern Haushalte 
Bruttoelnkommenaklasae 

in Tausend Euro in Euro pro Haushalt 

0 - 10 0 0 0 

10 - 15 -7 -8 -15 0 0 

15-20 -42 -54 -1 41 0 0 

20 -25 -145 -280 -311 -7 -27 -42 

25 -30 -274 -575 -453 -59 -148 -108 

30 -40 -541 -886 -9 18 -321 -494 -228 

40-50 -966 -1.278 -1.220 -1.059 -976 -422 

50-60 -1.323 -1.674 (-1.333) -1.439 -1.4 11 -633 

60 - 70 -1 .740 -1.771 (-1 .855) -1.692 -1 .983 -818 

70-80 -2.088 -2.217 -1.995 -2.38 1 -994 

80-90 -1 .997 I -2.605 -2.034 -1.076 

90- 100 -2. 106 I -3.166 -1.911 (-1.225) 

100 -120 -2.363 -3.335 -2.272 (-1.344) 

120 -250 -3.657 -4 .567 -3.624 (-1 .865) 

250 • 500 -1 0.531 -15.336 -9.118 

500 und mehr (-48.395) I 

Durchschnitt (gewichtet) -981 -481 -706 -1.053 -1 .520 -552 

-: weniger als 25 auswertbare Fälle;/: weniger als 50 auswertbare Fälle;( ... ): weniger als 100 auswertbare Fälle. 

Quelle: Eigene Berechnungen. 
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Tabelle 7-8: Veränderung der durchschnittlichen Steuerzahlungen pro Haushalt nach dem 
Vorschlag von Merz im Vergleich zum Status quo - differenziert nach sozialer Stellung und 
Bruttoeinkommensklasse 

Arbeiter Nicht Er-
und Ange- Beamte Selbstindige Rentner Pensionäre werbstitige Bruttoelnkomm-klasse stellte 

in Tausend Euro in Euro pro Haushalt 

0 - 10 / 0 0 

10 - 15 -4 1 1 -7 

15 -20 -185 (·215) / 6 ·17 

20-25 ·404 (·582) (-165) -6 (-90) ·40 

25-30 ·500 -761 -380 -28 -153 .99 

30 - 40 -748 .997 -581 -49 -283 -324 

40-50 -1.140 -1.465 -1.014 -215 -638 -537 

50-60 ·1 .469 ·1 .770 -1.513 -401 -851 (-884) 

60 · 70 -1.900 ·2.167 -1.933 -428 -813 / 

70-80 ·2.260 -2.323 -2.527 -603 -721 

80 - 90 -2.156 -2.173 -2.525 (-585) (-1.164) 

90 · 100 -2 .156 ·2.208 -2.940 / / 

100 - 120 -2.303 -2 .317 -3. 180 / / 

120 • 250 -3.143 ·2.535 -4 .858 / / 

250 · 500 ·8.141 -11.675 / / 

500 und mehr (-53.241) 

Durchschnitt (gewichtet) -1.303 -1.789 -3.193 -86 -637 -120 

-: weniger als 25 auswertbare Fälle;/: weniger als 50 auswertbare Fälle;( ... ): weniger als 100 auswertbare Fälle. 

Quelle: Eigene Berechnungen. 
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Tabelle 7-9: Veränderung der durchschnittlich empfangenen Kindergeldzahlungen pro Haus-

halt nach dem Vorschlag der FDP im Vergleich zum Status quo - differenziert nach Haushalts-

typ und Bruttoeinkommensklasse - bei einem Kindergeld von 200 Euro 

Alle Haus- Allein- Allein- Ehepaare Ehepaare Sonstige 
halte stehende stehende ohne Kinder mit Kindern Haushalte 

Bruttoeinkommensklasse ohne Kinder mit Kindern 

in Tausend Euro in Euro pro Haushalt 

0-10 143 0 821 

10 - 15 101 0 587 0 768 

15-20 103 0 563 0 710 

20-25 130 0 371 0 652 83 

25-30 164 0 346 0 610 84 

30-40 250 0 280 0 624 102 

40 - 50 290 0 214 0 561 105 

50-60 282 0 116 0 469 131 

60-70 237 0 (-225) 0 397 101 

70 - 80 287 0 (-342) 0 469 101 

80 - 90 543 0 0 840 40 

90- 100 640 0 0 1.011 (297) 

100- 120 630 0 0 1.001 (126) 

120 - 250 179 0 0 297 (39) 

250 - 500 -15 0 13 

500 und mehr (-33) I 

-: weniger als 25 auswertbare Fälle;/: weniger als 50 auswertbare Fälle; ( ... ): weniger als 100 auswertbare Fälle. 

Quelle: Eigene Berechnungen. 
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Tabelle 7-10: Veränderung der durchschnittlich empfangenen Kindergeldzahlungen pro Haus-
halt nach dem Vorschlag der Einfachsteuer im Vergleich zum Status quo - differenziert nach 
Haushaltstyp und Bruttoeinkommensklasse - bei einem Kindergeld von 208 Euro 

Alle Haus- Allein- Allein• Ehepaare Ehepaare Sonstige stehende stehende 
Bruttoeinkomm-klaase 

halte ohne Kinder mit Kindern ohne Kinder mit Kindern Haushalte 

in Tausend Euro in Euro pro Haushalt 

0- 10 169 0 969 

10 - 15 119 0 693 0 908 

15-20 121 0 664 0 825 

20 -25 153 0 437 0 769 98 

25-30 194 0 408 0 724 95 

30-40 296 0 330 0 738 122 

40 -50 342 0 252 0 662 124 

50-60 334 0 190 0 554 155 

60-70 297 0 (271) 0 468 120 

70-80 347 0 (151) 0 539 124 

80-90 593 0 0 904 96 

90 - 100 716 0 0 1.074 (321) 

100 - 120 808 0 0 1.250 (164) 

120 - 250 1.084 0 0 1.659 (203) 

250 - 500 1.525 0 2.300 

500 und mehr (1.402) 

-: weniger als 25 auswertbare Fälle;/: weniger als 50 auswertbare Fälle;( ... ): weniger als 100 auswertbare Fälle. 

Quelle: Eigene Berechnungen. 
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Tabelle 7-11 : Veränderung der durchschnittlich empfangenen Kindergeldzahlungen pro Haus-
halt nach dem Vorschlag von Kirchhof im Vergleich zum Status quo - differenziert nach Haus-
haltstyp und Bruttoeinkommensklasse - bei einem Kindergeld von 230 Euro 

Alle Haus- Allein- Allein- Ehepaare Ehepaare Sonstige 
halte stehende stehende ohne Kinder mit Kindern Haushalte Bruttoeinkommenaklasse ohne Kinder mit Kindern 

in Tausend Euro in Euro oro Haushalt 

0 - 10 239 0 1.367 

10- 15 169 0 975 0 1.284 

15-20 176 0 934 0 1.232 

20-25 215 0 615 0 1.077 138 

25 - 30 275 0 573 0 1.024 140 

30 - 40 416 0 464 0 1.039 170 

40 - 50 482 0 354 0 932 175 

50-60 471 0 267 0 780 219 

60 - 70 419 0 (382) 0 660 169 

70-80 470 0 (212) 0 727 175 

80 -90 702 0 0 1.068 130 

90 • 100 822 0 0 1.225 (384) 

100 - 120 912 0 0 1.406 (191) 

120 • 250 1.209 0 0 1.845 (240) 

250 • 500 1.692 0 2.548 

500 und mehr 11 .558) I 

-: weniger als 25 auswertbare Fälle;/: weniger als 50 auswertbare Fälle;( ... ): weniger als 100 auswertbare Fälle. 

Quelle: Eigene Berechnungen. 
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Tabelle 7-12: Veränderung der durchschnittlichen Steuerzahlungen pro Haushalt durch die 
Kürzung der Pendlerpauschale im Vergleich zum Status quo - differenziert nach Hauhaltstyp 
und Bruttoeinkommensklasse 

Alle Haua• Allein- Allein• Ehepaare Ehepaare Sonstige 
halte stehende stehende ohne Kinder mit Kindern Haushalte 

Bruttoeinkomm-klaaae ohna Kinder mit Kindern 

in Tausend Euro in Euro pro Haushalt 

0- 10 0 0 0 

10 • 15 1 2 0 0 

15-20 8 12 14 0 0 

20 · 25 18 36 19 6 8 

25- 30 35 65 47 4 38 19 

30- 40 66 104 53 24 84 28 

40 · 50 79 137 44 44 93 38 

50-60 82 105 (61) 86 88 44 

60-70 90 124 (99) 108 90 50 

70-80 94 77 121 94 68 

80 - 90 65 11 4 119 52 44 

90 - 100 76 I 102 79 (45) 

100 • 120 67 83 72 (41} 

120 - 250 51 62 54 (36) 

250 • 500 27 30 33 

500 und mehr (8) I 
Durchschnitt (gewichtet) 52 12 2 8 26 4 

-: weniger als 25 auswertbare Fälle;/: weniger als 50 auswertbare Fälle; ( ... ): weniger als 100 auswertbare Fälle. 

Quelle: Eigene Berechnungen. 
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Tabelle 7-13: Veränderung der durchschnittlichen Steuerzahlungen pro Haushalt nach durch 

die Kürzung der Pendlerpauschale im Vergleich zum Status quo - differenziert nach sozialer 
Stellung und Bruttoeinkommensklasse 

Arbeiter Nicht Er-
und Ange- Beamte Selbständige Rentner Pensionäre werbatätige 

Bruttoeinkommensklasse stellte 

in Tausend Euro in Euro oro Haushalt 

0- 10 / 0 0 

10 · 15 8 0 

15- 20 36 (54) / 0 2 

20- 25 53 (52) (0) 0 (0) 5 

25-30 72 159 2 0 2 7 

30-40 104 148 3 1 11 

40 • 50 109 155 1 4 11 9 

50-60 105 152 5 2 4 (16) 

60-70 112 148 2 0 14 / 

70-80 115 144 7 3 14 

80 -90 77 121 8 (16) (31) 

90 - 100 100 116 6 / / 

100 -120 93 113 3 / / 

120 • 250 76 106 7 / / 

250 · 500 75 8 / / 

500 und mehr (5\ 

Durchschnitt (gewichtet) 44 7 0 0 0 

-: weniger als 25 auswertbare Fälle;/: weniger als 50 auswertbare Fälle; ( ... ): weniger als 100 auswertbare Fälle. 

Quelle: Eigene Berechnungen. 
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Tabelle 7-14: Veränderung der durchschnittlichen Steuerzahlungen pro Haushalt durch die 
Senkung des Sparerfreibetrags im Vergleich zum Status quo - differenziert nach Hauhaltstyp 
und Bruttoeinkommensklasse 

Alle Haus- Allein- Allein- Ehepaare Ehepaare Sonstige 
stehende atehende halte ohne Kinder mit Kindern ohne Kinder mit Kindern Haushalte 

Bruttoeinkommensklasse 

in Tausend Euro in Euro oro Haushalt 

0 - 10 0 0 0 

10 - 15 1 1 0 0 0 

15 - 20 3 5 2 0 0 

20-25 7 17 6 0 1 

25-30 10 23 9 4 3 

30-40 19 33 17 23 12 7 

40-50 28 60 22 43 18 12 

50-60 34 73 (41) 55 24 18 

60-70 41 94 (42) 71 31 20 

70-80 46 98 79 35 33 

80-90 46 109 90 31 43 

90 - 100 55 I 11 1 38 (44) 

100 - 120 72 I 128 60 (47) 

120 - 250 98 159 89 (70) 

250 - 500 113 171 100 

500 und mehr (182) 

Durchschnitt (gewichtet) 24 4 6 9 2 

-: weniger als 25 auswertbare Fälle;/: weniger als 50 auswertbare Fälle;( ... ): weniger als 100 auswertbare Fälle. 

Quelle: Eigene Berechnungen. 

1 
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Tabelle 7-15: Veränderung der durchschnittlichen Steuerzahlungen pro Haushalt durch die 
Senkung des Sparerfreibetrags im Vergleich zum Status quo - differenziert nach sozialer Stel-
lung und Bruttoeinkommensklasse 

Arbeiter Nicht Er-
und Ange- Beamte Selbständige Rentner Pensionäre werbstätige Bruttoeinkommensklasse stellte 

in Tausend Euro in Euro oro Haushalt 

0 - 10 0 0 

10- 15 2 0 

15- 20 3 (16) 1 3 2 

20- 25 6 (16) (11) 10 (7) 3 

25-30 10 17 11 11 14 4 

30-40 19 30 20 16 42 11 

40 - 50 24 40 37 28 60 (19) 

50-60 30 44 37 30 78 (21) 

60-70 37 55 41 34 71 

70-80 45 47 31 55 69 

80-90 41 55 48 (66) (69) 

90-100 51 63 74 / / 

100-120 73 80 82 / / 

120 - 250 103 91 106 / / 

250 - 500 136 122 / / 

500 und mehr 1183\ 

Durchschnitt (gewichtet) 13 2 3 3 2 

-: weniger als 25 auswertbare Fälle;/: weniger als 50 auswertbare Fälle;( ... ): weniger als 100 auswertbare Fälle. 

Quelle: Eigene Berechnungen. 
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Tabelle 7-16: Sensitivitätsanalyse der Nachhaltigkeitsindikatoren bei alternativen Zins-
Wachstumskombinationen und verschiedenen Bevölkerungsszenarien vor und nach der Ein-

führung der nachgelagerten Besteuerung 

Zins und Indikator Bevölkerungsszenario 
Wachstum 

Variante 1 Variante 5 Variante 9 

vor nach vor nach vor nach 

Nachhaltigkeitslücke in 235,2 230,2 255,9 250,5 281,5 275,6 
Prozent des BIP 

Notwendige Abgaben- 15,0 14,6 14,8 14,4 15,0 14 ,6 
emöhung in Prozent 

9=1,0% Notwendige Transfer- 12,8 12,5 12,6 12,3 12,7 12,4 
r=3,0% senkung in Prozent 

Notwendige MwSt- 77,8 76,2 76,8 75,1 77,8 76,2 
Emöhung in Prozent 

Nachhaltiger MwSt-Satz 33,8 33,5 33,6 33,3 33,8 33,5 

Nachhaltigkeitslücke in 295,9 288,5 332,2 323,7 376,9 367,4 
Prozent des BIP 

Notwendige Abgaben- 15,3 14,9 15,1 14,7 15,4 14,9 
emöhung in Prozent 

g=l ,5% Notwendige Transfer- 12,9 12,6 12,7 12,4 12,9 12,6 
r=3,0% Senkung in Prozent 

Notwendige MwSt- 79,0 77,1 78,0 76,0 79,4 77,4 
Emöhung in Prozent 

Nachhaltiger MwSt-Satz 34,0 33,6 33,8 33,4 34,1 33,7 

Nachhaltigkeitslücke in 398,2 386,5 471 ,8 457,5 564,0 546 ,9 
Prozent des BIP 

Notwendige Abgaben- 15,6 15,1 15,4 14,9 15,9 15,3 
emöhung in Prozent 

9=2,0% Notwendige Transfer- 13, 1 12,7 12,9 12,5 13,2 12,8 
r=3,0% senkung in Prozent 

Notwendige MwSt- 80,2 77,8 79,2 76,8 81 ,4 79,0 
Ertiöhung in Prozent 

Nachhaltiger MwSt-Satz 34,2 33,8 34,0 33,6 34,5 34,0 

Nachhaltigkeitslücke in 297,0 289,6 333,6 325,0 378,8 369,1 
Prozent des BIP 

Notwendige Abgaben- 15,3 14,9 15,1 14,7 15,4 14,9 
emöhung in Prozent 

9=2,0% Notwendige Transfer- 12,9 12,6 12,7 12,4 12,9 12,6 
r=3,5% senkung in Prozent 

Notwendige MwSt- 79,1 77,1 78,0 76,0 79,4 77,4 
Ertiöhung in Prozent 

Nachhaltiger MwSt-Satz 34,0 33,6 33,8 33,4 34,1 33,7 

Quelle: Eigene Berechnungen. 



212 Anhang 

Abbildung 7-1 : Mehr- und Minderbelastung pro verbleibendem Lebensjahr (Annuität) durch die 
Erhöhung der Mehrwertstuer - Basisjahr 2004, r=3%, g=1 ,5% 
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